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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Civilſachen. 
1. 


Merhältnis der SS 134, 138 3668. zu dem Geſetz betr. 
Anfechtung von Rechtshandlungen anßerhalb des Kon⸗ 
kurſes. 

Für die Klin. war am 8. Juni 1907 der angebliche An⸗ 
ſpruch ihrer Mutter gegen deren Ehemann — den Bekln. — 
auf Herausgabe gewiſſer Wertpapiere gepfändet und der 
Klin. zur Einziehung überwieſen. Gegen die auf Herausgabe 
der Papiere gerichtete Klage hat Bekl. u. a. eingewendet: 
er habe am 27. Mai 1907 mit ſeiner Frau vereinbart, daß 
ihm die fraglichen Wertpapiere (zur Sicherheit für eine Dar⸗ 
lehensforderung) übereignet werden. Demgegenüber hat Klin. 
geltend gemacht: auf den Vertrag vom 27. Mai 1907 könne 
ſich Bekl. nicht berufen: er ſei als nur zum Schein abge⸗ 
ſchloſſen nichtig und ebenſo aus dem Grund, weil er gegen 
die guten Sitten und das Strafgeſetz (S8 288, 49 StGB.) 
verſtoße, ſofern es ſich nach der ganzen Sachlage offenficht- 
lich um einen ſkandalöſen Fall von Vollſtreckungsvereitlung 
handle. 

In den 

Gründen 
eines im Berufungsverfahren ergangenen Zwiſchenurteils iſt 
hierüber geſagt: 

Da die Klage ſich ausſchließlich auf den neun 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 1. 


2 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


und Ueberweiſungsbeſchluß des AG. R. ſtützt, kann Klin. mit 
ihr nicht den Vertrag vom 27. Mai 1907 auf Grund des 
Anf. Geſ. anfechten; denn ein ſolches Anfechtungsrecht ſtünde 
der Frau des Bekln., von der die Klin. ihr Klagrecht ab- 
leitet, nicht zu. 

| Dagegen kann Klin., jo gut wie die Frau des Bekln. 
dies könnte, die etwaige Nichtigkeit des Vertrags vom 
27. Mai 1907 geltend machen, alſo der Berufung des Be- 
kln. auf dieſen Vertrag mit der Erwiderung begegnen, der 
Vertrag begründe, weil nichtig, kein Recht des Bekln. Der 
Vertrag wäre nichtig, wenn er nur zum Schein abgeſchloſſen 
wäre (§ 117 BGB.), über die einſchlägigen Parteibehaup⸗ 
tungen iſt Beweis einzuziehen. 

Dagegen läßt ſich nicht ſagen, der Vertrag ſei gemäß 
88 134, 138 BGB. nichtig. Er mag gemäß 8 3 Ziff. 1 
Anf. Geſ. anfechtbar fein; ſoweit aber nur der Tatbeſtand 
dieſer Geſetzesbeſtimmung gegeben iſt, greifen die §§ 134, 
138 BGB. nicht Platz. Daß aber ein über 8 3 Ziff. 1 
Anf. Geſ. hinausgehender Tatbeſtand vorliegt, iſt nicht erficht- 
lich. Klin. weiſt darauf hin, daß das Verhalten des Bekln. 
und ſeiner Frau gegen § 288 StGB. verſtoßen habe; allein 
die hier mit Strafe bedrohte Handlung fällt eben in den 
Rahmen der in § 3 Ziff. 1 Anf. Geſ. für anfechtbar erklärten 
Rechtshandlungen. Wenn ſodann die von der Klin. heran⸗ 
gezogene Entſcheidung des RG.!) ausführt: ein lediglich 
dem Zweck der Schädigung der Gläubiger dienendes fidu⸗ 
ziariſches Geſchäft ſei, als gegen die guten Sitten verſtoßend, 
für nichtig zu erachten, ſo iſt darauf hinzuweiſen, daß, falls 
dem Bekl. wirklich die von ihm behaupteten Darlehensfor⸗ 
derungen gegen ſeine Frau bei Abſchluß des mehrerwähnten 
Vertrags zugeſtanden haben ſollten, der Vertrag ſich nicht 
als lediglich dem Zweck der Schädigung der Klin., ſon⸗ 
dern zugleich als der Befriedigung des Bekl. für ſeine For⸗ 
derung dienend anzuſehen wäre. 


) In JW. 1904 S. 500 ff. 
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Zwiſchen⸗Urt. des III. Zivilſenats v. 30. Juni 1908 in 
Sachen Schobeß gg. Ruoff. 


2. 
Umfang einer Vollmacht. 


Die in Frankfurt a. M. domizilierte Klägerin unterhielt 
in St. ein „Baubureau“, deſſen Leiter der Ingenieur W. 
war. Die Beklagte, eine Baufirma, erhielt von dieſem Bau⸗ 
bureau Angebote zu gewiſſen Arbeiten, die ſie an von ihr 
unternommenen Neubauten zu vergeben hatte. Nach erzielter 
Einigung fertigte W. über die beiden Geſchäfte ſchriftliche 
Verträge aus, die er namens der Klägerin unterzeichnete. 
Die Klägerin will zur Zeit des Abſchluſſes der Verträge ö 
hievon nichts gewußt haben. Unbeſtritten aber iſt, daß ſie 
das Baubureau zur Vornahme der Arbeiten anwies. Eine 
unmittelbare ſchriftliche Kundgebung der Klägerin an die 
Beklagte unterblieb. 

Auf ſchriftliche Aufforderung des W. leiſtete die Bekl. 
an dieſen zwei Abſchlagszahlungen von (zuſ.) 10 000 Mk. 
Gleich darauf wurde W. flüchtig, und zwar nach Behaup⸗ 
tung der Klin. mit Unterſchlagung des Geldes. Klin. will 
die an W. geleiſteten Zahlungen nicht gegen ſich gelten laſſen 
und klagte den Betrag von 10000 Mk., mit einer andern 
Reſtforderung aus dem Vertrag, ein. Die Klage wurde je⸗ 
doch bezüglich der 10000 Mk. abgewieſen. 

Gründe. 

Die Entſcheidung der ſtreitigen Frage, ob der Inge⸗ 
nieur W. von der Klin. Vollmacht hatte, die beiden Ab⸗ 
ſchlagszahlungen von der Belln. für die Klin. in Empfang 
zu nehmen, hängt nicht einzig und allein von den geſchäft⸗ 
lichen Anweiſungen ab, die W. von der Klin. erhalten hat. 
Maßgebend ſind vielmehr auch Verkehrsrückſichten und es iſt 
anerkannt, daß ein Geſchäftsherr, der es zuläßt, daß ſich ein 
Angeſtellter als ſein Handlungsbevollmächtigter beträgt, damit 
im Sinne des §S 54 HGB. dieſem Angeſtellten auch ohne 

* 
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Erteilung einer ausdrücklichen Vollmacht Ermächtigung zu 
allen Geſchäften und Rechtshandlungen erteilt, die die Vor⸗ 
nahme derartiger Geſchäfte, wie ſie dem Angeſtellten über⸗ 
tragen ſind, gewöhnlich mit ſich bringt ). Es kommt daher 
darauf an, ob die Klin. ihren Angeſtellten W. im Geſchäfts⸗ 
verkehr im allgemeinen und im Verkehr mit der Belln. im 
beſonderen dergeſtalt auftreten ließ, daß er als ihr Bevoll⸗ 
mächtigter, und zwar auch als ein zur Empfangnahme von 
Zahlungen ermächtigter Bevollmächtigter erſchien. 

Die Klin. meint, dem W. die Eigenſchaft eines Bevoll⸗ 
mächtigten in nach außen erkennbarer Weiſe ſchon dadurch 
abgeſprochen zu haben, daß ſie ihn nur ermächtigte, „i. A.“ 
für ſie zu zeichnen, demnach als ihr Beauftragter aufzutreten. 
Es iſt auch richtig, daß ein „Beauftragter“ nicht dasſelbe 
iſt wie ein „Bevollmächtigter“. Aber es iſt nicht richtig, daß 
ein Beauftragter nicht als ſolcher zugleich Bevollmächtigter 
ſein könne. Ob er Bevollmächtigter iſt, hängt von der Art 
des empfangenen Auftrags, nämlich davon ab, ob er ermäch⸗ 
tigt iſt, im Namen des Auftraggebers Willenserklärungen 
abzugeben ($ 164 BGB.), und ob Geſchäfte, mit deren Füh⸗ 
rung jemand beauftragt iſt, die Stellung eines Bevollmäch⸗ 
tigten in ſich ſchließen, entſcheidet ſich danach, ob es die Art 
dieſer Geſchäfte gewöhnlich mit ſich bringt, daß der Ge- 
ſchäftsführer Vollmacht haben muß. Ein Geſchäftsführer 
muß Vollmacht haben, wenn die bloße Uebermittlung von 
Willenserklärungen des Geſchäftsherrn nicht ausreicht, viel⸗ 
mehr Vertretung des Geſchäftsherrn auch in deſſen von Fall 
zu Fall zu faſſenden Willensentſchlüſſen vonnöten iſt. Ob 
letzteres erforderlich wird, hängt aber in der Hauptſache von 
der dem Geſchäftsführer eingeräumten Selbſtändigkeit in der 
Geſchäftsführung ab. Von derartiger rechtlicher Selbſtändig⸗ 
keit war nun nach den Darlegungen der Klin. über ihre 
Organiſation und ihre Geſchäftsanweiſungen an ihre Ange⸗ 
ſtellten bei W. keine Rede. Aber von außen geſehen, ent⸗ 


) Staub Anm. 5 zu $ 54 HGB.; RG. 1 S. 8; 65 S. 295 ff. 
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zogen ſich dieſe engen Schranken der Wahrnehmung eines 
Dritten, der mit der Klin. in Geſchäftsverbindung trat. An⸗ 
ſtatt ihren Angeſtellten, wie dies in der urſprünglichen Faj- 
ſung des Anſtellungsvertrags vorgeſehen war, anzuweiſen, 
daß er ſich in ſeinen Kundgebungen nach außen als Leiter 
eines bloßen, in St. befindlichen „Bureaus“, ſomit als tech⸗ 
niſchen Angeſtellten bezeichne, wies ſie ihn an, einfach als 
Beauftragter ihrer Firma unter Weglaſſung des Sitzes der⸗ 
ſelben zu zeichnen. Hiedurch erweckte ſie den Anſchein, daß 
W., ſoweit er ihre Geſchäfte ſelbſtändig führe, nicht bloß 
Auftrag, ſondern auch Vollmacht von ihr habe. Daß ein 
ſolcher für ſie nachteiliger Anſchein entſtehen konnte und 
mußte, erkennt die Klin. offenbar ſelbſt (wie näher ausge⸗ 
führt wird). 

Aber auch als „Bevollmächtigter“ konnte W. nach der 
ihm von der Klin. eingeräumten Stellung wohl bezeichnet 
werden. Denn daß er die ihm von der Klin. übertragene 
Geſchäftsaufgabe nicht ohne jede Vollmacht erfüllen konnte, 
muß die Klin. ſelbſt zugeben, iſt aber über deren Einräu⸗ 
mungen hinaus aus ſeiner ihm von der Klin. angewieſenen 
Stellung zu entnehmen. Die Klin. gibt ſelbſt zu, daß W. 
Poſtvollmacht von ihr hatte und haben mußte, und daß ſie 
ihm auch Vollmacht für den Scheckverkehr mit dem Bankhaus 
St. u. F. erteilte, das in ſeinem Schreiben an die Klin. vom 
8. Mai 1906 den W. als deren „hieſigen Vertreter“ be⸗ 
zeichnete. Aus den Ausführungen des Sachverſtändigen B. 
iſt aber weiter zu entnehmen, daß ſich eine Geſchäftsſtellung 
wie die dem W. übertragene ohne Erteilung einer Vollmacht 
nicht halten läßt. So läßt ſich denn auch die Einſtellung 
und Entlaſſung der für die Arbeiten eines Baubureaus er⸗ 
forderlichen Arbeiter, um die ſich die Klin. doch nicht wohl 
von ihrem Sitz Frankfurt aus auf ſchriftlichem Wege anneh⸗ 
men konnte, ohne entſprechende Bevollmächtigung des Bureau⸗ 
leiters nicht wohl denken. 

Aus der hienach erwieſenen Tatſache, daß W. Vollmacht 
von der Klin. im Sinne des § 54 HGB. hatte, iſt nun 
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allerdings über Inhalt und Umfang dieſer Vollmacht noch 
nichts feſtgeſtellt. Für dieſe Feſtſtellung fällt vor allem die 
Tatſache ins Gewicht, daß die Klin. mit der Bekln. Ge⸗ 
ſchäfte abgeſchloſſen hat, ohne ſelbſt durch ihre geſetzlichen 
Vertreter mit irgend einer an die Bekl. gerichteten Kundge⸗ 
bung hervorzutreten. Dem Leiter des St.er Bureaus wurde 
damit für die von dieſem Bureau beſorgten Geſchäfte nicht 
allein nach der techniſchen, ſondern ebenſoſehr nach der recht⸗ 
lichen Seite in den Augen derer, mit denen Geſchäfte ge- 
macht wurden, völlige Selbſtändigkeit eingeräumt. Die Ver⸗ 
handlung über die Geſchäfte wie deren Abſchluß war allein 
Sache des Ingenieurs W. Daß derſelbe, wie es die Klin. 
darſtellt, über die Tätigkeit eines bloßen Boten und Vermitt⸗ 
lers nicht hinausgehe, konnte die Bekl. bei dem Schweigen 
der geſetzlich zur Vertretung der Klin. berufenen Perſonen 
nicht erkennen und wäre ihr ſelbſt dann nicht erkennbar ge⸗ 
weſen, wenn es richtig ſein ſollte, daß in großen Geſchäfts⸗ 
betrieben bei Geſchäften von dem geringfügigen Umfang, um 
den es ſich im vorliegenden Fall handelt, vom Abſchluß 
ſchriftlicher Verträge regelmäßig abgeſehen wird. War aber 
die Bekl. bei Eingehung und Abwicklung ihrer Geſchäfte mit 
der Klin. nach der techniſchen wie nach der rechtsgeſchäftlichen 
Seite ausſchließlich auf den Verkehr mit deren am Platze 
befindlichem Bauleiter angewieſen, ſo galt auch für die zur 


Abwicklung der Geſchäfte gehörige Erfüllung der von der 


Bekln. übernommenen Verbindlichkeiten nichts anderes als 
für den ſonſtigen Geſchäftsverkehr der Parteien. Wie zu den 
ſonſtigen Geſchäften war W. angeſichts der ihm von der 
Klin. durch ihr Verhalten tatſächlich eingeräumten Stellung 
auch zur Empfangnahme der aus den Geſchäften von der 
Bekln. geſchuldeten Zahlungen ermächtigt. Für die Annahme 
des Gegenteils liegt kein Grund vor. Nachdem es die Bekl. 
infolge des Verhaltens der geſetzlichen Vertreter der Klin. 
bisher ausſchließlich mit dem Ingenieur W. zu tun gehabt 
hatte, lag für die Bekl. ein erkennbarer Anlaß, nunmehr mit 
Umgehung des W. die Klin. ſelbſt anzugehen, die bisher für 
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ſie unſichtbar geblieben war, nicht vor. Nicht zu billigen 
wäre es zwar, wenn die Bekl. der Meinung ſein ſollte, ſie 
habe ſich um die Perſon desjenigen, an den ſie zahle und 
um deſſen rechtliche Stellung nicht zu kümmern gehabt. Denn 
ihr Schuldverhältnis konnte nur dann erlöſchen, wenn die 
geſchuldete Leiſtung an die Gläubigerin bewirkt wurde ($ 362 
BGB.), und es war daher ihre Sache, dafür Sorge zu tra— 
gen, daß die von ihr geſchuldeten Zahlungen der Gläubigerin 
zukamen. Mit der Entrichtungen der Zahlungen an eine 
Perſon, die nach den Umſtänden des Falles zu deren Emp⸗ 
fangnahme von der Klin. ermächtigt war (§ 164 Abſ. 1 S. 1 
BGB.), war jedoch dieſer Fürſorgepflicht Genüge geleiſtet. 
Eine ſolche Perſon war der von der Klin. angeſtellte In⸗ 
genieur W. Denn es iſt zu beachten, daß es ſich um Zah⸗ 
lungen handelte, die nach den Ausführungen der Sachver— 
ſtändigen im Tiefbaugeſchäft üblicherweiſe zur Ermöglichung 
der auflaufenden Lohnzahlungen an die Arbeiter gemacht 
werden, und daß es fich nach der eigenen Darſtellung der 
Klin. um ein für ihre Verhältniſſe geringfügiges Geſchäft 
handelte. Irgend etwas Auffälliges, was die Bekl. hätte 
ſtutzig machen können, lag nicht vor. Da hienach die Bekl. 
durch die Auszahlung der geforderten 10000 Mk. an den 
Ingenieur W. von ihrer Schuld an die Klin. in dem ge⸗ 
zahlten Betrag befreit worden iſt, iſt die erhobene Klage zu 
dieſem Betrag nebſt Zinſen unbegründet. 

Urteil des V. Zivilſenats v. 22. Jan. 1909 in Sachen 

Hofacker gegen Aktiengeſellſchaft für Hoch⸗ und Tief⸗ 

bauten U. 724/08. 

(Die Reviſion gegen dieſe Entſcheidung iſt durch Urteil 
des Reichsgerichts III. Zivilſenat vom 11. Febr. 1910, Ak⸗ 
tenz. III 127/09, unter Billigung der Gründe des angefoch— 
tenen Urteils zurückgewieſen worden.) 


3. 
Zur Frage des Kanſalzuſammenhanges. 
1. Der 14 j. Kl. L. M. hat ſich beim Schießen mit 
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einer Piſtole einen Finger weggeſchoſſen. Er hat Erſatz ſei⸗ 
nes Schadens von der Bekln. verlangt, weil dieſe das Pul⸗ 
ver, mit dem die Piſtole geladen war, entgegen der geſetz⸗ 
lichen, ihr bekannten Vorſchrift in ihrem Laden dem J jähr. 
J. M. abgegeben hatte. Die Klage iſt im Berufungsverfahren 
abgewieſen worden. 

Aus den 

Gründen: 

Nach $ 26 Abſ. 1 Satz 1 der Min. Verf. betr. den Ver⸗ 
kehr mit Sprengſtoffen vom 16. Auguſt 1905 (Reg. Bl. 
S. 165 ff.) iſt „die Abgabe von Sprengſtoffen“ — wozu nach 
§ 2 Ziff. 1 auch Pulver gehört — „an Perſonen, von wel⸗ 
chen ein Mißbrauch derſelben zu beſorgen iſt, insbeſondere 
an Perſonen unter 16 Jahren verboten“. 

Dieſe Beſtimmung iſt ein „den Schutz eines Andern“ 
— der Allgemeinheit — „bezweckendes Geſetz“ i. S. des 
§ 823 Abſ. 2 BGB. Gegen dieſes Geſetz hat die bekl. Ehe⸗ 
frau verſtoßen, und zwar, wie die 3K. zutreffend ausgeführt 
hat, ſchuldhaft. Sie wäre daher dem Kl. für den ihm 
durch die Verletzung ſeines Körpers erwachſenen Schaden 
erſatzpflichtig, wenn zwiſchen dieſem Schaden — der Ver⸗ 
letzung des Körpers — und der Handlung der Belln. der er: 
forderliche urſächliche Zuſammenhang beſtünde. Das iſt aber 
nicht der Fall. 

Die bekl. Ehefrau hat allerdings dadurch, daß ſie das 
Pulver abgegeben hat, womit der verhängnisvolle Schuß ab⸗ 
gefeuert worden iſt, eine Bedingung des eingetretenen Unfalls 
geſetzt. Es genügt aber, um zwiſchen einer Handlung und 
einem Erfolg einen urſächlichen Zuſammenhang im recht⸗ 
lichen Sinn annehmen zu können, nicht, daß die Hand⸗ 
lung eine auch noch ſo entfernte Bedingung des Erfolgs ge— 
ſetzt hat. Die Herſteller des Pulvers und der Piſtole haben 
ohne Frage ebenfalls Bedingungen des in Rede ſtehenden 
Unfalls geſetzt; wenn aber der $ 823 BGB., wie vielfach 
befürwortet worden tft !), lauten würde: „Wer den Körper 


) Vgl. Dernburg, BR. Bd. II 1 8 25 J. 
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eines Andern widerrechtlich“ (alſo auch ohne Verſchulden) 
„verletzt, iſt ihm zum Erſatz des Schadens verpflichtet“, 
würde es trotzdem doch wohl niemand einfallen, den Ver⸗ 
fertiger des Pulvers und der Piſtole, womit die Körperver⸗ 
letzung herbeigeführt worden iſt, für ſchadenserſatzpflichtig zu 
erklären. Es hat auch im gegenwärtigen Fall anſcheinend 
niemand daran gedacht, die bekl. Ehefrau wegen fahrläſſiger 
Körperverletzung, begangen mit Uebertretung einer Gewerbs⸗ 
pflicht, anzuklagen: an einem Verſchulden derſelben 
hätte es (ſ. oben) nicht gefehlt: wohl aber an dem erforder⸗ 
lichen urſachlichen Zuſammenhang zwiſchen ihrer ſchuldhaften 
Handlung und der Verletzung des Körpers des Klägers. 
Denn ein urſachlicher Zuſammenhang im Rechtsſinn fehlt, 
„wenn der Schaden eine jenſeits aller Erfahrung und Be: 
rechnung liegende (rein zufällige) Folge der ſchuldhaften Hand⸗ 
lung“, „der Zuſammenhang zwiſchen beiden nur durch eine 
Verkettung mit andern, von der Pflichtverletzung unabhängi⸗ 
gen, in keiner Weiſe erkennbaren oder berechenbaren Um⸗ 
ſtänden begründet oder ſonſt ein ſo entfernter iſt, daß er 
nach der Auffaſſung des Lebens vernünftigerweiſe als ſolcher 
nicht mehr in Betracht gezogen werden kann“ ). So liegt 
die Sache aber auch im gegenwärtigen Fall, wo der Unfall 
des Kl. nach der Abgabe des Pulvers durch die bekl. Ehe⸗ 
frau noch dadurch vermittelt worden iſt, daß der Käufer des 
Pulvers dieſes einem Dritten gegeben, der Dritte es zum 
Laden einer heimlich an ſich gebrachten Piſtole verwendet 
hat und hiebei ſo ungeſchickt verfahren iſt, daß er ſich einen 
Finger abſchoß. (Weiter wird ausgeführt, daß die Klage 
auch aus dem Grund abzuweiſen ſei, weil Kl. den Unfall 
ganz überwiegend ſelbſt verſchuldet habe.) 

Urteil des III. Zivilſenats v. 14. Juni 1910 in Sachen 

Kling gegen Möck. 

2. Der Sohn des Klrs. iſt dadurch getötet worden, daß 

) RG. 72 nr. 78 S. 326—7, vgl. auch Württ J. 21 S. 154 und 
Urt. des III. Senats v. 25. Mai 1909 i. S. Südweſtdeutſche Holzberufs— 
genoſſenſchaft g. Pflüger u. Steinert. 
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dem Fuhrknecht des Bekln. beim Fahren eine mit Kohlen⸗ 
ſäure gefüllte Flaſche vom Wagen fiel, explodierte und ein 
Stück davon den Sohn des Klrs. traf. Der Bekl. iſt dem 
Klagantrag entſprechend zur Bezahlung der Koften der Be⸗ 
erdigung des Getöteten verurteilt worden. 

Aus den 

Gründen: 

Nur dann wäre der Anſpruch des Klrs. unbegründet, 
wenn der ſchließlich eingetretene Erfolg der Tötung des K. 
B. mit der ſchuldhaften Uebertretung des § 9 der Straßen⸗ 
polizeivorſchriften nicht mehr im Zuſammenhang ſtünde ). 
Der eingetretene tödliche Erfolg könnte auf die Pflichtver⸗ 
letzung des Bekln. als auf deſſen wirkende Urſache dann nicht 
mehr zurückgeführt werden, wenn jener Erfolg als eine jen⸗ 
ſeits aller Erfahrung und Berechnung liegende Folge des 
ſchuldhaften Verhaltens der Bekln. anzuſehen, der Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen beiden nur durch eine Verkettung mit anderen, 
von der Pflichtverletzung unabhängigen, in keiner Weiſe er⸗ 
kennbaren oder berechenbaren Umſtänden begründet wäre. In 
dieſer Richtung vermag nun der Bekl. für ſich anzuführen, 
daß nach dem überzeugenden Gutachten des Sachverſtändigen 
Dr. v. B. die Flaſche wohl nicht explodiert (und folgeweiſe 
K. B. nicht getötet worden) wäre, hätte nicht die Flaſche die 
von dem Sachverſtändigen gekennzeichnete verſchwächte Stelle 
am Hals aufzuweiſen gehabt, in deren Nähe der Bruch er— 
folgte. Dieſe verſchwächte Stelle war äußerlich nicht erkenn⸗ 
bar, und da die Flaſche erſt am 7. Mai 1907 zum letzten⸗ 
mal der vorgeſchriebenen regelmäßigen amtlichen Prüfung 
unterzogen und der Bekl. im Beſitz der hierüber ausgeſtellten 
amtlichen Beſcheinigung war, ſo war dieſes Glied in der 
Kette des urſächlichen Zuſammenhangs für den Bekl. aller⸗ 
dings wohl nicht vorherſehbar oder berechenbar. Aber daß 


1) Zu vgl. RGE. Bd. 72 nr. 78 insbeſ. S. 326/7 und den Angef., 
ferner die Entſcheidungen des erkennenden Senats vom 1. März 1910 
i. S. Steinhilber g. Martin und vom 14. Juni 1910 i. S. Kling g. 
Möck. 
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es auf dieſe Vorausſehbarkeit für ſich allein nicht ankommt, 
iſt ſchon oben!) dargelegt. Das hier in Rede ſtehende Er- 
fordernis des urſächlichen Zuſammenhangs iſt nach dem 
äußeren Ablauf der Verkettung von Wirkung und Urſache 
(objektiv) zu beurteilen, und das Berufungsgericht ift zu dem 
Ergebnis gelangt, daß im gegenwärtigen Falle der urſäch⸗ 
liche Zuſammenhang nicht als unterbrochen angeſehen werden 
kann. Unzweifelhaft iſt einerſeits die ungenügende Befeſtigung 
der Flaſchen auf dem Wagen die Urſache dafür, daß die 
Flaſche herunterfiel. Das Herunterfallen hat die Exploſion 
zur Folge gehabt, und durch die Exploſion wurde K. B. ge⸗ 
tötet. Nun hat zur Exploſion neben dem bloßen Herunter⸗ 
fallen die ſchwache Stelle der Flaſche mitgewirkt. Allein das 
Vorhandenſein einer ſolchen ſchwachen Stelle im Flaſchen⸗ 
körper kann, mag es auch im gegenwärtigen Fall für den 
Bekln. nicht wahrnehmbar geweſen ſein, im allgemeinen doch 
nicht als ein völlig ſelbſtändiger, mit dem übrigen Urſachen⸗ 
verlauf außer Zuſammenhang ſtehender Umſtand betrachtet 
werden. Vorab ſteht bekanntermaßen feſt, daß der Stoff, aus 
welchem die Flaſche beſtand, nämlich Eiſen, ab und zu in⸗ 
nere Undichtigkeiten aufweiſt, welche ein von niemanden vor— 
auszuſehendes Zuſammenbrechen des aus dem Eiſen herge⸗ 
ſtellten Gegenſtands herbeiführen können. Unvollkommen⸗ 
heiten der Flaſchenkörper, mögen ſie auf der ebenerwähnten 
Beſchaffenheit des Eiſens oder ähnlichen Urſachen, wie auf 
der minder zweckmäßigen Anordnung der Ausführung des 
Gewindes, herrühren und mögen ſie auch bei der regelmäßig 
wiederkehrenden amtlichen Prüfung der Flaſche verborgen 
bleiben können, ſind Gefahrquellen, mit denen bei Hand— 
habung der Kohlenſäureflaſchen immerhin gerechnet werden 
muß; ſie können alſo nicht als ſelbſtändige Urſachen eines 
Unglücks im Sinne einer Unterbrechung des urſächlichen Zu— 
ſammenhangs betrachtet werden; dies um ſo weniger, als, 
rein naturgeſetzlich betrachtet, die Kette des Zuſammenhangs 


1) In dem nicht abgedruckten Teil der Gründe. 
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eine vollkommen normale „adäquate“ war und nicht, wie bei 
den beiden oben angeführten Entſcheidungen des erkennenden 
Senats, die freie Handlung eines Menſchen in den Ablauf 
der Zuſammenhangsreihe eingegriffen hat. Demzufolge war 
auch der hierauf geſtützte Einwand des Bekln. zurückzu⸗ 
weiſen. 

Urteil des III. Zivilſenats v. 12. Juli 1910 in Sachen 

Käppler gegen Bechtle. 


4. 
Zur Auslegung des § 654 BGB. 


Der Zedent der Klin., H., hat mit O. W. vereinbart, daß 
ihm, wenn er den Verkauf des Anweſens des W., für das 
dieſer 58000 Mk. verlangte, vermittle, W. 1% des Kauf: 
preiſes als Proviſion bezahle. Er hat den Bekln. als Kaufs⸗ 
liebhaber ausfindig gemacht und mit ihm vereinbart, daß er 
vom Belln. für jedes 1000 Mk., das er von den geforderten 
58 000 Mk. wegbringe, 100 Mk. erhalte. Gegen die auf Be⸗ 
zahlung von 800 Mk. gerichtete Klage hat Bekl. eingewendet: 
dieſe Proviſionsforderung ſei gemäß SS 654, 138 BGB. un⸗ 
begründet. Es wurde nach der Klage erkannt. 
Gründe: 

Die beiden Geſichtspunkte, aus denen der Bekl. allein 
noch die Abweiſung des Klaganſpruchs bewirken zu können 
glaubt — Nichtigkeit des Proviſionsverſprechens wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten und Anfechtung desſelben wegen 
Argliſt — ſind nicht zutreffend. 

Daß der Zedent der Klin. H. beim Kaufsabſchluß als 
vertragsmäßiger Vermittler beider Teile je gegen Proviſion 
tätig war, iſt außer Zweifel. Der Streit darüber, ob dies 
im ganzen Umfang den Kaufskontrahenten ſchon bei Abſchluß 
des Kaufvertrags bekannt war, kann dahingeſtellt bleiben. 
Jedenfalls iſt nach den eigenen Ausführungen der Prozeß— 
parteien ſicher, daß Bekl. wußte, daß H. auch für den Ge⸗ 
genteil tätig ſei. 
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Eine Tätigkeit für beide Teile iſt aber dem Makler, ſo⸗ 
weit er als unparteiiſcher Mittelsmann auftritt), nicht ver- 
boten und bei Liegenſchaftskäufen üblich ). 

Dagegen iſt gemäß § 654 BGB. der Anſpruch des 
Maklers auf Belohnung dann ausgeſchloſſen, wenn er dem 
Inhalt des Vertrags zuwider für den andern Teil tätig ge: 
worden iſt. Liegen alſo, wie vorliegend, Maklerverträge mit 
beiden Parteien vor, ſo hat der den Proviſionsanſpruch be⸗ 
ſtreitende Auftraggeber (Bekl.) darzutun, daß die vom Makler 
für den Gegner (W.) entfaltete Tätigkeit als dem Inhalt des 
mit ihm abgeſchloſſenen Maklervertrags zuwiderlaufend er⸗ 
ſcheint ?). Hievon kann aber, da ja gerade die Herabdrückung 
des Kaufpreiſes im Sinne der mit dem Bekl. getroffenen 
Abmachung durch den Makler bewirkt worden iſt, keine Rede 
ſein. Aus dem erwähnten Inhalt des 8 654, wonach bei der 
Vertretung kollidierender Intereſſen nur der Anſpruch auf 
Maklerlohn ausgeſchloſſen, keineswegs die Nichtigkeit des 
Vertrags ausgeſprochen wird, erhellt aber weiter, daß das 
BGB. die Vertretung beider Teile durch den Makler, auch 
wenn ſie zum Nachteil des erſten Auftraggebers erfolgt, nicht 
als einen die Nichtigkeit des Vertrags bedingenden Verſtoß 
gegen die guten Sitten erachtet. Denn diesfalls wäre ange⸗ 
ſichts des § 138 BGB. die Beſtimmung des § 654 über: 
flüſſig bezw. wäre in letzterem die Nichtigkeit des Ab⸗ 
ſchluſſes von Maklerverträgen mit beiden Kontrahenten bei 
Intereſſenkolliſion feſtzuſtellen geweſen. 

Urteil des III. Zivilſenats v. 21. Mai 1910 in Sachen 

Jäger gegen Siber und Speiſer. 


5. 


Klage auf Eigentumsverſchaffung an der Kaufſache 
durch Beſeitigung eines auf ihr zugunſten eines Britten 


) S. RG. in Seuff A 56 nr. 24. 
2) S. Planck, Bem. 2 zu $ 654 BGB. 
3) S. Planck, Bem. 4 zu $ 654 BGB. 
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ruhenden Eigentums vorbehalts. — Koſtenpflicht bei Er⸗ 
ledigung der Hanptſache. 


Am 23. Nov. 1908 ſchloſſen die Parteien einen ſchrift⸗ 
lichen Vertrag, wodurch die bekln. Eheleute die dort in 8 1 
genannten Gegenſtände, darunter zwei Fuchspferde, an den 
Kläger um den Geſamtpreis von 2000 Mk. verkauften. Der 
Kaufpreis wurde bar bezahlt. Die Verkäufer blieben im Be⸗ 
fig der verkauften Sachen zufolge eines gleichzeitig geſchloſ— 
ſenen Mietvertrags, demzufolge ſie einen jährlichen Mietzins 
von 100 Mark zu zahlen hatten. Halbjährliche gegenſeitige 
Kündigung war zuläſſig, jedoch nicht vor dem 1. Jan. 1910. 

Wie nunmehr unbeſtritten iſt, hatte der bekl. Ehemann 
die beiden Fuchspferde am 29. Okt. 1908 von S. L. in C. 
durch Tauſch erworben, indem er ein ihm gehöriges Pferd 
hingab und ein Aufgeld von 750 Mk. zu zahlen ſich ver⸗ 
pflichtete, und es hatte S. L. ſich das Eigentum an den 
beiden Pferden vorbehalten bis zur vollſtändigen Zahlung 
des Aufgelds, das in drei gleichen Raten (von je 250 Mk.) 
am 1. Febr., 1. März und 1. April bezahlt werden ſollte. 

Ende April 1909 erhob der Kläger bei dem Landgericht 
Stuttgart Klage mit dem Antrag, daß die befln. Eheleute 
als Geſamtſchuldner zu verpflichten ſeien, dem Kläger das 
Eigentum an den zwei Fuchspferden zu verſchaffen. Er 
machte geltend, daß er zufolge des an den Pferden zugunſten 
des S. L. beſtehenden, beim Kaufabſchluß ihm unbekannt ge⸗ 
weſenen Eigentumsvorbehalts trotz der in dem Tauſchvertrag 
vorgeſehenen, aber nur durch Beſitzkonſtitut vollzogenen Ueber⸗ 
gabe nicht Eigentümer geworden ſei, und daß die Bekln. be⸗ 
hufs Erfüllung des Kaufvertrags ihm das Eigentum zu ver⸗ 
ſchaffen haben. 

Tatſächlich wurde S. L. zufolge einer von ihm mit dem 
Bekln. am 7. März 1909 getroffenen Uebereinkunft in der 
Weiſe befriedigt, daß am genannten Tag drei Wechſel über 
je 250 Mk., zahlbar am 10. April, 10. Mai und 10. Juni 
1909, von den Bekln. ausgeſtellt und je am Verfalltag von 
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ihnen auch bezahlt wurden. 

In der am 18. Sept. 1909 vor der Zivilkammer ſtatt⸗ 
gehabten mündlichen Verhandlung ſtellte der klägeriſche Ver⸗ 
treter den in der Klagſchrift enthaltenen Antrag; der bekl. 
Vertreter beantragte, die Klage abzuweiſen, indem er beſtritt, 
daß S. L. die Pferde unter Eigentumsvorbehalt abgegeben 
habe, und überdies geltend machte, das Aufgeld ſei an S. L. 
ganz bezahlt, nachdem die letzte Rate von 250 Mk. am 
10. Juni 1909 getilgt ſei. Der klägeriſche Vertreter hat ſich 
hierüber zunächſt mit Nichtwiſſen im Sinne des Beſtreitens 
erklärt, nach eingeholter telephoniſcher Erkundigung aber noch 
in demſelben Termin die erfolgte Zahlung des Aufgeldes zu⸗ 
gegeben. Der nunmehr ſeitens des Klägers erklärten Klagzu⸗ 
rücknahme hat der bekl. Anwalt widerſprochen. Klägeriſcher⸗ 
ſeits wurde nur noch der Antrag auf Koſtenzuſcheidung an 
die Bekln. geſtellt, beklagtiſcherſeits dagegen wurde auf dem 
Geſuch, die Klage koſtenfällig abzuweiſen, beharrt. 

Gegen das die Klage mit Koſtenlaſt des Klägers ab⸗ 
weiſende Urteil richtete ſich die Berufung des Klägers mit 
dem Geſuch, unter Abänderung des Urteils I. Inſtanz für 
Recht zu erkennen: 

(der Antrag der Belln. auf eine Entſcheidung in der 
Hauptſache wird abgewieſen), der Rechtsſtreit wird in der 
Hauptſache für erledigt erklärt, die Bekln. haben die Koſten 
beider Inſtanzen zu tragen. 

Dieſem Antrag wurde — unter Weglaſſung der einge⸗ 
klammerten Worte — entſprochen. 

Gründe. ! 

Selbſt wenn man der in II. Inſtanz aufgeftellten Be⸗ 
hauptung der Belln., Klr. habe beim Kauf von dem Eigen⸗ 
tumsvorbehalt des S. L. Kenntnis gehabt, Glauben ſchenken 
und hieraus die Folgerung ziehen wollte, der Klr. ſei nach 
dem Sinn des mit den Bekln. geſchloſſenen Vertrags nicht 
berechtigt geweſen, vor dem Ablauf der für den Eigentums⸗ 
vorbehalt maßgebenden Friſt Eigentumsverſchaffung ($ 433 
Abſ. 1 BGB.) zu verlangen, jo kommt doch im vorliegenden 
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Fall in Betracht, daß nach der Abrede zwiſchen dem bekln. 
Ehemann und S. L., wie ſie zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
zwiſchen den Parteien (23. Nov. 1908) noch fortbeſtand, der 
Eigentumsvorbehalt des S. L. am 1. April 1909 beendigt 
ſein ſollte. Denn nach dem mündlichen Vorbringen der Bekln. 
in dieſer Inſtanz hat die Vereinbarung zwiſchen dem bekln. 
Ehemann und S. L., wodurch die in dem zwiſchen ihnen 
geſchloſſenen Vertrag (vom 29. Okt. 1908) vereinbarten, mit 
dem 1. April 1909 endigenden Zahlungsfriſten abgeändert 
und hinausgeſchoben wurden, erſt am 7. März 1909 ſtatt⸗ 
gefunden. Es kann alſo bei unterſtellter Kenntnis des Klrs. 
von dem Inhalt des Vertrags vom 28. Okt. 1908 ſeine 
Bindung nicht weiter reichen, als daß er verpflichtet war, 
mit dem Verlangen auf Eigentumsverſchaffung bis zum 
1. April 1909 ſich zu gedulden; dagegen konnte dem Klr. 
eine nachträglich zwiſchen den Bekln. und dem S. L. beredete, 
ihm nicht einmal bekannt gegebene Vereinbarung, wodurch 
die Zahlungsziele hinſichtlich des von den Bekln. an S. L. 
zu zahlenden Aufgelds hinausgeſchoben wurden, nicht zum 
Schaden gereichen, weil hiedurch an dem im gedachten Fall 
beſtehenden Anſpruch des Klrs., ſpäteſtens am 1. April 1909 
— durch Befriedigung des S. L. ſeitens der Bekln. — Eigen⸗ 
tümer der Pferde zu werden, nichts geändert werden konnte. 
Wußte der Klr. beim Kaufsabſchluß von dem zugunſten des 
S. L. beſtehenden Eigentums vorbehalt nichts, jo war fein 
Anſpruch auf Eigentumsverſchaffung ſchon vom Tage des 
Kaufabſchluſſes ab begründet. 

Eigentümer der Pferde war der Klr. zur Zeit der Klag⸗ 
erhebung (Ende April 1909) nicht. Denn auch wenn er ſich 
hinſichtlich des Eigentumsvorbehalts des S. L. in gutem 
Glauben befand — wenn er alſo dieſen Vorbehalt ohne Ver⸗ 
ſchulden nicht kannte —, war der gemäß dem Vertrag vom 
23. Nov. 1908 mittelſt Beſitzkonſtituts erfolgte Erwerb des 
(mittelbaren) Beſitzes nicht geeignet, Eigentum des Klrs. zu 
begründen; denn in den Fällen des 8 933 BGB., um deſſen 
Anwendung es ſich in dem erwähnten Falle handeln würde, 
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iſt zum Erwerb des Eigentums nur die wirkliche unmittel⸗ 
bare Inbeſitznahme geeignet!); eine ſolche Inbeſitznahme 
hatte aber nicht ſtattgefunden, ſollte vielmehr nach dem In⸗ 
halt des Vertrags vom 23. Nov. 1908 vor dem 1. Jan. 
1910, bis wohin die Kündigung des Mietsvertrags ausge⸗ 
ſchloſſen war, ausgeſchloſſen ſein. 

Die auf Eigentumsverſchaffung gerichtete Klage war, 
wie ſich aus dieſen Ausführungen ergibt, zur Zeit ihrer Er⸗ 
hebung begründet. Der vom Klr. mit der Klage be- 
zweckte Erfolg der Eigentumsverſchaffung iſt während der 
Anhängigkeit des Rechtsſtreits in I. Inſtanz durch eigene 
Handlungen der Belln. eingetreten, nämlich durch Einlöſung 
der von S. L. auf ſie bezogenen Wechſel, von denen der 
letzte am 10. Juni 1909 fällig wurde und an dieſem Termin 
bezahlt worden iſt. Dadurch wurde der Eigentumsvorbehalt 
des S. L. in Wegfall, das Eigentum des Klrs. zur Ent⸗ 
ſtehung gebracht. Zufolge dieſer Ereigniſſe hatte der Rechts⸗ 
ſtreit zur Befriedigung des kläg. zur Zeit der Klageerhebung 
begründeten Anſpruchs geführt. Eine Klagezurücknahme 
konnte in dieſem Falle nicht die Koſtenpflicht des Klrs., ſie 
mußte vielmehr notwendig die Koſtenpflicht der Bekln. als 
der im Sinne des § 91 ZPO. unterliegenden Partei nach 
ſich ziehen ). 

Formell konnte nun allerdings der Klr., nachdem einmal 
zur Sache verhandelt war, die Klage ohne Einwilligung der 
Bekln. nicht zurücknehmen (8 271 Abſ. 1 ZPO.). Allein da 
durch den Eintritt des kläg. Eigentums zufolge des Wegfalls 
des L.ſchen Eigentumsvorbehalts der Rechtsſtreit zur Haupt⸗ 
ſache erledigt war, konnte andererſeits ſeitens der Bekln. 
ein Klagabweiſungsantrag mit Erfolg nicht mehr geſtellt 
werden. Die Zivilkammer durfte einem ſolchen Antrag nicht 
ſtattgeben, weil damit ein Unterliegen des Klä⸗ 
gers zur Hauptſache ausgeſprochen wurde, während dieſer 

1) Vgl. Staudinger, Kommentar 3./4. Auflage Anm. 1 zu 
8 933. 
) S. Württ J. 21 S. 30. 31. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 1. 2 
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in Wirklichkeit eine objektiv begründete Klage erhoben und 
den mit der Klage verfolgten Zweck zufolge der durch die 
Zahlung der Bekln. an S. L. erfolgten, der Befriedigung 
des Klaganſpruchs gleichſtehenden Eigentumsverſchaffung tat⸗ 
ſächlich erreicht hatte. Damit aber hatte der Klr. im Prozeß 
obgeſiegt, und wenn die bekl. Partei auf einer Entſchei⸗ 
dung zur Hauptſache beharrte, konnte dieſem Begehren nur 
in einer Form ſtattgegeben werden, in welcher der auf Klag⸗ 
abweiſung gerichtete Antrag als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen und der Obſieg des Klägers zur Hauptſache 
feſtgeſtellt wurde. Als ſolche Form bietet ſich der, in die ſe m 
Falle als Sachentſcheidung erſcheinende, Ausſpruch 
dar, daß der Rechtsſtreit zur Hauptſache erledigt ſei )). 
Dieſer der prozeſſualen Sachlage entſprechende Ausſpruch war 
nunmehr auf die Berufung des durch die Klagabweiſung 
beſchwerten Klrs. fo wie geſchehen zu erlaſſen. Da, wie er— 
wähnt, dieſer Ausſpruch, der an die Stelle der von der 
Zivilkammer erlaſſenen Sachentſcheidung tritt, ebenfalls als 
Sachentſcheidung zu ergehen hatte, kann an der Zuläſſigkeit 
der Berufung kein Zweifel beſtehen ). 

Die geſamte Koſtenlaſt trifft nach SS 91, 100 ZPO. 
die Bekln. | 

Urteil des I. Zivilſenats v. 23. Febr. 1910 in Sachen 

Müller gegen Veigel. U. 874/09. 


6. 


Kenützung eines Fahrrads durch einen Ausläufer als 
„Verrichtung“, zu der er von dem Geſchüftsherrn „be⸗ 
ſtellt“ if (S 831 363.). 


Der Hausburſche und Ausläufer Sch. hatte, als er mit 
ſeinem Fahrrad zu Geſchäftsbeſorgungen ausfuhr, den Klr. 
zu Fall gebracht und dadurch körperlich verletzt. Der Prin⸗ 


1) Vgl. Recht 1908 S. 1291, 1292. 
2) Vgl. RG. in JW. 1910 S. 151 Nr. 18. 
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zipal des Sch. wurde zu Schadenerſatz verurteilt. 
Aus den 
Gründen: 

Der Bekl. hat für den Schaden, welchen Sch. hienach 
dem Klr. widerrechtlich zugefügt hat, nach 8831 BGB. nur 
einzuſtehen, wenn Sch. dem Klr. den Schaden in Aus füh⸗ 
rung einer Verrichtung, zu welcher er vom 
Bekln. beſtellt war, zugefügt hat. Daß dies zutreffe, 
möchte vielleicht zu verneinen ſein, wenn Sch. zu der (ihm 
als Hausburſchen und Ausläufer obliegenden) geſchäftlichen 
Beſorgung, bei deren Erledigung er den Klr. umfuhr, ſich 
wirklich eigenmächtig und gegen den Willen 
des Bekln. des Fahrrads bedient hätte. Davon kann aber 
nach der Sachlage, wie ſie ſich nach dem Ergebnis der Ver⸗ 
handlung und der Beweisaufnahme in J. Inſtanz darſtellt, 
offenbar keine Rede ſein. Es mag ſein, daß der Bekl. bei 
der Anſtellung des Sch. noch nicht daran gedacht hat, 
ihn geſchäftliche Beſorgungen mit dem Fahrrad ausführen 
zu laſſen. Es mag auch ſein, daß gerade am fraglichen Tag 
die Verwendung des Fahrrads ohne ſein Wiſſen er⸗ 
folgt iſt, und daß er nach dem Unfall dem Sch. wegen der 
Benützung des Fahrrads Vorwürfe gemacht hat. Darüber 
aber kann jedenfalls nicht der mindeſte Zweifel beſtehen, daß 
der Bekl., wenn er den Sch. je nicht ausdrücklich ange 
wieſen haben ſollte, ſich zu ſeinen Beſorgungen des Fahr⸗ 
rads zu bedienen, es doch ſchon bald nach der Anſtellung 
des Sch. und bis zum Tag des Unfalls des Klrs. fortge⸗ 
ſetzt wiſſentlich geduldet hat, daß Sch. zu ſeinen 
Beſorgungen mit dem Rad ausfuhr. Das geht aus den Be⸗ 
kundungen der Frau des Belln. und namentlich auch aus 
den Einräumungen des Bekln. über die Unterredung, die er 
etwa 8 Tage nach der Anſtellung des Sch. mit dieſem wegen 
der Benützung des Rads gehabt haben will, klar hervor. 
Daß es ſich bei der fraglichen Unterredung nicht lediglich um 
die Erteilung der Erlaubnis an Sch. gehandelt haben kann, 
bloße Spazier fahrten mit dem Rad zu machen, iſt ſelbſt⸗ 

2 * 
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verſtändlich, denn eine ſolche Erlaubnis hätte Bekl. dem erſt 
8 Tage zuvor eingeſtellten, ihm vorher völlig unbekannten 
Hausburſchen natürlich um ſo weniger gegeben, als es ihm 
— ſeiner Aeußerung zufolge — überhaupt „lieber geweſen“ 
wäre, wenn Sch. das Rad nicht benützt hätte. Bezog ſich 
aber die Erteilung der Erlaubnis, wie insbeſondere aus der 
ſpäter eingehaltenen tatſächlichen Uebung zu folgern iſt, auf 
die Ausführung geſchäftlicher Fahrten, jo waren natür⸗ 
lich die Bemerkungen, mit welchen der Bekl. die Erteilung 
der Erlaubnis begleitet haben will und welche dahin gegangen 
ſein ſolle, daß er dem Sch. keine Radfahrkarte gebe, daß es 
ihm lieber wäre, wenn Sch. nicht mit dem Rad fahren würde, 
und daß, wenn er doch fahre, dies ſein Vergnügen ſei und 
den Bekl. nichts angehe, rechtlich vollſtändig unerheblich. 
Kraft der ihm erteilten allgemeinen Erlaubnis durfte Sch. 
auch zu der hier in Rede ſtehenden Ausfahrt das Rad be⸗ 
nützen. Die Ausfahrt und die mittelſt derſelben zu erledi⸗ 
gende Beſorgung fiel in den allgemeinen Kreis der Verrich⸗ 
tungen, zu welchem Sch. vom Bekln. beſtellt war. Eben 
weil die Fortbewegung des Fahrrads (durch welche der 
Schaden verurſacht wurde) mit in den Kreis der Maßnah⸗ 
men fällt, welche bei Berückſichtigung der von Sch. mit 
Wiſſen des Bekln. eingehaltenen tatſächlichen Uebung die 
Ausführung der dem Sch. übertragenen Verrichtungen dar⸗ 
ſtellen, iſt die Schädigung von Sch. auch nicht etwa bloß 
bei Gelegenheit der ihm übertragenen Verrichtungen 
herbeigeführt, ſondern — wie das Geſetz es verlangt — in 
Ausführung der Verrichtungen. Ob die Benützung des 
Fahrrads dem Sch. beſonders aufgetragen war, iſt hie⸗ 
bei nebenſächlich !). 

Urteil des I. Zivilſenats v. 27. Mai 1910. U. 982/09. 


| 7. f 
Beſteht der Erſatzanſpruch des Tierhalters auf valle 
Schadloshaltung gegenüber dem ans unerlaubter Hand⸗ 


1) Vgl. JW. v. 1909 S. 360 nr. 3. 
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lung Mitverpflichteten nach §S 840 Abſ. 3 86B. auch 

in dem Fall, wenn der Tierhalter dem Verletzten ge⸗ 

genüber noch aus einem andern Rechtsgrund als dem 

Tierſchaden haftet? — Bulälfigkeit eines andern als 

des hülftigen Berteilungsmaßſtabs nach § 426 Abſ. 1 
BGB. 


Der Stadtſchultheiß R. von J. fuhr am 27. März 1903 
in einem dem Klr. gehörigen und von deſſen Knecht Kr. 
geleiteten Mietfuhrwerk bei der Station Rot am See über 
eine dort die Eiſenbahnlinie überſetzende Brücke, als das 
Pferd zufolge Herannahens eines Eiſenbahnzugs ſcheute und 
durchging. Der Wagen wurde umgeworfen und R. erlitt er⸗ 
hebliche Verletzungen. 

In einem Vorprozeß wurden der jetzige Klr. und der 
Eiſenbahnfiskus von dem Verletzten R. auf Schadenerſatz in 
Anſpruch genommen. Dieſer Rechtsſtreit endete mit einem 
am 2. Jan. 1907 geſchloſſenen Vergleich, wonach die beiden 
damaligen Bekl. den R. je zur Hälfte zu entſchädigen hatten; 
ſie behielten ſich jedoch unter ſich die gegenſeitigen Regreß⸗ 
anſprüche vor. Auf Grund dieſes Vorbehalts klagte im 
gegenwärtigen Prozeß der Klr. die von ihm behufs Befrie⸗ 
digung des Verletzten bezahlten Summen gegen den Eiſen⸗ 
bahnfiskus ein. Er wurde jedoch abgewieſen. 

Aus den 

Gründen: 

Der von der Zivilkammer in rechtlicher Beziehung ein⸗ 
SEHOMMIENE Standpunft ift zu billigen. 

Im Sinne des § 840 Abſ. 3 BGB. iſt die Haftung 
aus dem Reichshaftpflichtgeſetz den unerlaubten Handlungen 
gleichzuſetzen ), und es müßte dies im vorliegenden Fall zu: 
nächſt dahin führen, daß der Klr. (von beſonderen 
Gründen abgeſehen) von dem Bekln. auf Grund des Geſetzes 
und des in dem Vergleich vom 2. Jan. 1907 gemachten 
Vorbehalts den Erſatz deſſen, was er (Klr.) als Tierhalter 


) RG. 53 S. 114. 
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an R. bezahlt hat, beanſpruchen könnte. 

Dem Belln. ſteht nun aber, um feine Haftung aus 
§ 840 Abſ. 3 BGB. abzuwenden, die Geltendmachung des 
Einwands offen, der Klr. hafte dem Verletzten R. nicht nur 
als Tierhalter, ſondern auch aus andern rechtlichen Gründen. 
Denn wenn dies richtig iſt, jo trifft die Regel des 8 840 
Abſ. 3 BGB., welche ihrem Sinn nach vorausſetzt, daß der 
Regreßnehmende nur unter dem rechtlichen Geſichtspunkt 
der Tierhaltung verpflichtet iſt, nicht mehr zu. Dann muß 
vielmehr die in §S 426 Abſ. 1 BGB. aufgeſtellte allgemeine 
Regel Anwendung finden, daß Geſamtſchuldner zur gemein⸗ 
ſamen Begleichung der gegen ſie beſtehenden Anſprüche, 
und zwar im Zweifel zu gleichen Anteilen (Satz 1 daſ.), ver⸗ 
pflichtet ſind. Gelänge alſo im vorliegenden Fall dem Bekln. 
der Nachweis, daß dem R. gegenüber der Kläger nicht aus⸗ 
ſchließlich als Tierhalter verpflichtet iſt, ſondern daß noch 
ein anderer ſeine Haftung begründender geſetzlicher Grund 
beſteht, ſo müßte dies bei Anwendung der in § 426 Abſ. 1 
BGB. feſtgeſtellten Regel dahin führen, daß der Kläger die 
Hälfte des Schadens, alſo gerade denjenigen Betrag, den 
er jetzt von dem Beklagten erſetzt verlangt, endgültig auf 
ſich ſelbſt zu leiden hätte und alſo mit der Klage abzu⸗ 
weiſen wäre. 

Als ſolche neben der Tierſchadenshaftung beſtehende 
anderweite Erſatzpflicht kommt im vorliegenden Fall der An⸗ 
ſpruch aus dem zwiſchen R. und dem jetzigen Kläger abge⸗ 
ſchloſſenen Beförderungsvertrag in Betracht. Innerhalb 
dieſes Vertragsverhältniſſes erſtreckt ſich die Haftung des 
Klägers gegenüber dem R. auch auf eine dem Kutſcher Kr. 
etwa zur Laſt fallende Fahrläſſigkeit (BGB. § 278). Würde 
ein Verſchulden ſei es des Klägers ſei es des Kr. erwieſen, 
ſo könnte — wie oben dargelegt — für das zwiſchen dem 
Kläger und dem Beklagten beſtehende Regreßverhältnis nicht 
die Vorſchrift des 8 840 Abſ. 3 zur Anwendung kommen, 
vielmehr würde dann zwiſchen ihnen beiden ein gewöhnliches 
Geſamtſchuldverhältnis nach $ 421 BGB. beſtehen, demzu⸗ 
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folge beiden in ihrem innern Verhältnis zu einander die in 
§ 426 Abſ. 1 BGB. beſtehende Pflicht zur gemeinſamen 
Ausgleichung des Schadens, und zwar ſoweit die in § 426 
Abſ. 1 Satz 1 aufgeſtellte Regel zur Anwendung käme, zu 
gleichen Teilen, obliegen würde. Dies würde zur Abweiſung 
der Klage führen. 

Das Berufungsgericht ſieht nun als erwieſen an, daß 
der Kutſcher Kr. bei dem Unfall vom 27. März 1903 fahr⸗ 
läſſig gehandelt hat. Wenn ſchon das Pferd im allgemeinen 
gutartig, auch an die Eiſenbahn gewöhnt und bei normalen 
Verhältniſſen in der Nähe der Bahn ruhig war, fo han— 
delte es ſich doch im vorliegenden Fall, wo der Bahnkörper 
auf einer Brücke zu überſchreiten war und in außergewöhn⸗ 
licher Weiſe von unten her Dampf und Geräuſch gegen die 
Straße und gegen die Brücke eindringen konnte, gerade für 
Kr., der es mit einem temperamentvollen Pferd zu tun hatte 
und der in Ermangelung eines Kutſcherbocks in höchſt un⸗ 
ſicherer Weiſe auf dem Vorderteil der Chaiſe ſaß, um be⸗ 
ſonders ſchwierige Verhältniſſe. Dies war auch dem Kr. 
wie aus ſeiner Vernehmung erhellt, wohl bewußt. Denn er 
ſagte aus: „wenn er beſtimmt gewußt hätte, daß der Zug 
jetzt komme ſo hätte er angehalten; denn dies habe er ſich 
ſchon gedacht, daß, wenn das Pferd unmittelbar an der Bahn 
ſei und der Zug vorbeikomme, dies gefährlich fein könne.“ 
Es war unter dieſen Umſtänden ſeine Pflicht, im Intereſſe 
ſeiner Fahrgäſte ganz beſondere Sorgfalt walten zu laſſen 
und ſein Verhalten in jeder Beziehung ſo einzurichten, daß 
kein Unfall geſchehen konnte. Kr. hat es nun aber an der 
nötigen Vorſicht fehlen laſſen, indem er in ſorgloſer Weiſe 
darauflosfuhr, obwohl er bei genügender Aufmerkſamkeit 
ſchon oben an der Abzweigung des Feldwegs der Tat⸗ 
ſache, daß der Zug in die Station einfuhr, ebenſogut 
hätte gewahr werden müſſen, wie R., der ihn ſchon an 
dieſer Stelle ausdrücklich auf den Zug aufmerkſam machte. 
Ob Kr. den Zuruf des R., Obacht zu geben, gehört hat, 
iſt nebenſächlich; denn ſollte er auch dieſe Warnung 
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überhört haben, jo hätte er doch, wenn er der "Pflicht, 
ſeine Aufmerkſamkeit den Vorgängen auf der Bahn zu⸗ 
zuwenden, erfüllt hätte, das Einfahren des Zugs ebenfo- 
gut wie R. ſchon dort oben bemerken müſſen. Nach den 
örtlichen Verhältniſſen wäre es unter dieſer Vorausſetzung 
ſehr wohl möglich geweſen, die Fahrt rechtzeitig zu verlang⸗ 
ſamen und ſo den Erfolg einer zu großen Annäherung an 
die Bahn in dem gefährlichen Moment der Durchfahrt des 
Zugs zu vermeiden. Statt deſſen hatte Kr. zufolge ſeines 
ſorgloſen Zufahrens bei Annäherung des Zugs ſich der 
Bahnlinie ſchon zu ſehr genähert, als daß es ihm, zumal 
bei Unterlaſſung jeder gebotenen Gegenmaßregel, namentlich 
des ſtraffen Anziehens der Zügel und des Zuſammennehmens 
des Pferds, noch gelingen konnte, mit dem Gefährt ſo weit 
von der Bahn ſich entfernt zu halten, daß die Einwirkung 
des Dampfs und des Geräuſchs auf das Pferd nur in einem 
geringeren und ein eigentliches Durchgehen nicht veranlaſſen⸗ 
den Maß ſich geltend gemacht hätte. Es iſt ja auch nach 
den durch die Ergebniſſe des Augenſcheins glaubhaft gemach⸗ 
ten Angaben des Kr. das „Aufpacken“ des Pferdes erſt in 
dem Augenblick erfolgt, als in unmittelbarer Nähe der Brücke 
das Geräuſch und der Rauch von unten her in ſtärkſter 
Weiſe ſich bemerklich machen und auf das Pferd eindringen 
konnten. 

Iſt hienach ein Verſchulden des Kr. erwieſen, ſo hat 
dies nach dem oben Ausgeführten die Klageabweiſung zur 
Folge. 

Der Senat hatte aber bei der Entſcheidung des Falles 
noch eine weitere Frage in Erwägung zu ziehen. 

Durch die Vorſchrift des 8 426 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
iſt es nicht ausgeſchloſſen, die Haftung mehrerer Geſamt⸗ 
ſchuldner je nach der Höhe des Verſchuldens und der Ver⸗ 
urſachung in anderer Weiſe als zu gleichen Teilen zu 
regeln. Der erwähnte Satz 1 kann nur auf den Durchſchnitt 
der möglichen Fälle bezogen werden; es ſollte eine Vorſchrift 
getroffen werden, welche unverkennbar Verwandtſchaft hat 
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mit dem § 706 Abſ. 1 BGB., wonach die gleich hohe Bei⸗ 
tragspflicht der Geſellſchafter „in Ermanglung einer anderen 
Vereinbarung“ eintritt. Der Wortlaut der hier in Betracht 
kommenden Geſetzesſtelle läßt zwar einen anderweiten Ver⸗ 
teilungsmaßſtab nicht ausdrücklich zu, verbietet ihn aber auch 
nicht, und je nach den Umſtänden des einzelnen Falles kann 
die ungleiche Belaſtung der mehreren Geſamtſchuldner mit 
gebieteriſcher Notwendigkeit durch die Sachlage erfordert ſein. 
So iſt auch in RGZ. 61 S. 64 die Möglichkeit, bei 
zuſammentreffender Haftung mehrerer haftpflichtigen Eiſen⸗ 
bahnen diejenige Bahngeſellſchaft, deren Verſchuldung über⸗ 
wiegt, als allein haftbar zu erklären, angedeutet und in 
einem Urteil vom 18. Februar 1909) hat der II. Zivilſenat 
des jetzt erkennenden Gerichts?) ſich ebenfalls auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß die mehreren Geſamtſchuldner nach Lage 
des Einzelfalls in dem Maß zum Erſatz herangezogen werden 
können, das ihrer beiderſeitigen Verſchuldung und der beider⸗ 
ſeitigen Verurſachung entſpricht. 

Allein auch von dieſem Standpunkt aus iſt nach den 
nun völlig aufgeklärten Umſtänden des vorliegenden Falles 
zu einem von der geſetzlichen Regel des § 426 Abſ. 1 Satz 1 
BGB. abweichenden Ergebnis nicht zu gelangen. Wird die 
auf Seiten des Klägers als des einen Geſamtſchuldners be⸗ 
ſtehende (nach §S 278 BGB. auch die Handlung feines Knecht 
umfaſſende) Verſchuldung im Vergleich gefetzt zu der von 
Seiten des bekl. Fiskus zu vertretende Betriebsgefahr), jo 
halten ſich beide Momente annähernd das Gleichgewicht. Ein 
Ueberwiegen der Betriebsgefahr läßt ſich im vorliegenden 
Fall nach den örtlichen Verhältniſſen in Verbindung mit der 
Art, wie der Vorfall ſich tatſächlich abſpielte, nicht feſtſtellen. 
Vielmehr war die Betriebsgefahr gerade nur eine ſolche, 
deren Wirkung bei genügender Achtſamkeit des Kutſchers Kr. 
ſich vollſtändig hätte ausgleichen und unſchädlich machen 

1) Württ. Zeitſchr. für Rechtspfl. und Verwaltung Bd. 2 S. 272. 


2) Unter Bezugnahme auf Dern burg, Bürgerl. Recht II 1 8 163 IV. 
3) Vgl. hiezu RG. 56, 154. 
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laſſen. Eine beſonders hohe Betriebsgefahr iſt, wenn man 
die Geſamtheit der in Betracht kommenden objektiven Um⸗ 
ſtände betrachtet, durch die Oertlichkeit nicht bedingt. In 
manchen Beziehungen, namentlich hinſichtlich des großenteils 
durch die Böſchungen verdeckten Vorbeikommens der fahren⸗ 
den Züge, beſtehen vielmehr gerade günſtige Verhältniſſe, die 
der Kutſcher Kr. bei richtiger Einteilung ſeiner Fahrt aus⸗ 
zunutzen wohl in der Lage geweſen wäre. 

Es bleibt hienach bei der Regel des § 426 Abſ. 1 Satz 1 
des BGB. mit dem Erfolg der Klagabweiſung. 


Urt. des I. Zivilſenats vom 17. Dez. 1909 in Sachen 


Wirth gegen Eiſenbahnfiskus. U. 387/09. 


8. 


Anſpruch ans ungerechtfertigter Kereichernng, wenn 
ein zu Straßenbanzwecken an eine Gemeinde unent⸗ 
geltlich abgetretenes Grundſtück in der Folge nicht zum 
Straßenban verwendet wird? — Wem ſteht der An⸗ 
ſpruch zu falls das die abgetretene Fläche umrah⸗ 
mende Grundſtück ſpüter den Befiber gewechſelt hat? — 
„Kebenabrede“ im Hinn des Art. 1 und 2 des Liegen⸗ 
ſchaftsgeſ. vom 23. Inni 18531). 


Durch ſchriftlichen Vertrag vom 23. Februar 1885 hatte 
W. B. einen Teil der Parzelle Nr. 4245 im Meßgehalt von 
1 ar 18 qm an die beklagte Stadtgemeinde „als Straßen: 
platz zur F.ſtraße“ unentgeltlich „in unwiderruflicher Weiſe 
und unter Verzicht auf das Reurecht“ abgetreten und über⸗ 
geben. Die abgetretene Fläche, welche die Parz. Nr. 4245 
quer durchſchnitt, wurde unter der neuen Nr. 4245/2 in die 
öffentlichen Bücher eingetragen. Am 21./ 27. Aug. 1886 ver⸗ 
kaufte W. B. den ihm von der früheren Parz. Nr. 4245 
verbliebenen Reſtbeſitz an G. M. und im Weg weiterer Ver⸗ 
äußerungen gelangte dieſelbe Liegenſchaft an die Oe. ſchen 


1) S. die folgende Nummer. 
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Eheleute. Als i. J. 1904 zufolge Aenderung des Straßen: 
plans die Durchführung der Fiſtraße in Wegfall kam und 
damit feſtſtand, daß die Stadtgemeinde die Parz. Nr. 4245/2 
zu Straßenbauzwecken nicht bedürfe, wurde die Parzelle den 
Oe. 'ſchen Eheleuten von der Stadtgemeinde unentgeltlich über⸗ 
laſſen. 

Die auf die Grundſätze der ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung geſtützte Klage des Teſtamentsvollſtreckers des W. B. 
gegen die Stadtgemeinde verlangt Wiederverſchaffung des 
Eigentums an der der Bekln. von W. B. überlaſſenen 
Straßenfläche oder Erſatz des Werts mit 40 Mk. für den qm. 
Der Erſatzanſpruch wurde an ſich anerkannt, die Klage je⸗ 
doch nach den beſonderen Umſtänden des vorliegenden Falls 
abgewieſen. | 

Gründe. 

Der Annahme des LG., daß nach Inhalt des Abtre⸗ 
tungsvertrags vom 23. Februar 1885 die künftige Anlegung 
der F.ſtraße nach dem damaligen Stadtbauplan und die 
Verwendung des Vertragsobjekts zu dieſem Zweck den Rechts⸗ 
grund der Abtretung und nicht bloß deren Motiv gebildet 
hat und daß nach Aenderung des Stadtbauplans im Jahre 
1904 und dadurch bewirkter Vereitelung des Vertragszwecks 
für die Bekl. die Verpflichtung entſtanden iſt, das abgetre⸗ 
tene Areal zurückzugeben, war beizutreten. Der Stadtge⸗ 
meinde ſollte durch die Abtretung das zur ſtadtbauplan⸗ 
mäßigen Anlegung der Straße erforderliche Areal verſchafft 
werden; ein ſonſtiges Intereſſe an der Erwerbung der in 
fremden Grundbeſitz ohne Verbindung mit einem öffentlichen 
Weg eingeſprengten Fläche beſtand für ſie nicht. Anderer⸗ 
ſeits mußte es dem W. B. fern liegen, der Bekln. den ſeinen 
Grundbeſitz durchſchneidenden Streifen zur beliebigen Ver⸗ 
wendung zu überlaſſen. Wenn er ſich von der Bekln. auch 
keine Gegenleiſtung für die Abtretung ausbedang, ſo ſollten 
ihm dagegen doch Gegenwerte zugeführt werden, deren Er- 
langung davon abhing, daß der abgetretene Platz, wie pro- 
jektiert, zur Straßenanlegung verwendet wurde. Hieran 
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hatte W. B. ein wirtſchaftliches Intereſſe inſofern, als im 
Falle der Durchführung der Straße durch ſeinen Grundbeſitz 
auf der ihm verbliebenen Parzelle 4245/1 ein weiterer Bau⸗ 
platz entſtanden und hiedurch der Wert ſeines Anweſens er⸗ 
höht worden wäre. Außerdem ſind aber durch die Abtretung 
von Seiten der Vertragsſchließenden auch rechtliche Erfolge 
angeſtrebt worden. Hätte ſich W. B. zu der freiwilligen Ab⸗ 
tretung nicht bereit finden laſſen, ſo wäre der Bekln. ſobald 
die tatſächliche Ausführung der projektierten Straße in Frage 
kam, das dazu erforderliche Areal im Zwangsenteignungs— 
weg zuerkannt worden. Und weiter enthielt das Stuttgarter 
Ortsbauſtatut von 1874 in dem zu Art. 15 der Württ. Allg. 
Bauordnung vom 6. Oktober 1872 erlaſſenen § 3 folgende 
Beſtimmung: „Bei Anlegung einer neuen und bei Verlänge⸗ 
rung einer beſtehenden Bauſtraße iſt der Aufwand für die 
Erwerbung der zur Straße notwendigen Grundfläche und 
für die Planierung von den angrenzenden Eigentümern zu 
tragen oder zu erſetzen, ſobald auf den Grundſtücken Ge⸗ 
bäude errichtet werden.“ Es liegt auf der Hand, daß nach 
Abſicht der Vertragsſchließenden durch die freiwillige und 
unentgeltliche Abtretung des Straßenareals einerſeits die 
Zwangsenteignung entbehrlich, andererſeits aber auch den Ver⸗ 
pflichtungen, die für W. B. bezw. deſſen etwaige Beſitznach⸗ 
folger im Falle der Anlegung der Straße und der Aus— 
nützung des dadurch gewonnenen Bauplatzes nach Maßgabe 
des § 3 zit. in der Zukunft entſtehen würden, im Voraus 
genügt werden ſollte. Auch die Erreichung dieſer Erfolge 
war durch die wirkliche Anlegung der F.ſtraße nach dem 
Stadtbauplan von 1885 bedingt. Aus dem Ausgeführten 
ergibt ſich, daß ſich die vertragsmäßige Einigung der Kon⸗ 
trahenten bei der Abtretung darauf erſtreckt hat, daß dieſe 
zu dem beſtimmten Zweck der Straßenanlegung erfolge, wie 
denn auch in dem Vertrag von 1885 ausdrücklich gejagt 
iſt, daß die betreffende Fläche als Straßenplatz zur F.ſtraße 
abgetreten werde. Bildete aber die ſtadtbauplanmäßige An⸗ 
legung der F. ſtraße den vertragsinhaltlich mit der Abtretung 
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bezweckten Erfolg, ſo wurde mit deſſen Unmöglichwerden in⸗ 
folge Aenderung des Stadtbauplans im Jahre 1904 für die 
Bekl. nach den gem. EG. z. BGB. Art. 170 anzuwenden⸗ 
den gemeinrechtlichen Grundſätzen der condictio causa data 
causa non secuta, wie übrigens auch, falls das Recht des 
BGB. maßgebend fein ſollte, nach 8 812 Abſ. 1. S. 2 dieſes 
Geſetzes die Verpflichtung begründet, das ihr von W. B. 
abgetretene, aber ohne rechtlichen Grund in ihrem Vermögen 
befindliche Areal zurückzugeben. 

An der im bisherigen gegebenen Beurteilung des Ver⸗ 
tragsinhalts wird dadurch nichts geändert, daß die Abtre- 
tung in dem Vertrag als unwideruflich bezeichnet iſt. 

(Es wird dargelegt, daß dieſer Beſtimmung nicht die 
Bedeutung zukomme, die Rückforderung auch für den 
Fall auszufchließen, daß die abgetretene Fläche zu Straßen⸗ 
bauzwecken nicht benötigt werde. Weiter wird ausgeführt, 
daß die Bereicherung, deren Rückgängigmachung angeſtrebt 
werde, der Bkln. aus dem Vermögen des W. B. zugegangen 
ſei, und daß daher der Bereicherungsanſpruch an ſich den 
Erben des W. B. zuſtehen würde. Sodann wird fortge⸗ 
fahren): 

Dagegen greift der Einwand, daß W. B. ſeinen even⸗ 
tuellen Rückforderungsanſpruch in Anſehung des ſtreitigen 
Areals bei Veräußerung ſeines Anweſens an G. M. mit⸗ 
übertragen habe, zu Gunſten der Bekln. durch. Zwar kann 
davon keine Rede ſein, daß dieſer Anſpruch, der als perſön⸗ 
licher mit dem dem W. B. verbliebenen Grundbeſitz an ſich 
in keinem rechtlichen Zuſammenhang ſtand, insbeſondere 
weder einen Beſtandteil noch eine Pertinenz desſelben bil⸗ 
dete, mit der Veräußerung dieſes Beſitzes kraft Geſetzes auf 
den Erwerber übergegangen oder auch nur daß ſeine Mit— 
veräußerung zu vermuten wäre. Auch enthält der ſchriftliche 
Kaufvertrag darüber nichts, daß der fragliche Anſpruch auf 
den Käufer des Anweſens übertragen werden ſollte, und 
eine mündliche Abrede in dieſem Sinne iſt von der Bekln. 
nicht behauptet. Wohl aber iſt ein darauf gerichteter Wille 
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der Vertragsſchließenden nach Treu und Glauben den Um⸗ 
ſtänden des Falls zu entnehmen. Bei der Auslegung iſt da⸗ 
von auszugehen, daß nicht bloß dem W. B. ſondern auch 
dem Erwerber G. M. die in Betracht kommenden tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe, nämlich daß die Durchführung einer 
Straße durch das zu veräußernde Anweſen damals ſtadtbau⸗ 
planmäßig vorgeſehen und von W. B. das dazu erforderliche 
Areal an die Stadtgemeinde unentgeltlich abgetreten war, 
bekannt geweſen ſind. Auch kann nicht zweifelhaft ſein, daß 
ſich W. B. bei dem Verkauf ſeines Anweſens für die unent⸗ 
geltliche Abtretung des Straßenplatzes an die Stadt dadurch 
ſchadlos gehalten hat, daß er ſich von dem Käufer, der ja 
nach der damals in Ausſicht zu nehmenden Straßenanlage 
auf der Parzelle 4245 / 1 einen weiteren Bauplatz erhielt, ohne 
im Falle ſeiner Bebauung Straßenerwerbungskoſten zahlen 
zu müſſen, einen entſprechend höheren Kaufpreis bezahlen 
ließ. Da der Käufer hiewegen im Falle der Aenderung des 
Stadtbauplans einen Erſatzanſpruch gegen W. B. nicht hatte, 
weil bei dem Verkauf des Anweſens und der Feſtſetzung des 
Kaufpreiſes der wirklichen Ausführung der Straße nur die 
Rolle einer rechtlich belangloſen Vorausſetzung zukam, ſo 
traf den Käufer das mit der Ungewißheit jener Ausführung 
verbundene Riſiko. Unter dieſen Umſtänden muß als Ab⸗ 
ſicht der Vertragsſchließenden angenommen werden, daß im 
Falle der Nichtanlegung der F.ſtraße die dadurch der Bekln. 
entbehrlich werdende Straßenfläche nicht dem W. B., der 
für die Abtretung derſelben im Kaufpreis ſeines Anweſens 
einen endgültigen Erſatz erlangt hatte und für den der in 
fremden Grundbeſitz ohne Zugang eingeſprengte Streifen 
von geringerem Wert ſein mußte, ſondern dem Erwerber 
des Anweſens zufallen ſollte als Erſatz für die von ihm be⸗ 
zahlte und nun weggefallene Bauplatzqualität der Parzelle 
4245/1, ein Erſatz, der für ihn umſo wertvoller war, als 
dadurch ſein Grundbeſitz ein einheitlicher nnd zuſammen⸗ 
hängender wurde. Dazu kommt, daß bei dem Verkauf von 
W. B. an G. M. mit dem verkauften Anweſen auch die— 
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jenigen Rechte, die ſich der Erſtere in dem Vertrag mit der 
Stadtgemeinde in Anſehung der auf der abgetretenen Fläche 
befindlichen Gegenſtände, ſowie für die Zeit bis zur Straßen⸗ 
anlegung in Bezug auf die Benützung des Platzes ſelbſt vor⸗ 
behalten hatte, auf den Erwerber übertragen worden ſind. 
Es ergibt ſich dies daraus, daß W. B. in dem Kaufvertrag 
mit G. M. ſich keinen Zugang zu dem Platz einräumen 
ließ und daß dieſer letztere in der Folge tatſächlich in den 
Genuß des G. M. und ſeiner Beſitznachfolger überging, ohne 
daß ſich W. B. darum jemals wieder gekümmert hätte. Be⸗ 
trachteten aber die Vertragfchließenden den Platz in An⸗ 
ſehung von Beſitz und Nutzung bis zur Straßenanlegung 
als zu dem verkauften Anweſen gehörig, ſo liegt nahe, daß 
ſie ihn auch für den Fall ſeiner Rückgabe infolge Nichtan⸗ 
legung der Straße als dazu gehörig behandelt wiſſen woll⸗ 
ten, um ſo mehr als ſein damaliger Wert, wie die Schätzung 
in dem Abtretungsvertrag von 1885 ergibt, kein verhältnis⸗ 
mäßig unbedeutender geweſen iſt. Ein Gegenbeweis kann 
daraus nicht geſchöpft werden, daß, im Falle bis zur Rück⸗ 
gabe der Parzelle 4245/2 die verſchiedenen Beſtandteile des 
W. B. ſchen Anweſens in verſchiedene Hände gekommen 
wären, die Beſtimmung des Rückfallberechtigten hätte auf 
Schwierigkeiten ſtoßen können. Es wäre dies beim Fehlen 
einer ausdrücklichen und unzweideutigen Erklärung der Be⸗ 
teiligten eben eine Frage der Auslegung geweſen, für deren 
Löſung ſich in der Ueberlaſſung der Benützung des Platzes 
an den Beſitzer des einen oder anderen Teils des Anweſens 
immer ein gewiſſer Anhalt hätte finden laſſen. Jedenfalls 
aber iſt der Umſtand, daß ſich in dem unterſtellten Falle 
der Auslegung hätten Schwierigkeiten bieten können, kein 
Hinderungsgrund, für den Verkauf zwiſchen W. B. und G. 
M., wo derartige Schwierigkeiten nicht beſtehen, als Wille 
der Vertragsſchließenden anzunehmen, daß das abgetretene 
Stück im Falle ſeiner Rückgabe dem Erwerber des Anweſens 
zufallen und demgemäß auch die dieſen Rückfall vermitteln⸗ 
den Rechte des W. B. auf ihn übertragen werden ſollten. 
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Die Formvorſchriften in Art. 1 und 2 des Württ. 
Liegenſchaftsgeſetzes vom 23. Juni 1853, welches für die 
Beurteilung des Kaufvertrags vom 21./27. Auguſt 1886 maß⸗ 
gebend iſt, ſtehen der Rechtswirkſamkeit des feſtgeſtellten Ver⸗ 
tragswillens nicht entgegen. Wenn allerdings die Vereinbarung, 
daß der eventuelle Anſpruch des W. B. auf Rückgabe der 
abgetretenen Fläche auf den Käufer G. M. übergehen ſolle, 
als Beſtandteil des Liegenſchaftskaufvertrags aufzufaſſen iſt, 
dann bedurfte ſie der Schriftform. Sie iſt dann zwar keine 
Nebenberedung i. S. von Art. 1 Abſ. 2 des Liegenſchafts⸗ 
gefetzes, aber ſie betrifft, ſofern auch ihr neben dem Grund⸗ 
beſitz des W. B. auch deſſen eventueller Rückgabeanſpruch 
gegen die Bekl. den Gegenſtand der Veräußerung bildete, 
einen weſentlichen Beſtandteil des Geſchäfts, nämlich den 
Vertragsgegenſtand. Auch iſt mit der Erwägung nicht aus⸗ 
zukommen, daß keine ausdrückliche Beredung vorliege, ſon⸗ 
dern die Auslegung des Vertrags in Frage ſtehe. Denn die 
Praxis der Württ. Gerichte hat unter dem Liegenſchaftsgeſetz 
immer daran feſtgehalten, daß Kaufverträge über Liegen⸗ 
ſchaften nur aus der Vertragsurkunde ausgelegt werden 
dürfen, und jedenfalls kann eine Vereinbarung, die als aus⸗ 
drückliche Beredung der Schriftform bedürfte, ſtillſchweigend 
nur dann giltig getroffen werden, wenn in dem, was beur— 
kundet iſt, noch ein genügender Ausdruck für ſie zu finden 
iſt, was aber eben im vorliegenden Falle nicht zutrifft. Es 
ift indes nicht notwendig, die hier in Frage ſtehende Ver: 
einbarung als einen Beſtandteil des Liegenſchaftskaufver⸗ 
trags anzufehen; es iſt möglich, ſie als ein neben dem Kauf⸗ 
vertrag hergehendes, nur durch ihn veranlaßtes Ueberein⸗ 
kommen aufzufaſſen, das als ſolches formlos giltig iſt!), 
und dieſer Auffaſſung iſt, weil ſie die Aufrechterhaltung des 
Parteiwillens ermöglicht und daher ſelbſt im Sinne der Ver⸗ 
tragsſchließenden gelegen erſcheint, der Vorzug zu geben. 
Uebrigens würde auch vom gegenteiligen Standpunkt aus 


1) Württ. Arch. Bd. 12 S. 238. 


A. in Civilſachen. 33 


von der Nichtigkeit wegen Formmangels lediglich die Ab⸗ 
machung nach ihrer obligatoriſchen Seite hin betroffen, nicht 
aber die zur Erfüllung dienende, der Form gar nicht be⸗ 
dürftige und in ihrer Gültigkeit von den obligatoriſchen Be⸗ 
ziehungen unabhängige Abtretung des Anſpruchs ſelbſt. 

Steht ſonach feſt, daß W. B. ſelbſt ſich des eventuellen 
Rückforderungsrechts bezüglich der abgetretenen Straßenfläche 
entäußert hat, ſo kann es jetzt ſeinen Erben nicht mehr zu⸗ 
ſtehen. Mit Recht hat deshalb das Landgericht die Klage 
abgewieſen. 

Urt. des I. Zivilſenats vom 21. Mai 1909 in Sachen 

Brenner gegen Stadtgemeinde St. U. 121/1909. 


9. 


Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung, wenn 

eine Stadtgemeinde ein Grundſtück zu Straßenban- 

zwecken gekauft und verwendet hat, zufolge ſpäterer 

Aenderung des Stadtbanplans aber die Parzelle als 

Kanſtelle verwendbar und dadurch ihr Wert bedeutend 
erhüht wird?!) 


Der Vater der Kläger verkaufte im Jahre 1872 an die 
beklagte Stadtgemeinde ein Grundſtück (von dreieckiger Form) 
zu einem Preis, der nach heutigem Geld und Maß 2 Mk. 
17 Pfg. für den qm ausmachte. Die Beklagte bedurfte die 
fragliche Parzelle zur Anlegung des nach dem genehmigten 
Stadtbauplan in Ausſicht genommenen Ch.⸗Platzes (eines 
öffentlichen Platzes). Es war dementſprechend in der Kauf⸗ 
urkunde bemerkt, daß das betreffende Areal „zum Ch.⸗Platz“ 
verkauft werde. Die Erfüllung des Kaufvertrags hat beider⸗ 
ſeits ſtattgefunden. (Gleichzeitig kaufte damals der Vater 
der Kläger von der Bekl. einen an einer andern Stelle be⸗ 
legenen Grundſtückteil zum Preis von 41 Mk. 72 Pfg. für 
den qm). 


1) S. die vorige Nummer. 
Jabrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 1. 3 
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Im Jahr 1884 wurde der Teil des Ch.⸗Platzes, in den 
das gekaufte Grundſtücksteil fiel, von der Beklagten angelegt. 
Im Jahr 1908 trat eine Aenderung des Stadtbauplans ein 
derzufolge die fragliche Parzelle nicht mehr in den Ch.⸗Platz 
fällt und nun als Baugrund verwendbar wird. 

Die Kläger hielten ſich auf Grund dieſes Sachverhalts 
für berechtigt, gegen Rückerſtattung des ſeinerzeit bezahlten 
Kaufpreiſes Rückgewähr der Parzelle zu verlangen. Die auf 
Vertrag und ungerechtfertigte Bereicherung geſtützte Klage 
wurde aber abgewieſen. 

Gründe. 

Der Kaufvertrag vom 29. Auguſt 1872 geſtattet 
nicht die Auslegung, daß das Fortbeſtehen der Verwendung 
der ſtreitigen dreieckigen Fläche als Beſtandteil des Ch.⸗ 
Platzes die Bed in gung bilde für den Verbleib der Fläche 
im Eigentum der Belln. in der Weiſe, daß nach dem Weg⸗ 
fall dieſer Verwendung der Verkäufer oder ſeine Rechtsnach⸗ 
folger die Rückübertragung der Fläche gegen Rückerſtattung 
des dafür erhaltenen Kaufpreiſes ſollen verlangen dürfen. 
Lediglich die Wendung: „Verkauft zum Ch.⸗Platz“ ließe 
ſich für dieſe Auffaſſung verwerten. Eine ſo weitgehende 
Bedeutung darf aber den Worten „zum Ch.⸗Platz“ nicht bei⸗ 
gelegt werden. Sie ſollen den Zweck bezeichnen, zu welchem 
Bekl. die Fläche erwerben und verwenden wollte. Ob ein 
Anſpruch aus dem Vertrag gegen die Bekl. dann begründet 
wäre, wenn ſie das Dreieck von vornherein und dauernd in 
ganz anderer Weiſe als „zum Ch.⸗Platz“ verwendet hätte, 
bedarf nicht der Entfcheidung; denn die Fläche war ſeit 1884 
Beſtandteil des wenigſtens in ſeinem nordweſtlichen Teile 
angelegten Ch.⸗Platzes und iſt es heute noch, da die 1908 
beſchloſſene Aufhebung des Platzes noch nicht durchgeführt 
iſt. Durch die nach tatſächlicher Aufhebung des Ch.- 
Platzes eintretende Möglichkeit, das ſtreitige Dreieck wieder 
als Bauplatz zu benützen, kann allerdings das angrenzende 
früher dem Vater des Klrs. gehörige, aber ſchon von ihm 
an T. veräußerte Grundſtück mehr oder weniger beeinträch⸗ 
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tigt werden. Allein dies rechtfertigt nicht, die von den Kln. 
behauptete Bedingung in den Vertrag hineinzulegen, um ſo 
weniger, als die Vertragſchließenden daran, daß der im 
Jahre 1872 in Ausſicht genommene „Ch.⸗Platz“ als öffent⸗ 
licher Platz jemals wieder eingehen werde, ſicherlich nicht 
gedacht haben. Hätten ſie gerade für dieſen ſehr fernliegen⸗ 
den Fall durch Vereinbarung der ſpäteren Rückübertragung 
der ſtreitigen Fläche Vorſorge treffen wollen, ſo wäre dies 
in anderer Weiſe als lediglich durch die Wendung „verkauft 
zum Ch.⸗Platz“ geſchehen. 
| Was den Rechtsgrund der ungerechtfertigten Bereiche: 
rung angeht, ſo ſcheidet auch hier die Geſtaltung, daß die 
ſtreitige Fläche überhaupt nicht zum Ch.⸗Platz verwendet 
worden wäre oder daß dieſe Verwendung, trotz Weiterbe⸗ 
ſtehens des öffentlichen Platzes als ſolchen, in einem gewiſſen 
Zeitpunkt aufgehört hätte, von vornherein aus. Die Frage, 
ob bei der hier vorhandenen Sachlage den Kln. ein Anſpruch 
aus ungerechtfertigter Bereicherung gegen die Bekl. zuſteht, 
beantwortet ſich, wie ſchon das LG. angenommen hat, gemäß 
Art. 17 Einf.⸗Geſ. z. BGB. nach altem Recht; denn maß⸗ 
gebend für die Entſtehung des Schuldverhältniſſes nach Art. 
170 iſt hier nicht der Wegfall des rechtlichen Grundes oder 
das Ausbleiben des erſtrebten Erfolges, ſondern die dem 
Anſpruch zugrunde liegende Leiſtung oder Vermögensverſchie⸗ 
bung !). Daß der mit dem Kaufvertrag über die ſtreitige 
Fläche angeſtrebte Erfolg überhaupt nicht eingetreten jei?), 
kann keinenfalls geſagt werden, denn die Fläche war von 
1884 an bis zur neuerlichen Aenderung des Stadtbauplans, 
alſo 24 Jahre lang, Beſtandteil des Ch.⸗Platzes und iſt es, 
da dieſe Aenderung bisher nicht durchgeführt wurde, tatſäch⸗ 
lich heute noch. Der Fall, daß etwa der von einem Teil 
vorausgeſetzte oder angeſtrebte Erfolg von dem anderen nur 
zum Schein für eine gewiſſe Zeit verwirklicht worden wäre, 
) Vgl. RG. 14 S. 256 und Habicht, Einwirkung uſw. 2. Aufl. 
S. 175. . 
2) Fall der Conditio causa data causa non secuta. 
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kommt — wie keiner Ausführung bedarf — vorliegend nicht 
in Frage. Nur darum handelt es ſich, ob den Kln. daraus, 
daß die ſtreitige Fläche wegen Aufhebung des Ch.⸗Platzes 
ſelbſt Beſtandteil dieſes Platzes zu ſein aufhören wird, ein 
Bereicherungsanſpruch gegen die Bekl. erwachſen kann ). 
Auch dies iſt jedoch zu verneinen. Denn Niemand hat einen 
Anſpruch auf Feſthaltung eines einmal beſchloſſenen Stadt⸗ 
bauplans für alle Zeiten. Mag die Aenderung von 1908, 
insbeſondere ſoweit ſie den Ch.⸗Platz betrifft, durch vor⸗ 
wiegend äſthetiſche oder auch durch finanzielle Rückſichten ver⸗ 
anlaßt ſein, keinenfalls kann ihre Rechtswirkſamkeit bezwei⸗ 
felt werden, nachdem die vorgeſchriebene miniſterielle Ge⸗ 
nehmigung erfolgt iſt. Auch der Inhalt des Vertrages vom 
29. Aug. 1872 mit der Wendung „verkauft zum Ch.⸗Platz“ 
bietet keinen Anhalt dafür, daß mit dem Verkauf der ſtrei⸗ 
tigen Fläche an die Bekl. das für alle Zeiten unab⸗ 
änderliche Beſtehenbleiben des Ch.⸗Platzes und der Zu⸗ 
gehörigkeit des Dreiecks zu dieſem öffentlichen Platze bezweckt 
worden wäre. An die Möglichkeit einer künftigen Wieder⸗ 
aufhebung des Ch.⸗Platzes dachte man bei Abſchluß jenes 
Vertrages offenbar auf keiner Seite; eine ſpätere, auf Aen⸗ 
derung des Stadtbauplans beruhende anderweitige Verwen⸗ 
dung der ſtreitigen Fläche wollte man alſo damals weder 
gutheißen noch ausſchließen. Ueberdies hätte aber auch die 
Bekl. auf eine Erwerbung der Fläche mit der Maßgabe, daß 
ſie niemals und unter keinen Umſtänden anders denn als 
Beſtandteil des Ch.⸗Platzes ſolle verwendet werden dürfen, 
vernünftigerweiſe nicht eingehen können. Zu demſelben Er⸗ 
gebnis (der Zurückweiſung des auf ungerechtfertigte Bereiche⸗ 
rung geſtützten Anſpruchs) würde die Anwendung des Rechtes 
des BGB. führen. 

Hieran vermag der Umſtand nichts zu ändern, daß der 
Vater der Kl. für die hier ſtreitige Fläche einen viel niedereren 
Kaufpreis erhalten, als er ihn für das damals von ihm ge⸗ 


2) Die gemeinrechtliche condictio ob causam finitam. 
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kaufte Stück an die Bekl. bezahlt hat. Jedenfalls hat der 
für die ſtreitige Fläche vereinbarte Kaufpreis dem damals 
üblichen Preiſe für Straßenplatz entſprochen, und als 
Straßenplatz hat der Vater der Klr. das Dreieck an 
die Bekl. verkauft. Ob die Entſchädigung bei Anwendung 
der jetzt geltenden Grundſätze über Zwangsenteignung!) etwa 
höher ausgefallen wäre, iſt für die vorliegende Entſcheidung 
bedeutungslos. Ebenſo unerheblich iſt, ob Bekl. — wie 
klägeriſcherſeits behauptet und unter Beweis geſtellt wird — 
nicht bloß die Schenker, ſondern auch die Ver käufer 
von Straßenplatz, wenn ſie nur einen geringen Kauf⸗ 
preis erhalten hatten, bei ſpäterer Aenderung des Stadtbau⸗ 
plans und Auflaſſung des betreffenden Straßengeländes zu 
entſchädigen pflegt. Denn eine Rechtspflicht im Sinne 
des Klaganſpruchs würde dadurch für die Bekl. nicht be⸗ 
gründet. 

Urt. des I. Zivilſenats vom 3. Dezember 1909 in Sachen 

Barth gegen Stadtgemeinde Stuttgart. U. 633/09. 


10. 


Kedentung eines gemeinderätlichen Beſchluſſes, wo⸗ 

durch die Weigerung eines Schlachthansvereins, einen 

Metzger in den Verein aufzunehmen, für unbegründet 
erklärt wird. 


Der Stuttgarter Schlachthausverein betrieb ſeit dem 
Jahr 1864 als mit juriſtiſcher Perſönlichkeit ausgeſtatteter 
Verein das von ihm errichtete Schlachthaus. Nach § 5 der 
Satzung konnte jeder ſelbſtändige im Beſitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindliche Metzger gegen Zahlung des ſtatuten⸗ 
mäßigen Eintrittsgelds Mitglied des Vereins werden. Ueber 
die Aufnahme hatte der Vorſtand zu beſchließen. Nach 810 
Abſ. 2 ſollte die Entſcheidung über Beſchwerden wegen ſtatu⸗ 
tenwidriger Nichtaufnahme in den Verein dem Gemeinderat 


) Württ. Geſetz vom 20. Dezember 1888. 
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Stuttgart zuſtehen. 

Am 1. September 1909 iſt das von der Stadt Stutt⸗ 
gart erbaute neue Schlachthaus dem — von der Stadtver⸗ 
waltung geleiteten — Betrieb übergeben worden. Die Auf⸗ 
löſung des Vereins ſteht demgemäß bevor, ein förmlicher 
Auflöſungsbeſchluß iſt jedoch noch nicht gefaßt. 

Der Kläger hatte am 27. März 1909 ſeine Aufnahme 
in den Verein beantragt und nach Ablehnung dieſes Antrags 
(durch Vorſtandsbeſchluß vom 2. Juni 1909) hiegegen beim 
Gemeinderat Beſchwerde erhoben. Dieſer beſchloß in der 
Sitzung vom 24. Juni 1909: es ſei die Abweiſung des Klrs. 
nach der Satzung des beklagten Vereins ungerechtfertigt und 
der Verein verpflichtet, dem Geſuche ſtattzugeben. Trotzdem 
verweigerte der Verein die Aufnahme des Klrs., wozu er 
indeſſen in beiden Inſtanzen verurteilt wurde. 

Aus den Gründen: 

Dem Stuttgarter Gemeinderat iſt in § 102 der Satzung 
des bekl. Vereins nicht die ſchieds richterliche Ent⸗ 
ſcheidung eines zwiſchen zwei Parteien beſtehenden Streites 
übertragen. Dies ergibt ſich deutlich ſchon aus dem Wortlaut 
der genannten Beſtimmung und deren unmittelbarem Anſchluß 
an den von der Befolgung polizeilicher Anordnungen und 
dem geſetzlichen Beſchwerderecht handelnden § 10, insbe⸗ 
ſondere aber daraus, daß in § 26 eine beſondere Vorſchrift 
über die durch Schiedsgericht zu ſchlichtenden Streitig⸗ 
keiten zwiſchen den Mitgliedern und dem Verein aufge⸗ 
nommen worden iſt. Noch weniger kann für die rechtliche 
Beurteilung des Eingreifens des Gemeinderats (nach $ 102 
der Satzung) die Anwendung der §8 317, 319 BGB. in 
Frage kommen: denn ein Schuldverhältnis aus Vertrag und 
der Fall der Beſtimmung der einem Vertragsteil obliegen⸗ 
den Leiſtung durch einen Dritten liegt hier nicht vor. Viel⸗ 
mehr iſt durch § 10? für die dort genannten Fälle der Ge⸗ 
meinderat in feiner öffentlich⸗rechtlichen Eigenſchaft als Organ 
der ſtädtiſchen Verwaltung zur Beſchwerdeinſtanz gegenüber 
den in erſter Linie zuſtändigen Vereinsorgane beſtellt in der 
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Weiſe, daß ihm die endgültige Entſcheidung darüber, 
ob bei einem Bewerber die ſatzungsmäßigen Vorausſetzungen 
der Mitgliedſchaft zutreffen und er als Mitglied aufzunehmen 
ſei oder nicht, zukommt. Die Frage, ob der Gemeinderat 
auch über die Höhe des von dem Geſuchſteller zu zahlenden 
Eintrittsgeldes zu befinden habe oder nicht, ſcheidet für den 
jetzigen Rechtsſtreit aus, denn darüber, daß Kläger — wenn 
er aufzunehmen iſt — ein Eintrittsgeld von 8000 Mk. zu 
zahlen hat, ſind die Parteien einig. | 

Jedenfalls mit dem die Aufnahme anordnenden Be- 
ſchluſſe des Gemeinderats erwirbt nun aber der Antragſteller 
— eine andere Auslegung läßt § 102 nicht zu — einen 
privatrechtlichen Anſpruch auf Aufnahme in den 
bekl. Verein!). Da die Satzung über das bei Faſſung dieſes 
Beſchluſſes zu beobachtende Verfahren und über die äußere 
Form der Entſcheidung keine Vorſchrift enthält, kann die 
Wirkſamkeit des im vorliegenden Falle ergangenen gemeinde⸗ 
rätlichen Beſchluſſes vom 24. Juni 1909 nicht davon ab⸗ 
hängig ſein, ob der Gemeinderat nach vorgängiger Anhörung 
des bekl. Vereins oder ohne ſolche entſchieden und ob er die 
Entſcheidung mit einer eingehenderen ſchriftlichen Begründung 
verſehen oder nur ausgeſprochen hat, daß der bekl. Verein 
„nach den Statuten“ dem Aufnahmegeſuch des Klrs. ſtattzu⸗ 
geben verpflichtet ſei. 

(Es wird ſodann ausgeführt, der Umſtand, daß zur 
Zeit der Antragſtellung durch den Kläger die Auflöſung des 
Vereins ſchon in Ausſicht geſtanden ſei, und daß nunmehr 
der Betrieb des alten Schlachthauſes aufgehört habe, führe 
nicht dazu das Aufnahmeverlangen des Klägers als ein 
gegen die guten Sitten verſtoßendes Verhalten erſcheinen zu 
laſſen.) 

Solange der bekl. Verein — heißt es dann weiter — 
noch nicht in Liquidation getreten iſt, muß er den Kläger 
auf Grund des gemeinderätlichen Beſchluſſes vom 24. Juni 

) Vgl. das am 11. April 1904 in Sachen Schlachthausverein gegen 
Möſſinger ergangene Urteil des RG. 
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1909 gegen Entrichtung des ſatzungsgemäßen Eintrittsgelds 
als Mitglied aufnehmen und es kann aus der Erwartung 
des Klrs., bei der künftigen Verteilung des Vermögensüber⸗ 
ſchuſſes einen Gewinn zu erzielen, ein Einwand hiegegen um 
ſo weniger abgeleitet werden, als es heute noch ganz unge⸗ 
wiß iſt, in welcher Weiſe dereinſt, bei Auflöſung des Vereins, 
über den dann ſich ergebenden Vermögensüberſchuß verfügt 
werden wird (vgl. 8 233 Satz 2 der Satzung). 

Urt. des I. Zivilſenats vom 31. Dezember 1909 in 

Sachen Stuttgarter Schlachthausverein gegen Fellmeth. 

U. 730/09. 


11. 


Ausflatinngspflirht des überlebenden Ehegatten aus 
dem ſeiner Autznießung unterſtehenden hinter fälligen 
Bermögen. 


Der Kläger beſitzt ein Vatergut, das in lebenslänglicher 
Nutznießung ſeiner Mutter ſteht, welche mit ihrem verſtor⸗ 
benen Ehemann im Güterſtand der Württemb. landrechtlichen 
Errungenſchaftsgeſellſchaft gelebt hat. Auch nach erreichter 
Volljährigkeit hat der Kläger gegen den Willen ſeiner Mutter 
geheiratet. Er hat gegen fie auf eine angemeſſene Ausſtat⸗ 
tung aus ſeinem Vatergut Klage erhoben. Die Beklagte 
hat ihre Verpflichtung auf Gewährung der Ausſtattung be- 
ſtritten, weil der Kläger gegen ihren Willen eine unpaſſende 
Heirat gemacht hatte. Die Beklagte iſt verurteilt worden. 

Gründe: 

Nach Art. 262 AG BGB. ift beim Güterſtand der 
landrechtlichen Errungenſchaftsgeſellſchaft dem überleben⸗ 
den Ehegatten die lebenslängliche Nutznießung an dem 
hinterfälligen Vermögen der Kinder gewahrt worden. Die 
Nutznießung begründet aber die Verpflichtung des Nutz⸗ 
nießungsberechtigten, den Abkömmlingen aus dem der leben3- 
länglichen Nutznießung unterliegenden Vermögen derſelben 
nach den Vorſchriften des bisherigen Rechtes eine angemeſ⸗ 
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ſene Ausſtattung zu gewähren, während das BGB. eine 
Ausſtattungspflicht der Eltern gegenüber den Kindern nicht 
mehr anerkennt, ſondern nur noch eine Ausſtattungspflicht 
gegenüber den Töchtern. | 

Nach dem bisherigen Recht, LR. IV tit. 13 § 2 hatte, 
wenn nur noch ein Elternteil am Leben war, die Aus⸗ 
ſteuerung aus dem dem Kind ſchon zugefallenen in Nutz⸗ 
nießung des überlebenden Elternteils ſtehenden Vermögen und 
nur in Ermanglung eines ſolchen aus dem eigenen Ver⸗ 
mögen des überlebenden Elternteils zu erfolgen. Nach S 6 
aber fiel dieſe Pflicht weg, wenn ein Kind ſich wider der 
Eltern Willen und ohne deren Rat und Vorwiſſen verhei⸗ 
raten würde und zwar „zu wohlverdienter Strafe des Un⸗ 
gehorſams“, außer es hätten die Eltern dem Kind gegenüber 
fahrläſſig gehandelt und es an ehrlicher Verheiratung ge⸗ 
hindert. | 

Nach den Württemb. Ehe⸗ und Ehegerichtsordnungen 
durfte kein Kind, wes Alters es auch ſei, ohne Rat, Vor⸗ 
wiſſen und Willen ſeiner Eltern, Vaters oder Mutter, ſich 
ehlich verpflichten. Das Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875 
verlangte die elterliche Einwilligung zur Verheiratung für 
die Söhne bis zum vollendeten 25., für die Töchter bis zum 
vollendeten 24. Lebensjahr. Nach § 1305 BGB. bedarf ein 
ehliches Kind bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres zur 
Eingehung der Ehe der Einwilligung des Vaters, nach 
deſſen Tod der Mutter. 

Es erhebt ſich nun die Frage, ob der nutznießungsbe⸗ 
rechtigte überlebende Elternteil aus dem ſeiner Nutznießung 
unterliegenden Vermögen die Gewährung einer angemeſſenen 
Ausſtattung einem volljährigen Kind gegenüber verweigern 
kann, obgleich es keiner Einwilligung zur Eheſchließung mehr 
bedarf. Dieſe Frage wurde mehrfach bejaht, weil die Straf⸗ 
beſtimmung auch in einer ſittlichen Pflicht des Kindes gegen 
ſeine Eltern wurzle, alſo auch nach Aufhebung des Zuſtim⸗ 
mungsrechts der Eltern für die Anwendung der Strafe wegen 
Verletzung der den Eltern ſchuldigen Ehrfurcht noch Raum 


49 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


übrig ſei, und weil die Reichsgeſetzgebung nur die Voraus⸗ 
ſetzungen der Eheſchließung aber nicht die auf andern Ge⸗ 
bieten liegenden rechtlichen Vorſchriften habe regeln wollen, 
insbeſondere nicht die vermögensrechtlichen Folgen, welche 
das bisherige Recht an die Verletzung der ſittlichen Pflicht 
des Kindes geknüpft habe ). 

Allein dieſe Anſicht kann nicht für richtig erachtet werden. 
Das Landrecht droht den Vermögensnachteil einem Kinde 
an, das ſich wider der Eltern willen und ohne deren Rat und 
Vorwiſſen „unſerer hiervor publizierten Eheordnung zuwider“ 
verheiratet und zwar „zu wohlverdienter Strafe des Unge⸗ 
horſams“. Vorausgeſetzt iſt alſo ein Ungehorſam gegen die 
Ehe und Ehegerichtsordnung II Kap. 6, welche die unbe⸗ 
grenzte Einwilligung der Eltern zur Verheiratung des Kindes 
verlangte. Dieſer Teil der Ehe⸗ und Ehegerichtsordnung iſt 
nun aber ſchon durch Art. 38 des Württemb. Ehegeſetzes vom 
8. Aug. 1875 aufgehoben worden, und an ſeine Stelle der 
8 29 des RG. vom 6. Febr. 1875 getreten, der dann 
wieder durch den 8 1305 BGB. erſetzt worden iſt. Liegt 
nunmehr in der Eheſchließung eines volljährigen Kindes gegen 
den Willen der Eltern kein Ungehorſam gegen die Vorſchrif⸗ 
ten der Eheordnung, ſo kann es ſich auch nicht mehr um 
die Beſtrafung eines Ungehorſames handeln. Daß aber 
das Landrecht den Ungehorſam auch als eine Verletzung der 
ſittlichen Kindespflicht unter Vermögensſtrafe ſtellen wollte, 
wird gerade durch den Hinweis auf die Eheordnung wider⸗ 
legt, wodurch eine Verbindung zwiſchen dem Recht der Kon⸗ 
ſenserteilung und den angedrohten Nachteilen hergeſtellt iſt, 
ſo daß mit dem Wegfall der Notwendigkeit des Konſenſes 
auch die Nachteile weggefallen find 7). 


1) Württemb. Ger. Bl. XV S. 56. 318. Lang, Perſonenrecht S. 78 
Note 37. Hinſchius, Kommentar zum RG. vom 6. Febr. 1895 
8 36 S. 127. 

2) Mandry, Zivilr. Inhalt der RG. (4. Auflage) S. 601 und 
Note 32. Gaupp, Vorleſungen über Württ. Privatrecht $ 150 Z. 5. 
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Urt. des II. Zivilſenats vom 24. Februar 1910 in 
Sachen F. c. F. 


12. 


Gültigkeit des Wechſelakzepts einer Ehefran, das fir 

anf einem nach der Heirat verfallenden Wechſel vor 

der Heirat in der Weile abgegeben hat, daß fie ihren 
ehelichen Kamen auf den Wechſel ſetzte? 


Die beklagte Ehefrau, die am 20. April 1908 ſich mit 
ihrem Ehemanne E. verheiratet hat, hat am 30. März 1908 
als Verlobte zwei im Juli 1908 fällige, auf „Frau L. E.“ 
gezogene Wechſel dadurch akzeptiert, daß ſie, deren Mädchen⸗ 
name L. K. war, den Namen L. E. auf die Vorderſeite der 
Wechſel ſchrieb. Die von ihr im Wechſelprozeß beſtrittene 
Gültigkeit der Akzepte wurde bejaht. 

Gründe: 

Zur Zeit als die bekl. Eheſrau die in Rede ſtehenden 
Wechſel annahm, war ſie unbeſtrittenermaßen noch nicht ver⸗ 
heiratet und führte den Namen L. K. Außer Streit iſt 
ferner, daß ſie die Bezogene war; formelle (äußerliche) 
Identität der Bezogenen und der Akzeptantin liegt ohne 
Frage vor. Streit beſteht nur darüber, ob dem Erfordernis 
des Art. 21 Abſ. 3 WO. genügt iſt, wonach es als Akzept 
gilt, wenn der Bezogene „ſeinen Namen“ auf die Vorder⸗ 
ſeite des Wechſels ſchreibt. 

Es mag davon ausgegangen werden, daß ſich „die im 
Wechſel ſtehende Bezeichnung mit dem wirklichen bürgerlichen 
Namen“ decken muß (RG. 71 nr. 70) und daß „dem forma⸗ 
len Charakter des Wechſelrechts entſprechend“ die in der 
WO. aufgeſtellten weſentlichen Erforderniſſe eines Akzepts 
ſtreng wörtlich aufzufaſſen find‘). Damit iſt die Entſchei⸗ 
dung des vorliegenden Falls nicht unmittelbar gegeben. 
Denn er iſt inſofern eigentümlicher Art, als der Name „L. 


) RG. 14 nr. 4. 
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E.“ zwar nicht zur Zeit der Annahme, wohl aber zur Zeit 
des Verfalls des Wechſels der (richtige) Name der Bezoge⸗ 
nen und ſchon zur Zeit der Annahme mit Sicherheit darauf 
zu rechnen war, daß er im letztgenannten Zeitpunkt der 
(richtige) Name der Bezogenen fein werde. Ein derartig er 
Fall wird weder in der von den Bkln. angeführten Literatur 
und Rechtſprechung, noch (ſoviel erſichtlich) anderswo be⸗ 
handelt; er liegt auch anders als das von den Bekln. in 
der Berufungsbegründung angeführte Beiſpiel („F. M.“ 
ſtatt „L. K.“). Durch Vereinbarung können allerdings 
die Formvorſchriften der WO. nicht beſeitigt werden. Aber 
die Frage iſt, ob unter dem „Namen“ des Art. 21 Abſ. 3 
WO. nur der dem Akzeptanten zur Zeit der Annahme 
und nicht auch der ihm zur Zeit des Verfalls des Wech⸗ 
ſels zukommende Name zu verſtehen iſt. Sofern dieſe Namen⸗ 
angabe es dem Wechſelinhaber ermöglichen ſoll, bei Verfall 
des Wechſels die Perſon, der er ihn zur Einlöſung zu prä⸗ 
ſentieren hat, zu ermitteln, empfiehlt ſich augenſcheinlich mehr 
die Angabe des Namens, den der Akzeptant zur Zeit des 
Verfalls führt. Der Wortlaut des Art. 21 Abſ. 3 WO. 
ſteht nicht entgegen, unter „dem Namen“ des Bezogenen 
deſſen Namen zur Zeit des Verfalls des Wechſels 
(mit) zu verſtehen; der Erwerber eines Wechſels, der ein 
undatiertes Akzept trägt, iſt in einem Fall, wie dem vor⸗ 
liegenden, gar nicht in der Lage, aus dem Wechſel zu er- 
ſehen, welchen Namen die Bezogene zur Zeit ihrer An: 
nahmeerklärung geführt hat. Allerdings war es, als die 
bekl. Ehefrau den Wechſel akzeptierte, noch nicht abſolut 
ſicher, daß ſie zur Zeit des Verfalls des Wechſels den 
Namen „L. E.“ tragen werde: ſie konnte vor der Hochzeit 
ſterben oder die Verlobung konnte ſich auflöſen; allein nach 
dem gewöhnlichen, normalen Lauf der Dinge war mit Sicher⸗ 
heit darauf zu rechnen, daß dies bei Verfall des Wechſels 
ihr Name ſein werde, und ſie hat daher, indem ſie dieſen 
Namen auf die Vorderſeite des Wechſels ſetzte, „ihren 
Namen“ (und nicht einen fremden Namen) dorthin ge⸗ 
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ſchrieben. Der Satz: eine Wechſelverpflichtungserklärung, 
die mit dem Namen des Erklärenden zu unterzeichnen ſei, 
müſſe unbedingt den Namen aufweiſen, den der Erklärende 
zur Zeit der Abgabe der Erklärung trage, iſt in der WO. 
nicht ausgeſprochen und — mindeſtens für undatierte und der 
Datierung nicht bedürftige Erklärungen — nicht in ſie hinein⸗ 
zutragen. 

Hienach genügt das Akzept der bekl. Ehefrau der geſetz⸗ 
lichen Formvorſchrift. 

Urt. des III. Zivilſenats v. 12. Juli 1910 i. S. Ell⸗ 

wanger g. The Premier Cycle Cie. Limit ed. 
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B. in Strafſachen. 


1. 
Gehürt das Eichhörnchen zu den jagdbaren Tieren? 


Die Frage wurde vom Strafſenat in einer Beſchwerde⸗ 
ſache verneint. Sechzehnjährige Burſchen hatten mit einem 
mit Schroten geladenen Terzerol auf Eichhörnchen Jagd 
gemacht; der Antrag des Staatsanwalts auf Eröffnung 
des Hauptverfahrens wurde abgelehnt und die hiegegen ein⸗ 
gelegte Beſchwerde dahin begründet: da zur Zeit die württ. 
Landesgeſetzgebung eine geſetzliche Regelung der Frage, welche 
Tiere zu den jagdbaren zu rechnen find, entbehre und jo- 
mit das württ. Gewohnheitsrecht in dieſer Frage entſcheide, 
ſo müſſe, inſoweit eine beſtimmte Uebung in Bezug auf ein 
beſtimmtes Tier ſich nicht mit Sicherheit nachweiſen laſſe, 
der Grundſatz durchgreifende praktiſche Geltung beanſpruchen, 
daß die allgemeine deutſche Rechtsentwicklung dahin geht, 
daß das nutzbare Haarwild dem jagdbaren Wild zuzuzählen 
iſt (Entſch. RG. Bd. 29 S. 9); eine beſtimmte Uebung laſſe 
ſich nun bezüglich des Eichhörnchens nicht nachweiſen, feſt 
ſtehe aber ſoviel, daß ſowohl der graue Winterpelz desſelben 
einen geſuchten Handelsartikel darſtelle, auch die Schwanz⸗ 
haare für die Pinſelinduſtrie beſondere Bedeutung haben, 
als insbeſondere, daß auch das Fleiſch, wenn nicht allgemein, 
ſo doch mitunter gegeſſen werde. 

Die vom Beſchwerdegericht um eine Aeußerung erſuchte 
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K. Forſtdirektion gab dieſe dahin ab: nach dem in Würt⸗ 
temberg geltenden Gewohnheitsrecht, ſoweit es der Forſt⸗ 
direktion bekannt geworden, werde das Eichhörnchen nicht als 
jagdbares Tier anzuſehen ſein und bilde auch gewöhnlich 
nicht einen Gegenſtand der Jagd; zugleich wurde hingewie⸗ 
ſen auf die geſetzlichen Beſtimmungen in Baden (VO. v. 
6. Nov. 1886), Bayern (VO. vom 11. Juli 1900) und 
Preußen (JO. vom 15. Juli 1907 § 1), wo das Eichhörn⸗ 
chen unter den jagdbaren Tieren nicht aufgeführt iſt und 
zwar in Bayern obgleich im AGBGB. vom 9. Juni 1899 
Art. 143 beſtimmt iſt „dem Jagdrecht unterliegen die wil⸗ 
den Säugetiere und Vögel, deren Fleiſch, Pelzwerk oder Ge⸗ 
fieder verwertet zu werden pflegt, oder die als Raubtiere 
dieſem Wilde nachſtellen“. 

Die Beſchwerde des Staatsanwalts wurde nun als un⸗ 
begründet verworfen, da nach württ. Landesrecht, das nach 
Art. 69 EGBGB. für die Frage der Jagdbarkeit der Tiere 
entſcheidend iſt, Eichhörnchen nicht als jagdbare Tiere anzu⸗ 
ſehen ſind, welche Annahme ſich auf ein in Württemberg 
geltendes Gewohnheitsrecht gründe, deſſen Anwendbarkeit 
hinſichtlich des Eichhörnchens von der K. Forſtdirektion aner⸗ 
kannt worden ſei; ein Vergehen gegen $ 293 StGB. oder 
eine Uebertretung gegen das Jagdgeſetz könne hiernach nicht 
in Frage kommen und mit Recht ſei auch das Vorliegen 
einer Uebertretung gegen $ 368 Ziff. 10 StGB. bezw. gegen 
Art. 49 Ziff. 6 PolStG. verneint worden, ſofern das Mit⸗ 
führen eines Terzerols unter den vorliegenden Umſtänden 
als eine Ausrüſtung zur Jagd nicht angeſehen werden könne 
und die Strafbeſtimmung des Art. 49 Z. 6 PolStG. nicht 
gegen die Kinder und jungen Leute unter 16 Jahren, die 
Schießwaffen tragen oder benützen, ſich richte, ſondern gegen 
deren Eltern oder Vormünder, die hiefür verantwortlich 
ſeien. 

Beſchluß des Strafſenats vom 12. Juli 1909 in der 

Strafſache gegen J. Sch. in E. und Gen. wegen Jagd⸗ 

vergehens. 
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2. 
Zur Auslegung des 8 170 5th. 


Aus den Gründen: 

Die Zuläſſigkeit einer ſachlichen Entſcheidung hängt v von 
der Einhaltung der in § 170 aufgeſtellten beſtimmten Form⸗ 
vorſchriften ab und in dieſer Richtung beſteht vorliegend 
ein weſentlicher Mangel. Der ablehnende Beſcheid des Ge⸗ 
neralſtaatsanwalts iſt dem Antragſteller am 29. Sept. d. J. 
durch Zuſtellung bekannt gemacht worden, der Antrag auf 
gerichtliche Entſcheidung gegen einen ſolchen Beſcheid muß 
binnen eines Monats nach der Bekanntmachung geſtellt und 
zwar bei dem für die Entſcheidung zuſtän digen Gericht 
eingereicht werden, vorliegend iſt der Antrag am 2. Nov., 
alſo nach Ablauf der geſetzlichen Friſt dem nach Abſ. 3 8 170 
StPO. zuſtändigen Oberlandesgericht vorgelegt worden und 
ſtellt ſich ſomit als verſpätet erhoben dar. Zwar iſt der 
Antrag noch innerhalb der geſetzlichen Friſt, nämlich am 
27. Oktober beim Landgericht H., an welches er auch ge⸗ 
richtet iſt, eingereicht worden, allein er kann um deswillen 
angeſichts der zwingenden Formvorſchriften in Abſ. 2 („it bei 
dem zur Entſcheidung zuſtändigen Gericht einzureichen“) nicht 
als rechtzeitig eingelegt gelten, weil er innerhalb der Friſt 
bei einem unzuſtändigen Gericht angebracht worden iſt. Denn 
bei dem erwähnten abſoluten Gebot des § 170 kann die 
Einhaltung der einmonatigen Friſt lediglich nach dem Ein⸗ 
lauf bei dem zur Entſcheidung zuſtändigen Gericht bemeſſen 
werden. Dies iſt in Theorie und Praxis anerkannt, ent⸗ 
ſpricht auch der Rechtſprechung des Senats, vrgl. die Kom⸗ 
mentare zu § 170 Puchelt N. 6, Stenglein N. 11, Koliſch 
N. 7, Schwarze im Gerichtsſaal Bd. 31 S. 299; Goltd. Arch. 
Bd. 40 S. 181, Bd. 41 S. 301, Bd. 42 S. 428, Jahrb. 
der W. Rpfl. Bd. 5 S. 318, Entſch. OLG. München Bd. 3 
S. 437. Hiezu kommt, daß die Vorſchrift des $ 348 StPO., 
wonach die einfache Beſchwerde beim Gericht, von welchem 
die angefochtene Entſcheidung erlaſſen iſt, eingelegt werden 


B. in Strafſachen. 49 


muß und in dringenden Fällen beim Beſchwerdegericht ein⸗ 
gelegt werden kann, als eine der beſonderen prozeſſualen 
Geſtaltung des Rechtsmittels der Beſchwerde gegen richter⸗ 
liche Entſcheidungen entſprungene Spezialbeſtimmung bei 
den Rechtsbehelfen des $ 170 StPO. und zwar ſowohl bei 
Beſchwerden gegen Beſcheide der Staatsanwaltſchaft, als 
beim Antrag auf gerichtliche Entſcheidung unzweifelhaft keine 
Anwendung findet. 

Beſchluß des Strafſenats vom 6. Dez. 1909 in der 

Anzeigeſache gegen A. W. in O. und Gen. wegen Betrugs. 


3. 


Zur Auslegung des § 501 Sith. Was if unter An⸗ 
zeige zu verstehen? 


Der Landwirt Ph. befand ſich in finanziellen Schwierig⸗ 
keiten. Am Morgen des 25. Juni wurde er im Wald vom 
Gerichtsvollzieher Sch., der durch wiederholte Hilferufe auf 
ihn aufmerkſam wurde, mit einem Strick um den Hals und 
mit zuſammengebundenen Füßen aufgefunden; auf Befragen 
teilte er dem Sch. mit, er ſei nachts auf dem Heimweg von 
2 Unbekannten angefallen, gefeſſelt und ſeiner Barſchaft be⸗ 
raubt worden. Dieſelbe Mitteilung machte er einem Land⸗ 
jäger, der von dritter Seite Kenntnis von der Sache erhal⸗ 
ten und ſich zu Ph. in die Wohnung begeben hatte, ferner 
dem vom Landjäger ſofort benachrichtigten Staatsanwalt, 
und ſodann vor dem Amtsgericht, das ihn nach vorheriger 
Ladung an der Gerichtsſtelle vernahm und einen Augenſchein 
im Wald einnahm. Nach 4 Tagen räumte Ph. ein, daß 
er ſelbſt den Strick in der Abſicht der Selbſtentleibung ſich 
umgelegt, auch die Füße zuſammengeſchnürt und nach Miß⸗ 
lingen des Selbſtmordverſuchs den Raubanfall erdichtet habe. 
Hierauf wurde Ph. durch Strafbefehl des Amtsgerichts we⸗ 
gen Uebertretung i. S. des Art. 7 Z. 1 PolStG. (weil er 
durch eine erdichtete Vorſtellung die Obrigkeit in Bewegung 
geſetzt) zu 30 M. Geldſtrafe nebſt Tragung der a. des 
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Verfahrens verurteilt. Vom Landgericht wurden ihm gemäß 
8 501 StPO. die in dem vom Staatsanwalt gegen unbe: 
kannte Täter wegen Raubs eingeleiteten Ermittlungsverfah⸗ 
ren entſtandenen Koſten zugeſchieden, auf Beſchwerde aber 
dieſer Beſchluß aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Die Beſchwerde richtet ſich gegen die Annahme, daß das 
Verfahren durch eine wider beſſeres Wiſſen gemachte Anzeige 
des Ph. veranlaßt worden ſei. Dieſe Annahme erſcheint 
nach dem Akteninhalt nicht als zureichend begründet. Als 
Anzeige im Sinne des § 501 StPO. hat allerdings im 
Unterſchied von der Strafbeſtimmung des § 164 StGB. auch 
eine ſolche zu gelten, welche nicht unmittelbar bei einer Be⸗ 
hörde zum Zweck der Einleitung eines Strafverfahrens er⸗ 
ſtattet worden iſt und ebenſo die Anzeige über die Verübung 
einer Straftat ohne Bezeichnung des Täters oder gegen einen 
Unbekannten oder auch gegen eine fingierte Perſon. Ander⸗ 
ſeits erfordert der Begriff Anzeige unzweifelhaft ähnlich wie 
in $ 164 StGB. eine freiwillige, aus ſpontaner Tätigkeit 
und freier Entſchließung hervorgehende, einſeitige und ohne 
Anlaß ſeitens der Behörde erfolgende Mitteilung, welche wie 
der Mitteilende beabſichtigt oder mindeſtens ſich bewußt iſt, 
die Einleitung eines gerichtlichen oder außergerichtlichen Ver⸗ 
fahrens herbeiführen wird oder herbeizuführen geeignet iſt. 
Die erwähnte Abſicht oder das entſprechende Bewußtſein muß 
in dem Zeitpunkt vorhanden ſein, in welchem freiwillig und 
einſeitig von der Verübung einer Straftat Kenntnis gegeben 
wird; das Weitergeben der zunächſt einer dritten, nicht amt⸗ 
lichen Perſon gemachten Mitteilung oder Anzeige an die 
Polizeibehörde muß dem Willen oder Wiſſen des Mitteilen⸗ 
den gemäß erfolgen. Auch mag es genügen, wenn zunächſt 
nur eine allgemein gehaltene Mitteilung, jedoch mindeſtens 
in dem Bewußtſein, daß die Behörde hievon erfahren und 
hierauf alsbald amtlich einſchreiten werde, wider beſſeres 
Wiſſen oder grob fahrläſſig gemacht wurde und ſodann auf 
Grund ſolcher Mitteilung von der Behörde durch nähere 
Befragung des Mitteilenden die Anzeige für das einzuleitende 
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Verfahren vervollſtändigt wird. 

Dieſe Auffaſſung entſpricht auch dem Zweck, ſowie der 
Entſtehungsgeſchichte des 8 501 StPO. In den Motiven 
S. 252 iſt von grundloſen Denunziationen die Rede, welche 
angeſichts der der Staatskaſſe dadurch erwachſenden beträcht⸗ 
lichen Ausgaben Anlaß zu der Vorſchrift gaben, und auf 
eine ähnliche Beſtimmung der früheren württ. StPO. hin⸗ 
gewieſen, ſowie darauf, daß die Gerichte bei Anwendung der 
Vorſchrift ſicher mit beſonderer Vorſicht verfahren werden. 
Bei der Beratung, Prot. Juſtizkomm. S. 725 iſt die Vor⸗ 
ſchrift lediglich auf die dem Beſchuldigten erwachſenen Koſten 
ausgedehnt worden. Der Art. 335 der württ. StPO. von 
1868 hatte beſtimmt, daß wenn das Verfahren durch ſchuld⸗ 
hafte Handlungen eines Dritten herbeigeführt oder erſchwert 
wurde, dieſer zur Erſtattung ſämtlicher durch ſein Verſchul⸗ 
den verurſachten Koſten zu verpflichten ſei. Dieſer Tatbe⸗ 
ſtand iſt offenſichtlich ein weitergehender, nach ihm genügt 
ein ſchuldhaftes Handeln des Dritten und es darf deshalb 
davon ausgegangen werden, daß das ihm gegenüber ein⸗ 
ſchränkende Erfordernis einer Anzeige vom Reichsgeſetzgeber 
nicht ohne Abſicht aufgeſtellt worden iſt. 

Im vorliegenden Fall ſcheiden die Angaben des Be⸗ 
ſchwerdeführers Ph. bei ſeiner Vernehmung durch Staats⸗ 
anwalt und Amtsgericht für die Beurteilung vornweg aus, 
ſofern ſie im bereits eingeleiteten Verfahren auf Vorgehen 
dieſer Behörden erfolgten und als ſolche nicht unter den Be⸗ 
griff der Anzeige fallen, vielmehr können für dieſen Begriff 
nur die Angaben des Ph. gegenüber dem Gerichtsvollzieher 
Sch. nach der ganzen Sachlage in Betracht kommen. Falls 
dieſe mit dem Willen oder Wiſſen gemacht wurden, daß da⸗ 
durch ein Verfahren wegen Raubs veranlaßt werde und falls 
hiedurch Ph. bewußt und gewollt aus freien Stücken ſich 
ſelbſt in die Lage gebracht hat, vom Landjäger und Staats⸗ 
anwalt verhört und ſo zu weiteren Angaben veranlaßt zu 
werden, jo könnte der Tatbeſtand des § 501 als gegeben 
angeſehen werden. Allein es kann dem Beſchwerdeführer 
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nicht zureichend widerlegt werden, daß er nachts im Wald 
einen Selbſtmordverſuch in der näher beſchriebenen Weiſe 
gemacht und am frühen Morgen nur weil unfähig die Feſſe⸗ 
lung ſelbſt zu löſen, um Hilfe gerufen und dem zufällig hin⸗ 
zugekommenen Sch. auf deſſen Befragen in Beſchämung und 
Aufregung den Raubanfall mit der Feſſelung vorgeſpiegelt 
hat, wobei er in ſeinem nicht voll normalen Zuſtand der 
ſonſt naheliegenden Folge ſeiner Erzählung, daß die Behörde 
alsbald die angebliche ſchwere Straftat erfahren und zu ihrer 
Verfolgung ein Verfahren einleiten werde, ſich nicht bewußt 
geworden iſt. Jene Erzählung kann deshalb nach den be⸗ 
ſonderen Umſtänden des Falles nicht als eine Anzeige im 
Sinn des Geſetzes angeſehen werden und die weiteren An⸗ 
gaben ſind erſt auf Grund des behördlichen Einſchreitens 
gemacht worden. Die Koſten können ſonach nicht dem Be⸗ 
ſchwerdeführer auferlegt werden, ſondern fallen der Staats⸗ 
kaſſe zur Laſt und ſie können auch nicht als zu jenen Koſten 
gehörig gelten, zu deren Tragung der Beſchwerdeführer durch 
den erwähnten Strafbefehl verpflichtet wurde, ſofern erſteres 
Verfahren nicht gegen Ph. wegen Uebertretung des Art. 7 
Z. 1 Pol St., ſondern gegen unbekannte Täter wegen Raubs 
gerichtet war, alſo jene Koſten in einem andern Verfahren 
erwachſen waren als die im Strafbefehl zugeſchiedenen. 
Beſchluß des Strafſenats vom 13. Dez. 1909 in der 
Beſchwerdeſache des Ph. in A. 


4. 


Fahrläſſige Körperverletzung durch einen Antomobil⸗ 
lenker. 


Der Angeklagte hat am frühen Morgen in einer Straße 
von St. den mit einem Handkarren auf der rechten Seite 
der Fahrbahn befindlichen Bäckerlehrling K. überfahren; er 
iſt mit ſeinem mit 2 brennenden Laternen verſehenen Auto⸗ 
mobil in gleicher Straßenrichtung bis auf ca. 4 m hinter K., 
den er rechtzeitig erblickte, mit unverminderter Geſchwindig⸗ 


B. in Strafſachen. 805 53 


keit dreingefahren, hat dann plötzlich das Huppenſignal ge⸗ 
geben und iſt ſcharf nach links ausgewichen, während der 
durch das immer näher kommende Automobil und das Si⸗ 
gnal erſchreckte K. aus Angſt, von dem auf ihn zufahrenden 
Automobil überfahren zu werden, gleichzeitig von ſeinem 
Karren weg nach links zur Seite ſprang und ſo vom Auto⸗ 
mobil erfaßt wurde. Die Verurteilung des Angekl. wegen 
fahrläſſiger Körperverletzung wurde von der Strafkammer 
dahin begründet: es ſei eine allgemeine, auch dem Angekl. 
bekannte Erfahrungstatſache, daß Menſchen bei der raſchen 
Annäherung eines Automobils in große Aufregung geraten 
und in der dadurch hervorgerufenen Verwirrung unüberlegte 
Bewegungen machen, ſo auch K., der ſtatt nach rechts aus⸗ 
zuweichen, nach links vor das Automobil geſprungen ſei; 
in dieſen für den Unfall urſächlichen Zuſtand ſei K. durch 
das Verhalten des Angekl. verſetzt worden und dadurch, daß 
letzterer anſtatt rechtzeitig nach links auszubiegen, ohne jeden 
Grund ſo nahe auf K. hinaufgefahren ſei, habe er die nach 
den konkreten Umſtänden gebotene Aufmerkſamkeit außer acht 
gelaſſen, wie er auch als gewerbsmäßiger Kraftwagenlenker 
den eingetretenen Erfolg ſeines unvorſichtigen Handelns habe 
vorausſehen können. Die gegen die N eingelegte 
Reviſion wurde verworfen. 
Aus den Gründen: 

Ein Ereignis, hier die Verletzung eines Menſchen kann 
als Erfolg immer nur in ſeinem Verhältnis zu demjeni⸗ 
gen Kauſalverlauf bezeichnet werden, als deſſen letztes Glied 
der Erfolg ſich darſtellt; aus dieſem Zuſammenhang kann 
der Erfolg bei der für die ſtrafrechtliche Beurteilung und 
insbeſondere für die Frage der Vorherſehbarkeit erforder⸗ 
lichen Individualiſierung nicht lösgelöſt werden. Dieſen 
Kauſalverlauf hat die Strafkammer in zutreffender Weiſe 
dahin feſtgeſtellt, der Angeklagte habe dadurch, daß er ohne 
jeden Grund und ohne die Fahrgeſchwindigkeit zu ermäßigen 
bis auf etwa 4 m ſich mit feinem Automobil dem K. ge⸗ 
nähert habe, dieſen in Verwirrung und Angſt verſetzt und 
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dadurch bewirkt, daß K. in ſeiner Angſt, im nächſten Augen⸗ 
blick überfahren zu werden, nach links auf die Seite ge- 
ſprungen ſei und der Angeklagte habe ferner dadurch, daß 
er erſt wenige Schritte vor K. mit ſeinem Automobil ſcharf 
nach links ausbog und auch hiebei die Fahrgeſchwindigkeit 
nicht ermäßigte, den Zuſammenſtoß mit K. herbeigeführt. 
Hiemit iſt der Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem Handeln 
des Angeklagten und dem eingetretenen Erfolg ohne jede 
Lücke dargetan. Weiter hat die Strafkammer feſtgeſtellt, daß 
der Angeklagte dieſen ganzen Kauſalverlauf, einſchließlich der 
Zwiſchenurſache bei Anwendung der gebotenen Umſicht habe 
vorausſehen können und müſſen. Die diesbezüglichen Aus⸗ 
führungen der Strafkammer laſſen nirgends einen Rechts⸗ 
irrtum erkennen, während die Reviſionsbegründung im weſent⸗ 
lichen nur gegen die einer Nachprüfung nicht unterliegenden 
tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorrichters ankämpft. Auch 
davon kann keine Rede ſein, daß der letztere den Begriff der 
Fahrläſſigkeit verkannt habe. Denn die Strafkammer hat 
angenommen, daß der Angekl. bei Anwendung gehöriger 
Aufmerkſamkeit die Verletzung des K. als erfahrungsmäßig 
mögliche Folge ſeines Verhaltens habe vorausſehen können; 
damit iſt das Vorliegen einer Fahrläſſigkeit auf Seite des 
Angeklagten rechtlich einwandfrei begründet, und es iſt durch⸗ 
aus zu billigen, daß an die Aufmerkſamkeit und Vorſicht 
derartiger Kraftwagenführer beſonders hohe Anforderungen 
geſtellt werden. 

Der Rüge des Nebenklägers, daß nicht auch darin eine 
Fahrläſſigkeit des Angeklagten geſehen wurde, daß er, nach⸗ 
dem K. vom Automobil zu Boden geworfen und unter das⸗ 
ſelbe zu liegen gekommen war, mit ſeinem Automobil noch 
vorgefahren ſei, konnte in der Reviſionsinſtanz keine Beach⸗ 
tung geſchenkt werden und zwar ſchon deshalb, weil nach 
§ 392 StPO. der Prüfung des Reviſionsgerichts nur die 
geſtellten Reviſionsanträge unterliegen und der Nebenkläger 
Reviſion nicht eingelegt hat; überdies ſtehen die getroffenen 
tatſächlichen Feſtſtellungen entgegen, die dahin gehen, daß 
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der Angekl. bei dieſem Teil des Vorfalls die Sorgfalt, welche 

nach der konkreten Sachlage vernünftigerweiſe von ihm habe 

gefordert werden können, nicht außer acht gelaſſen habe. 
Urteil vom 12. Juli 1909 in der Strafſache gegen A. 
W. in St. 


5. 


Zur Auslegung der Miniſterialverfügung vom 13. Juli 
1906 betr. den Berkehr mit Kraftfahrzengen. 


Vom Stadtſchultheißenamt St. war ordnungsmäßig auf 
Grund des § 366 Z. 10 StGB. und Art. 51 PolStG. eine 
ortspolizeiliche Vorſchrift dahin erlaſſen worden, daß Kraft⸗ 
fahrzeuge nur mit einer Geſchwindigkeit von 250 m in der 
Minute, alſo 15 km in der Stunde, durch die K. Schloß— 
anlagen fahren dürfen. Der Angeklagte iſt wegen Zuwider⸗ 
handlung hiegegen zu einer Geldſtrafe verurteilt worden, da 
er nach der getroffenen Feſtſtellung mit ſeinem Automobil 
mit einer Stundengeſchwindigkeit von 23,88 bezw. 25,86 km 
durchgefahren war. Seine Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Der Einwand, die Veröffentlichung der Vorſchrift 
entbehre der geſetzlichen Form, weil ſie mit „Stadtpolizeiamt 
W.“ unterzeichnet ſei, iſt unbegründet. Denn einmal war 
das Polizeiamt ausweislich der Akten mit der Veröffent⸗ 
lichung beauftragt und zu dieſem Auftrag war das Stadt⸗ 
ſchultheißenamt ohne beſondere Form befugt, ſodann war 
eine Unterſchrift zur Rechtsgültigkeit der Veröffentlichung 
nicht erforderlich (Art. 55 Pol StG. und Miniſt. Verf. vom 
9.1. 1872 Reg Bl. ©. 16), die Unterſchrift dient lediglich der 
Beurkundung der Erlaſſung der Vorſchrift. Ebenſo iſt die 
weitere Rüge verfehlt, das Stadtſchultheißenamt ſei zur Er⸗ 
laſſung einer Vorſchrift des bezeichneten Inhalts nicht be⸗ 
fugt geweſen. Durch die Miniſt. Verf. vom 13. Juli 1906 
betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen ſind landespolizei⸗ 
liche Vorſchriften erlaſſen worden, welche nur ſoweit die Ber: 
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fügung ſelbſt dafür Raum gibt, durch ortspolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften abgeändert oder ergänzt werden können. Dieſe für 
die öffentlichen Wege gegebenen Beſtimmungen gelten auch 
für die K. Schloßanlagen, denn die Wege in denſelben ſind 
als öffentliche Wege im Sinn des Strafgeſetzes anzuſehen, 
ſolange ſie dem öffentlichen Verkehr, dem Gebrauch des Pu⸗ 
blikums freigegeben ſind. Nun iſt in § 21 die Möglichkeit 
einer ortspolizeilichen Vorſchrift gewährt, ſofern in Abſ. 1 
beſtimmt iſt „durch allgemeine polizeiliche Vorſchriften oder 
durch beſondere, für einzelne Fälle getroffene polizeiliche An⸗ 
ordnungen kann, ſoweit der Zuſtand der Wege oder die Eigen⸗ 
art des Verkehrs es erfordert, der Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
auf beſtimmten Wegen, Plätzen und Brücken verboten oder 
beſchränkt, insbeſondere die zuläſſige Fahrgeſchwindigkeit auf 
ein beſtimmtes Maß herabgeſetzt werden“. 

Wie die Strafkammer mit Recht angenommen, recht⸗ 
fertigt die Eigenart des Verkehrs in den Anlagen die 
Erlaſſung der Vorſchrift. Dieſer Verkehr iſt nach den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen inſoweit ein beſonders geſtalteter, als 
die Anlagen einen Park darſtellen, der im weſentlichen zur 
Erholung dienen ſoll, und als für die Art der Abwicklung 
dieſes durch Fußgänger, Reiter und Fuhrwerke aller Art be⸗ 
wirkten Verkehrs nicht die ſtrengen Formen eines ſonſtigen 
Straßenverkehrs verlangt werden können und tatſächlich ver⸗ 
langt werden. Bei ſolcher Sachlage entſpringt es durchaus 
der Eigenart des Verkehrs, wenn der Beläſtigung des übri⸗ 
gen Publikums durch Rauch, Geruch und Staub, wie fie bei 
einem ſehr raſchen Fahren der Kraftfahrzeuge in beſonderem 
Maße einzutreten pflegt, und der mit einem zu raſchen Fah⸗ 
ren verbundenen Beunruhigung der Beſucher der Anlagen 
entgegengetreten wird. Die Strafkammer hat weiter tatſäch⸗ 
lich feſtgeſtellt, daß die Wege für die Fußgänger, Reiter und 
Fuhrwerke, wenn ſie auch grundſätzlich getrennt ſind, doch 
an verſchiedenen Punkten des Parkes ſich ſchneiden, und es 
iſt deshalb ihre weitere Annahme, daß die Vorſchrift auch 
dem Zweck der Verkehrsſicherheit diene, durchaus gerecht⸗ 
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fertigt, wie denn überhaupt mit dem ſchrankenlos ſchnellen 
Fahren auf einem vielbenützten Weg eine gewiſſe Gefährlich⸗ 
keit verbunden iſt. | 

Nach dieſer Eigenart des Verkehrs in den K. Anlagen 
wird alſo dort eine Beſchränkung des Kraftwagenverkehrs 
ſowohl im Intereſſe der Ruhe und Bequemlichkeit der An⸗ 
lagenbeſucher, als im Intereſſe ihrer Sicherheit erfordert. 
Beide Gründe ſind aber im Sinn der Miniſterialverfügung 
geeignet, der Erlaſſung einer ortspolizeilichen Vorſchrift als 
Grundlage zu dienen. Schon die daſelbſt angezogene Blankett⸗ 
norm des § 366 Z. 10 StGB. umfaßt die zur Erhaltung 
der Sicherheit, Reinlichkeit, Bequemlichkeit und Ruhe er⸗ 
laſſenen Polizeivorſchriften; deshalb iſt auch die Annahme 
gerechtfertigt, daß die Eigenart des Verkehrs im Sinn der 
Miniſt Verf. ſich auf alle dieſe 4 Punkte bezieht. Ohne zu⸗ 
treffenden Grund behauptet der Angeklagte, daß dieſer Aus⸗ 
legung der Miniſterialerlaß vom 10. Aug. 1906 (Amtsbl. 
d. Min. d. Inn. S. 225) entgegenſtehe. Wenn derſelbe in 
ſeiner Einleitung von der Forderung der Verkehrsſicherheit 
als dem Zweck der erlaſſenen Vorſchrift ſpricht, ſo ſollte da⸗ 
mit erſichtlich nur der hauptſächlichſte und am häufigſten in 
Betracht kommende Zweck hervorgehoben werden. In der 

Erläuterung zu § 21 iſt nur eine nähere Anleitung dafür 
gegeben, in welchen Fällen ein Weg zu ſperren, alſo voll⸗ 
ſtändig vom Kraftwagenverkehr auszuſchließen ſei. 

Endlich rechtfertigt das feſtgeſtellte Verhalten des An⸗ 
geklagten die Anwendung der ortspolizeilichen Vorſchrift. 
Letztere läßt keinen Zweifel darüber, daß jedes Ueber⸗ 
ſchreiten der vorgeſchriebenen Fahrgeſchwindigkeit ſtrafbar ſei, 
ſpeziell iſt nicht wie z. B. im § 17 Abſ. 2 ein Spielraum 
gelaſſen. Dasſelbe gilt von den an den Eingängen der An⸗ 
lagen angebrachten Tafeln des Inhalts „Kraftfahrzeuge 
15 km“; auch ſie laſſen keinen Zweifel darüber, daß damit 
die höchſte zuläſſige Geſchwindigkeit feſtgeſetzt ſein ſollte. Das 
Vorbringen des Angekl., daß er geglaubt habe, die orts⸗ 
polizeiliche Vorſchrift gewähre einen ſolchen Spielraum, iſt 
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ein Irrtum über den Inhalt und die Tragweite des Straf⸗ 
geſetzes und deshalb unbeachtlich. 
Urteil vom 11. Okt. 1909 in der Strafſache gegen Chauf⸗ 
feur A. B. in St. wegen Uebertretung des § 366 Z. 10 
StGB. 


6. 


1. Aum Tatbeſtand des § 183 StG. 
2. Bie Rublikationsbefugnis des $ 200 if als Strafe 
und nicht als bloße Privatgenugtuung aufzufaſſen. 


Der Angeklagte war wegen Beleidigung und eines ideal 
konkurrierenden Vergehens nach § 183 StGB. zu Strafe 
verurteilt, die Strafe aus 8 183 StGB. geſchöpft und trotz⸗ 
dem die Publikationsbefugnis nach $ 200 StGB. dem Be⸗ 
leidigten zugeſprochen worden. Das Urteil wurde auf er⸗ 
hobene Reviſion aufgehoben. | 

Aus den Gründen: 

Begründet ift zum Zeil der gegen die Anwendung 
des $ 183 StGB. gerichtete Reviſionsangriff. Nach 
diefem 8 iſt ſtrafbar, wer durch eine unzüchtige Handlung 
öffentlich ein Aergernis gibt. Unzüchtig iſt eine Handlung, 
welche in geſchlechtlicher Beziehung gegen das Scham⸗ und 
Sittlichkeitsgefühl grob verſtößt, ohne daß hier wollüſtige 
Abſicht, alſo erfordert wird, daß die Handlung die Erregung 
oder Befriedigung eigener oder fremder Geſchlechtsluſt be⸗ 
zweckt. Auch eine unzüchtige mündliche Aeußerung fällt dar⸗ 
unter, wenn ſie, wie der Täter weiß, einen geſchlechtlichen 
Reiz zu erregen geeignet iſt. Aergernis iſt durch unzüchtige 
Handlung oder Aeußerung gegeben, wenn fie dem Sittlich- 
keitsgefühl anderer Anſtoß gibt; es genügt aber nicht, daß 
die Handlung nur objektiv geeignet iſt, Aergernis zu erregen, 
es muß vielmehr jemand Aergernis genommen haben, wenn 
auch nur eine Perſon und öffentlich iſt das Aergernis erregt, 
wenn die das Sittlichkeitsgefühl des Wahrnehmenden ver⸗ 
letzende unzüchtige Handlung oder Aeußerung für unbeſtimmt 
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welche und wie viele dritte Perſonen wahrnehmbar geweſen 
iſt. Endlich iſt das Bewußtſein des Täters hinſichtlich des 
Vorhandenſeins aller Tatbeſtandsmerkmale diefer ſtrafbaren 
Handlung erforderlich. 

Dieſer Rechtsauffaſſung entſprechen die Ausführungen 
des Vorrichters wohl nach der objektiven, nicht aber durch⸗ 
weg nach der ſubjektiven Seite. Er hat feſtgeſtellt, daß die 
fragliche Aeußerung gröblich gegen das Scham⸗ und Sitt⸗ 
lichkeitsgefühl verſtößt und geeignet iſt, bei Hörern derſelben 
einen geſchlechtlichen Reiz zu erregen, ſowie daß der Ange⸗ 
klagte ſich deſſen bewußt war, ferner daß durch dieſe Aeuße⸗ 
rung das Dienſtmädchen des L. in ihrem ſittlichen Gefühl 
verletzt wurde. Auch das Tatbeſtandsmerkmal der Oeffent⸗ 
lichkeit iſt, wie oben dargetan, rechtlich einwandfrei feſtgeſtellt. 
Wenn die Reviſion geltend macht, daß nach dem Wortlaut 
und den Umſtänden die Aeußerung einen geſchlechtlichen Reiz 
nicht erregen konnte, ſo bekämpft ſie damit erfolglos die 
hierin anders lautende tatſächliche Feſtſtellung des Vorrichters. 

Dagegen ermangelt eine ausdrückliche Feſtſtellung dar⸗ 
über, daß der Angeklagte ſich auch bewußt war, ein Aerger⸗ 
nis zu geben und das Bewußtſein mindeſtens von der Mög⸗ 
lichkeit der Aergerniserregung bildet eine weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung der Strafbarkeit aus $ 183 StGB., wie in Theorie und 
Praxis anerkannt iſt, vgl. Olshauſen N. 9 daf. vgl. mit 
8 166 N. 8, Franck S. 302, 275 (Aufl. 1908), Liszt § 109 
Nr. I, Hälſchner II, S. 706, Stenglein N. 4, Oppenhoff 
N. 5, Entſch. RG. Bd. III S. 362. Der entgegenſtehenden 
Anſicht von Binding Lehrb. S. 178, daß im Erfolg der Aerger⸗ 
niserregung lediglich ein objektives Strafbarkeitsmerkmal liege, 
kann angeſichts der für die vorſätzlichen Delikte geltenden 
Grundregel, daß der Vorſatz die ſämtlichen Tatbeſtandsmerk⸗ 
male umfaſſen muß, nicht beigetreten werden. Eine aus⸗ 
drückliche Feſtſtellung jenes Bewußtſeins war aber vorliegend 
gegenüber dem Schutzvorbringen des Angeklagten erforderlich, 
wonach dieſer auf dem Weg zum Bahnhof ſchwer betrunken 
geweſen ſein ſoll und nicht mehr wiſſen wollte, was er vor 
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dem L.ſchen Haufe gerufen habe. Hiemit iſt jedenfalls auch 
das Beſtreiten des Bewußtſeins von einer Aergerniserregung 
durch die fraglichen Zurufe zum Ausdruck gebracht. Ander⸗ 
ſeits iſt mit der nach der ſubjektiven Seite getroffenen Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Angeklagte ſich bewußt war, die Aeußerung 
ſei geeignet, einen geſchlechtlichen Reiz bei den Hörern zu 
erregen und ſie könne von beliebig vielen Perſonen gehört 
werden, nicht ſchon von ſelbſt das Bewußtſein auch bezüglich 
des dritten Tatbeſtandsmerkmals, dem der Aergerniserregung 
gegeben und außerdem iſt auch der Geſamtdarſtellung in den 
Urteilsgründen nicht zu entnehmen, daß das Berufungsge⸗ 
richt dieſes Bewußtſein als nachgewieſen erachtete. Bei dieſer 
Sachlage beſteht der Verdacht einer Verkennung des Tat⸗ 
beſtandes der Strafvorſchrift des § 183 nach der ſubjektiven 
Seite und war die Verurteilung aus § 183 auf Grund des 
bisher Feſtgeſtellten nicht gerechtfertigt. 

Weiterhin fühlt ſich der Angeklagte mit Recht dadurch 
beſchwert, daß den Beleidigten die Publikationsbe⸗ 
fugnis des § 200 StGB. zugeſprochen wurde. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat ein Vergehen der Beleidigung im Sinn 
des $ 185 in einer Handlung zuſammentreffend mit einem 
Vergehen des $ 183 StGB. rechtlich bedenkenfrei als vor: 
liegend angenommen und gemäß $ 73 die Strafe aus $ 183 
als dem Geſetz mit der ſchwereren Strafdrohung geſchöpft; 
dieſe Strafvorſchrift läßt die Veröffentlichungsbefugnis nicht 
zu, der Vorrichter hat ſie trotzdem mit der Begründung zu⸗ 
gelaſſen, daß die in §S 200 StGB. gegebene Veröffentlichungs⸗ 
befugnis nicht als Nebenſtrafe, ſondern als bloße Privat⸗ 
genugtuung aufzufaſſen ſei. Dieſe Auffaſſung iſt eine irrige. 
Die Frage iſt allerdings eine beſtrittene, die Auffaſſung des 
Vorrichters wird vertreten von Liszt Lehrbuch (1903) § 58 
Z. Ib; Olshauſen zu §S 200 N. 4, Franck daſ. N. I, Bin⸗ 
ding Lehrbuch 1 S. 163, Meyer⸗Allfeld Lehrbuch S. 121 
(Aufl. 1907). Die andere Anſicht, daß die Veröffentlichungs⸗ 
befugnis einen pönalen Charakter habe und als Nebenſtrafe 
aufzufaſſen ſei, wird vertreten von Stenglein-Rüdorff zu 
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§ 200 N. 10, Oppenhoff zu § 73 N. 14, Merkel in Holz. 
Hdb. IV 230, Hälſchner Strafrecht II 213, Berner Lehrbuch 
S. 497, Schütze daſ. S. 364, Günther Bd. 3 I H. S. 537; 
ſie iſt ferner vom Reichsgericht in konſtanter Praxis von 
Anfang bis jetzt, ſpeziell auch in einem Beſchluß der Ver⸗ 
einigten Strafſenate vom 17. April 1882 feſtgehalten wor⸗ 
den, vgl. Entſch. Bd. IV S. 420, VI 180, X 206, XIII 319, 
XIV 158, XVI 73, XXXV 17, ferner Urteile des RG. in 
Goltd. Arch. Bd. 49 S. 148, Bd. 50 S. 280 und im „Recht“ 
Bd. 8 S. 198 (Jahr 1904). Der erkennende Senat tritt 
dieſer letzteren Auffaſſung bei, wie ſie auch ſchon vom frühe⸗ 
ren Obertribunal (vgl. Ger. Bl. XIII 252) geteilt worden tft. 

Ueberwiegende innere wie äußere Gründe ſprechen für 
die Auffaſſung des Reichsgerichts. Denn das Weſentliche 
im Begriff der Strafe, die Zuerkennung eines Uebels gegen 
den Verbrecher wegen der Straftat, läßt ſich dem Zweck und 
der Bedeutung der Veröffentlichungsbefugnis nicht abſtreiten. 
Die öffentliche Bekanntmachung einer gerichtlichen Verur⸗ 
teilung wirkt für den Betroffenen wie eine Strafe, ſie iſt 
geeignet, das durch die Hauptſtrafe verhängte Uebel zu ver⸗ 
ſchärfen, da natur⸗ und beſtimmungsgemäß eine öffentliche 
Bloßſtellung und Beſchämung des Schuldigen, zumal im 
Kreiſe ſeiner Bekannten dadurch bewirkt und dies allgemein 
auch ſo verſtanden wird. Die Tatſache, daß damit nebenher 
die verletzte Ehre des Beleidigten wiederhergeſtellt und dieſem 
ſo eine Genugtuung gewährt werden ſoll, hebt an ſich den 
Begriff der Strafe nicht auf, ſowenig wie der weitere Um⸗ 
ſtand, daß dem Beleidigten überlaſſen bleibt, von der ihm 
zugeſprochenen Publikationsbefugnis Gebrauch zu machen. 
Dies hängt mit dem Weſen der Beleidigung als einer Ehr⸗ 
und Rufgefährdung, ſowie mit deren Eigenſchaft als An⸗ 
tragsdelikt zuſammen, ſofern nach dem StGB. dem Beleidig⸗ 
ten überhaupt anheimgeſtellt bleibt, ob er eine Strafver- 
folgung des Beleidigers herbeiführen will oder nicht. Ueber⸗ 
dies ſind die dem Beleidigten in § 200 gewährten Rechte 
nicht von der freien Entſcheidung des Richters abhängig, 
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vielmehr hat der erſtere dieſe Rechte kraft Geſetzes und 
charakteriſiert ſich ſo die Publikationsmaßregel als geſetzliche 
Nebenſtrafe. Der Richter hat unabhängig von einer An⸗ 
regung des Beleidigten dieſe Befugnis auszuſprechen, auch 
Art und Friſt der Bekanntmachung ſeinerſeits maßgebend 
feſtzuſetzen, ebenſo hat die Strafvollſtreckungsbehörde auf An⸗ 
ſuchen beim Vollzug Hilfe zu leiſten und das Strafurteil iſt 
in allen Fällen auf Koſten des Schuldigen an den Beleidig⸗ 
ten auszufertigen, womit dem erſteren zugleich eine poſitive 
pekuniäre Einbuße von Geſetzes wegen auferlegt wird. 

Wenn in den Motiven zu dem gleichfalls die Publi⸗ 
kationsbefugnis erteilenden §8 16 des RGeſ. betr. den Ber: 
kehr mit Nahrungsmitteln (Motive S. 26) geſagt iſt, daß 
wie in den in $ 200 und § 165 StGB. vorgeſehenen Fäl⸗ 
len dieſe Urteils veröffentlichung „nicht den Charakter einer 
Nebenſtrafe im eigentlichen Sinn“ habe, ſo läßt ſich dies 
nicht mit Erfolg für eine anderweite Auffaſſung des Geſetz⸗ 
gebers verwerten. Denn mit dem Beiſatz „Nebenſtrafen in 
eigentlichem Sinn“ find offenſichtlich die in 88 32 - 43 StGB. 
als Nebenſtrafen im techniſchen Sinn aufgezählten Strafübel 
gemeint; daſelbſt ſind aber auch andere Strafen, deren pönaler 
Charakter keinenfalls in Zweifel gezogen werden kann, nicht 
aufgezählt wie z. B. der Verweis (§ 57), die Ueberweiſung 
an die Landespolizeibehörde (8 362), die Entziehung der 
Befähigung zum eidlichen Zeugnis (8 161), die Entziehung 
der Befähigung zur Beſchäftigung im Eiſenbahn- und Tele: 
graphendienſt ($ 319). Auch iſt an der vorzitierten Stelle 
der Motive weiter geſagt: die Veröffentlichung der Verur⸗ 
teilung ſtelle ſich vielmehr ihrem Weſen nach als eine be⸗ 
ſondere verſtärkte Bekanntmachung des Strafurteils dar und 
ſie könne unter Umſtänden für den Betroffenen eine unver⸗ 
hältnismäßige Härte darſtellen, weshalb ſie dort fakultativ 
zugelaſſen werde. 

Endlich iſt darauf hinzuweiſen, daß die Vertreter der 
gegenteiligen Auffaſſung wie v. Liszt, Meyer⸗Allfeld — bei 
Abſ. 2 des § 200 gibt auch Franck einem berechtigten Zwei⸗ 
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fel Raum — (je a. a. O.) ſich genötigt ſehen, in gewiſſen 
Fällen auch ihrerſeits der Veröffentlichung des Urteils den 
Charakter eines Strafübels, einer Nebenſtrafe zuzuerkennen, 
nämlich in den Fällen des § 16 des Nahrungsmittelgeſetzes 
von 1879, des § 10 des Weingeſetzes von 1892 und 1901, 
des 8 13 Abſ. 1 des Wettbewerbgeſetzes von 1896, des 8 4 
des Süßſtoffgeſetzes von 1898, während ſie in anderen Fäl⸗ 
len wie z. B. in dem des § 13 Abi. 2 zit. WettbewGeſ., 
§ 36 des Patentgeſ. von 1891, § 10 des Gebrauchsmuſtergeſ. 
von 1891, § 19 des Warenzeichengef. von 1894 lediglich 
den Charakter einer Privatgenugtuung zugrunde legen — 
eine Unterſcheidung, welche in dieſer Art im Geſetz nicht be⸗ 
gründet, auch nicht haltbar iſt. 

Urteil des Strafſenats vom 26. Oktober 1908 in der 

Strafſache gegen G. B. in St. wegen Beleidigung u. a. V. 
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II. 
Gntſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


15 


Bie Yoransfekungen der Perpflichtung zur Leiſtung 
ſtädtiſcher Kanalbeiträge. 


Aus den Gründen: | 

Die Kreisregierung iſt in ihrem Urteil vom 31. Oktober 
1908 in der Verwaltungsrechtsſache der Stadtgemeinde St. 
gegen Klr. und Gen. in U. zu dem Ergebnis gelangt, es 
liege kein ausreichender Grund zu der Annahme vor, daß 
die bürgerlichen Kollegien in St. mit der von ihnen ge⸗ 
troffenen ortsbauſtatutariſchen Vorſchrift einen von der Be⸗ 
ſtimmung des Art. 11 Abſ. 3 der Bauordnung abweichenden 
Sinn haben verbinden wollen; hienach werde der Anſpruch 
auf Beitragsleiſtung, ſolange er nicht befriedigt ſei, jeweils 
begründet durch die Benützung der öffentlichen Kanäle und 
er entſtehe vermöge dieſer Benützung gegen jeden, der als 
Hauseigentümer ſolche benütze. In direktem Gegenſatz hiezu 
iſt in dem angefochtenen Urteil vom 12. Januar d. J. aus⸗ 
geſprochen, die Beſtimmung in $ 2 Ziff. 10 des St. Orts⸗ 
bauſtatuts laſſe mangels ausreichender Anhaltspunkte in den 
Ausführungsbeſtimmungen für eine gegenteilige Auffaſſung 
keine andere Auslegung zu, als daß die Verpflichtung zur 
Beitragsleiſtung lediglich an die Tatſache der Einführung 
des Hauskanals in den ſtädt. Kanal geknüpft, dieſe Ver⸗ 
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pflichtung ſomit auf denjenigen Hauseigentümer beſchränkt 
ſei, der jene Einführung bewirkt habe. Dieſem letzteren 
Standpunkt vermag das Berufungsgericht nicht beizutreten, 
iſt vielmehr der Anſicht, daß auch der vorliegende Fall in 
gleicher Weiſe zu entſcheiden ſei, wie die Verwaltungsrechts⸗ 
ſachen, die durch die ausführlich begründeten Urteile des 
Verwaltungsgerichtshofs vom 14./ 21. Oktober 1903 und vom 
11./18. Oktober 1905 (Jahrbücher der Württ. Rechtspflege 
Bd. 15 S. 371 und Bd. 18 S. 93) ihre Erledigung gefun⸗ 
den haben, und wie der vom Unterrichter entſchiedene Vor⸗ 
prozeß gegen Klr. und Gen. in U. 

Es iſt dem Unterrichter zuzugeben, daß der Wortlaut 
des § 2 Ziff. 10 Abſ. 1 des geltenden St. Ortsbauſtatuts, 
wo bloß von der Benützung der St. Kanäle „zur Einfüh⸗ 
rung von Hauskanälen“ die Rede iſt, rein für ſich allein be⸗ 
trachtet, eine gewiſſe Stütze für die einſchränkende Auslegung 
des angefochtenen Urteils bieten könnte. Allein ſchon der 
Abſ. 2 der angeführten Ziff. 10 gebraucht für den dort be⸗ 
handelten Spezialfall die allgemeiner gehaltene Wendung, 
daß durch den Hauskanal „die Benützung des ſtädt. Kanals 
bewerkſtelligt“ werde. Weiter iſt zu beachten, daß der ganze 
§ 2 des St. Ortsbauſtatuts eine Ausführungsbeſtimmung 
zu Art. 11 der Bauordnung darſtellt, daß der Eingang dieſes 
Paragraphen beſagt: „Ueber die Ableitung des Ab⸗ 
waſſers aus den Gebäuden und Höfen gelten folgende 
Beſtimmungen“, daß die Ziff. 1 des § 2 ſich des näheren 
mit dieſem Abwaſſer befaßt, und daß, wie in dem Berufungs— 
ſchriftſatz des näheren dargelegt iſt, in den am 14. Dezember 
1905 von dem Miniſterium des Innern genehmigten, unterm 
8. Januar 1906 veröffentlichten Beſtimmungen die Höhe des 
Kanalbeitrags von der Menge des Abwaſſers abhängig ge— 
macht iſt. Sprechen ſchon dieſe Umſtände dafür, daß das 
St. Ortsbauſtatut gegenüber der in Art. 11 Abſ. 3 der 
Bauordnung enthaltenen allgemeinen Ermächtigung eine Ein⸗ 
ſchränkung nicht eintreten laſſen wollte, ſo kommt noch hinzu, 
was in dem Berufungsſchriftſatz über die Entſtehungsge⸗ 
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ſchichte der fraglichen Beſtimmung vorgetragen und was 
oben unter Ziff. V aus den beigezogenen Akten zuſammen⸗ 
geſtellt worden iſt. Hienach hat nicht nur die Stadtvermal- 
tung St. auch nach der Faſſungsänderung vom Jahre 1876 
ſtets an dem in der öffentlichen Bekanntmachung vom 19. 
Juni 1874 kundgegebenen, in dem Urteil der Kreisregierung 
vom 7. Auguſt 1877 für den früheren Rechtszuſtand als zu⸗ 
treffend anerkannten Standpunkt, daß der einmalige Kanal⸗ 
beitrag ein Entgelt für die jeweilige Benützung der öffent⸗ 
lichen Kanäle durch die Hausbeſitzer ſei, feſtgehalten, und 
insbeſondere in den Beſchlüſſen des Gemeinderats vom 24. 
Februar 1876 und der bürgerlichen Kollegien vom 16. März 
1876 etwas Gegenteiliges nicht zum Ausdruck gebracht, ſon⸗ 
dern es iſt auch dem Erlaß des Miniſteriums des Innern 
vom 4. April 1876, mit dem die veränderte Faſſung des 
Ortsbauſtatuts genehmigt wurde, nichts zu entnehmen, was 
auf die Abſicht einer ſachlichen Aenderung von ſolcher Trag⸗ 
weite, wie ſie in der behaupteten Einſchränkung läge, hin⸗ 
weiſen würde. Ferner wurden noch im Jahr 1889 von den 
bürgerlichen Kollegien und dem Miniſterium des Innern an⸗ 
läßlich einer Erhöhung der Kanalbeiträge der Gebäudebe⸗ 
ſitzer der unteren Neckarſtraße dieſe Beiträge ausdrücklich als 
ſolche „für die Benützung der öffentlichen Kanäle“ bezeichnet 
und in dem Erlaß des K. Miniſteriums des Innern vom 
1. September 1893, wie auch in der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung des Gemeinderats vom 14. September 1893 iſt der 
Zweck der Beiträge, zur Beſtreitung der Unterhaltung 
der ſtädtiſchen Kanäle zu dienen, beſonders erwähnt. Bei 
dieſer Sachlage müßte die Auslegung, die die Klägerin dem 
Ortsbauſtatut gibt, nur dann als unzutreffend verworfen 
werden, wenn ſie mit der gewählten Faſſung ſchlechthin un⸗ 
vereinbar wäre, was nicht der Fall iſt. Denn während unter 
der am Schluß der Ziff. 10 Abſ. 1 erwähnten „tatſäch⸗ 
lichen Einführung des Hauskanals in den ſtädtiſchen Ka⸗ 
nal“ dem Zuſammenhang nach nichts anderes verſtanden 
werden kann, als die bauliche Herſtellung des Anſchluſſes 
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des Hauskanals an den ſtädtiſchen Kanal, laſſen die im 
Eingang des Abſatzes enthaltenen Worte „Benützung der 
ſtädtiſchen Kanäle zur Einführung von Hauskanälen“ ohne 
Zwang die Deutung zu, daß hiemit nicht ausſchließlich der 
bauliche Anſchluß des Hauskanals gemeint iſt, ſondern auch 
die durch den Hauskanal vermittelte Einleitung des Abwaſſers 
mitumfaßt werden will. 

Urteil vom 6. April 1910 in der Beruf.⸗Sache der Stadt⸗ 

gemeinde St., Klin. Beruf.⸗Klin., gegen den Reſtaura⸗ 

teur G. Sch. und deſſen Ehefrau ꝛc. Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


2. 
Merkmale eines öffentlichen Wegs. 


Aus den Gründen: 

Der vom Klr. mit der Feſtſtellungsklage beſtrittene An⸗ 
ſpruch der beklagten Gemeinde auf Beſtehen eines öffent⸗ 
lichen Feldwegs über das Grundſtück Nr. 163 des Klrs. 
wird von der Bekln. auf unvordenkliche Verjährung gegrün⸗ 
det. Daß dieſe den Nachweis ordnungsmäßiger Widmung, 
der im vorliegenden Fall nicht unmittelbar zu erbringen iſt, 
zu erſetzen vermag, unterliegt, wie der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof in ſtändiger Rechtſprechung ſchon des öfteren ausgeſpro⸗ 
chen hat und wie auch in der Lehre unbeſtritten iſt (Sörgel 
Jahrb. 1909 S. 925; Göz Verwaltungsrechtspflege S. 158), 
nach dem geltenden Recht keinem Zweifel. Vorausſetzung 
für die Annahme der unvordenklichen Verjährung iſt, daß 
die allgemeine und offene Benutzung eines Weges als öffent⸗ 
lichen in dem behaupteten Verlauf ohne Widerſpruch ſeitens 
der Eigentümer der befahrenen und begangenen Grundſtücke 
innerhalb derjenigen Zeit beſtanden habe, welche die eigene 
Wahrnehmung des jetzt lebenden Geſchlechts umfaßt, und 
daß das jetzt lebende Geſchlecht auch durch Mitteilung der 
Vorfahren von dem Nichtbeſtehen dieſes Zuſtandes keine 
Kenntnis gehabt habe. Dabei iſt die Abſicht der Rechts aus⸗ 
übung in der Regel aus der Allgemeinheit der Benützung 
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ohne weiteres zu folgern. Gegenbeweis gegen die Behaup⸗ 


tung der unvordenklichen Verjährung iſt erbracht, wenn der 
beanſpruchte Zuſtand zu einer Zeit, die innerhalb der letzten 
zwei Menſchenalter liegt, nicht beſtanden hat. Solchen Ge⸗ 
genbeweis hat der Klr. nicht erbracht. Er hat zwar an⸗ 
fänglich behauptet, der Weg ſei überhaupt erſt im Jahr 1836, 
demnach bei der der Regel entſprechenden Annahme von 40 
Jahren für ein Menſchenalter, erſt nach Beginn der letzten 
zwei Menſchenalter entſtanden. Er hat dieſe Behauptung 
aber im Lauf des Rechtsſtreits fallen laſſen und ficht den un⸗ 
vordenklichen Beſtand des Weges als ſolchen nicht mehr wei⸗ 
ter an. Dagegen beſtreitet er nach wie vor die Oeffentlich⸗ 
keit des Weges, insbeſondere auch, daß derſelbe innerhalb 
der letzten beiden Menſchenalter allgemein und offen und 
ohne Störung ſeitens des Klrs. und ſeiner Rechtsvorgänger 
als Eigentümer des belaſteten Grundſtücks als öffentlicher 
Weg benützt worden ſei. 

Wenn ſich Klr. gegen die Oeffentlichkeit in erſter Reihe 
darauf beruft, der Weg ſei im Grundbuch zwar eingetragen, 
aber nicht als öffentlicher Weg, im Primärkataſter aber ſei 
er gar nicht eingetragen, ſo iſt hiegegen mit dem Unterrichter 
darauf zu verweiſen, daß öffentliche Wege überhaupt von 
der Verpflichtung zur Eintragung ins Grundbuch befreit ſind 
(K. VO. betreffend das Grundbuchweſen vom 30. VII. 99, 
Reg. Bl. S. 450), und daß auch das Primärkataſter nicht 
dazu beſtimmt iſt, den Beſtand öffentlicher Wege darzutun. 
Daraus, daß der Weg im Grundbuch nicht als öffentlicher 
und daß er im Primärkataſter überhaupt nicht eingetragen 
iſt, läßt ſich daher kein Beweis gegen das Beſtehen desſel⸗ 
ben ableiten. Ebenſo iſt mit dem Unterrichter die Behaup⸗ 
tung zurückzuweiſen, der Fortbeſtand des Weges wäre jeden⸗ 
falls ſeit dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 26. III. 1862 
über Feldwege, Trepp⸗ und Ueberfahrtsrechte geſetzwidrig, 
weil nach Art. 40 dieſes Geſetzes Ueberfahrtsrechte dann 
wegfallen, wenn ein Grundſtück durch eine Weganlage eine 
beſtändige Zufahrt habe, und weil alle Grundſtücke der Mar⸗ 
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kung F. . . für welche der ſtrittige Weg als Zufahrt in Be⸗ 
tracht kommt, durch den Feldweg Nr. 39 eine ſolche beſtän⸗ 
dige Zufahrt haben. Dieſer Einwand iſt ſchon deshalb hin⸗ 
fällig, weil Art. 40 des angeführten Geſetzes nur bürgerlich⸗ 
rechtliche Ueberfahrten im Auge hat, im vorliegenden Fall 
aber nicht das Beſtehen eines bürgerlichen Ueberfahrtsrechts, 
ſondern dasjenige eines öffentlichen Weges im Streit ſteht. 
Auf Grund von Art. 40 des Geſetzes vom 26. III. 1862 
kann demnach der Anſpruch der Bekln. nicht beſtritten 
werden. 

Auch das weitere klägeriſche Vorbringen, ſchon der Um⸗ 
ſtand, daß der Weg nur aushilfsweiſe benützt werde, ſpreche 
gegen das Beſtehen eines öffentlichen Wegrechts, geht fehl. 
In dieſer Richtung iſt darauf zu verweiſen, daß der An⸗ 
ſpruch der Bekln. keineswegs nur auf eine beſchränkte Be⸗ 
nützung des Weges als öffentlichen, ſondern darauf geht, der 
Klr. habe denſelben unbeſchränkt als öffentlichen Feldweg für 
die Zwecke der Landwirtſchaft anzuerkennen. Es wurden 
von der Bekln. zwar als die vornehmlichſten Fälle der Be⸗ 
nützung die angegeben, wenn der Feldweg Nr. 39, neben 
dem der ſtrittige Weg herläuft, zugeſchneit oder vereiſt ſei 
oder wenn ein Ausweichen zweier einander begegnender Fuhr⸗ 
werke nötig ſei. Eine unbedingte Beſchränkung der öffent⸗ 
lichen Wegdienſtbarkeit auf dieſe Fälle wollte damit aber 
nicht ausgedrückt werden. Im übrigen wäre auch dann, 
wenn der Weg feiner Verkehrsbeſtimmung nach nur aus⸗ 
hilfsweiſe, als Erweiterung des Feldwegs Nr. 39 in Be⸗ 
tracht käme, die Annahme eines öffentlichen Wegerechts 
keineswegs ausgeſchloſſen. Denn die Verkehrsbeſtimmung 
eines öffentlichen Weges braucht gegenſtändlich keine unbe⸗ 
ſchränkte zu ſein, ſie kann vielmehr auch dahin eingeſchränkt 
ſein, daß der Weg den Verkehr nur in einer beſtimmten 
Tages⸗ oder Jahreszeit oder nur in einer Richtung oder nur 
aushilfsweiſe aufzunehmen hat u. ähnl. 

Endlich vermochten auch die Vorkehrungen, welche der 
Klr. und feine Beſitzvorgänger gegen Benützung des Weges 
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getroffen haben, und das ortspolizeiliche Verbot vom Jahr 
1908 eine Unterbrechung des maßgebenden Zuſtandes nicht 
herbeizuführen. Denn das auf Andringen des Klrs. er: 
laſſene, auf Vorſtellungen der an der Benützung des Weges 
beteiligten Gemeindeeinwohner aber bald wieder zurückge⸗ 
nommene, in keiner Weiſe durchgeführte ortspolizeiliche Ver⸗ 
bot, hatte gar keine, die verſchiedenen Maßnahmen des Klrs. 
und ſeiner Beſitzvorgänger aber, wie aus den Ausſagen der 
vernommenen Zeugen (Reg.⸗Akten |17) hervorgeht, nur ganz 
vorübergehende Störungen der Wegbenützung zur Folge. 
Hienach hat der Klr. den Gegenbeweis gegen die un⸗ 
vordenkliche Verjährung nicht zu erbringen vermocht, dage⸗ 
gen iſt nach dem Ergebnis der Zeugenvernehmung vom 10. 
November v. Js. der Beweis für dieſelbe als erbracht 
anzuſehen. 
Urteil vom 30. März 1910 in der Beruf.⸗Sache des 
Bauern und Gemeindepflegers Matth. K. in F., Kl. 
Ber.⸗Kl., gegen die Gemeinde F., Bekl. Ber.⸗Bekl. ꝛc. 


3. 


Bum Begriff der Fahrläffigkeit im Sinne des § 50 
des Krankenverſicherungsgeſetzes. 


Aus den Gründen: 

Eine der Vorſchrift des $ 49 des KVG. entſprechende 
Anmeldung des R. hat nun anerkanntermaßen nicht ſtatt⸗ 
gefunden; R. iſt weder innerhalb der dreitägigen Friſt nach 
Beginn ſeiner Beſchäftigung noch überhaupt vor Eintritt des 
Unterſtützungsfalls bei der Kaſſe gemeldet worden. Die Er⸗ 
ſatzpflicht infolge unterlaſſener Anmeldung gemäß § 50 des 
KVG. — 8 10 Abſ. 7 der Kaſſenſtatuten — iſt aber für 
den Arbeitgeber B. erſt dann begründet, wenn feſtſteht, daß 
er der ihm nach § 49 obliegenden Anmeldepflicht ſchuldhaft 
— fahrläſſigerweiſe — nicht genügt hat. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung kann nach den näheren Umſtänden des Falls nicht 
bejaht werden. 
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Die Anſtellung des Handlungsgehilfen R. durch den 
Bekln. erfolgte unter Gewährung eines feſten Gehalts und 
Zuſicherung von Proviſion. Von der Höhe des Proviſions⸗ 
einkommens hing es ab, ob ſein Geſamtverdienſt für das 
Jahr gerechnet unter oder über 2000 Mk. betrug, ob alfo 
die Ausnahme von der Verſicherungspflicht im Sinne des 
8 2b des KVG. bei R. zutraf oder nicht. Sobald er an 
Proviſionen mehr als 200 Mk. im Jahr ſich verdienen konnte 
bei Zugrundlegung von 1% aus dem Jahresumſatz, ge⸗ 
hörte er nicht mehr in die Klaſſe der verſicherungspflichtigen 
Angeſtellten und beſtand demgemäß auch keine Meldepflicht 
für den Arbeitgeber. Nun iſt in dem Urteil vom 17. März 
1909 von dem Verwaltungsgerichtshof entſchieden worden, 
daß nach den tatſächlichen Verhältniſſen, ſo wie ſie nach Be⸗ 
endigung des Arbeitsverhältniſſes ſich überſehen ließen, aller⸗ 
dings von R. eine Proviſion überhaupt nicht verdient wurde 
und daß deshalb die Ausnahme von der Verſicherungspflicht 
für Perſonen mit mehr als 2000 Mk. Jahresgehalt auf ihn 
nicht zutraf. Allein wenn dies auch ohne weiteres nach Ab— 
ſchluß ſeiner Beſchäftigung bei dem Bekln. als das Reſultat 
ſeiner Tätigkeit ſich herausſtellte, ſo konnte andererſeits beim 
Antritt der Beſchäftigung und während ihrer Dauer ein ſol⸗ 
ches Ergebnis nicht von vornherein in Rechnung genommen 
werden. Das Gegenteil durfte, wie der Bekl. nicht ohne 
Grund geltend macht, nach dem natürlichen Gang der Dinge 
und unter Zugrundlegung normaler Verhältniſſe in Ausſicht 
genommen und vorausgeſetzt werden. Dann aber konnte, 
von der Einrechnung eines üblicherweiſe zu gewährenden 
Weihnachtsgeſchenks ganz abgeſehen, bei ſachgemäßer Würdi⸗ 
gung der erzielbaren Lohneinnahmen des R. ohne Bedenken 
von einem Geſamtarbeitsverdienſt von mehr als 2000 Mk. 
ausgegangen werden. Zu dieſer Erwartung war der Bekl. 
umſomehr berechtigt, als er ſich nach ſeinen Angaben, über⸗ 
dies nach den Erhebungen im Vorprozeß (Zeuge G.) hiebei 
auf die Erfahrungen mit anderen Geſchäftsreiſenden, die er⸗ 
heblich mehr als 200 Mk. Proviſion im Jahr zu verdienen 
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in der Lage waren, ſtützen konnte, und als es ſich bei den 
Artikeln, für welche R. zu reiſen hatte (Backöfen), um ſehr 
namhafte Werte handelte, jo daß bei einem Proviſionsſatz 
von 1% die zu der Verſicherungsgrenze von 2000 Mk. am 
feſten Gehalt noch fehlende Summe von 200 Mk. unſchwer 
hätte erreicht werden können. 

Wenn unter ſolchen Umſtänden der Bekl. die Anmeldung, 
die ſich hinterher allerdings als geboten erwies, unterließ, 
ſo kann ihm billigerweiſe aus dieſem Verhalten ein Vorwurf 
nicht gemacht werden. Auch wenn ſich nach dem ſpäteren 
Erfolg der Tätigkeit des R. die Annahme des Bekl., daß 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des $ 2b des KVG. eine 
Meldepflicht überhaupt nicht beſtehe, als irrtümlich erwies, 
fo muß dieſer Irrtum doch nach der Beſonderheit des Falles 
als ein entſchuldbarer und darum die Haftung aus 8 50 des 
KVG. ausſchließender bezeichnet werden. Richtig iſt zwar, 
daß der Bekl., um von vornherein jede Möglichkeit einer 
Inanſpruchnahme aus dem Geſichtspunkt des § 50 von ſich 
fern zu halten, die Anmeldung des R. bei der Kaſſe inner⸗ 
halb der Friſt des 8 49 des KVG. hätte bewerkſtelligen 
können, obwohl er ſeinerſeits der Ueberzeugung war, daß R. 
der Verſicherungspflicht nicht unterliege (vergl. auch § 52 
der Württ. Vollzugsverfügung vom 2. November 1892, 
Schicker Komm. z. Krankenvers. Geſ. 2. Aufl. S. 713). 
Aber dadurch wird an der Entſchuldbarkeit der Unterlaſſung 
einer Anmeldung in dieſem Falle nichts geändert, ganz ab— 
geſehen davon, daß der Bekl. darüber, ob R. der Verſiche⸗ 
rungspflicht auf Grund des Geſetzes wirklich unterlag, nach 
Lage der Verhältniſſe bei Beginn der Beſchäftigung wohl 
auch von der Krankenkaſſe ſelbſt eine ſichere Auskunft nicht 
hätte erhalten können. 

Vergl. auch Reger Entſch. Bd. 28 S. 55 und 386. 
Soergel, Jahrb. der Rechtſprechung zum Verwaltungs⸗ 
recht 1 S. 329. 

Und ſelbſt wenn davon ausgegangen werden wollte, daß 

die Anmeldepflicht vom Arbeitgeber zwar nicht ſchon bei Bes 
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ginn der Tätigkeit des R., wohl aber ſpäterhin im Laufe 
der Beſchäftigung hätte erfüllt werden ſollen, weil wenig⸗ 
ſtens nachträglich für den Reſt des Arbeitsverhältniſſes die 
Beſchäftigung ſich mehr als eine verſicherungspflichtige er⸗ 
wieſen habe — zu vergl. Sächſ. Jahrb. Bd. 14 S. 39 —, 
könnte gleichwohl nicht von einer fahrläſſigen Unter⸗ 
laſſung ſpäterer Anmeldung i. S. des § 49 Abſ. 1 Satz 2 
des KVG. die Rede ſein. Nach den tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſen, insbeſondere dem hohen Wert der Artikel, für welche 
R. Abſatzgelegenheit zu ſuchen hatte, und dem ihm über⸗ 
tragenen umfangreichen Wirkungskreis, war ſelbſt in einem 
ſpäteren Zeitpunkt und noch nach erfolgter Kündigung des 
Beſchäftigungsverhältniſſes die Annahme nicht von der Hand 
zu weiſen, daß es dem R. für den Reſt der Vertragsdauer 
noch hätte gelingen können, ſo viel Abſchlüſſe zu erzielen, 
daß ſeine Proviſionseinnahmen mutmaßlich für ein Jahr 
berechnet mehr als 200 Mk. betragen haben würden. 

Iſt aber hienach eine auf Fahrläſſigkeit beruhende Unter⸗ 
laſſung der Anmeldung zu verneinen, ſo ſtellt ſich der Klag⸗ 
anſpruch als unbegründet dar, das Urteil erſter Inſtanz war 
auf die Berufung des Bekln. — fo wie geſchehen — abzu⸗ 
ändern. 

Ob und inwieweit darin, daß der Bekl. irrtümlich auch 
einen Teil der Reiſeſpeſen als ein dem R. verbleibendes 
Arbeitseinkommen dem fixen Gehalt desſelben zurechnen zu 
dürfen glaubte, eine Fahrläſſigkeit zu erblicken wäre, bedarf 
unter den obwaltenden Umſtänden keiner näheren Erörterung. 

Urteil vom 1. Dezember 1909 in der Beruf.⸗Sache des 

E. B., Inhabers der Firma ꝛc. in St., Bekl. Beruf.⸗Klr., 

gegen die Allgem. Ortskrankenkaſſe in St., Klin. Be⸗ 

ruf.⸗Bekl. 


4. 
Bie Eventnalteilung in ihrer Bedentung für die Um- 


ſatzſtenerpflicht. 
Die Gründe beſagen: 
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I. Die am 26. März 1889 ohne Teſtament verſtorbene 
R. G. geb. F. von M. a. F., wurde von ihrem Ehemann, 
dem Bauern Fr. G., mit dem ſie in landrechtlicher Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft gelebt hatte, und den acht minderjährigen 
Kindern aus dieſer Ehe: Andreas, Friedrich, Wilhelm, Au⸗ 
guſt, Karoline, Gottlieb, Katharine und Karl G. je zu / 
beerbt. Am 15. Mai 1891 wurde aus Anlaß der Wieder⸗ 
verheiratung des Witwers die Eventualteilung vorgenommen 
und dabei im Weg der freien Vereinigung zwiſchen ihm und 
dem Pfleger der acht Kinder dieſen letzteren zur Abfindung 
für ihre Muttergutsanſprüche gewiſſe, in der Entſcheidung 
des K. Steuerkollegiums vom 23. Juli 1909 näher bezeich⸗ 
nete Liegenſchaften mit wahrem Eigentum unabgeteilt zuge⸗ 
wieſen (Teilungsgeſchäft Bd. 86 Nr. 51 von M.). Die ſtatu⸗ 
tariſche Nutznießung des Vaters an dieſen Liegenſchaften 
dauerte fort. Am 30. November 1896 ſtarb der älteſte Sohn 
Andreas und wurde, da der Vater auf die Erbſchaft ver⸗ 
zichtete, von ſeinen 7 Geſchwiſtern je zu ½ beerbt. 

Im Grundbuch ſind die 7 Geſchwiſter bezüglich der 
ihnen gemeinſchaftlich gehörenden Liegenſchaften als Mit⸗ 
eigentümer zu je / eingetragen, nachdem fie früher auf Grund 
der Eventualteilung in derſelben Weiſe je zu! /s eingetragen 
geweſen waren. | | 

Anläßlich der Auseinanderſetzung über den Nachlaß des 
im Jahre 1908 verſtorbenen Vaters haben die Söhne Fried⸗ 
rich und Karl G. (die Beſchwerdeführer) von ihren 
Geſchwiſtern die bis dahin gemeinſchaftliche Liegenſchaft durch 
Vertrag vom 23. Oktober 1908 übernommen, und zwar er⸗ 
hielt Friedrich G. Grundſtücke im Wert von 1600 Mk., 
Karl G. ſolche im Wert von 11020 Mk. (ſ. Notariatsurkunde 
des Stellvertreters des Bezirksnotars D. vom 15. Juli / 23. Ok⸗ 
tober 1908, Verwahrungsbuch Nr. 131). 

Die Umſatzſteuer hat der den Vertrag beurkundende 
Notar, welcher nur den unten zu erwähnenden geringeren 
Steueranſatz zuerſt berechnet hatte, auf Weiſung des Kame⸗ 
ralamts aus dem Wert der von den Beſchwerdeführern er⸗ 
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worbenen Grundſtücke, abzüglich je des den Erwerber treffen⸗ 
den eigenen Anteils von ) angeſetzt. Hiegegen haben die 
Beſchwerdeführer rechtzeitig Beſchwerde bei dem K. Steuer⸗ 
kollegium erhoben. Sie anerkennen eine Steuerpflicht nur 
inſoweit, als ſie in den Liegenſchaften den erbrechtlichen An⸗ 
teil ihres verſtorbenen Bruders erworben haben und ver⸗ 
langen im übrigen Steuerfreiheit, da ſie die Grundſtücke als 
Teilhaber der Erbengemeinſchaft aus dem Nachlaß der Mut⸗ 
ter erworben haben wollen, weshalb die Vorausſetzungen des 
Art. 11 Abſ. 1 Ziff. 6 des Umſatzſteuergeſetzes vom 28. De⸗ 
zember 1899 in der Faſſung des Geſetzes vom 18. Juli 1902 
(Reg. Bl. S. 265) gegeben ſeien. Soweit fie die Steuer — 
nach dem urſprünglichen Anſatz des Bezirksnotars mit 16 Mk. 
42 Pfg. für den Staat und 10 Mk. 81 Pfg. für die Ge⸗ 
meinde — anerkennen, iſt ſie von ihnen bezahlt worden. 
Hierauf bezieht ſich alſo die erhobene Beſchwerde nicht. 

Das K. Steuerkollegium hat die Beſchwerde, das K. 
Finanzminiſterium die weitere Beſchwerde als unbegründet 
zurückgewieſen eee vom 23. Juli 1909 und 24. 
September 1909). 

II. Gegen die letztgenannte Entſcheidung richtet ſich die 
von den Beſchwerdeführern nach Art. 13 des Geſetzes über 
die Verwaltungsrechtspflege rechtzeitig erhobene Rechtsbe⸗ 
ſchwerde. 

Sie muß für begründet erachtet werden. 

Wie allgemein anerkannt iſt, wird durch die Vornahme 
einer Eventualteilung die bis dahin zwiſchen dem überleben⸗ 
den Ehegatten und den Kindern fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft aufgehoben, und es handelt ſich daher im vorliegen⸗ 
den Fall nicht um güterrechtliche, ſondern um rein erbrecht⸗ 
liche Verhältniſſe, ſo daß gemäß Art. 213 EGBGB. die An⸗ 
wendung des früheren württembergiſchen Rechts ausſchließ⸗ 
lich begründet iſt. 

Das Verfahren bei Eventualteilungen iſt durch die 
SS 34 ff. der K. VO. vom 21 Mai 1825 (Reg. Bl. S. 347) 
geregelt. Dieſe Vorſchriften ſtehen, wie aus 8 34 erhellt, 
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im engen Zuſammenhang mit Art. 34 des Pfandgeſetzes, 
welcher von der den Kindern zu gewährenden unterpfänd⸗ 
lichen Sicherheit für den Ueberſchuß handelt, um welchen der 
Betrag ihrer Erbſchaftsforderung den Wert der ihnen mit 
wahrem Eigentum zugefallenen erbſchaftlichen Güterſtücke 
überſteigt. Im Anſchluß hieran wird in $ 35 der erwähnten 
K. VO. beſtimmt, daß bei jeder Eventualteilung „die An⸗ 
ſprüche der Kinder auf wahre erbſchaftliche Güter“ zu be⸗ 
rechnen ſind und daß der dem jeweiligen Erbſchaftsanteil 
entſprechende Wert durch Zuweiſung von Nachlaßliegenſchaft 
zu ausſchließlichem Eigentum gedeckt werden muß; es ſoll 
jedoch dabei genügen, wenn beim Vorhandenſein mehrerer 
Kinder die Liegenſchaft „den Kindern überhaupt“ d. h. alſo: 
dieſer Mehrheit von Kindern zu ungeteiltem Miteigentum (pro 
indivisa parte) zugewieſen wird. Nach 8 36 der VO. iſt aber (als 
Ausnahmefall) die Regelung zugelaſſen, daß in Anſehung 
der vorhandenen Güter der Vater und die Kinder in einem 
Miteigentumsverhältnis der oben erwähnten Art belaſſen 
werden, wobei jedoch bei jedem einzelnen Gut der quotative 
(ideale) Anteil, welcher den Kindern als Erben zuſteht, be⸗ 
ſtimmt zu bezeichnen iſt. Zu dieſen Beſtimmungen der K. VO. 
vom 21. Mai 1825 führt ein Erlaß des Pupillenſenats des 
K. Obertribunals vom 29. April 1830 (abgedruckt bei Mayer, 
Notariatsgeſetz, Stuttgart Kohlhammer 1887, S. 280 ff.), 
nach Darlegung der Uebereinſtimmung der Verordnung mit 
den im Pfandgeſetz ſelbſt enthaltenen Grundſätzen folgen⸗ 
des aus: 

„Auch dieſe neueren Vorſchriften bezwecken nun (nach 
v. Bolley Komment. Bd. 1 S. 194) nicht eine unbedingte 
materielle Ausſcheidung der Erbteile der Kinder an dem 
Nachlaſſe des Vaters oder der Mutter, wenn der überlebende 
Aſzendent noch im Genuſſe des ganzen Nachlaſſes bleibt, es 
wollte nicht eine wahre Realteilung an die Stelle einer Even⸗ 
tualteilung geſetzt werden, ſondern es ſollte dadurch nur die 
durch das neue Pfandgeſetz gebotene Einrichtung herbeige— 
führt werden, daß hinſichtlich des unbeweglichen Vermögens 
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mit Sicherheit und Leichtigkeit beurteilt werden könne, was 
Eigentum der Eltern und der Kinder ſei“. In der weiteren 
Erläuterung der Vorſchriften der Verordnung wird geſagt, 
die in $ 35 erwähnte Abſonderung zwiſchen den einzelnen 
Kindern werde in den meiſten Fällen nicht leicht aus⸗ 
führbar und rätlich —, es werde vielmehr meiſtens die Be⸗ 
friedigung „der Kinder im ganzen“ vorzuziehen ſein, „da ſich 
z. B. erſt bei der Ausſtattung der Kinder ergeben wird, 
welche einzelne Güter mehr dem einen oder dem andern 
paſſen, auch es in mancher Rückſicht angemeſſen erſcheine, 
daß der zufällige Gewinn und Verluſt an den Gütern, wel⸗ 
cher während der elterlichen Nutznießung ſich ergebe, alle 
Kinder gemeinſchaftlich treffe“. 

Zieht man nun noch in Betracht, daß die K. VO. in den 
§§ 39 ff. mehrfach der Eventualteilung die „Endabteilung“ 
gegenüberſtellt und daß in § 94 der Hauptinſtruktion vom 
14. Dezember 1825 (Reg. Bl. S. 755) von dem Falle ge⸗ 
ſprochen wird, „wenn nach dem Ableben beider Eltern zur 
wirklichen Erbſchaftsteilung geſchritten wird“, 
ſo ergibt ſich daraus, daß die Eventualteilung eine totale 
und endgültige Auflöſung der Erbengemeinſchaft keineswegs 
in ſich ſchließt, daß ſie vielmehr gewiſſermaßen eine vorbe⸗ 
reitende Maßregel für die bei dem Tod des überlebenden 
Gatten erfolgende Realteilung darſtellt und daß demgemäß 
auch die Zuteilung von Liegenſchaft bei der Eventualteilung 
mehr nur als eine vorläufige Regelung erſcheint, deren end⸗ 
gültige Geſtaltung der Realteilung vorbehalten iſt. Das iſt 
ganz klar in dem (in dem Erlaß des Pupillenſenats unter 
Ziff. III und IV näher beſprochenen) Fall, wenn gemäß § 36 
Abſ. 1 der K. VO. die Liegenſchaften, wie dies bei der 
Fahrnis und den Forderungen nach Abſ. 2 daſelbſt ohnedies 
zutrifft, einen ungeteilten Vermögensbeſitz des überlebenden 
Gatten und der Kinder bildet, welchenfalls Zuwachs und 
Abnahme der Liegenſchaft (nach § 39 Abſ. 2 daſelbſt) alle 
Beteiligte nach den ihnen ausgeſetzten quotativen Teilen trifft. 
Die gleiche Auffaſſung iſt aber auch geboten, wenn bei der 
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Eventualteilung an einem Teil der Liegenſchaften dem über⸗ 
lebenden Gatten Alleineigentum, an einem andern Teil den 
Kindern insgeſamt Miteigentum zugeſchrieben worden iſt, 
zumal da doch dieſe Zuweiſung keine endgültige iſt, vielmehr 
bei der „Endabteilung“, etwa zufolge inzwiſchen erfolgter 
Ausſtattung eines Kinds, weſentlichen Aenderungen unter⸗ 
liegen kann. Es iſt alſo auch in dem zuletzt erwähnten Fall 
die Sache nicht ſo aufzufaſſen, als ob mit der Zuweiſung 
eines Teils der Liegenſchaft an den überlebenden Gatten zu 
Alleineigentum die Erbengemeinſchaft im ganzen aufgehoben 
ſei und zwiſchen den Kindern als Miteigentümern des ihnen 
zugeteilten Liegenſchaftsbetreffs eine neue Gemeinſchaft unter 
Lebenden notwendig errichtet ſein müßte; vielmehr iſt auch 
in dem gedachten Fall, wenn keine beſonderen Umſtände vor⸗ 
liegen, jedenfalls unter den Kindern das Rechts⸗ 
verhältnis an der ihnen gemeinſchaftlichen Liegenſchaft, wo⸗ 
durch — wie in der oben hervorgehobenen Stelle des Er⸗ 
laſſes des Pupillenſenats erwähnt —, auch die Gemeinſchaft⸗ 
lichkeit des Gewinns oder Verluſts an dieſer Liegenſchaft be⸗ 
gründet wird, als eine Miterbengemeinſchaft an 
zuſehen und den für eine folche gegebenen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften zu unterſtellen. Es liegt eine dem früheren würt⸗ 
tembergiſchen Recht eigentümliche Geſtaltung vor, derzufolge 
die Eventualteilung gewiſſermaßen einen Inzidenzpunkt des 
erſt beim Tode des überlebenden Gatten zum völligen Ab— 
ſchluß gelangenden Teilungsgeſchäfts bildete und derzufolge 
in dem hier gegebenen Fall des § 35 Abſ. 2 Satz 2 der mehr⸗ 
erwähnten K. VO. die Annahme der Fortdauer einer Erben⸗ 
gemeinſchaft unter den Kindern in Abſicht auf die ihnen ge⸗ 
meinſchaftliche Liegenſchaft geboten iſt. 

Demgemäß aber machen im vorliegenden Fall die Be⸗ 
ſchwerdeführer mit Grund geltend, daß ſie die Liegenſchaften, 
die in der Eventualteilung vom 15. Mai 1891 ihnen und 
ihren Geſchwiſtern zu ungeteiltem Miteigentum überſchrieben 
waren und die ſie von ihren Geſchwiſtern anläßlich der nach 
dem Tode des Vaters vollzogenen Realteilung erworben ha- 
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ben, als Teilhaber der Erbengemeinſchaft 
aus dem Nachlaß der Mutter erworben haben, 
womit die von ihnen begehrte Steuerbefreiung von ſelbſt ge⸗ 
geben iſt. Der Umſtand, daß es zum Erwerb des Miteigen⸗ 
tumsanteils der Geſchwiſter der Beſchwerdeführer an den 
fraglichen Liegenſchaften einer Auflaſſung (BGB. $ 925) be- 
durfte, ändert an dieſer Steuerbefreiung nichts. 

Demgemäß iſt die angefochtene Entſcheidung des K. Fi⸗ 
nanzminiſteriums vom 24. September 1909 außer Wirkung 
geſetzt worden, womit auch die von dem K. Kameralamt St. 
angeſetzte Umſatzſteuer und die der angefochtenen Entſchei⸗ 
dung vorangegangene Entſcheidung des K. Steuerkollegiums 
vom 23. Juli 1909 inſoweit ihre Wirkung verlieren, als ſie 
einen Steueranſatz verfügt haben, der den von den Beſchwerde⸗ 
führern anerkannten Betrag überſteigt. 

Urteil vom 6. April 1910 in der Umſatzſteuer⸗Rechts⸗ 

beſchwerdeſache der Bauern F. und K. G. in M. 


5. 


Der „beſondere Perpflichtungsgrund“ im Sinne des 
Art. 9 Ziff. I 4 des FF 


In den Gründen iſt bemerkt: 

I. Das K. Finanzminiſterium hat mit Entſcheidung vom 
24. November 1909 das einkommenſteuerpflichtige Einkom⸗ 
men der evangeliſchen Kirchenpflege B. 


auf 1. April 1907 mit.. . . 11469 Mk. 

auf 1. April 1908 mit .. . . 11253 Mk. 
ſowie das kapitalſteuerpflichtige Einkommen 

auf 1. April 1908 mit .. . . 16 160 Mk. 


unter Abweiſung der gegen dieſe Veranlagungen erhobenen 
Beſchwerde in Uebereinſtimmung mit der Vorentſcheidung des 
K. Steuerkollegiums, Abt. für direkte Steuern, vom 20. April 
1909 beftätigt. 

In der rechtzeitig und ordnungsmäßig eingelegten Rechts⸗ 
beſchwerde, welche anfänglich auch die Kapitalſteuerveran⸗ 
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lagung umfaßte, in dieſem Punkt jedoch ſpäter wieder zu⸗ 
rückgezogen wurde, iſt ſeitens der Kirchengemeinde, vertreten 
durch die Rechtsanwälte Dr. K. und Dr. Sch. in St., der 
Antrag geſtellt, das ſteuerbare Einkommen für die beiden 
Jahre 1097 und 1908 je um den Betrag von 2018 Mk. 9 Pfg. 
zu ermäßigen und inſoweit die angefochtene Miniſterialent⸗ 
ſcheidung außer Wirkung zu ſetzen. Zur Begründung wird 
geltend gemacht, die Erträgniſſe aus dem gemäß Art. 35 des 
Geſetzes vom 14. Juni 1887, betreffend die Vertretung der 
evangeliſchen Kirchengemeinden und die Verwaltung ihrer 
Vermögensangelegenheiten, der Kirchengemeinde überwieſenen 
Kapitalbetrag, welche die Kirchengemeinde in dem genannten 
Betrage ſelbſt wieder an die evangeliſche Beſoldungskaſſe 
abzuführen habe, müſſen für die Einkommenſteuer nach Art. 9 
Ziff. J 4 des Einkommenſteuergeſetzes abzugsfähig ſein; der 
hierauf geſtützte Anſpruch auf Steuerermäßigung ſei zu Un⸗ 
recht von der Steuerbehörde abgewieſen worden. 

In tatſächlicher Beziehung iſt der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung zu entnehmen, daß nach der Ausſcheidungs⸗ und 
Abfindungsurkunde über das Vermögen der gemeinſchaft⸗ 
lichen Kirchenpflege B. anläßlich der im Jahre 1904 voll⸗ 
zogenen Ausſcheidung der evangeliſchen Kirchengemeinde für 
die auf 1999 Mk. 46 Pfg. fixierten Gehaltsbeiträge, welche 
die evangeliſchen Geiſtlichen aus der gemeinſchaftlichen Kirchen⸗ 
pflege bisher bezogen, gemäß Art. 35 des Geſetzes vom 14. 
Juni 1887 ein Ablöſungskapital von 49 986 Mk. überwieſen 
worden iſt. 

Unbeſtritten iſt ferner, daß von der evangeliſchen Kir⸗ 
chenpflege B. in den maßgebenden Jahren an Beſoldungs⸗ 
leiſtungen für die Stadtpfarrſtellen daſelbſt mittels Ueber⸗ 
weiſung an die kirchliche Beſoldungskaſſe der Betrag von 
jährlich 2018 Mk. 9 Pfg. aufgewendet wurde (zu vergl. 
Hauptbuch der Ev. Kirchenpflege 1907/1908 S. 175 / 176). 

II. Nach Art. 9 Ziff. 1 4 des Einkommenſteuergeſetzes 
dürfen bei Ermittelung des ſteuerbaren Einkommens neben 
den von dem Steuerpflichtigen nachgewieſenermaßen zu ent⸗ 
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richtenden Schuldzinſen und Renten von den Einnahmen in 
Abzug gebracht werden „die auf beſonderem privatrechtlichen 
oder öffentlichrechtlichen Verpflichtungsgrunde beruhenden 
dauernden Laſten, ſoweit dieſelben nicht auf Einnahmequellen 
haften, welche bei der Veranlagung außer Betracht zu laſſen 
find“. 

Die einem Steuerpflichtigen obliegenden Laſten find 
demnach, auch wenn ſie dauernd, d. h. in periodiſcher Wieder⸗ 
kehr zu erfüllen ſind, nur unter der weiteren Vorausſetzung, 
daß ein beſonderer Verpflichtungsgrund für 
die Leiſtung vorhanden iſt, bei der Einkommenſteuerveran⸗ 
lagung zu berückſichtigen. Ueber den Begriff des „beſonde⸗ 
ren Verpflichtungsgrundes“ ſpricht ſich das Geſetz nicht weiter 
aus; aus der Entſtehungsgeſchichte desſelben und dem Vor⸗ 
gang im preußiſchen Einkommenſteuergeſetz, welches in ſeiner 
früheren, inzwiſchen abgeänderten Faſſung dem württember⸗ 
giſchen Geſetz in dieſem Punkte zum Vorbild gedient hat — 
vergl. den ehemaligen § 9 Ziff. I 3 des Preuß. Geſetzes: 
„die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden 
dauernden Laſten“ —, läßt ſich aber deutlich entnehmen, daß 
der beſondere Verpflichtungsgrund gemeint iſt im Gegenſatz 
zu einer auf Geſetz beruhenden allgemeinen 
Verpflichtung. Die Abzugsfähigkeit dauernder Laſten 
ſoll alſo nach dem Sinn des Geſetzes davon abhängig ſein, 
ob es ſich um eine Leiſtung handelt, welche unmittelbar auf 
dem Geſetz beruht und in dieſem Sinne eines beſon de⸗ 
ren Rechtsgrundes entbehrt, oder aber auf eine über den 
geſetzlichen Umfang hinausgreifende, auf keine geſetzliche 
Vorſchrift ſich ſtützende, vielmehr auf eine beſon dere — 
namentlich vertragsmäßige — Verbindlichkeit zurückzuführen 
iſt. Nur im letzteren Falle iſt der Aufwand des Steuer⸗ 
pflichtigen nach dem Willen des Geſetzes an ſeinem Rohein⸗ 
kommen abzugsfähig. 

Vergl. Verh. der Kammer der Abg. Beil. 34 vom 

24. Mai 1895 (Motive zum Einkommenſteuergeſetz⸗Ent⸗ 
wurf) ©. 343; ferner Beil. 161 vom 19. Juni 1902 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. I. 6 
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(Komm.⸗Bericht der II. Kammer) S. 501; Verh. der 
Kammer der Standesherren, Beil. XIV vom 
25. November 1902 (Komm.⸗Bericht) S. 29; Göz, Ein⸗ 
kommenſteuer, 2. Aufl. S. 115/16; Piſtorius, Ein⸗ 
kommenſteuer, 2. Aufl. S. 59; Fuiſting, Preuß. Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz, 7. Aufl. S. 101. 

Um eine derartige beſondere Verbindlichkeit handelt es 
ſich aber im vorliegenden Fall nicht. Zwar iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß der Laſt, für welche die Beſchwerdeführerin den 
Abzug beanſprucht, in mehrfacher Beziehung eine gewiſſe 
Eigenart anhaftet. An und für ſich hatten nach den in 
Württemberg geltenden kirchenrechtlichen Grundſätzen die Kir⸗ 
chengemeinden keine Verpflichtung, für die Pfarrbeſoldungen 
einzutreten. Aber die Geſetzgebung des Jahres 1887 hat 
mit dieſem Grundſatz gebrochen: ſeit der Geltung des Ge— 
ſetzes vom 14. Juni 1887 iſt eine Kirchengemeinde mit dem 
Vollzug der kirchlichen Vermögensausſcheidung gemäß Art. 35 
dieſes Geſetzes verbunden, für Pfarrbeſoldungen, wie für 
ſonſtige Leiſtungen kirchlicher Art, welche bisher einer Stif- 
tungspflege obgelegen hatten, von ſich aus einzutreten. Nur 
wurde gleichzeitig in Verbindung mit der Ueberwälzung dieſer 
Leiſtungsverbindlichkeit auf die örtlichen Kirchengemeinden 
als notwendige Folge dieſer geſetzlichen Anordnung den 
Kirchengemeinden aus dem der Ausſcheidung unterliegenden 
Vermögen der Stiftungspflegen ein entſprechendes Kapital, 
der zu 4% kapitaliſierte Jahresbetrag der bleibend fixierten 
Beſoldungsleiſtungen an die evangeliſchen Geiſtlichen, über: 
wieſen, um fie zur Erfüllung der ihnen künftig allein ob- 
liegenden Verbindlichkeiten in den Stand zu ſetzen. Zufolge 
dieſer Regelung iſt demnach bei dem gegenwärtigen Rechts⸗ 
zuſtand die Pflicht der Kirchengemeinden, im Zuſammenhang 
mit der Auseinanderſetzung des Stiftungsvermögens und von 
dieſem Zeitpunkt ab die fixen Beſoldungsreichniſſe an die 
evangeliſchen Geiſtlichen auf ſich zu nehmen, eine all ge— 
meine undun mittelbar im Geſetz begründete. 
Der Verpflichtungsgrund für ſolche Leiſtungen iſt folglich 
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kein anderer als das Geſetz ſelbſt, und über die hiedurch 
geſchaffene Verpflichtung geht auch die vorliegende, der Be- 
ſchwerdeführerin obliegende Verbindlichkeit anerkanntermaßen 
nicht hinaus. Seit der Vermögensausſcheidung kommt alſo 
die Beſchwerdeführerin lediglich ihrer geſetzlichen Obliegen⸗ 
heit nach, indem fie den in Rede ſtehenden Beſoldungsauf⸗ 
wand beſtreitet; eine darüber hinaus greifende beſondere 
Verpflichtung beſteht nicht und wird nicht erfüllt, ein Abzug 
nach Art. 9 14 des Einkommenſteuergeſetzes iſt deshalb nicht 
zuzulaſſen. 

An dieſer Rechtslage wird auch durch die Beſonderheit, 
daß jene Leiſtungspflicht der Kirchengemeinde in Art. 35 nur 
gegen gleichzeitige Uebergabe des entſprechenden Kapitals auf⸗ 
erlegt wurde, nichts geändert; es geht nicht an, von einer 
mit dieſem Kapital verbundenen und darum 
auf beſonderem öffentlichrechtlichem Verpflichtungsgrund ruhen⸗ 
den dauernden Laſt zu ſprechen. Es iſt eine irrige Annahme, 
daß gerade auf dem beſtimmten, der evangeliſchen Kirchen⸗ 
gemeinde B. anläßlich der Ausſcheidung im Sinne des 
Art. 35 überwieſenen Vermögensbetrage die Laſt der Be⸗ 
ſoldungsleiſtung ruhen würde. Das Geſetz iſt nicht ſo zu 
verſtehen, daß ein beſonderer, ſelbſtändiger Fonds zur Deckung 
der künftig der Kirchengemeinde obliegenden Aufwendungen 
mit jener Kapitalabfindung hätte gegründet und ſichergeſtellt 
werden wollen, wie denn auch der kapitaliſierte Jahresbetrag 
im Sinne des Art. 35 von der Beſchwerdeführerin nicht etwa 
getrennt verwaltet wird, ſondern ohne jede Ausſcheidung dem 
allgemeinen Grundſtücksvermögen der Kirchengemeinde einver— 
leibt iſt; überdies hat die letztere die fixen Beſoldungs⸗ 
leiſtungen an die Beſoldungskaſſe auch dann abzuführen, 
wenn etwa die Erträgniſſe des ſeinerzeit überwieſenen Kapi⸗ 
tals nicht mehr ausreichen ſollten. Dieſe Leiſtungen ſtellen 
ſonach ſeit der Auseinanderſetzung des Stiftungsvermögens 
eine Verbindlichkeit dar, die gleich anderen zum Aufgaben⸗ 
kreis der Kirchengemeinde gehörigen Ausgaben aus dem 
Kirchenpflegevermögen ſchlechthin zu beſtreiten iſt. 

6 * 
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Abgeſehen davon aber gibt der mit einer geſetzlichen 
Laſt verknüpfte Erwerb der Kapitalabfindungsſumme nach 
dem Einkommenſteuergeſetz kein Recht zum Abzug der der 
Auflage entſprechenden Aufwendung, denn nur eine auf be- 
ſonderem, d. h. unabhänig vom Geſetz übernommenen oder 
über das Geſetz hinausgreifenden Verpflichtungsgrunde be⸗ 
ruhende Ausgabe kann dem Ausgeführten zufolge nach Art. 9 
Ziff. 1 4 des Einkommenſteuergeſetzes an den Einnahmen 
abgezogen werden. Obwohl alſo die Kapitalzuſcheidung im 
Sinne des Art. 35 des Geſetzes vom 14. Juni 1887 nicht 
laſtenfrei erfolgt iſt, kann doch zufolge der beſtehenden ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchrift bei Beſteuerung der Erträgniſſe dieſes 
Kapitals auf jene Laſt keine Rückſicht genommen werden. 
Zu vergl. Verh. der Kammer der Abg. 1883/85, I. Beil. 
Band 2. Abt. (Komm.⸗Bericht) S. 523 ff.; desgl. Verh. 
1886/87, I. Beil.⸗Bd. 1. Abt. (Motive) S. 32 (Komm. ⸗Be⸗ 
richt) S. 138. 

III. Mit Grund iſt demnach der Beſchwerdeführerin der 
begehrte Abzug am ſteuerbaren Einkommen in den beiden 
Steuerjahren verſagt geblieben; die Rechtsbeſchwerde konnte 
ſomit keinen Erfolg haben. 

Zufolge ihres Unterliegens iſt der Beſchwerdeführerin 
eine Sportel nach Maßgabe des Art. 69 Abſ. 2 des Ver⸗ 
waltungsrechtspflegegeſetzes angeſetzt worden. 

Urteil vom 16. März 1910 in der Einkommenſteuer⸗ 

Rechtsbeſchwerdeſache der Evangel. Kirchengemeinde B. 


6. 
Erforderniſſe des ſtenerlichen Wahnfibes. 


Aus den Gründen: 

Der Begriff des Wohnſitzes im Sinne der Art. 26 und 
28 des Gemeindeſteuergeſetzes iſt derſelbe, wie im ſtaatlichen 
Einkommenſteuergeſetz (vergl. Württ. Jahrb. Bd. 18 S. 358; 
Bd. 20 S. 358); für den ſteuerlichen Wohnſitz weſentlich iſt 
darnach einmal das Innehaben einer Wohnung und ſodann 


Erforderniſſe des ſteuerlichen Wohnſitzes. 85 


die aus den Umſtänden erkennbare Abſicht ihrer dauernden 
Beibehaltung. Beide Merkmale müſſen zuſammentreffen. 
Streitig iſt im vorliegenden Falle allein, ob die Räume in 
A. eine Wohnung im Sinne des Geſetzes darſtellen. 
Von der Stadtgemeinde St. wird dies mit der Behauptung 
beſtritten, daß ſie dem Steuerpflichtigen keine ausreichende 
Gelegenheit zu dauerndem ſtandes gemäß em Woh⸗ 
nen bieten; ſie können nur als Sommerwohnung, als Ab⸗ 
ſteigequartier für vorübergehenden Sommeraufenthalt in Be⸗ 
tracht kommen. Es genüge aber nicht für den ſteuerlichen 
Wohnſitz, wenn die Wohnung in der von vornherein be— 
ſtehenden Abſicht der nur zeitweiligen Benützung eingerichtet 
ſei; an Räume, die nur vorübergehend gebraucht werden, 
pflegen auch im allgemeinen nur beſcheidene Anſprüche ge⸗ 
ſtellt zu werden. 

Dieſem Einwand gegenüber iſt anzuerkennen, daß als 
Wohnung im Sinne der Steuergeſetze nicht jede, nur zu 
einem zeitweiligen und vorübergehenden Aufenthalt einge⸗ 
richtete oder ausreichende Wohngelegenheit, ein bloßes Ab⸗ 
ſteigequartier gilt; ſondern es gehört dazu, daß zum dauern⸗ 
den Aufenthalt Wohnräume eingerichtet ſind, welche dem 
Steuerpflichtigen für ſich und ſeinen Haushalt ſtandesgemäße 
Unterkunft gewähren. 

Vergl. Göz, Einkommenſteuer, 2. Aufl. S. 24; Württ. 

Jahrb. Bd. 20 S. 356. 

Mit Unrecht nimmt aber die Beſchwerdeführerin an, daß 
es an dieſem Erfordernis im vorliegenden Falle deshalb 
fehle, weil von vornherein — ſchon nach der Berufsſtellung 
des Steuerpflichtigen —, die Abſicht nur auf zeitweilige Be⸗ 
nützung der Räume des Forſthauſes gerichtet ſei. Trotz 
dieſer Abſicht kann doch eine für dauernden Aufenthalt ge- 
nügende Wohngelegenheit vorhanden ſein. Eine ununter⸗ 
brochene, oder auch nur länger andauernde Anweſenheit 
braucht nicht gewollt zu ſein, wenn nur der Entſchluß, die 
Räume nicht bloß vorübergehend, ſondern ſtändig, ſo oft es 
dem Steuerpflichtigen nach ſeinen dienſtlichen und perſön⸗ 
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lichen Verhältniſſen möglich und wünſchenswert iſt, zum 
Wohnen zu benützen, in einer äußerlich durch die Art und 
Ausſtattung der Zimmer erkennbaren Weiſe zur Ausführung 
gebracht iſt. Letzteres kann aber nach den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen, wie ſie zu Beginn des Steuerjahres 1908 vor⸗ 
lagen, in Uebereinſtimmung mit der angefochtenen Miniſterial⸗ 
entſcheidung nicht in Zweifel geſtellt werden. 

Daraus insbeſondere, daß der Steuerpflichtige an ſeinem 
Dienſtſitz in St. eine Wohnung mit 7 Zimmern inne hat, 
folgt noch nicht, daß die oben beſchriebenen Räume in dem 
Forſthaus A. einen für ihn und ſeine Familie ausreichenden, 
ſeiner Stellung und ſeinen Verhältniſſen entſprechenden und 
in dieſem Sinne ſtandesgemäßen, dauernden Aufenthalt nicht 
gewähren könnten. Zahl und Einrichtung der in einer Woh- 
nung zur Verfügung ſtehenden Räume wird ſich im übrigen 
— gerade in den Fällen eines mehrfachen Wohnſitzes — 
immer nach der Art und den beſonderen Zwecken richten, 
welche für den Aufenthalt an den verſchiedenen Orten von 
den Bewohnern vornehmlich ins Auge gefaßt ſind. Ein 
Aufenthaltnehmen, das nach zeitlicher Dauer und Zweck in 
der Hauptſache auf einzelne Zweige der Lebenstätigkeit, wie 
die Bewirtſchaftung und Beaufſichtigung eines Gutskom— 
plexes, und auf gewiſſe Zeiten des Jahres ſich beſchränkt, 
iſt zur Begründung eines (weiteren) Wohnſitzes im ſteuer⸗ 
lichen Sinne nicht ungeeignet. Auch deshalb fehlt der Wohn⸗ 
ſitz nicht, weil der Steuerpflichtige in einem einzelnen Steuer⸗ 
jahr (1908) zu gar keinem längeren, zuſammenhängenden 
Aufenthalt an einem Platze gekommen iſt, ſondern tatſächlich 
immer bloß vorübergehend dort gewohnt hat. Selbſt durch 
eine länger dauernde Abweſenheit geht der Wohnſitz noch 
nicht verloren, wenn nur die Einrichtung der Räume und 
die Möglichkeit ihrer jederzeitigen Wiederbenützung fort⸗ 
dauert und aus den Umſtänden auf die Abſicht der dauern⸗ 
den Beibehaltung dieſer Wohnung zu ſchließen iſt. 

Die Abſicht der dauernden Beibehaltung einer Wohnung 
ſowohl, als die Innehabung ſelbſt, iſt demnach ſehr wohl 
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verträglich mit dem Entſchluß, in ſtändiger Wiederkehr, wenn 
auch mit längeren oder kürzeren Unterbrechungen immer wie⸗ 
der, und ſei es auch nach den Verhältniſſen und Bedürfniſſen 
des Beſitzers nur auf kurze Zeit, die Wohnung tatſächlich 
zu benützen. Daß aber an und für ſich die Wohnung im 
Forſthaus A. nach ihrer objektiven Beſchaffenheit und Ein⸗ 
richtung geeignet iſt, dem Steuerpflichtigen während der 
Zeiten, in welchen ſie nach ſeinen dermaligen Verhältniſſen 
und nach dem Zweck ihrer Benützung tatſächlich in Gebrauch 
genommen werden kann, für ſich und ſeinen Haushalt eine 
ausreichende, ſeiner Lebenshaltung entſprechende Unterkunft 
zu ſichern, hat nicht nur der Steuerpflichtige ſelbſt wieder⸗ 
holt und mit Nachdruck vertreten, iſt vielmehr auch von der 
Beſchwerdeführerin in tatſächlicher Beziehung nicht 
weiter angefochten und darum von dem K. Miniſterium, 
wie ſchon in der Vorentſcheidung des K. Steuerkollegiums, 
mit Grund bejaht worden. 

Zu vergl. auch Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 

16. Juni 1909, Württ. Jahrb. Bd. 22 S. 107 ff. 
Urteil vom 9. März 1910 in der Rechtsbeſchwerdeſ. der 
Stadtgemeinde St. ꝛc. 


7. 


Die Rechtfertigung der Rekursbeſchwerde nach § 20 
der Gewerbeordnung. 


Aus den Gründen: 

Der Art. 59 Abſ. 2 des Geſetzes vom 16. Dezember 
1876 über die Verwaltungsrechtspflege beſtimmt, daß dann, 
wenn für die Beſchwerdeführung bei den Verwaltungsbehör⸗ 
den die Einhaltung von Friſten oder Förmlichkeiten vorge— 
ſchrieben iſt, deren Einhaltung eine Vorausſetzung auch für 
die Erhebung der Rechtsbeſchwerde bei dem Verwaltungs: 
gerichtshof bildet. Das der vorliegenden Rechtsbeſchwerde 
vorausgegangene Verwaltungsverfahren findet ſeine Grund— 
lage zunächſt in den §§ 16 ff. der Reichsgewerbeordnung, 
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ſodann in Art. 42 Ziff. 17 der Bezirksordnung und § 63 
Abſ. 3 der Vollzugsverfügung zu derſelben, endlich in der 
Miniſterialverfügung vom 30. Oktober 1907, betreffend das 
Verfahren nach den Vorſchriften der 88 20 und 21 der Ge⸗ 
werbeordnung. Entſprechend dieſen Vorſchriften iſt der Be⸗ 
ſcheid, der nach $ 19 RGewO. auf das Genehmigungsgeſuch 
des Beſchwerdeführers zu erteilen war, von dem Bezirksrat 
R. nach vorausgegangener öffentlich⸗-mündlicher Verhandlung 
ordnungsmäßig erlaſſen und zugeſtellt worden. Gegen dieſen 
Beſcheid war nach §S 20 RGewdO. der Rekurs an die nächſt⸗ 
vorgeſetzte Behörde, die Kreis regierung, zuläſſig. Der Be⸗ 
ſchwerdeführer hat aber die für die Einlegung des Rekurſes 
in dem angeführten 8 20 RGewdO. vorgeſchriebene 14tägige 
Friſt nicht eingehalten. Er hat allerdings den Rekurs gegen 
den ihm am 4. Januar 1910 zugeſtellten bezirksrätlichen Be⸗ 
ſcheid am 17. Januar 1910, alſo innerhalb 14 Tagen nach 
der Zuſtellung angemeldet, er hat ihn aber nicht mehr inner⸗ 
halb dieſer Friſt, ſondern erſt am 28. Januar 1910, alſo 
geraume Zeit nach Ablauf derſelben, gerechtfertigt. Damit. 
hat er die Rekursfriſt verſäumt, denn § 20 R6emd. ſchreibt 
ausdrücklich vor, daß der Rekurs bei Verluſt desſelben bin⸗ 
nen 14 Tagen, vom Tage der Eröffnung des Beſcheids an 
gerechnet, gerechtfertigt werden muß. Die bloße Anmeldung 
vermag die Friſt nicht zu wahren, hiezu iſt vielmehr die 
Rechtfertigung des Rekurſes erforderlich (Schicker RGewO. 
4. Aufl. I S. 71; Landmann RGewOO. 4. Aufl. I S. 168; 
Entſch. des Preuß. Oberverwaltungsgerichts 3 S. 432, 5 
S. 200; 13 S. 222; Entſch. des Bayer. Oberverwaltungs⸗ 
gerichts Reger 1 S. 118, 8 S. 3). Es iſt dies auch deut⸗ 
lich ausgedrückt in dem Wortlaut des § 10 Ziff. 1 der an⸗ 
geführten Min. Verf. vom 30. Oktober 1907: „Wer von dem 
Rekursrecht Gebrauch machen will, hat dem Oberamt oder 
der Behörde, welche den Beſcheid zugeſtellt hat, innerhalb 
der geſetzlichen Friſt von 14 Tagen eine ſchriftliche Ausfüh⸗ 
rung ſeiner Beſchwerde zu übergeben oder ſchriftlich oder 
mündlich zu Protokoll zu erklären, daß er Rekurs erhebe und 
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ſich zu deſſen Begründung lediglich auf die bisherigen Ver⸗ 
handlungen berufe“. Daß der Beſchwerdeführer in dem be- 
zirksrätlichen Beſcheid nicht über die Art der Beſchwerde⸗ 
erhebung belehrt worden iſt, iſt unerheblich. Denn eine Re⸗ 
kursbelehrung iſt weder im Reichsgeſetz, noch in den Württ. 
Vollzugsverfügungen vorgeſchrieben. Das erſtere beſtimmt 
in $ 20 Abſ. 2 vielmehr nur: „Der Rekursbeſcheid ift den 
Parteien ſchriftlich zu eröffnen und muß mit Gründen ver⸗ 
ſehen ſein“ und die Min. Verf. vom 30. Oktober 1907 be⸗ 
ſtimmt in § 1 Abſ. 3 Ziff. 1: „In dem nebſt den Gründen 
ſchriftlich auszufertigenden Beſcheid ſind die Unternehmer 
und die Widerſprechenden namentlich zu bezeichnen. Der In⸗ 
halt des Beſcheids, welcher von den Gründen zu ſondern iſt, 
muß ausſprechen, welche Einwendungen für begründet er⸗ 
achtet oder auf den Rechtsweg verwieſen werden, wie über 
den Antrag des Unternehmers entſchieden iſt und wie die 
Koſten zu verteilen ſind“. Die K. VO. vom 19. Juni 1873, 
in deren § 3 Ziff. 11 eine Rekursbelehrung vorgeſchrieben 
war, iſt aufgehoben (K. VO. vom 27. November 1907) und 
durch die oben angeführten Verfahrensvorſchriften erſetzt. 
Da nach $ 59 Abf. 2 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes 
die Statthaftigkeit der Rechtsbeſchwerde durch den ordnungs⸗ 
mäßigen Gebrauch des Rekurſes vor den Verwaltungsbe⸗ 
hörden bedingt iſt (Göz Verwaltungsrechtspflege S. 580), 
es nach dem Ausgeführten hieran aber im vorliegenden Fall 
fehlt, ſo war die Beſchwerde als unſtatthaft abzuweiſen. 
Urteil vom 30. März 1910 in der Rechtsbeſchwerdeſache 
des Ziegeleibeſitzers G. G. in R. 


8. 


Im gewerbepalizeilichen Verfahren nach § 21 der Ge⸗ 

werbeordnung darf die Kreisregierung ohne mündliche 

Herhandiung entſcheiden, wenn eine ſolche vor dem 
Bezirksrat ſtattgefunden hat. 


Die Gründe führen aus: 
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I. Durch Beſcheid des Bezirksrats L. vom 21. Februar 
1910 wurde dem Gärtner F. H. und ſeiner Ehefrau A. geb. 
B. in B. Gemeinde R., O A. L., die nachgeſuchte Erlaubnis 
zum Betrieb einer Gaſtwirtſchaft in B. auf Grund des § 33 
adj. 2 Ziff. 1 RGewoO. verſagt. Den gegen dieſen Beſcheid 
erhobenen Rekurs hat die K. Regierung des Donaukreiſes 
in Ulm mit Beſchluß vom 15. März 1910 als unbegründet 
verworfen. Hiegegen hat der von den Eheleuten H. ord- 
nungsmäßig bevollmächtigte Rechtsanwalt W. in U. am 19. 
März 1910 die Rechtsbeſchwerde an den Verwaltungsgerichts⸗ 
hof eingelegt und zu ihrer Begründung vorgebracht, die Ent⸗ 
ſcheidung der Kreisregierung ſei inſofern ungeſetzlich, als ſie 
ohne mündliche Verhandlung und ohne Zuziehung des Be⸗ 
ſchwerdeführers ergangen ſei. Denn eine mündliche Ver⸗ 
handlung und die Zuziehung der Parteien ſei in § 21 Ziff. 3 
GewO. vorgeſchrieben und, inſofern die Min. Verf. vom 30. 
Oktober 1907 ein anderes Verfahren zulaſſe, verſtoße ſie 
gegen das Geſetz und könne das angefochtene Verfahren nicht 
rechtfertigen. 

II. Der §S 21 Gew., der auch für das Verfahren in 
den Fällen des $ 33 GewO. maßgebend iſt, überläßt die 
näheren Beſtimmungen über die Behörden und das Ver⸗ 
fahren in der erſten wie in der Rekursinſtanz den Landes⸗ 
geſetzen. Er erklärt jedoch folgende Grundſätze als maß⸗ 
gebend: In erſter oder in zweiter Inſtanz muß die Ent⸗ 
ſcheidung durch eine kollegiale Behörde erfolgen. Bildet die 
kollegiale Behörde die erſte Inſtanz, ſo erteilt ſie ihre Ent⸗ 
ſcheidung in öffentlicher Sitzung nach erfolgter Ladung und 
Anhörung der Parteien; bildet ſie die zweite Inſtanz, ſo er⸗ 
teilt ſie ſtets ihre Entſcheidung in öffentlicher Sitzung nach 
erfolgter Ladung und Anhörung der Parteien. Auf Grund 
dieſer Vorſchriften hat die Württ. Landesgeſetzgebung in 
Art. 42 Ziff. 18 Bez. O. die Erteilung der Erlaubnis in 
den in $ 33 GewO. aufgeführten Betrieben dem Bezirksrat 
zugewieſen und in Art. 80 Bez. O. angeordnet, daß in den⸗ 
jenigen Angelegenheiten, auf welche die §§ 20, 21 GewO. 
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Anwendung finden, gegenüber den in erſter Inſtanz ergange⸗ 
nen Entſcheidungen des Bezirksrats der Rekurs an die 
Kreisregierung zugelaſſen ſei. In 872 Ziff. 3 der Vollz.⸗ 
Verf. zur Bez. O. vom 30. Oktober 1907 (Reg. Bl. S. 643) 
iſt ſodann beſtimmt, daß die Entſcheidung des Bezirksrats 
in den Fällen des Art. 42 Ziff. 18 dann, wenn, wie im 
vorliegenden Fall, die nachgeſuchte Genehmigung verſagt 
werden will, auf Grund einer vor dem Bezirksrat ſtattfin⸗ 
denden mündlichen Verhandlung erfolgt. Das weitere Ver⸗ 
fahren vor dem Bezirksrat richtet ſich in dieſen Fällen, wie 
auch in § 2 Abſ. 2 der Min. Verf. vom 30. Oktober 1907, 
betreffend das Verfahren nach den Vorſchriften der 88 20, 21 
Gew. (Reg. Bl. S. 747), ausdrücklich erwähnt iſt, nach den 
Vorſchriften der SS 73 —78, 80 und 81 der angeführten 
Vollz. Verf. zur Bez. O., wo ſelbſt die Oeffentlichkeit der Ver⸗ 
handlung und die Ladung und Anhörung der Beteiligten 
vorgeſchrieben iſt. Für das Verfahren in der Rekursinſtanz 
endlich ſchreibt die Min. Verf., betreffend das Verfahren nach 
den Vorſchriften der 88 20, 21 GewO. vom 30. Oktober 1907 
(Reg. Bl. S. 747), in § 10 Ziff. 4 vor, daß in denjenigen 
Fällen, in denen der Bezirksrat in erſter Inſtanz auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung entſchieden hat, die Kreis- 
regierung über den Rekurs ohne mündliche Verhandlung ent⸗ 
ſcheidet, wenn ſie eine ſolche zur weiteren Aufklärung des 
Falles nicht ausnahmsweiſe für geboten erachtet. Die hie⸗ 
nach getroffene landesgeſetzliche Regelung des Verfahrens 
und insbeſondere die Anordnung, daß dann, wenn der Be⸗ 
zirksrat in erſter Inſtanz auf Grund einer mündlichen Ver⸗ 
handlung entſchieden hat, die Kreisregierung in der Regel 
ohne eine ſolche entſcheidet, befindet ſich durchaus in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Grundſätzen des $ 21 GewO. Denn 
dieſe gehen, wie aus vorſtehendem erhellt und auch in Lehre 
und Rechtſprechung allgemein anerkannt iſt (Schicker GewO. 
4. Aufl. S. 73; Landmann GewO. 4. Aufl. S. 170 ff.) da⸗ 
hin, daß im Laufe des Verfahrens von einer kollegialen 
Behörde in öffentlicher Sitzung nach erfolgter Ladung und 
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Anhörung der Parteien über das Geſuch verhandelt werden 
muß, ſie ſetzen überhaupt nur eine kollegiale Inſtanz vor⸗ 
aus und überlaſſen in denjenigen Fällen, in denen ſchon die 
erſte Inſtanz eine kollegiale, auf Grund öffentlich-mündlicher 
Verhandlung entſcheidende Behörde iſt, wie nunmehr in 
Württemberg, die Vorſchriften für das Verfahren in der 
zweiten Inſtanz dem Landesrecht, ſchreiben demnach die 
Anhörung der Parteien in der Rekursinſtanz und öffentlich⸗ 
mündliche Verhandlung in dieſer nicht vor. 

Da hienach die Ungeſetzlichkeit der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung von dem Beſchwerdeführer zu Unrecht geltend ge— 
macht worden iſt, war die Beſchwerde als unbegründet zu⸗ 
rückzuweiſen. 

Urteil vom 6. April 1910 in der Rechtsbeſchwerdeſ. des 

Gärtners Fr. H. in Br. OA. L. 


9. 


Die Berechtigung der Gemeinden zur Erhebung von 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchangebühren. 


Aus den Gründen: 

I. Der Beklagte beſtreitet ſeine Verpflichtung zur Be⸗ 
zahlung der geforderten Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchauge⸗ 
bühren zunächſt mit dem Einwand, es fehle dem Beſchluß 
der bürgerlichen Kollegien von H. über die Erhebung von 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchaugebühren vom 28. März /7. 
April 1903, nach dem ihm die von der Klägerin gefor- 
derten Gebühren angeſetzt worden ſind, an der geſetzlichen 
Grundlage. 

Dieſer Einwand iſt unbegründet. 

Das Reichsgeſetz vom 3. Juni 1900 (Reichsgeſ. Bl. S. 547) 
hat für Rindvieh, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde und 
Hunde, deren Fleiſch zum Genuß für Menſchen verwendet 
werden ſoll, vor und nach der Schlachtung eine amtliche 
Unterſuchung angeordnet und beſtimmt, daß zur Vornahme 
dieſer Unterſuchungen durch die Landesbehörden Beſchaube⸗ 
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zirke zu bilden find (§S 1 Abſ. 1, 8 5 Abſ. 1 und 2). Dieſe 
Unterſuchungen wurden in Württemberg durch die Verfügung 
des K. Miniſteriums des Innern, betreffend den Verkehr 
mit Schlachtvieh und Fleiſch, vom 1. Februar 1903 (Reg.⸗ 
Bl. S. 27) der Ortspolizei als Aufgabe zugewieſen, als Be⸗ 
ſchaubezirke wurden die Gemeindebezirke bezeichnet (88 17 
und 18) und den Gemeinden die Aufſtellung der Beſchauer 
und die Beſchaffung ihrer Ausrüſtung übertragen (58 22 und 
24). Ueber die Koſten der Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau 
trifft das Reichsgeſetz keine beſondere Beſtimmung, erklärt 
vielmehr in § 23 das Landesrecht hiefür als maßgebend. 
Entſprechend der Uebertragung der Aufgabe an die Gemein- 
den geht deshalb die angeführte Miniſterialverfügung vom 
1. Februar 1903 von dem Standpunkt aus, daß die Koſten 
der Beſchau als örtliche Polizeikoſten von den Gemeinden 
zu tragen find und daß dieſen auch die Belohnung der Be— 
ſchauer obliegt (§ 25 a. a. O.). Hiegegen hat der Beklagte 
an ſich nichts einzuwenden, er behauptet aber, die Gemeinde 
habe die Ausgaben für die Einrichtung und Unterhaltung 
der Fleiſchbeſchau und Heranziehung der zu ihrer Benützung 
gezwungenen Tierbeſitzer aus allgemeinen Gemeindemitteln 
(den Erträgniſſen des Gemeindevermögens, Gemeindeſteuern, 
Gemeindeumlage u. a.) zu decken, ſie ſei nicht befugt, von 
den Tierbeſitzern wegen dieſer Benützung Gebühren zu er⸗ 
heben. | 

Dieſe Anſchauung ift eine irrige. Die Veranlaſſung der 
Tätigkeit der Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchauer durch die 
Tierbeſitzer ſtellt in jedem einzelnen Fall die Benützung einer 
von der Gemeinde im öffentlichen Nutzen getroffenen Ein⸗ 
richtung dar. Nach württembergiſchem Recht waren nun die 
Gemeinden von jeher befugt, zur Deckung der Koſten der⸗ 
artiger, im öffentlichen Nutzen unterhaltener Einrichtungen 
den Benützern derſelben, gerade auch wenn die Benützung 
infolge einer Zwangspflicht erfolgte, Gebühren aufzuerlegen 
(Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 12. Januar 1898 
Württ. Jahrb. 10 S. 337; Göz, Verw. Rechtspfl. S. 507 ff.) 
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Hiebei iſt allerdings jeweils Vorausſetzung, daß die Geſamt⸗ 
einnahmen aus der angefochtenen Gebühr den Geſamtauf⸗ 
wand für die Einrichtung, vorliegendenfalls für die Schlacht⸗ 
vieh⸗ und Fleiſchbeſchau nicht dauernd und erheblich über⸗ 
ſteigen. Hierauf fußend hat denn auch § 26 der genannten 
Verfügung vom 1. Februar 1903 die Berechtigung der Ge- 
meinden ausdrücklich anerkannt, zur Deckung der durch die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau entſtehenden Koſten für jede 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, ſowie für die Nachſchau des 
von auswärts eingebrachten friſchen Fleiſches von dem Be— 
ſitzer eine Beſchaugebühr zu erheben. Dabei hat ſie aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen, daß die Beſchaugebühr für die ein⸗ 
zelnen Schlachtviehgattungen bezw. nach dem Gewicht des 
von auswärts eingebrachten Fleiſches unter Zugrundlegung 
des durch die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau verurſachten 
durchſchnittlichen Aufwands in einheitlichen Sätzen feſtzu— 
ſetzen ſei, wobei etwaige Reiſekoſten des Beſchauers nicht 
eingerechnet werden dürfen; endlich hat ſie, entſprechend den 
damals geltenden Vorſchriften, darauf hingewieſen, daß die 
diesbezüglichen Beſchlüſſe der Gemeindekollegien gemäß Art. 15 
Ziff. 10 des Geſetzes vom 21. Mai 1891 der Genehmigung 
der Kreisregierung unterliegen. In dem Miniſterialerlaß 
vom 14. Februar 1903 (Miniſt. Amtsblatt S. 28) wurde 
auch angeordnet, daß die Beſchlüſſe über Erhebung von Be— 
ſchaugebühren mit einer Berechnung über den mutmaßlichen 
durchſchnittlichen Jahresaufwand der Beſchau und über den 
vorausſichtlichen Betrag der anfallenden Gebühren zur Ge— 
nehmigung der Kreisregierung vorzulegen ſeien. Im vor⸗ 
liegenden Fall ſteht, wie ſchon der Unterrichter feſtgeſtellt 
hat, die Höhe der Schaugebühren zur Höhe des der Ge— 
meinde durch die Schaueinrichtungen entſtehenden Aufwands 
in keinem unzuläſſigen Verhältnis, da die Gebühren für die 
einzelnen Beſchauhandlungen genau dem entſprechen, was 
die Gemeinde dem Beſchauer als Entlohnung bezahlt. Daß 
an der Befugnis der Gebührenerhebung dadurch nichts ge— 
ändert wird, daß die Fleiſchbeſchau nicht nur im Nutzen der 
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Tierbeſitzer, die unmittelbar von ihr Gebrauch zu machen ge⸗ 
nötigt find, ſondern vorzüglich auch im Nutzen der Allge- 
meinheit ausgeübt wird, bedarf keiner weiteren Erörterung. 
Hienach ſteht feſt, daß die Gebührenordnung von H. vom 
25. März /7. April 1903, die von der Kreisregierung am 
15. April 1903 ordnungsmäßig genehmigt worden iſt, zu 
Recht erlaſſen wurde. Zugleich iſt aber feſtzuſtellen, daß ſie 
auch heute noch zu Recht beſteht. Die in vorſtehender Weiſe 
umſchriebene Berechtigung der Gemeinden zur Gebühren: 
erhebung iſt nunmehr in Art. 3 des Geſetzes vom 8. Auguſt 
1903, betreffend die Beſteuerungsrechte der Gemeinden und 
Amtskörperſchaften, geſetzlich feſtgelegt. In der Begründung 
des Entwurfs dieſes Geſetzes (Verh. der Abg. Kammer 1901, 
Beil. Bd. II S. 431 ff.) iſt zu Art. 3 ausgeführt: „Der erſte 
Abſatz ſtellt das Recht der Gemeinden zur Erhebung von 
Benützungsgebühren allgemein feſt (vergl. 8 4 Abſ. 1 des 
Preuß. Kommunalſteuergeſetzes). Die einſchlägige Berechti⸗ 
gung der Gemeinden hat der Verwaltungsgerichtshof in einem 
Urteil vom 12. Januar 1898 (Min. A. Bl. S. 233) auf dem 
Weg der Deduktion als ſchon jetzt beſtehend angenommen. 
Es wird alſo lediglich, um allen weiteren Zweifeln vorzu— 
beugen, der beſtehende Rechtszuſtand geſetzlich normiert“. 
In dem Kommiſſionsbericht der Kammer der Abgeordneten 
(Verh. der Abg. Kammer 1901/2, Beil. Bd. III S. 395) ift 
ausgeführt: „Im Abſ. 1 ſoll das Recht der Gemeinden zur 
Erhebung von Gebühren für Benützung der von ihnen im 
öffentlichen Intereſſe unterhaltenen Anlagen, Anſtalten und 
Einrichtungen, das als ſchon ſeither beſtehend angenommen 
wird, um allen Zweifeln vorzubeugen, geſetzlich anerkannt 
werden“. Art. 3 des angeführten Geſetzes vom 8. Auguſt 1903 
(Reg. Bl. S. 397) beſtimmt denn auch: „Die Gemeinden dür⸗ 
fen für die Benützung der von ihnen im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe unterhaltenen Anlagen, Anſtalten und Einrichtungen be- 
ſondere Vergütungen — Gebühren — erheben. Wenn die 
Benützung ſolcher Anlagen, Anſtalten und Einrichtungen den 
Beteiligten zur Zwangspflicht gemacht iſt, ſo bedarf die Ein⸗ 
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führung der Erhebung von Gebühren hiefür und die Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe derſelben der Genehmigung der K. Kreis⸗ 
regierung“. Auch in der Gemeindeordnung vom 28. Juli 
1906 iſt dieſe Befugnis der Gemeinde zur Gebührenerhebung 
wiederholt anerkannt worden, indem unter den Mitteln zur 
Beſtreitung des Gemeindeaufwands in Art. 126 ausdrücklich 
angeführt werden: „Die Gebühren für die Benützung öffent⸗ 
licher Anlagen, Anſtalten und Einrichtungen“. Wenn in 82 
der Verfügung der Miniſterien des Innern und der Finanzen 
vom 22. September 1904, betreffend den Vollzug des Ge⸗ 
ſetzes vom 8. Auguſt 1903 (Reg. Bl. S. 263) ausgeführt iſt: 
„Der Art. 3 des Geſetzes bezieht ſich nur auf die Erhebung 
von Gebühren für die Benützung ſachlicher Einrichtungen 
— Benützungsgebühr —; Gebühren für die Vor⸗ 
nahme amtlicher Verrichtungen durch Organe der Gemeinden 
— Verwaltungsgebühren — dürfen nur auf Grund 
beſonderer geſetzlicher Ermächtigung erhoben werden“, ſo iſt 
hiezu feſtzuſtellen, daß es ſich bei der Schlachtvieh⸗ und 
Fleiſchbeſchaugebühr um eine Benützungsgebühr im Sinne 
des Art. 3, nicht um eine Verwaltungsgebühr handelt. Dieſe 
Auffaſſung des Weſens der Benützungsgebühr im Sinne 
unſerer Geſetzgebung iſt auch in dem angeführten Komm. 
Bericht der Kammer der Abg. in folgender Ausführung zum 
Ausdruck gekommen: „Der Artikel (nämlich Art. 3 des Geſ. 
vom 8. Auguſt 1903) ſpricht nur von Benützungsgebühren; 
Verwaltungsgebühren z. B. für Erteilung von polizeilicher 
Erlaubnis in den vorgeſchriebenen Fällen wollen alſo nicht 
eingeführt werden“. 

II. Die einzelnen Gebührenanſätze werden vom Bekln. 
vor dem Verwaltungsgerichtshof nicht mehr beanſtandet, da⸗ 
gegen macht er hinſichtlich der in der Zeit vom 7. April 1904 
bis 4. Februar 1905 angefallenen Gebühren die Einrede der 
Verjährung geltend. Dieſer Einwand iſt begründet. Nach 
Art. 141 Württ. Ausf. Geſ. zum BGB. finden die Vorſchriften 
des BGB. und des Art. 169 EGBGB. auf Gebührenfor⸗ 
derungen wie die vorliegende mit der Maßgabe entſprechende 
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Anwendung, daß der Zahlungsanſpruch der Gemeinde in 
4 Jahren verjährt. Nach § 209 BGB. wird die Verjäh⸗ 
rung unterbrochen, wenn der Berechtigte auf Befriedigung 
Klage erhebt, und der Erhebung der Klage ſteht gleich die 
Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren. Durch 
die Erhebung der vorliegenden Klage bei der Kreisregierung 
am 4. Februar 1909 iſt demnach für die Verjährung für 
alle ſeit dem 4. Februar 1905 angefallenen Gebühren unter⸗ 
brochen worden. Weiter iſt die Verjährung durch die Zu⸗ 
ſtellung der Zahlungsbefehle vom 21. Juli 1906 und 31. 
Dezember 1907 je am 23. Juli 1906 und 31. Dezember 1907 
unterbrochen worden. Die Klägerin und der Unterrichter 
gehen aber mit der Annahme fehl, daß dieſe Unterbrechungen 
zurzeit der Klageerhebung noch in Wirkung geweſen ſeien. 
Nach den Beſtimmungen des Geſetzes über die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen öffentlich⸗rechtlicher Anſprüche vom 18. Au⸗ 
guſt 1879 (Reg. Bl. S. 202) findet wegen Gebührenforde⸗ 
rungen wie die vorliegende das Schuldklagverfahren vor 
dem Vorſtand des Gemeindegerichts derart ſtatt, daß ſofort 
nach Anbringung des Geſuchs dem Schuldner ein Zahlungs⸗ 
befehl nach Maßgabe der Vorſchriften in Art. 13 Abſ. 2 
und 3 des Geſetzes zur Ausführung der R. Ziv. Proz. Ordn. 
vom 18. Auguſt 1879 erteilt wird. Dies iſt im vorliegen⸗ 
den Fall auch ordnungsmäßig geſchehen und es wurde da⸗ 
mit, wie ausgeführt, gemäß § 209 BGB. die Verjährung 
unterbrochen. Da aber der Bekl. ſofort am 27. Juli 1906 
und 4. Januar 1908 binnen der Zahlungsfriſt ordnungs⸗ 
mäßig Widerſpruch erhoben hat, ſo iſt damit die Wirkung 
dieſer Unterbrechung jeweils wieder aufgehoben worden. 
Denn nach Art. 8 Abſ. 3 des angeführten Geſetzes über die 
Zwangsvollſtreckung wegen öffentlich⸗-rechtlicher Anſprüche iſt, 
wenn binnen der Zahlungsfriſt Widerſpruch erhoben wird, 
der Gläubiger hievon mit dem Bedeuten zu benachrichtigen, 
daß inſoweit, als der Widerſpruch ſich erſtreckt, ohne ver⸗ 
waltungsgerichtliches Urteil die Vollſtreckung nicht vollzogen 
werden könne. Der Zahlungsbefehl verliert hienach durch 
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die rechtzeitige Erhebung des Widerſpruchs ſeine Kraft und 
es gilt nach $ 213 BGB., da eine dem $ 695 Satz 2 ZProO. 
entſprechende, die Wirkungen der Rechtshängigkeit zunächſt 
noch aufrecht erhaltende ausdrückliche Vorſchrift für das 
Schuldklagverfahren wegen öffentlich⸗rechtlicher Anſprüche 
nicht gegeben iſt, die unmittelbare Anwendung der gedachten 
Vorſchrift der ZPrO. aber nicht zuläſſig erſcheint, bei Er⸗ 
hebung des Widerſpruchs die Unterbrechung als überhaupt 
nicht erfolgt. Hieraus ergibt ſich, daß die Verjährung der 
Gebühren inſoweit eingetreten iſt, als ſie nicht durch die 
Klagerhebung unterbrochen worden iſt, und es ſind hienach 
die vor dem 4. Februar 1905 angefallenen, vom Bell. 
richtig auf zuſammen 48 Mk. 30 Pfg. berechneten Gebühren 
verjährt. 

III. Nach dem Ausgeführten war die erhobene Berufung 
zum Teil als unbegründet zu verwerfen, zum Teil war ihr 

ſtattzugeben ꝛc. | | 

| Urteil vom 27. Oktober 1909 in der Beruf.⸗Sache des 
Metzgers und Hirſchwirts K. Sch. in H., Bekl. Beruf. 
Kl., gegen die Gemeinde H., Klrin. Beruf.⸗Bekl. 


10. 


Zum Begriff der ordnungsmüßigen Einweiſung in ein 
Krankenhaus als Borausſetzung der Arankenunter- 
ſtützung. 


Die Gründe beſagen: 

I. Der Schloſſer A. B., welcher als Mitglied der be- 
klagten Kaſſe wegen einer mit Erwerbsunfähigkeit verbunde⸗ 
nen Krankheit — Geſchwür am rechten Unterſchenkel — von 
dieſer Kaſſe bis 17. Auguſt 1909 die ſtatutenmäßige Kranken⸗ 
unterſtützung bezog, wurde an dieſem Tage durch Verfügung 
des Vorſtandsvorſitzenden der Kaſſe in das Krankenhaus 
eingeſprochen. Da er dieſer Anordnung keine Folge leiſtete, 
hat die Kaſſe vom 18. Auguſt an die Bezahlung weiteren 
Krankengelds eingeſtellt. Sein Anſpruch auf Fortreichung 
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des täglichen Krankengelds von 2 Mk. 50 Pfg. auf 18 Tage, 
vom 18. Auguſt an, wurde von der Aufſichtsbehörde mit 
Beſcheid vom 5. Oktober 1909 als unbegründet abgewieſen. 
Er erhob hierauf Klage bei der Königl. Kreisregierung L., 
welche im Sinne ſeines Klagantrags mit Urteil vom 
12. Februar 1910 die Kaſſe für ſchuldig erklärte, ihm vom 
18. Auguſt 1909 ab auf die Dauer ſeiner Krankheit die 
ſtatutenmäßige Krankenunterſtützung zu gewähren und die 
Koſten des Rechtsſtreits einſchließlich der Sportel zu tragen. 

Gegen dieſes Urteil hat die Bekl. rechtzeitig und ord⸗ 
nungsgemäß Berufung erhoben mit dem Antrag, für Recht 
zu erkennen: | 

„Dem Kläger, Beruf.⸗Bekln. ſteht für die Zeit vom 18. 
Auguſt bis 7. September 1909 ein Anſpruch auf Kranken⸗ 
geld nicht zu; er iſt verpflichtet, den ihm auf Grund der 
Entſcheidung des Vorderrichters ausbezahlten Betrag von 
45 Mk. wieder zu erſtatten und hat die Koſten dieſer und 
der Vorinſtanz zu tragen“. 

Seitens des Klrs. iſt die Abweiſung der Berufung be⸗ 
antragt, auch die Erklärung abgegeben worden, daß er event. 
mit der Zurückerſtattung der an ihn ausbezahlten 45 Mk. 
einverſtanden ſei. 

II. Nach § 14 Abſ. 2 des Kaſſenſtatuts der Bekln. kann 
übereinſtimmend mit § 7 Abſ. 1 Ziff. 1 des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für verheiratete Kaſſenmitglieder, zu 
welchen auch der Klr. gehörte, die Unterbringung in einem 
Krankenhaus ohne ihre Zuſtimmung nur dann u. a. ange⸗ 
ordnet werden, wenn der Zuſtand oder das Verhalten des 
Erkrankten eine fortgeſetzte Beobachtung erfordert. Kranke, 
welche ſich einer rechtmäßig angeordneten Krankenhausbe⸗ 
handlung nicht fügen, verlieren für die Dauer ihrer grund⸗ 
loſen Ablehnung jeden Anſpruch auf Unterſtützung durch die 
Kaſſe. 3 | 
Im vorliegenden Falle ift der Kreisregierung darin bei- 
zutreten, daß die geſetzlichen und ſtatutariſchen Vorausſetzun⸗ 
gen zur Einweiſung des Klrs. in ein Krankenhaus vorlagen, 
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ohne daß dieſer zuvor um ſeine Zuſtimmung gefragt zu wer⸗ 
den brauchte. Die Anordnung der Krankenhauspflege ſei⸗ 
tens der Kaſſe iſt erfolgt mit Rückſicht darauf, daß nach 
ihrem Ermeſſen der Zuſtand und das Verhalten des Klrs. 
ſeine fernere Beobachtung geboten erſcheinen ließ, nachdem 
ſich bis zum 17. Auguſt weder Heilung noch Erwerbsfähig⸗ 
keit bei ihm eingeſtellt hatte. Bei dieſer Maßnahme konnte 
ſich die Bekl. auf Sachverſtändigengutachten ſtützen. Schon 
am 5. Auguſt hatte der behandelnde Arzt Spitalbehandlung 
für angezeigt erklärt; als dann auch noch der Vertrauens⸗ 
arzt der Bekln., welchem der Klr. am 10. Auguſt vorgeſtellt 
wurde, ſich dahin ausſprach, daß der Kranke, falls er nicht 
bis in acht Tagen wieder erwerbsfähig geworden ſein ſollte, 
nach Umfluß dieſer Friſt in Spitalbehandlung genommen 
werden ſolle, hat der Vorſtandsvorſitzende mit Grund, als 
dieſer Zeitpunkt herangekommen war, ohne daß der Klr. ſich 
wieder arbeitsfähig gemeldet hätte, die Krankenhausbehand⸗ 
lung anordnen können. Nach dieſem ärztlichen Befund und 
Gutachten waren Zweifel gegen die Fortdauer einer mit Er⸗ 
werbsunfähigkeit verbundenen Krankheit naheliegend und die 
Kaſſe ebendeshalb im Recht, wenn fie den Klr. fernerer Be⸗ 
obachtung in einem Krankenhaus unterſtellte. Daß der Ver⸗ 
trauensarzt mit ſeiner Aeußerung dies und nichts anderes 
ſagen wollte und bezweckte, hat er im Laufe des bisherigen 
Verfahrens auf Befragen noch ausdrücklich beſtätigt. 

Die Krankenhauseinweiſung war demnach berechtigt; ob 
Kläger zu Hauſe ebenſogut oder beſſer als im Spital ſich 
hätte behandeln und verpflegen laſſen können, ſpielt dem⸗ 
gegenüber keine Rolle. Aber auch die irrtümliche Meinung 
des Klrs., es fehle an den Vorausſetzungen einer wirkſamen 
Anordnung der Spitalbehandlung, kann ihn vor den Folgen 
ſeiner ungerechtfertigten Weigerung nicht bewahren. Dem 
Klr. war ſchon unmittelbar nach der Unterſuchung durch den 
Vertrauensarzt der Kaſſe von dieſer eröffnet worden, daß 
er nach dieſem Befund ſeine Einweiſung in das Kranken⸗ 
haus in Ausſicht zu nehmen habe, falls er auch nach Verfluß 
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von weiteren acht Tagen noch nicht wieder erwerbsfähig ge⸗ 
worden ſein ſollte. Er wußte damals zur Genüge, was der 
Grund für dieſe Maßregel ſein würde, wenn ſie ihm gegen⸗ 
über in der angekündigten Weiſe zum Vollzug kam. Schon 
in ſeiner Eingabe an die Aufſichtsbehörde (3. Sept. 1909) 
hat er dies ausdrücklich anerkannt durch die Erklärung, die 
Kaſſe habe, geſtützt auf das Gutachten des Vertrauensarztes 
vom 10. Auguſt, damals verfügt, daß er in acht Tagen ge⸗ 
ſund oder gewärtig ſein müſſe, daß man ihn in ein Spital 
ein ſpreche. Es iſt alſo auch nicht an dem, daß er über die 
Gründe, aus denen die dem Ausgeführten zufolge rechtmäßig 
ergangene Krankenhauseinweiſung am 17. Auguſt an ihn er⸗ 
laſſen wurde, im Unklaren geweſen wäre und deshalb die 
Einweiſungsverfügung des Vorſtandsvorſitzenden hätte un⸗ 
beachtet laſſen dürfen (zu vergl. hiezu Urteil des Bayer. 
Verwaltungsgerichtshofs vom 21. Dezember 1908 in Reger, 
Entſch. Bd. 29 S. 216, Arbeiterverſorgung 1909 S. 678). 
Einer nochmaligen Erörterung des Grundes, aus welchem 
die Kaſſe zur Spitaleinweiſung ſchritt, bedurfte es hienach 
am 17. Auguſt bei Eröffnung der Anordnung des Vorſitzen⸗ 
den an den Klr. nicht mehr, ſo wenig wie einer vorgängigen 
neuen ärztlichen Unterſuchung, zumal ja der Klr. ſelbſt da⸗ 
von ausgeht, daß ſich ſein Zuſtand in der Zwiſchenzeit nicht 
verändert habe. 

Demnach ſtand dem Klr. kein Grund für ſeine Weige⸗ 
rung, der Krankenhausanordnung ſich zu fügen, zur Seite; 
er iſt darum des Anſpruchs auf das geforderte Krankengeld 
wie überhaupt auf jede Krankenunterſtützung verluſtig ge⸗ 
gangen. 

III. Seine Klage iſt hienach nicht begründet und das 
Urteil erſter Inſtanz auf die Berufung der Kaſſe entſprechend 
abzuändern. Auch der weitere Antrag der Bekln. auf Rück⸗ 
erſtattung des inzwiſchen auf Grund der erſtinſtanzlichen 
Entſcheidung an den Klr. ausbezahlten Betrags von 45 Mk. 
begegnet keinem Bedenken, nachdem der Klr. ſich mit der 
Geltendmachung dieſes neuen Anſpruchs in dieſer Inſtanz 
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einverſtanden erklärt hat (zu vergl. § 529 Abſ. 2 ZivPr⸗ 
Ordn.). 
Urteil vom 25. Mai 1910 in der Beruf.⸗Sache der 
Allgem. Ortskrankenkaſſe St., Bekl. Beruf.⸗Klin., gegen 
den Schloſſer A. B. in St., Klr. Beruf.⸗Bekl. 


11. 


Einfluß eines Wechſels in der Kaſſenmitgliedſchaft auf 
die Unterſtützungspflicht. 


Die Gründe führen aus: 

I. Mit Wirkung vom 4. Januar 1909 hat die Firma 
Gebrüder W. in R. die in ihrer Fabrikfiliale L. beſchäftigten 
Arbeiter, welche bisher bei der Bezirkskrankenkaſſe M. ver⸗ 
ſichert waren, in die für das Hauptunternehmen beſtehende 
Fabrikkrankenkaſſe einbezogen. Infolge davon hat dieſe Kaſſe 
u. a. auch fünf damals kranke und unterſtützungsbedürftige 
Arbeiter der Filiale L. übernommen und an Unterſtützungen 
für ſie vom 4. Januar 1909 an insgeſamt 658 Mk. 72 Pfg. 
verausgabt, nachträglich aber mit der Begründung, daß dieſer 
Aufwand zu Unrecht und irrtümlich von ihr übernommen 
worden ſei, die Bezirkskrankenkaſſe M. im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren auf Erſatz des genannten Betrages in Anſpruch 
genommen. Die K. Kreisregierung L. hat aber mit Urteil 
vom 9. März 1910 die erhobene Klage als unbegründet 
koſtenfällig abgewieſen. 

In der rechtzeitig und ordnungsmäßig eingelegten Be⸗ 
rufung hat die Klägerin beantragt, unter Abänderung des 
erſtinſtanzlichen Urteils die Bekl. zum Erſatz der irrtümlich 
geleiſteten Krankenunterſtützungen von zuſammen 658 Mk. 
72 Pfg. und zur Tragung der Koſten des Rechtsſtreits zu 
verurteilen. Die Bekl. hat um koſtenfällige Zurückweiſung 
der Berufung gebeten. 

II. Die Klrn. vertritt den Standpunkt, da der Unter⸗ 
ſtützungsfall für die in Rede ſtehenden Arbeiter noch wäh⸗ 
rend ihrer Zugehörigkeit zur beklagten Kaſſe eingetreten ſei, 
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müſſe auch dieſe Kaſſe für verpflichtet angeſehen werden, 
ihnen die geſetzliche Krankenhilfe nach Maßgabe ihrer Sta⸗ 
tuten fortzugewähren, auch wenn während des Laufs der 
Unterſtützung ein Wechſel in ihrer Kaſſenmitgliedſchaft ſich 
vollzogen habe. In der Tat iſt die Frage nicht unbeſtritten, 
wie im Sinne des Krankenverſicherungsgeſetzes ſchwebende 
Unterſtützungsanſprüche eines Mitglieds bei einem Wechſel 
ſeiner Kaſſe zu behandeln ſind; es wird die Anſicht vertre⸗ 
ten, daß für einen ſchon vor dem Wechſel entſtandenen und 
noch laufenden Unterſtützungsanſpruch der alte Träger der 
Verſicherung weiter verpflichtet bleibe (vergl. Hahn, Kom⸗ 
mentar zum Krankenverſicherungsgeſetz S 4 Anm. 1 d und 
8 63, 6. Aufl. S. 66 und 349). Allein dieſer Auffaſſung 
kann nicht beigetreten werden. Der Verwaltungsgerichtshof 
hat ſchon bisher — in Uebereinſtimmung mit der in Lehre 
und Rechtſprechung überwiegend vertretenen Meinung — 
den Standpunkt eingenommen, daß bei Errichtung einer Be⸗ 
triebskrankenkaſſe die dem Betriebe zugehörigen erwerbsun⸗ 
fähigen Kranken von der neuen Kaſſe, nicht mehr von der 
Ortskrankenkaſſe, bei der ſie vorher verſichert waren, zu 
unterſtützen ſind. — Urteil vom 10. Juli 1901, Württ. 
Jahrb. Bd. 13 S. 230; Reger Entſch. Bd. 22 S. 216. — 
Von dieſem Standpunkt aus, auf welchen grundſätzlich auch 
der neue Entwurf einer Reichsverſicherungsordnung (Reichs⸗ 
tagsdruckſachen von 1910 Nr. 340, 88 219 ff., 225, 319 ff.; 
Begründung S. 161 ff., 196) ſich geſtellt hat, kann dem An⸗ 
ſpruch der Klrn. eine Folge nicht gegeben werden. 

Daß das Beſchäftigungs verhältnis, in welchem die in 
Rede ſtehenden Arbeiter des Zweigbetriebs in L. zu ihrer 
Firma ſtanden, auch über den 4. Januar 1909, den Tag, 
von dem ab die Einrichtungen der Fabrikkrankenkaſſe auf 
dieſe Filialarbeiter ſich erſtreckten, fortgeſetzt worden iſt, ſteht 
außer Zweifel. Ebendeshalb ſind ſie aber auch in Anwen⸗ 
dung des § 63 Abſ. 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes trotz 
ihrer Krankheit mit dem 4. Januar Mitglieder der neuen 
Kaſſe geworden. Das Beſtehen und die Fort⸗ 
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dauer eines Arbeits verhältniſſes, nicht die 
wirkliche Arbeitsleiſtung iſt für die Verſicherungs⸗ 
pflicht entſcheidend. In dem genannten Zeitpunkt ſind ſie 
aber auch aus ihrer bisherigen Ortskrankenkaſſe ausgeſchie⸗ 
den, wie denn niemand gleichzeitig Mitglied zweier Kranken⸗ 
kaſſen ſein kann, vielmehr die Mitgliedſchaft bei der einen 
Kaſſe immer dann aufhört, wenn der Verſicherte, ſei es durch 
den Wechſel ſeiner Beſchäftigung, ſei es — wie hier — durch 
eine Aenderung in der Kaſſenorganiſation, die Mitgliedſchaft 
bei einer anderen Kaſſe erlangt. Mit dem Wechſel in der 
Kaſſenzugehörigkeit begann aber ferner ohne weiteres auch 
der Unterſtützungsanſpruch an die neue Kaſſe. Dies 
folgt unmittelbar aus dem gemäß § 64 auch für die Be⸗ 
triebskrankenkaſſen geltenden §S 26 Abſ. 1 des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes, wo beſtimmt iſt, daß der Anſpruch auf die 
geſetzlichen Unterſtützungen für ſämtliche Kaſſenmitglieder 
mit dem Zeitpunkt beginnt, in welchem ſie Mitglieder der 
Kaſſe geworden ſind, ohne Rückſicht darauf, ob ſie in dieſem 
Zeitpunkt krank und unterſtützungsbedürftig ſind, wenn nur 
das die Verſicherungspflicht begründende Arbeitsverhältnis 
beſteht bzw. noch fortbeſteht. Eine Ausnahme von dieſem Grund⸗ 
ſatz dahin gehend, daß entgegen der Beſtimmung des § 26 
einem kranken und erwerbsunfähigen Kaſſenmitglied der ein⸗ 
mal in Kraft getretene Unterſtützungsanſpruch gegen ſeine 
bisherige Kaſſe weiterlaufen würde, iſt im Geſetz nirgends 
vorgeſehen. Insbeſondere kann der $ 54a Satz 2 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes, wie ſchon in dem Urteil des 
Verwaltungsgerichtshofs vom 10. Juli 1901, Württ. Jahrb. 
Bd. 13 S. 235 ausgeführt iſt, nicht für eine derartige Auf⸗ 
faſſung verwertet werden; die Beſtimmung: „die Mitglied⸗ 
ſchaft dauert während des Bezugs von Krankenunterſtützung 
fort“ hat Fälle im Auge, in welchen der Eintritt von Krank⸗ 
heit und Erwerbsunfähigkeit zur Auflöſung des Beſchäftigungs⸗ 
verhältniſſes Anlaß gibt, findet aber keine Anwendung, wenn 
der die Krankenunterſtützung beanſpruchende Verſicherte — 
wie hier — in ſeinem bisherigen Arbeitsverhältnis verbleibt; 
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denn in letzterem Falle ſtützt. ſich die Fortdauer der Kaſſen⸗ 
mitgliedſchaſt nicht auf die Sonderbeſtimmung des $ 54 a, 
ſondern unmittelbar auf die geſetzliche Regel bei Fortdauer 
des Beſchäftigungsverhältniſſes. (Vergl. auch Arbeiter⸗ 
verſorg ung 1906 S. 199; Reger Entſch. Bd. 16 
S. 404, Bd. 24 S. 109). Irrig wäre auch die Annahme, 
daß durch die Beitragszahlungen an die alte Kaſſe ein kranker 
Arbeiter an dieſe ein wohlerworbenes Recht auf Kranken⸗ 
unterſtützung für die ganze geſetzliche und ſtatutariſche Dauer 
erworben habe; die Krankenverſicherung iſt nicht als ein 
zweiſeitiges Rechtsverhältnis auf der Grundlage von Leiſtung 
und Gegenleiſtung aufgebaut, der Unterſtützungsanſpruch be⸗ 
ruht lediglich auf dem Geſetz, er entſteht ohne Anmeldung 
und Beitragsleiſtung. (Vergl. Arbeiterverſorgung 
Bd. 21 S. 450; Bd. 22 S. 98; Bd. 23 S. 716; Bd. 26 
S. 662). Auch darin endlich iſt der herrſchenden Meinung 
beizutreten, daß die Sonderbeſtimmungen der 88 47 Abſ. 5, 
48 Abſ. 4, 67 a Abſ. 2, 68 Abſ. 5, 72 Abſ. 2 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes, welche die Schließung oder Auflöſung 
einer Krankenkaſſe und die alsdann eintretende Liquidation 
des Kaſſenvermögens betreffen, nach Sinn und Zweck nicht 
auf einen Wechſel der Kaſſenzugehörigkeit in einem Falle wie 
dem vorliegengen angewendet werden können. (Vergl. Hahn 
a. a. O. S. 66; Arbeiterverſorgung Bd. 15 S. 490 
und 549, Bd. 22 S. 99 ff., Bd. 23 S. 200.) 

III. Mit Recht hat hienach die Kreisregierung eine Ver⸗ 
pflichtung der beklagten Bezirkskrankenkaſſe, für den im Streit 
befindlichen Unterſtützungsaufwand aufzukommen, nach dem 
geltenden Recht verneint; die Berufung der Klrn. erweiſt ſich 
demnach nicht als begründet. 

Urteil vom 25. Mai 1910 in der Beruf.⸗Sache der 

Fabrikkrankenkaſſe der Firma Gebr. W. in R., Klin. 

Beruf.⸗Klin., gegen die Bezirkskrankenkaſſe M., Bekl. 

Beruf. Bell. 
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12. 
Anrausfebungen für den Anſatz von Waſſerregalzinſen. 


In den Gründen iſt ausgeführt: 

I. Der Beſchwerdeführer K. hat im Jahre 1904 das bis 
dahin dem Fabrikanten K. in G. gehörige Waſſertriebwerk 
TI, Holzſchleiferei auf der Markung R. OA. E., käuflich 
erworben. Dem Beſitzvorgänger K. war mit Erlaß der K. 
Regierung für den Donaukreis vom 2. September 1901 die 
Genehmigung zur Aenderung dieſes Waſſerwerks erteilt wor⸗ 
den, wodurch ihm ein gegen bisher um 383 Pferdeſtärken 
größeres Waſſernutzungsrecht verliehen wurde. Die Aus⸗ 
führung der damals genehmigten Werksanlage ſeitens des 
Beſitzers K. unterblieb aber und wurde erſt von deſſen 
Rechtsnachfolger K. bewerkſtelligt, nachdem dieſer unterm 
11. September 1905 die Genehmigung zu einer Aenderung 
an der urſprünglich vorgeſehenen Waſſerbenützungsanlage 
ſeitens der K. Kreisregierung erlangt hatte. 

Die K. Domänendirektion, welche erſt mit Schreiben der 
K. Kreisregierung Ulm vom 20. September 1909 von der 
mit der Genehmigungsurkunde vom 2. September 1901 ver⸗ 
bundenen Verleihung eines erhöhten Waſſernutzungsrechts 
für das Triebwerk Kenntnis erhalten hatte, hat mit Erlaß 
vom 8. Januar 1910 den aus dieſer vermehrten Waſſerkraft 
zu entrichtenden und auf 2. September jeden Jahres zu er⸗ 
hebenden Waſſerregalzins auf jährlich 383 Mk. feſtgeſetzt, 
übrigens dem Werkbeſitzer K. nur vom 2. September 1907 
an für die drei Jahre 1907 —1909 nachträglich angefordert. 
Seine Einwendungen hiegegen, die ſich nicht auf die Höhe 
des angeſetzten Regalzinſes, ſondern nur auf die Pflicht zur 
Entrichtung als ſolche beziehen, ſind zunächſt von dem K. 
Finanzminiſterium mit Entſcheidung vom 29. März 1910 als 
unbegründet verworfen worden, worauf er — vertreten durch 
die Rechtsanwälte N. N. in Ulm — rechtzeitig und ordnungs⸗ 
mäßig die Rechts beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof 
erhob. 
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II. In der Rechtsbeſchwerde iſt der Antrag geſtellt, den 
Anſatz eines Waſſerregalzinſes für das bezeichnete Waſſer⸗ 
triebwerk für unbegründet zu erklären. Dieſem Antrag kann 
jedoch eine Folge nicht gegeben werden. 

1. Die Beſchwerde wird vor allem begründet mit dem 
Hinweis auf Art. 119 Abſ. 1 des Waſſergeſetzes vom 1. De⸗ 
zember 1900. Darnach dürfen ſeit der Geltung dieſes Ge⸗ 
ſetzes (1. Januar 1902) Waſſerregalzinſe nur noch inſoweit 
erhoben werden, als die Pflicht zur Entrichtung derſelben 
ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes begründet worden 
iſt. Der Beſchwerdeführer vertritt die Auffaſſung, der Waſſer⸗ 
regalzins ſei eine Laſt, die nur durch beſondere Verfügung 
der zuſtändigen Finanzbehörde im einzelnen Fall nach den 
hiefür geltenden Rechtsgrundſätzen bisher habe zur Entſteh⸗ 
ung gelangen können. Die Verpflichtung zur Zahlung des 
Regalzinſes für die erhöhte Waſſerkraft des Triebwerks in 
R. hätte nur durch eine vor dem 1. Januar 1902 erlaſſene 
Verfügung der Verwaltungsbehörde begründet werden können; 
der den Anſatz des Regalzinſes enthaltende Erlaß der Do- 
mänendirektion ſei aber erſt im Januar 1910 ergangen und 
darum der gegen ihn erhobene Anſpruch hinfällig. Allein 
dieſe Meinung iſt irrig. Wie ſtets angenommen worden iſt 
und namentlich auch der Verwaltungsgerichtshof in früheren 
Fällen entſchieden hat (z. B. Urteile vom 14. November 1894, 
Württ. Jahrbücher Bd. 8 S. 68 ff. und vom 22. Februar 
1905), iſt die Pflicht zur Zahlung von Waſſerregalzinſen an 
die Verleihung des Waſſernutzungsrechts geknüpft und mit 
ihr entſtanden. Es folgt dies unmittelbar ſchon aus dem 
Weſen dieſer Regalzinſen. Die Waſſerregalzinſe tragen, wie 
in dem zuletztgenannten Urteil ausgeführt iſt, den Charakter 
einer öffentlich⸗rechtlichen Schuldigkeit, eines ſtaatlichen Ent⸗ 
gelts für einen der ſtaatlichen Verleihung anheimgegebenen 
Vorteil, für ein durch ſtaatliche Verleihung bedingtes Sonder⸗ 
recht zu einzelnen Nutzungen an öffentlichen Gewäſſern. Sie 
ſind, wie es in einem Erlaß des Finanzminiſteriums vom 
28. April 1829 (Reg. Bl. I. Erg. Bd. S. 426) heißt, anzu⸗ 
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ſehen „als eine Rekognition und Entſchädigung des Landes⸗ 
herrn für die dem Eigentümer überlaſſene Benützung des 
Waſſerregals“. Sie ſtellen ſich dar als regelmäßig wieder⸗ 
kehrende, abgabenartige Leiſtungen, zu deren Uebernahme der 
jeweilige Inhaber der Konzeſſion durch den Akt der Ver⸗ 
leihung auf Grund der damit gewährleiſteten Nutzung einer 
beſtimmten Waſſerkraft verpflichtet iſt. Die Verbindlichkeit 
zur Entrichtung von Waſſerregalzinſen war demnach im vor⸗ 
liegenden Fall mit der Verleihung der Kreisregierung vom 
2. September 1901, welche eine Verſtärkung der bisher dem 
Werk zu Gebot ſtehenden Waſſerkraft um 383 Pferdeſtärken 
bedeutete, mit der durch dieſe Verleihung genehmigten Er⸗ 
höhung des Waſſernutzungsrechts begründet. Sie beſtand 
demgemäß ſchon ehe das Waſſergeſetz vom 1. Dezember 1900 
in Kraft trat und ehe der Beſchwerdeführer das Triebwerk 
von ſeinem Vorgänger erwarb, auch wenn tatſächlich eine 
Abgabe für dieſe Verleihung damals noch nicht zum Anſatz 
gelangte. Andererſeits ging, da gemäß Art. 39 des Waſſer⸗ 
geſetzes ein verliehenes Nutzungsrecht als ein öffentliches 
Realrecht an das Grundſtück oder die Waſſerbenützungsan⸗ 
lage geknüpft iſt, zu deren Gunſten es verliehen worden iſt, 
auch die Pflicht zur Leiſtung des Regalzinſes mit dem Be⸗ 
ſitzwechſel im Jahre 1904 von ſelbſt auf den gegenwärtigen 
Inhaber der Konzeſſion für die Dauer ſeiner Beſitzzeit über, 
unabhängig davon, ob dieſe Verbindlichkeit aus dem Waſſer⸗ 
rechtsbuch erſehen werden konnte und ob ſie beim Rechts⸗ 
übergang zur Sprache gebracht bezw. bei Bemeſſung des 
Uebernahmepreiſes von den Vertragſchließenden berückſichtigt 
wurde oder nicht. Entgegen der Auffaſſung des Beſchwerde⸗ 
führers iſt demnach die Regalzinspflicht als eine öffentlich⸗ 
rechtliche Belaſtung der ihm zur Verfügung ſtehenden Waſſer⸗ 
kraft ſchon bei der Erſtehung im Jahre 1904 auf ihn über⸗ 
gegangen, auch wenn er ſie frei von Regalzinſen gutgläubig 
zu erwerben meinte. Irrig iſt ferner auch die Annahme, 
daß die Verpflichtung zur Entrichtung von Waſſerregalzinſen 
aus genehmigten Waſſerwerken, ſelbſt wenn ſie an ſich ſchon 
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mit der Verleihung als ſolcher zur Entſtehung gelangte, doch 
noch an die Ausführung der betreffenden Waſſerwerksanlage 
als an eine weitere Vorausſetzung gebunden geweſen ſei. 
Schon der Erlaß des Finanzminiſteriums vom 4. Juni 1844 
(Reg. Bl. II. Erg. Bd. S. 377), auf welchen neben dem vor⸗ 
hingenannten vom 28. April 1829 der Anſatz von Waſſer⸗ 
regalzinſen in Württemberg zurückgeht, beſtimmte in dieſer 
Richtung, daß der Inhaber einer Konzeſſion zur Errichtung 
eines Waſſerwerks als verpflichtet anzuſehen ſei, die ihm 
vermöge des Waſſerregals von den Staatsbehörden ange⸗ 
ſetzten Abgaben für die Waſſerbenützung von der Zeit der 
Erteilung der Konzeſſion an, alſo ſchon vor Ausführung des 
Waſſerwerks zu entrichten, da das Recht, welches durch die 
Konzeſſion erworben werde, gleich anderen realen Rechten 
auf andere übertragen und ſomit auch ohne Ausführung des 
beabſichtigten Werkes durch Veräußerung nutzbar gemacht 
werden könne, überdies aber die Staatsbehörden, ſo lange 
das verliehene Recht nicht aus irgend einem Grunde er⸗ 
loſchen ſei, gehindert ſeien, an derſelben Stelle ein Waſſer⸗ 
werk errichten zu laſſen. Demnach ruhte die Waſſerzinslaſt 
auf dem im Jahre 1901 dem Werk verliehenen Nutzungs⸗ 
recht, auch wenn die Fertigſtellung der zugehörigen Waſſer⸗ 
werksanlagen zunächſt im Anſtand blieb und erſt ſpäter, nach 
Inkrafttreten des Waſſergeſetzes und nach Uebernahme des 
Werks durch den Beſchwerdeführer, zuſtande kam. 

Endlich wird in dieſem Zuſammenhang vom Beſchwerde⸗ 
führer noch eingewendet, er ſei erſt durch die im September 
1905 ihm erteilte Genehmigung zu gewiſſen Aenderungen 
der im Jahre 1901 ſeinem Rechtsvorgänger genehmigten 
Waſſerwerksanlage in den Beſitz einer für ſeine Zwecke 
brauchbaren Konzeſſion gelangt, dieſe Genehmigung aber ſei 
unter der Herrſchaft des jetzt geltenden Waſſergeſetzes, das 
keine Neueinführung von Waſſerregalzinſen mehr zulaſſe, 
ihm erteilt worden. Bei dieſem Einwand iſt aber überſehen, 
daß es ſich hier lediglich um die polizeiliche Genehmigung 
der Anlage und Einrichtungen zur Ausübung der verliehe⸗ 
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nen Waſſernutzung und um vereinzelte Abänderungen der 
hierauf bezüglichen früheren Genehmigung von 1901 han⸗ 
delte, daß dagegen an dem durch die Verleihung vom 2. 
September 1901 begründeten Waſſernutzungsrecht, an der 
Stärke der dadurch dem Werk verliehenen Waſſerkraft durch 
die Nachtragsgenehmigung vom Jahre 1905 nichts geändert 
worden iſt. Die Verleihung vom 2. September 1901 iſt es 
hienach allein, auf welche der Beſchwerdeführer das ihm zu⸗ 
ſtehende Waſſernutzungsrecht gründen kann. 

Der Anſatz einer Abgabe für dieſen Verleihungsakt ſteht 
daher, auch wenn er von den Finanzbehörden erſt geraume 
Zeit nach Inkrafttreten des Waſſergeſetzes vorgenommen 
worden iſt, in Uebereinſtimmung mit dem angeführten Art. 
119 Abſ. 1 Satz 1 des Waſſergeſetzes und er iſt nach dem 
Ausgeführten auch dem Beſchwerdeführer gegenüber an ſich 
begründet, wenngleich dieſer zur Zeit der Verleihung, und 
bevor das Waſſergeſetz in Wirkſamkeit trat, gar nicht Be⸗ 
ſitzer des Waſſerwerks geweſen iſt. 

2. Dem Anſpruch kann aber auch nicht, wie dies in 
zweiter Linie von dem Beſchwerdeführer geltend gemacht 
wird, die Einrede der Verjährung entgegengeſetzt werden. 
Dabei bedarf die Frage, ob die Forderung des Staats auf 
Entrichtung von Waſſerregalzinſen überhaupt und im ganzen 
einer Verjährung unterliegen kann, hier keiner Erörterung; 
denn jedenfalls käme gegenüber dem geſamten Waſſerregal⸗ 
zinſenanſpruch gemäß Art. 141 des Ausf. Geſ. zum BGB. 
bei entſprechender Anwendung der Verjährungsvorſchriften 
des BGB. höchſtens die 30jährige Verjährung in Betracht, 
und dieſe hätte hier ja unter keinen Umſtänden wirkſam 
werden können. Gegenüber den in den einzelnen Jahren 
zur Zahlung verfallenden Zinsleiſtungen aber kann auch nach 
der Annahme des Beſchwerdeführers günſtigſten Falls nur 
eine vierjährige Verjährungsfriſt (Art. 141 des Ausf. 
Gel. zum BGB. in Verbindung mit $ 197 des BGB.) zur 
Anwendung kommen. Eine ſolche aber iſt, da ja die K. 
Domänendirektion nur vom 2. September 1907 ab auf die 
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drei Jahre 1907 — 1909 die Abgabe angefordert hat, hier 
keinenfalls eingetreten. 

Der Beſchwerdeführer iſt demnach ſchuldig, die von 1907 
ab verfallenen und künftig verfallenden Jahreszinſen von je 
383 Mk. zu bezahlen. Die Rechtsbeſchwerde iſt ſomit nicht 
begründet. | 

Urteil vom 4. Mai 1910 in der Rechtsbeſchwerdeſ. des 

Kommerzienrats J. K. in Sch. 
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III. 
Abhandlung. 


An welchem Zeitpunkt geht der Rechtsanſpruch des 
Rerletzten gegen den Britten auf die Kerufsgenoſſen⸗ 
ſchaft über? Gewürz. § 140, Candw uin. 5 151, 
Gefu. 8 26. 
Rechtsanwalt Schefol d, Ulm. 


1. Das Krankenverſicherungsgeſetz vom 15. Juni 1883 
(neue Redaktion vom 10. April 1892) beſtimmt in Art. 57 
Abſ. 4: 

Iſt von der Gemeindekrankenverſicherung oder von der 
Ortskrankenkaſſe Unterſtützung in einem Krankheitsfalle 
geleiſtet, für welchen dem Verſicherten ein geſetzlicher Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gegen Dritte zuſteht, ſo geht dieſer 
Anſpruch in Höhe der geleiſteten Unterſtützung auf die 
Gemeindekrankenverſicherung oder die Ortskrankenkaſſe über. 

Die Unfallverſicherungsgeſetze erſter Redaktion — ſ. Ge⸗ 
ſetz vom 6. Juli 1884, S. 98 — enthielten die Beſtimmung: 

Jedoch geht die Forderung des Entſchädigungsberech⸗ 
tigten an den Dritten inſoweit auf die Genoſſenſchaft über, 
als die Verpflichtung der letzteren zur Entſchädigung durch 
dieſes Geſetz begründet iſt. 

Die Unfallverſicherungsgeſetze neuer Redaktion vom 

5. Juli 1900 beſtimmen gleichlautend: 

Inſoweit den nach Maßgabe dieſes Geſetzes entſchädi⸗ 

gungsberechtigten Perſonen ein geſetzlicher Anſpruch auf 
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Erſatz des ihnen durch den Unfall entſtandenen Schadens 
gegen Dritte erwachſen iſt, geht dieſer Anſpruch auf die 
Berufsgenoſſenſchaft im Umfang ihrer durch dieſes Geſetz 
begründeten Entſchädigungspflicht über. 

Die verſchiedene Faſſung der Beſtimmungen des Kran⸗ 
kenverſicherungsgeſetzes und der Unfallverſicherungsgeſetze 
ſpringt in die Augen. Dort geht der Anſpruch des Ver⸗ 
ſicherten auf die Krankenkaſſe über, nachdem ſie die Entſchä⸗ 
digung geleiſtet hat, hier geht er auf die Genoſſenſchaft über 
nach Maßgabe der durch das Geſetz begründeten Entſchädi⸗ 
gungspflicht. — Der Tatbeſtand für die geſetzliche Zeſſion 
beſchränkt ſich bei den Unfallverſicherungsgeſetzen auf das 
Daſein des Betriebsunfalls, bei der Krankenverſicherung muß 
hinzukommen, daß eine Entſchädigung nach dem Geſetze ge⸗ 
leiſtet worden iſt. 

2. Die Motive zum älteren UVG. ſowie die zu der 
neuen Redaktion enthalten Aeußerungen des Inhalts, daß 
der Anſpruch des Verſicherten auf die Berufsgenoſſenſchaft 
erſt mit der Leiſtung der Entſchädigung überginge !). Dieſe 
Auffaſſung widerſpricht aber dem deutlichen Wortlaut des 
Geſetzes, ſie ſcheint faſt eine irreführende Reminiszenz an die 
ganz anders lautende Beſtimmung des KVG. zu ſein. Lite⸗ 
ratur und Rechtſprechung ſind auch einig darüber, daß der 
Uebergang des Anſpruchs „nicht erſt mit der Leiſtung ein⸗ 
tritt“. Mandry, zivile. Inhalt § 49, I Ziff. 7 c, ©. 516 
unten. Es ſind alſo jene Aeußerungen der Motive, weil ſie 
falſch ſind, für die Auslegung des Geſetzes ohne Wert. — 

3. Die frühere Rechtſprechung des RG. ging dahin, daß 
der Uebergang des Anſpruchs erſt ſtattfinde mit der Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigungspflicht nach Daſein und Umfang, 
RG. Entſch. Bd. 24 N. 23;28, N. 1855 N. 95. — Dagegen ſtellt 
ſich das letzte in den Entſch. bekannt gegebene Urteil des 
h S. Rc. Bd. 24, S. 181, Abſ. 1 am Schluß: — „Selbftverftänd- 
lich hat die Forderung des Entſchädigungsberechtigten gegen den Dritten 
inſoweit auf die Genoſſenſchaft überzugehen, als derſelbe ... Leiſtungen 
empfängt“. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 1. 8 
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VI. Senats Bd. 60 N. 49 auf den Standpunkt, daß der 
Anſpruch übergehe ſofort mit ſeiner Entſtehung; er entſtehe 
zwar in der Perſon des Verletzten, gehe aber ſofort über 
auf die BG. ). Dieſem Urteil gegenüber treten neuerdings 
das OL Gericht Stuttgart und der IV. Senat des RG. wie⸗ 
derum für die ältere Praxis ein, dafür nämlich, daß der 
Forderungsübergang erſt mit der Feſtſtellung erfolge: WürttJ. 
Bd. 19 S. 47 ff. JW. 1908 S. 21. — Wir ſtimmen dem 
Urteil Bd. 60 zu, können uns auf die Begründung desſelben 
in allen Teilen berufen und wollen nur verſuchen, die gegen 
dasſelbe geltend gemachten Bedenken zu beſeitigen. 

a) Das Oberlandesgericht Stuttgart ſagt, ſolange nicht 
feſtgeſtellt ſei, daß und in welchem Umfang die Berufsge⸗ 
noſſenſchaft dem Verletzten entſchädigungspflichtig ſei, können 
der Ber. Gen. keine Anſprüche gegen den Dritten zuſtehen. 
Warum das nicht möglich ſein ſoll, dafür fehlt die Antwort. 
Dieſe iſt vielleicht aus den näheren Ausführungen des Ur⸗ 
teils JW. 1908 S. 21 zu ergänzen. Hier iſt geſagt, daß 
fi) die nach S 151 für den Umfang des Rechtsübergangs 
maßgebende Größe des verſicherungsrechtlichen Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs keineswegs unmittelbar aus dem Geſetz ergebe 
und auch nicht immer objektiv beſtimmbar ſei, daß ſie viel⸗ 
mehr in zahlreichen Fällen teils vom gutachtlichen Ermeſſen 
der Verſicherungsinſtanzen über Beſtehen und Grad der Er— 
werbsunfähigkeit, teils ſogar von ihrem adminiſtrativen 
Zweckmäßigkeitsermeſſen oder auch von einer Glaubhaft⸗ 
machung im Feſtſtellungsverfahren abhänge. Aber nicht nur, 
daß kein Hindernis beſteht, daß eine Forderung übertragen 
werden kann, übertragen durch Vertrag oder kraft Geſetzes, 
auch wenn ſie bedingt iſt oder betagt oder unbeſtimmt oder 
ſchwer und nur relativ beſtimmbar nach ihrer Größe, ſo iſt 
ja gerade Weſen und Inhalt des auf die Ber. Gen. über⸗ 


1) Von der rheiniſchen LGB. erhalte ich die Mitteilung, daß das 
OLG. in Cöln ſchon unter der Herrſchaft der alten UVGeſetze den Ueber⸗ 
gang auf den Zeitpunkt der Eutſtehung des Anſpruchs verlegt habe. 
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gegangenen Anſpruchs, daß ihr vom Dritten erſetzt werden 
muß, was ſie für die Heilung des Verletzten, für ſeinen 
Unterhalt, für deſſen Hinterbliebene künftig wird leiſten 
müſſen. Der Anſpruch beſteht; ob er bedingt oder betagt 
iſt oder nur ein ſolcher, der künftiger Liquidierung bedarf: 
ſo oder ſo ſteht ſeinem Uebergange nichts entgegen. — Ge⸗ 
wiß kann der Umfang der Entſchädigungspflicht allermeiſt 
von Anfang an gar nicht feſtgeſtellt werden; es können un⸗ 
vorhergeſehene ſchwere Folgen der Verletzung eintreten, z. B. 
völlige Hilfloſigkeit (S 9 Abſ. 3). Wenn nun aber von An⸗ 
fang an nur ein beſtimmter Rentenbetrag feſtgeſtellt iſt, geht 
dann, wenn in der Folge die einem Hilfloſen zu leiſtende 
größere Entſchädigung feſtzuſtellen und zu gewähren iſt, der 
Anſpruch auf Erſatz dieſes größeren Aufwands erſt mit der 
ſpäteren Feſtſtellung auf die BG. über? Oder wenn der 
Verletzte ſtirbt und hienach die Entſchädigung der Hinter⸗ 
bliebenen feſtzuſtellen iſt, erfolgt der Uebergang des Erſatz⸗ 
anſpruchs erſt wieder mit der ſpäteren Feſtſtellung? So 
ſehen wir, auch wenn von der BG. die erſte Feſtſtellung ge⸗ 
troffen iſt, fehlt noch viel, daß die Größe der ganzen Ent⸗ 
ſchädigungspflicht beſtimmt oder auch nur abſolut beſtimmbar 
wäre; und gleichwohl erfolgt nach der älteren Rechtſprechung 
der Anſpruchsübergang doch mindeſtens mit der erſten Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigungspflicht. — Wir finden: entweder 
muß man den Zeitpunkt des Uebergangs auf die Entſtehung 
des Anſpruchs verlegen oder man muß ihn erſt mit der Lei⸗ 
ſtung und als Erſatz derſelben entſtehen laſſen. Willkürlich 
aber iſt es und findet im Wortlaut des Geſetzes keine Stütze, 
den Uebergang auf den Zeitpunkt der erſten Schadenserſatz⸗ 
bewilligung zu verlegen. Oder ſollte wirklich der Sinn jener 
älteren Judikatur der ſein, daß jeweils, im fortſchreitenden 
Verfahren, immer nur mit jeder einzelnen Feſtſtellung der 
Uebergang des Anſpruchs auf Erſatz der feſtgeſtellten Ent⸗ 
ſchädigung ſtattfinden ſolle? Das kann ihr Sinn nicht ſein. — 

b) Die ältere Judikatur beruft ſich auf die Motive, 
welche einen Anſpruch der BG. von der Leiſtung abhängig 

8 * 
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machen. Wir haben gejehen, daß die Aeußerungen der Mo⸗ 
tive irrtümlich ſind; ſie ſind es namentlich auch im Ange⸗ 
ſicht der älteren Judikatur, die ja auch den Anſpruch der 
BG. nicht erſt mit der Leiſtung, ſondern ſchon mit der Feſt⸗ 
ſtellung eintreten läßt. Es kann alſo den Motiven hier eine 
Bedeutung nicht zukommen. Bei der Beratung der neuen Re⸗ 
daktion der Unfallverſicherungsgeſetze hat ein Regierungsver⸗ 
treter für den anfänglichen Uebergang ſich ausgeſprochen. 
Das Oberlandesgericht Stuttgart bezeichnet dies als bedeu⸗ 
tungslos, weil die Anſchauung des Regierungsvertreters in 
der neuen Redaktion des Geſetzes keine Beſtätigung erhalten 
habe. — Aber iſt denn nicht vielmehr zu ſagen, daß die 
neue Redaktion den zum Uebergang des Anſpruchs erforder⸗ 
lichen Tatbeſtand mit ſo hinreichender Klarheit beſtimmt hat, 
daß es genügend war, der Rechtſprechung des RG., die 
jenem Tatbeſtand willkürlich eine weitere Vorausſetzung zu⸗ 
gefügt hatte, durch eine deutliche Kundgebung entgegenzu⸗ 
treten? 

c) Das Urteil des RG. 24 N. 23 weiſt auf eine Ge⸗ 
fahr hin, die dem Verletzten bei der neueren Judikatur drohe: 
wenn er zuerſt Zivilklage erhebe und mit dieſer zu einem 
großen Teil aus dem Grunde abgewieſen werde, weil ein 
verſicherungspflichtiger Unfall vorliege, alſo ſein Anſpruch 
zum größeren Teil auf die BG. übergegangen ſei, wenn er 
hiernach ſeinen abgewieſenen Anſpruch gegen die BG. gel⸗ 
tend mache, von dieſer aber abgewieſen werde, weil kein 
verſicherungspflichtiger Unfall vorliege, ſo gehe dem Verletz⸗ 
ten der größere Teil ſeines Anſpruchs verloren. — Aber 
gibt es denn gegen dieſe Gefahr nicht einen einfachen Aus⸗ 
weg: der Verletzte klagt mit Beſchränkung auf den Anſpruch, 
ſoweit er nicht auf die BG. übergeht, und verfolgt inzwiſchen 
ſeine Anſprüche gegen die Genoſſenſchaft. — Wie dem aber 
auch ſei, ſo zeigt ſich, daß bei Anwendung der älteren Theorie 
viel bedenklichere, greifbare Mißſtände und Unzuträglichkeiten 
hervortreten. Nach dieſer Theorie bleibt der Verletzte in 
vollem Umfang Gläubiger des Dritten, bis die berufsge⸗ 
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noſſenſchaftliche Feſtſtellung des Schadens erfolgt. Er kann 
hiernach über den ganzen Anſpruch verfügen, er kann ihn 
verkaufen, im Vergleichsweg auf ihn verzichten, er kann es 
tun, obwohl ihm bewußt iſt, daß er damit der Berufsge⸗ 
noſſenſchaft Schaden zufügt; — er kann es tun in der vollen 
Erkenntnis, daß ihm damit ein Doppeltes zukommt, erſtens 
die Gegenleiſtung des Dritten und zweitens die geſetzliche 
Entſchädigung der Berufsgenoſſenſchaft. — Denn dieſe muß 
ja nach öffentlichem Rechte leiſten und iſt nicht befugt, gegen 
den Verletzten das Aufgeben ſeines Anſpruchs geltend zu 
machen. — Solche Fälle ſind alltägliche. Das grobe Unrecht aber, 
das hier augenſcheinlich und Tag für Tag aus der Anwen⸗ 
dung der alten Theorie ſich ergeben muß, iſt ein ſtarker Be⸗ 
weis für die Unbrauchbarkeit und Unrichtigkeit derſelben. 

d) Wenn man den Uebergang des Anſpruchs auf den 
Zeitpunkt der Verletzung verlegt, ſo iſt von da an der Ver⸗ 
letzte nicht mehr legitimiert, über den Anſpruch im Ganzen 
zu verfügen, gleichwohl iſt der Dritte, wenn er den Verletz⸗ 
ten bar entſchädigt oder ihm eine Entſchädigung als Abfin⸗ 
dung zuſagt, nach Maßgabe der SS 407, 412 BGB. ge⸗ 
ſchützt; und dieſer Schutz iſt ein genügender, wenn man nur 
dem in den angeführten Geſetzen geforderten guten Glauben 
eine billige Deutung gibt. Es kann hiernach nicht genügen, 
wenn der Dritte die Tatſachen kennt, die den Uebergang des 
Anſpruchs auf die Berufsgenoſſenſchaft bezwecken; es gilt 
nicht, daß er den Uebergang kenne, wenn ihm jene Tatſachen 
bekannt ſind, ſondern es muß ihm auch bewußt geworden 
ſein, daß infolge jener Tatſachen der Uebergang ſtattgefun⸗ 
den hat; er muß hierüber durch ſeine eigene Geſetzes kunde 
oder durch Belehrung in Kenntuis geſetzt worden ſein. — 
Jene Geſetzeskenntnis fehlt namentlich in den Fällen nicht, 
wo mit dem Verletzten eine Verſicherungsgeſellſchaft unter⸗ 
handelt und die Belehrung tritt ein, wenn die Berufsge⸗ 
noſſenſchaft den Dritten ungeſäumt von ihrem Anſpruch be⸗ 
nachrichtigt!). 

1) DI. 1908, S. 980. 
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4. Geht der für den Verletzten erwachſene Anſpruch ſo⸗ 
fort auf die Berufsgenoſſenſchaft über, ſoweit ihre geſetzliche 
Entſchädigungspflicht reicht, ſo entſteht von Anfang eine 
Rechtsgemeinſchaft des Verletzten und der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft. Ihre Anſprüche ſind aber beide dem Umfang nach 
unbeſtimmt, zum Teil bedingt und betagt. — Der An⸗ 
ſpruch des Verletzten gegen den Dritten iſt inſofern ein im 
Ganzen bedingter, als dieſer Anſpruch nicht in Wirkſamkeit 
kommt, wenn der Verletzte von der Berufsgenoſſenſchaft — 
im Fall der völligen Hilfloſigkeit — volle Entſchädigung 
erhält, oder wenn er während des Genuſſes der Kranken⸗ 
pflege ſtirbt (und Hinterbliebene an ſeine Stelle treten). Der 
Anſpruch der Berufsgenoſſenſchaft iſt bedingt und betagt 
inſofern, als er nicht in Wirkſamkeit tritt, wenn der Ver⸗ 
letzte die Geltendmachung ſeiner Rechte verjähren läßt; die 
Anſprüche beider Gläubiger, des Verletzten und der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft beſtimmen ſich im Fortgang der Folgen der 
Verletzung ganz nach Art und Umfang dieſer Folgen. Beide 
Gläubiger. find befugt, ihre Anſprüche im Wege der Feſt⸗ 
ſtellungsklage gerichtlich geltend zu machen, Beweisſicherungs⸗ 
anträge zu ſtellen, im Konkurs des Dritten zu liquidieren; 
aber ſie ſind von Anfang an nicht in der Lage, ihre einzelnen 
Anſprüche, bevor Feſtſtellungen erfolgen, mit der Leiſtungs⸗ 
klage zu verfolgen; lauter Ergebniſſe, die Beſonderes gar 
nicht bieten, ſondern bei jedem Anſpruch zutreffen können, 
der dem Grund, nicht aber dem Betrage nach liquid geſtellt 
iſt. Damit kommen wir auf jene angebliche Unzuträglichkeit 
zurück, die ſich aus der neuen Theorie ergeben ſoll: wird der 
Verletzte vom Reichs verſicherungsamt mit ſeinem Anſpruch 
endgültig abgewieſen, ſo verwandelt ſich doch ſein Anſpruch, 
dem der konkurrierende Anſpruch der Berufsgenoſſenſchaft 
als bedingter entgegenſtehen mochte, in einen unbeſchränkten; 
er iſt unbeſchränkt, weil nun die Möglichkeit einer Konkur⸗ 
renz der Berufsgenoſſenſchaft weggefallen iſt. — Da iſt doch 
kein Raum mehr für eine abweiſende Entſcheidung des or⸗ 
dentlichen Richters, bei welchem der Verletzte ſeinen Anſpruch 
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gegen den Dritten als einen unbeſchränkten aufs Ganze gel⸗ 
tend macht. 

5. Der Anſpruch des Verletzten geht auf die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft über „im Umfang ihrer durch dieſes Geſetz 
begründeten Entſchädigungspflicht“. Da nun im Geſetz die 
Leiſtung einer Entſchädigung — ob oder in welchem Um⸗ 
fang — in einzelnen Fällen von der freien Entſchließung 
der Berufsgenoſſenſchaft abhängig iſt, Gew VG. § 8, Abſ. 2, 
zweiter Satz, Abſ. 3, § 9, letzter Abſatz, fo fragt es ſich, 
ob auch die aus ſolcher Entſchließung bewilligten Entſchädi⸗ 
gungen unter die durch das Geſetz begründete Entſchädigungs⸗ 
pflicht fallen. Wir tragen kein Bedenken, die Frage zu be⸗ 
jahen: Ganz allgemein jagt $ 8 GewuVG., daß Gegenſtand 
der Verſicherung ſei der „nach Maßgabe der nachfolgenden 
Beſtimmungen zu bemeſſende Erſatz des Schadens“, alſo auch 
der § 8 Abi. 2 8 9 Schlußſatz zu gewährende Schadens⸗ 
erſatz. — Und in der Tat hat ja auch in dieſen Fällen die Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft nicht nach Willkür ſondern nach dem vom 
Geſetz bezeichneten arbitrium boni viri zu verfahren; ſie 
handelt auch hier ihrer geſetzlichen Pflicht gemäß. — 

6. Wir gelangen zu folgenden Ergebniſſen: Der dem 
Verletzten erwachſene, in ſeiner Perſon entſtandene Scha⸗ 
denserſatzanſpruch gegen den Dritten geht mit ſeiner Ent⸗ 
ſtehung auf die Berufsgenoſſenſchaft über. Der Anſpruch 
der Berufsgenoſſenſchaft kann bedingt oder betagt ſein, ſo⸗ 
fern es ſich erſt in der Folge entſcheiden wird, ob ein Be⸗ 
triebsunfall vorliegt oder ob eine Entſchädigung von ſeiten 
der Berufsgenoſſenſchaft ſtattfinden wird. Stets iſt der An⸗ 
ſpruch inſofern betagt, als er immer nur auf Zahlung deſſen 
geht, was in fortſchreitender Entwicklung des Unfalls die 
Berufsgenoſſenſchaft zu leiſten hat. Immer beſtimmt ſich 
hiernach die Größe des Anſpruchs nach der Entwicklung der 
Folgen des Unfalls. Unter den Aufwand, den die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft erſetzt verlangen kann, fallen auch die Leiſtun⸗ 
gen, die aus freiem arbitrium boni viri gewährt werden. 
Der Dritte iſt nach Maßgabe der SS 407, 412 BGB. ge⸗ 
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ſchützt, ſofern er den Uebergang des Anſpruchs auf die Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft nicht kennt. Ob er ihn kennt, iſt eine 
Beweisfrage, bei der aus der Kenntnis des zum Uebergang 
genügenden Tatbeſtands nicht auf die Kenntnis des Ueber⸗ 
gangs ſelbſt gefolgert werden darf. Das Verhältnis zwiſchen 
dem Verletzten und der Berufsgenoſſenſchaft iſt eine Rechts⸗ 
gemeinſchaft, bei welcher der Verletzte den Anſpruch dem 
Grunde nach und ſoweit dem Betrage nach geltend machen 
kann, als er nicht von der Berufsgenoſſenſchaft Befriedigung 
erhält oder zu erwarten hat, die Berufsgenoſſenſchaft aber 
Erſatz deſſen fordern kann, was ſie ſelbſt nach dem Geſetze 
leiſten muß und wird. 
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Ein Keitrag zur Auslegung des § 935 BOB. 
Referendar Dr. A. Nathan, Ulm. 


§ 935 BGB. ſchließt die Möglichkeit gutgläubigen Ei⸗ 
gentumserwerbes an einer beweglichen Sache für diejenigen 
Fälle aus, in denen die Sache dem Eigentümer geſtohlen 
worden, verloren gegangen oder ſonſt abhanden gekommen 
war. Von der Ausnahme des Abſatz 2 zit. Par. wird hier 
abgeſehen. 

Jene Beſtimmung bedeutet nach ihrer Stellung im Ge⸗ 
ſetze einen Ausnahmeſatz von dem durch das BGB. ange⸗ 
nommenen Grundſatz des Eigentumserwerbs vom Nichtbe⸗ 
rechtigten infolge guten Glaubens des Erwerbers, und es 
beſteht durchaus Einigkeit darüber, daß dieſer Aus nahmeſatz 
durch den nicht freiwilligen Verluſt des unmittelbaren 
Beſitzes ſich abgrenzt (vgl. z. B. Planck zu § 935 Ziff. 2, 
Biermann zu $ 935 Ziff. 2). 

Welche Anforderungen ſind aber an jenen freien Willen 
des den unmittelbaren Beſitz beendigenden Subjekts zu ſtellen? 

Dieſe Frage wird verſchieden beantwortet. Bezüglich 
der Beſitzaufgabe durch geſchäftsunfähige Perſonen wird faſt 
durchweg, ohne Rückſicht auf etwa tatſächlich vorhandene 
Willentlichkeit, der Fall des § 935 als vorliegend erachtet; 
bezüglich derjenigen durch in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte 
Perſonen ſtehen ſich zwei entgegengeſetzte Lager von etwa 
gleicher Stärke gegenüber. 

Die Frage iſt von großer praktiſcher Bedeutung, wie 
ohne weiteres einleuchtet. Iſt ein entmündigter Verſchwen⸗ 
der, ein Minderjähriger, oder gar ein Kind (unter 7 Jahren) 
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oder ein Geiſteskranker in der Lage, den Beſitz einer Sache 
in der Weiſe zu beendigen, daß durch Vermittelung einer 
weiteren Perſon, insbeſondere alſo eines mittelbaren Stell⸗ 
vertreters, welcher als Eigentümer auftritt und im eigenen 
Namen abſchließt, das Eigentum kraft guten Glaubens er⸗ 
worben werden kann? (wodurch indirekt Rechtswirkungen 
könnten herbeigeführt werden, deren direkte Erreichung das 
Geſetz ausſchließt!. 

Planck (zu § 856 Ziff. 2) vertritt die Anſicht, daß 
das Aufgeben des Beſitzes, wie es durch § 935 zur Voraus⸗ 
ſetzung des gutgläubigen Eigentumserwerbs gemacht iſt, eine 
Rechtshand lung darſtelle, auf welche die für die Rechts⸗ 
geſchäfte geltenden Vorſchriften entſprechend anzuwenden ſeien 
(dieſe Theſe wird namentlich auch im Hinblick auf die Fälle 
der Anfechtbarkeit nach 88 119, 123 BGB. aufgeſtellt). Im 
Ergebnis übereinſtimmend: Biermann zu $ 935 Ziff. 2, 
Düringer⸗ Hachenburg S. 470. 

Unter Anführung der Motive zum BGB. (Bd. III 
S. 348 /9) gehen insbeſondere Kober (in Staud ingers 
Komm. III § 935, 2b 8), Fuld (i. Arch. f. d. ziv. Pr. 
Bd. 89 S. 406), und Dittenberger, „Der Schutz des 
Kindes“ (1903) S. 112/113, davon aus, daß die Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit des urſprünglichen Beſitzers einen Eigentums⸗ 
erwerb nach 88 929, 932 ausſchließe, nicht aber die Ge⸗ 
ſchäftsbeſchränktheit. 

Beide Anſichten laſſen eine ſtichhaltige Begründung ver⸗ 
miſſen. Wenn Planck ſagt, die Beſitzaufgabe ſei eine den 
Vorſchriften über die Rechtsgeſchäfte in analoger Weiſe zu 
unterſtellende Rechtshandlung, ſo iſt dies inſofern eine petitio 
principii, als das Geſetz eine beſtimmten Regeln unterſtellte 
Kategorie der Rechtshandlungen nicht kennt. 

Es läßt ſich vielmehr nur negativ ſagen: Die Beſitz⸗ 
begründung wie die Beſitzaufgabe an ſich ſind vom BGB. 
nicht als Rechtsgeſchäfte angeſehen worden. Dies folgt mit 
Sicherheit aus Form und Inhalt des $ 854 ff. BGB. einer⸗ 
ſeits und aus den Beſtimmungen des $ 104 ff. BGB. an⸗ 
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dererſeits. 

Die §§ 104 ff. beſagen, daß Perſonen, welche geſchäfts⸗ 
unfähig ſind, durch ihre Willenserklärungen Rechtswirkungen 
zu erzeugen nicht imjtande find, und daß in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Perſonen ebenfalls hierzu nicht fähig 
ſind ohne hinzutretende Zuſtimmung ihres geſetzlichen Ver⸗ 
treters. 

Die 88 854 ff. fordern nur das Vorliegen einer äuß er⸗ 
lich ſo oder ſo gearteten Beziehung. Dieſe Beſtimmungen 
knüpfen nicht an eine innere, beſtimmt geartete Fähigkeit 
des Rechtsſubjekts an, ſondern an die Art und Weiſe, 
wie das Rechts objekt in die äußere Erſcheinung tritt. 

Und dieſe äußere Erſcheinung iſt es auch, welche das 
Geſetz in § 935 im Intereſſe des Verkehrsſchutzes zum Aus⸗ 
gangspunkt nimmt. Implicite iſt auch in dieſer Beziehung 
die aus der Lebenserfahrung gebildete grundſätzliche Ver⸗ 
mutung ausgedrückt, daß der Beſitzer einer Sache der an 
der Sache Berechtigte iſt (vgl. auch $ 1006 BGB.). § 935 
normiert keine im Anſchluß an eine (auf Rechtsfolge zielende) 
Willenserklärung eintretende Rechtsfolge, ſondern ſtellt eine 
objektive Vorausſetzung für den Eintritt bezw. Nichtein⸗ 
tritt einer unter beſtimmten weiteren, und zwar rechts ge⸗ 
ſchäftlichen, Vorausſetzungen eintretenden Rechtswirkung 
auf. 

Daneben kann nicht beſtritten werden — dies folgt eben 
ſchon aus den über den Beſitz aufgeſtellten Normen —, daß 
das BGB. auch Handlungen als wirkſam anerkennt, welche 
nicht von einem rechtsgeſchäftlichen, d. h. auf die Hervor⸗ 
bringung von Rechtswirkungen gerichteten und hierzu fähigen, 
Willen ausgehen, Handlungen, welche man unter dem Ober⸗ 
begriff der juriſtiſchen Tatſachen neben den Rechtsgeſchäften 
mit der neueren Theorie als „Rechtshandlungen“ zuſammen⸗ 
faſſen kann. 

In unſerer Frage wird, wie erwähnt, das juriſtiſche 
Schwergewicht vom (ſubjektiven) Handlungswillen weg 
auf die objektive Tatſeite verlegt, und nur eine allgemeine 


124 Abhandlung. 


Billigkeitserwägung führt das Geſetz dazu, unfreiwillig aus 
dem Beſitz des Beſitzers ausgeſchiedene Sachen dem Eigen⸗ 
tümer keinesfalls zu entziehen. Die Freiwilligkeit der Be⸗ 
ſitzbeendigung beſtimmt ſich naturgemäß nach dem im Sinne 
der Verkehrsanſchauung gedeuteten Sprachgebrauch. Deshalb 
hat jedenfalls eine ſolche Sache nicht zu den abhanden ge⸗ 
kommenen zu zählen, welche von einem 20jährigen jungen 
Manne einer geſchäftsfähigen Perſon anvertraut worden 
iſt, und von dieſer veräußert wird. 

Rechtspolitiſch betrachtet, läßt ſich doch wohl ſagen, die 
Vorſchriften über den Minderjährigenſchutz finden nur in 
dem durch die 88 107 ff. BGB. beſtimmten und dem durch 
dieſe Vorſchriften betroffenen weiteren Umkreiſe Anwendung. 
Dieſem Prinzip des individuellen Schutzes wird durch die 
88929, 932, 935 BGB. ein allgemeines, wirtſchaftlich⸗ſoziales 
Schutzgeſetz entgegengeſetzt, welches die Grenzen ſeiner Wirk⸗ 
ſamkeit ſelbſtändig beſtimmt. 

Wir treffen alſo die Abgrenzung darnach, inwieweit von 
einer willentlichen Beſitzaufgabe im Sinne der Verkehrs an⸗ 
ſchauung geſprochen werden kann, und wir laſſen als Grund⸗ 
lage für die konkrete Entſcheidung die Feſtſtellung des Vor⸗ 
liegens tatſächlicher Willens fähigkeit und tatſächlicher Willens⸗ 
handlung genügen. Im Sinne des vom BGB. übernom⸗ 
menen germaniſchen Prinzipes haben wir im einzelnen Falle 
zu fragen: Hat die betreffende Perſon der anderen den Be⸗ 
ſitz der Sache anvertraut und hat ſie ihn anvertrauen können? 

Dieſer Entſcheidung ſteht Sprachgebrauch und Verkehrs⸗ 
anſchauung, und die ſinngemäße Anwendung des vom BGB. 
angenommenen Grundſatzes des Eigentumserwerbs im guten 
Glauben zur Seite, und es läßt ſich gegen dieſes Ergebnis 
kein aus dem BGB. oder deſſen Vorarbeiten gewonnenes 
Argument ins Feld führen. 
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Zivilprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt den Ein⸗ 
führungsgeſetzen und den Preuß. Ausführungsgeſetzen in Verbindung mit 
RA. Dr. W. Krämer erläutert von RER. Skouietzky und RA. 
und Notar Dr. M. Gelpcke f. (Berlin, Vahlen — Subſkriptionspreis 
30 Pf. für den Druckbogen, Umfang 80—90 Druckbogen). 

Dieſer Kommentar, von dem bis jetzt 6 Lieferungen, bis § 393 CPO. 
reichend, erſchienen ſind, will einen Erſatz für den jetzt veralteten Kom⸗ 
mentar von v. Wilmowski⸗Levy ſchaffen und den aus der bisherigen 
Rechtſprechung, insbeſondere des RG., ſich ergebenden Stand der Praxis 
unter eingehender Verarbeitung des angeſammelten kaſuiſtiſchen Materials 
darſtellen. Dieſer Abſicht entſpricht die Ausführung; die ungemein reiche 
Kaſuiſtik iſt überſichtlich unter Hervorhebung der Schlagworte und der 
Entſch. des RG. dargeſtellt, ſo daß der Praktiker ſich raſch und voll⸗ 
ſtändig orientieren kann. 

Wörterbuch des deutſchen Staats- und Verwaltungsrechts. Be⸗ 
gründet von Prof. Dr. K. Frhr. v. Stengel. Zweite, völlig neu ge⸗ 
arbeitete und erweiterte Auflage, herausgegeben von Univ.⸗Prof. Dr. 
M. Fleiſchmann in Halle (Tübingen, Mohr, 3 Bände von je etwa 
50 Druckbogen, Preis 2 Mk. für die Lieferung von 5 Druckbogen). 

Das groß angelegte Werk, deſſen erſte Auflage lebhafte Anerkennung 
gefunden hat, will in ſeiner neuen Geſtalt unter Beibehaltung der bis⸗ 
herigen, insbeſondere auf die wiſſenſchaftliche Durchdringung des Stoffs 
gerichteten Darſtellungsart auch die kleineren deutſchen Staaten, ferner 
die deutſchen Kolonien und in erweitertem Maß (neben der inneren und 
Finanzverwaltung) die Militär-, Juſtiz⸗, kirchliche und auswärtige Ver⸗ 
waltung mit den anſchließenden Gebieten des Kirchen: und Völkerrechts 
berückſichtigen. Die vorliegende 1. Lieferung umfaßt die Artikel „Abbau⸗ 
gerechtigkeiten— Agrargeſetzgebung in Baden“. Hervorzuheben find ins⸗ 
beſondere die Artikel „Adel“ (20 Spalten) und „Agrargeſetzgebung in 
Preußen“ (12 Sp.). Jeder, der veranlaßt iſt, ſich über den Stand der 
Geſetzgebung und Praxis auf dem weiten Gebiet des Staats- und Ver⸗ 
waltungsrechts zu unterrichten, wird hier zuverläſſige Belehrung und 
Angabe des Materials für weiteres Studium finden. 
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Dr. A. Hegler, Univ.-Prof. in Tübingen: Das Gemeindegerichts⸗ 
verfahren in Baden und Württemberg (Tübingen, Mohr; Preis geh. 
3 Mk.). 

Der Verfaſſer gibt auf 217 Seiten eine eingehende zuſammen⸗ 
faffende ſyſtematiſche Darſtellung dieſes eigenartigen Verfahrens unter 
ſorgfältiger Berückſichtigung der einſchlägigen Literatur und der Geſetzes⸗ 
materialien (3. B. der in Württ J. 11 ©. 234 ff. enthaltenen Erörternn⸗ 
gen — vgl. S. 27 ff.). Eingehend iſt die Berufung auf den ordentlichen 
Rechtsweg nach Form und Wirkung behandelt, ebenſo die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung und das Koſtenweſen. So wird die Schrift für die Vorſitzen⸗ 
den von Gemeindegerichten in größeren Städten, wie für die mit ge⸗ 
meindegerichtlichen Urteilen befaßten Gerichte wertvoll fein. Pf. 

Die ſtrafrechtliche Bedeutung der Unfallverſicherungsgeſetzgebung 
von Dr. Otto Veiel, Gerichtsaſſeſſor. Stuttgart und Berlin. Ver⸗ 
lag von W. Kohlhammer, 1910. Preis 2 Mk. 50 Pf. 

Eine ſehr verdienſtvolle, tüchtige und zeitgemäße Arbeit, die eine 
Lücke in der ſtrafrechtlichen Literatur für die Praktiker wie Studierende 
und Dozenten auszufüllen geeignet iſt. Die Beziehungen der Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetze und des Strafrechts ſind klar und zutreffend dargeſtellt 
unter ſorgfältiger Verwertung der einſchlägigen Rechtſprechung und Lite⸗ 
ratur, auch des Entwurſs der neuen Reichsverſicherungsordnung, der 
übrigens im ſtrafrechtlichen Teil kaum Neues bietet. Hierdurch iſt der 
Arbeit zugleich ein bleibender Wert geſichert. Im allgemeinen Teil wer⸗ 
den die Strafſatzungen im Gebiet der Unfallverſicherung mit präziſer 
Unterſcheidung zwiſchen eigentlichen Strafen (gerichtliche und Orduungs— 
ſtrafen), ſog. Zwangsſtrafen und Disziplinarſtrafen, ſowie Rechtsfolgen 
ohne Strafnatur und unter Erörterung der ſtrafrechtlichen Verantwor- 
tung der beteiligten Rechtsſubjekte dargelegt. In der Abhandlung über 
Verwaltungsſtrafcecht und Ordnungsſtrafdelikte der Unfallverſicherung 
geht Verſaſſer mehrfach von neuen Geſichtspunkten aus. Im ſpeziellen, 
die einzelnen mit Strafe bedrohten Handlungen beſprechenden Teil ſind 
beſonders die Fälle von Verſicherungsuntreue nebſt dem Verhältnis des 
§ 45 GewllVG. zu 8 266 StGB. ſcharfſinnig erörtert. Das zugleich 
mit weitſichtiger ſozialpolitiſcher Auffaſſung geſchriebene Buch wird nicht 
nur für Richter, Staatsanwälte und Studierende, ſondern zumal auch 
für die mannigfachen Organe der Berufsge noſſenſchaften und die Auf⸗ 
ſichtsbehörden im Verſicherungsweſen ein willkommener und zuverläſſiger 
Ratgeber ſein. 
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I. 
Entfcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 


13. 
Zur Auslegung des § 39 BGB. 


Die Satzung eines eingetragenen Vereins enthielt in § 10 
folgende Beſtimmung: „Die Mitgliedſchaft erliſcht — 2. durch 
Austritt. Der Austritt geſchieht durch ſchriftliche Erklärung 
gegenüber dem Vorſtand. Die Austrittserklärung darf nicht 
vor Ablauf des erſten Mitgliedsjahrs abgegeben werden und 
iſt mit halbjähriger Kündigung nur auf den Schluß eines 
Rechnungsjahrs zuläſſig. Mit der Austrittserklärung ver⸗ 
pflichtet ſich jedes Mitglied, den Minimaltarif“ (deſſen Ein⸗ 
haltung der weſentliche Zweck des Vereins iſt) „noch 2 Jahre 
nach feinem Austritt ab einzuhalten“ —. 

Dieſe Beſtimmung wurde für ungültig erklärt (in einem 
Fall, da die Bekln. einige Monate nach ihrem Austritt wegen 
Verſtoßes gegen den Minimaltarif vom Vorſtand mit Geld— 
ſtrafen belegt worden waren). 

Gründe. 

Einer Erörterung der übrigen von den Bekln. gegen die 
Berechtigung der Strafverfügung geltend gemachten Gründe 
bedarf es nicht, denn jedenfalls iſt die Beſtimmung des § 10 
der Statuten über den Austritt der Mitglieder aus dem 
klagenden Verein — abgeſehen von dem Erfordernis der 
ſchriftlichen Form unwirkſam und nichtig. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 2. 9 
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Nach dem Geſetz unterliegt der Austritt der Mitglieder 
eines rechtsfähigen Vereins aus dieſem nur der in § 39 Abſ. 2 
BGB. zugelaſſenen Beſchränkung: die Wirkung der Austritts⸗ 
erklärung ſoll nur zum Schluß eines Geſchäftsjahres oder 
nach Ablauf einer höchſtens zweijährigen Kündigungsfriſt ein⸗ 
treten. Die Satzungen des kläg. Vereins aber beſtimmen, 
daß vor Ablauf des erſten Mitglieds jahrs überhaupt 
keine Austrittserklärung abgegeben, und daß 
auch auf den Schluß eines Rechnungs jahrs nur mit 
halbjähriger Kündigungsfriſt ausgetreten werden dürfe. Beides 
iſt unzuläſſig. Das Geſetz geſtattet entweder Austritt auf 
Schluß eines Geſchäftsjahrs ohne vorgängige Kündigung oder 
Austritt innerhalb eines Geſchäftsjahrs nach vorgängiger 
Kündigung. Daß die Beſtimmung der Satzung eine im Ber- 
hältnis zu denen des Geſetzes unzuläſſige Erſchwerung des 
Austritts bewirken kann, ergibt folgendes Beiſpiel: das erſte 
Mitgliedsjahr eines am 6. April 1908 eingetretenen Mitglieds 
endet mit 5. April 1909. Vor dieſem Tag darf der Austritt 
nicht erklärt werden und er darf nur erklärt werden auf den 
Schluß eines Rechnungsjahrs. Das wäre im vorliegenden 
Fall — vergl. § 16 der Satzung — der 30. September 1909. 
Bis zu dieſem Tag iſt aber die weiter vorgeſchriebene halb- 
jährige Kündigungsfriſt noch nicht abgelaufen, die Kündigung 
kann daher wirkſam erſt auf 30. September 1910 erklärt 
werden. Das Mitglied iſt alſo in dieſem, wie in allen gleich 
oder ähnlich gelagerten Fällen beinahe 2 Jahre an den 
Verein gebunden, die nach dem Geſetze zuläſſige äußerſte 
Kündigungsfriſt von zwei Jahren iſt hienach überſchritten. 
Dazu kommt aber noch die weitere Beſtimmung der Statuten, 
daß der Austretende noch zwei Jahre nach ſeinem Austritt 
an den Minimaltarif gebunden bleibe. Dieſe Beſtimmung 
iſt tatſächlich nichts anderes als die Verlängerung der Kündi⸗ 
gungsfriſt um volle zwei Jahre. Als Konkurrenzklauſel kann 
ſie nicht aufgefaßt werden: wer ſich zu Eingehung der Kon— 
kurrenzklauſel verſteht, will ſicher nicht die Feſtſetzung der 
eventuellen Strafe dem Ermeſſen des andern Teils überlaſſen. 
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Der Austritt aus dem Verein iſt danach in unzuläſſiger Weiſe 
beſchränkt, denn die Beſtimmung des $ 39 enthält zwingendes 
Recht (S 40). Zunächſt folgt hieraus, daß der Verein mit 
dieſer Satzung nicht hätte eingetragen werden ſollen. Nach⸗ 
dem die Eintragung gleichwohl erfolgt iſt, hat ſie jedenfalls 
keine rechtsgeſtaltende Wirkung in dem Sinne, daß ſie in 
jeder Hinſicht als gültig müßte behandelt werden ). Die 
Eintragung heilt nicht die der Errichtung anhaftenden ſach— 
lichen Mängel, insbeſondere: wenn in den Satzungen ſich 
Beſtimmungen finden, die nach den zwingenden Vorſchriften 
des Geſetzes nicht zuläſſig ſind, ſo werden dieſe durch die 
Eintragung nicht gültig?). Ob in ſolchen Fällen unter 
Umſtänden nicht einmal die Rechtsfähigkeit des Vereins durch 
die Eintragung beſchafft wird!), kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn die ungültige Regelung des Austritts hat jedenfalls 
dieſe Folge nicht, da jene Beſtimmung im Verhältnis zu dem 
Zweck des Vereins nicht weſentlich genug erſcheint. Vielmehr 
find eben die Beſtimmungen der Satzungen über die Be— 
ſchränkungen des Austritts ungültig. Daraus folgt aber ſofort, 
daß der Austritt aus dem klagenden Verein überhaupt keinen 
Beſchränkungen unterliegt: denn von den durch das Geſetz 
zugelaſſenen Beſchränkungen hat Kl. keinen Gebrauch gemacht 
und die von ihm gewollten ſind unwirkſam. Insbeſondere 
iſt ausgeſchloſſen, daß beim Ausfall der gewillkürten wenig⸗ 
ſtens die geſetzlich zuläſſigen Beſchränkungen in Kraft treten 
ſollen; es bliebe ſchon zweifelhaft, welche der beiden vom 
Geſetz zugelaſſenen Möglichkeiten der Beſchränkung Platz 
greifen ſollte. b 

Die Bekln. konnten alſo jederzeit mit ſofortiger Wirkung 
austreten. Zu beobachten hatten ſie nur ſchriftliche Form 
der Austrittserklärung. In dieſer lediglich im Intereſſe der 
Rechtsſicherheit gegebenen Vorſchrift der Satzungen liegt keine 


) RG.⸗Komm. z. BGB. § 21 A. 3. 
2) RG.⸗Komm. 8 60 A. 1, zu vgl. auch Staudinger, Komm. z. 
BGB. 8 60 B 5. 
3) RG.⸗Komm. a. a. O. 
9 * 
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Erſchwerung des Austritts und ſomit kein unzuläſſiges Form⸗ 
erfordernis. 
Urteil des III. Zivilſenats v. 25. Okt. 1910 in Sachen 
Kilgus gegen Freie Schreinervereinigung Tuttlingen E. V. 


14. 


Rerſtüßt ein ertrag gegen die guten Sitten, durch 

den ſich ein Bierbrauer verpflichtet, Kunden anderer 

Branereien nicht oder doch nur gegen einen hohen 
„Abtrag“ anzunehmen? 


Der Bekl. hat im Nov. 1909 einen gedruckten Vertrags⸗ 
entwurf unterzeichnet, deſſen weſentliche Beſtimmungen lauten: 
„Zwiſchen 1. den Mitgliedern des württ. Brauereiverbands 
G. m. b. H.“ (dem die Klin. angehört) — „einerſeits und 2. 
den folgenden Brauereien — andererſeits — kommt heute 
folgender Waffenſtillſtands vertrag zuſtande: 1. Es 
iſt jeder vertragsſchließenden Brauerei verboten, dem Kunden 
einer andern vertragsſchließenden Brauerei — Offerten in 
Bier zu machen. — 2. Kommt ein Kunde einer vertrags⸗ 
ſchließenden Brauerei von ſich aus, aus gänzlich freiem An⸗ 
trieb, wegen Bierwechſels zu einer andern vertragsſchließenden 
Brauerei, ſo iſt es dieſer zwar geſtattet, den Kunden anzu⸗ 
nehmen“, ſie hat aber zuvor dem bisherigen Lieferanten von 
dem Vorgang Anzeige zu machen und darf erſt nach Ablauf 
von 5 Tagen ſeit dieſer Anzeige mit der Bierlieferung be- 
ginnen. Dabei iſt ihm verboten „dem Kunden irgendwelche 
Vorteile auf den Preis oder die ſonſtigen Lieferungsbe⸗ 
dingungen zu gewähren, welche der ſeitherige Lieferant ihm 
nicht gewährt hat —“. „4. Geht ein Kunde von einer ver⸗ 
tragsſchließenden Brauerei auf die andere über, ſo zahlt die 
aufnehmende Brauerei für jedes gelieferte h! Bier auf die 
Dauer von 3 Jahren einen Abtrag von 5 Mk. an die ſeit⸗ 
herige Lieferantin. Die Verpflichtung zur Bezahlung des 
Abtrags erliſcht durch Aufhebung gegenwärtigen Vertrags 
nicht.“ Der Einwand des Bekln., der Vertrag ſei als gegen 
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die guten Sitten verſtoßend nichtig, iſt vom OLG. verworfen 
worden aus folgenden 
Gründen: 

Der Auffaſſung der Zivilkammer: der Waffenſtillſtands⸗ 
vertrag ſei als gegen die guten Sitten verſtoßend nichtig, 
vermag ſich der erkennende Senat nicht anzuſchließen. 

1. Der Zweck des Vertrags, ſo wie ihn die Klin. 
(ohne Widerſpruch des Bekln.) angibt, iſt nicht unſittlich, 
vielmehr ebenſowenig vom ſittlichen Standpunkt aus zu miß⸗ 
billigen, wie andere Kartellverträge, die die Rechtſprechung 
nicht beanſtandet ): das zieht auch die Zivilkammer nicht 
in Abrede. 

2. Der Beſchränkung der Vertragsgenoſſen betreffs An⸗ 
nahme neuer Kunden ſteht gegenüber deren Schutz bezüglich 
ihrer bisherigen Kundſchaft allen Vertragsgenoſſen gegenüber. 
Dazu kommt, daß der Vertrag vierteljährlich kündbar iſt und 
von vornherein — worauf ſchon ſein Name hinweiſt — als 
nur für kurze Zeit geltend gedacht war. Auch handelt es 
ſich nicht um einen Vertrag, der von wirtſchaftlich Stärkeren 
wirtſchaftlich Schwächeren auferlegt wurde; aus dem eigenen 
Vorbringen des Bekln. ergibt ſich, daß die kleinen Bierbrauer 
ſich keineswegs genötigt geſehen haben, dem Vertrag beizu⸗ 
treten; ein großer Teil der St.er Bierbrauer iſt ihm ja 
nicht beigetreten. 

3. Bedenklich kann nur erſcheinen, daß durch die Ziff. 4 
des Vertrags (wenn man ſie ſo verſteht, wie Klin. will?) 
unleugbar den dem Vertrag beigetretenen Bierbrauern, ſolang 
er für ſie gilt, es im höchſten Grad erſchwert iſt, Wirte, die 
bisher Kunden anderer dem Vertragsverband angehöriger 
Brauereien waren, als Kunden anzunehmen, und daß infolge 
davon — zumal bei dem großen Geltungsbereich des Vertrags — 


1) Vgl. RG. 38 nr. 41, 60 nr. 21 S. 104-5; Staudinger, 
Komm. z. BGB. (5. /6. Aufl.) Anm. 6 zu $ 138 S. 478 Abſ. 2 a. E. 

2) Nämlich dahin, daß der „Abtrag“ zu zahlen iſt, auch wenn die 
aufnehmende Brauerei dem bisherigen Bierlieferer des betr. Kunden die 
in Ziff. 2 vorgeſehene Anzeige erſtattet hat. 
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es den Wirten vielfach nahezu oder ganz unmöglich gemacht 
iſt, mit ihrem Bierbezug (willkürlich) zu wechſeln. Allein 
eine Bindung der Wirte an eine beſtimmte Brauerei findet 
auch bei den zahlreichen Bierverträgen ſtatt, in denen ein 
Wirt ſich verpflichtet, 5 oder 10 Jahre hindurch ſein Bier 
von einer beſtimmten Brauerei zu beziehen, und ſolche Ver⸗ 
träge werden allgemein keineswegs ſchon des halb, weil ſie 
eine ſolche Bindung enthalten, als gegen die guten Sitten 
verſtoßend und deshalb nichtig angeſehen. 

Weiter kommt folgendes in Betracht: wenn ein Bier⸗ 
brauer die für ihn durch Ziff. 4 des Waffenſtillſtandsvertrags 
geſchaffene vorteilhafte Lage, daß ſeine Kunden nicht leicht einen 
andern Lieferanten finden, dazu ausnützen wollte, ſchlechtes 
Bier oder ſein Bier zu ungewöhnlich hohem Preis zu liefern, 
ſo würde ſich der Natur der Sache nach bald ein benachbarter 
Konkurrent finden, der, um die Kunden des Betreffenden für 
ſich gewinnen zu können, den Waffenſtillſtands vertrag auf 
den nächſten möglichen Termin kündigen würde. Eine gegen 
die guten Sitten verſtoßende Schädigung der Wirte und des 
Publikums wäre alſo ſicherlich nur von kurzer Dauer. Aber 
die Ziff. 1 des Waffenſtillſtandsvertrags iſt überhaupt — 
nach Maßgabe des S 157 BGB. — dahin auszulegen, daß 
der Abtrag nicht zu entrichten iſt, wenn der Kunde durch das 
Verhalten ſeines bisherigen Lieferanten gezwungen iſt, 
das Bier von einer andern Brauerei zu beziehen, d. h. wenn 
wichtige, nicht in ſeiner Perſon liegende Gründe für einen 
ſolchen Bierwechſel vorliegen, alſo insbeſondere die fortgeſetzte 
Lieferung ſchlechten Biers (trotz Reklamation) oder die An⸗ 
ſetzung eines unverhältnismäßig hohen Preiſes. Klauſeln in 
ſolchem Sinn finden ſich regelmäßig in den Bierverträgen 
zwiſchen Wirten und Bierbrauern; aber auch wenn ein ſolcher 
Vertrag eine derartige ausdrückliche Beſtimmung nicht enthält, 
iſt er doch in dieſem Sinn zu verſtehen; kein Gericht wird, 
wenn ein Bierbrauer einem auf 10 Jahre an ihn gebundenen 
Wirt fortgeſetzt ſchlechtes Bier liefert, den Wirt zum fort⸗ 
geſetzten Bierbezug von dieſem Brauer verurteilen, es wird 
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aber auch nicht einen Vertrag, der ſchlechtweg dahin lautet: 
der Wirt habe 10 Jahre lang ſein Bier von dieſem Brauer 
zu beziehen, auf Grund des § 138 BGB. für nichtig erklären, 
ſondern es wird als ſelbſtverſtändlich von beiden Teilen ge⸗ 
wollt anſehen, daß gutes Bier (Handelsgut mittlerer Art und 
Güte) zu angemeſſenem Preis geliefert werden muß, und von 
dieſem Standpunkt aus ſeine Entſcheidung treffen. 

4. Verſteht man die Ziff. 4 des Waffenſtillſtandsvertrags 
in dem oben dargelegten Sinn — und Zweck, Inhalt und 
Wortlaut des Vertrags ſtehen dem nicht entgegen —, ſo 
fallen die Bedenken weg, deren wegen die Zivilkammer den 
Vertrag als nach $ 138 BGB. nichtig angeſehen hat. 

Zwiſchenurteil des III. Zivilſenats v. 11. Okt. 1910 in 

Sachen Zahn gegen Walz. 


15. 


1. ur Auslegung des $ 313 BGB. 
2. Was gehört zu einem Geſellſchaftsvertrag? 


Bekl. hat bei einer Verſteigerung drei Feldgrundſtücke — 
Parz. 1467 — 69 — um einen Geſamtpreis gekauft. Kl. behauptet: 
er habe einige Tage vor der Verſteigerung mit dem Bekl. in 
deſſen Wohnung ein — als Geſellſchaftsvertrag ſich darſtellen⸗ 
des — Uebereinkommen dahin getroffen, daß ſie die Parz. 1469 
gemeinſchaftlich kaufen und die Verteilung derſelben in der 
Weiſe vornehmen wollen, daß jeder von ihnen von der Parzelle 
ſoviel erhalten ſolle, als erforderlich ſei, um die beiderſeitigen 
Grundſtücke Parz. 1464 und 1470/1 zu 2 gleich großen 
(als Bauareal verwertbaren) Grundſtücken zu ergänzen, m. 
a. W.: daß die Parzellen 1464, 1469 und 1470/1 zuſammen⸗ 
gewarfen werden und von der Geſamtfläche jeder die Hälfte 
bekommen ſolle. Die auf Herausgabe eines entſprechenden 
Teils der Parz. 1469 gerichtete Klage iſt im Berufungsver⸗ 
fahren abgewieſen worden aus folgenden 

Gründen: 
Der Kl. ſtützt den Anſpruch auf Uebertragung des Eigen— 
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tums an dem in ſeinem Klagantrag bezeichneten Grundſtücksteil 
in erſter Linie auf einen angeblich zwiſchen ihm und dem 
Bekl. geſchloſſenen Geſellſchafts vertrag. Nun ge 
hört es zum Begriff des Geſellſchaftsvertrags, daß die Geſell⸗ 
ſchafter durch den Vertrag die Erreichung eines gemeinſamen 
Zwecks erſtreben: vgl. $ 705 BGB. Die Erreichung eines 
ſolchen gemeinſamen Zwecks wird zweifellos erſtrebt, 
wenn die Vertragsteile ein Grundſtück zu erwerben beab- 
ſichtigen, um deſſen Ertrag gemeinſam für ſich auszubeuten 
oder um aus deſſen Weiterveräußerung gemeinſam einen 
Gewinn zu erzielen. In ſolchen Fällen handelt derjenige, 
der im Einverſtändnis mit dem andern das Grundſtück zu⸗ 
nächſt auf ſeinen eigenen Namen erwirbt, als geſchäftsführen⸗ 
der Geſellſchafter. Die Geſchäftsführung kann ihm in dem 
Sinn überlaſſen ſein, daß er die Ausbeutung des Grundſtücks 
bezw. deſſen Weiterveräußerung an Dritte ebenfalls in eigenem 
Namen, aber für Rechnung der Geſellſchaft beſorgen und 
nur den erzielten Gewinn unter die Geſellſchafter zur Ver⸗ 
teilung bringen ſoll. Es kann aber auch in der Abſicht der 
Vertragſchließenden liegen, daß er das zunächſt auf eigenen 
Namen erworbene Grundſtück zwecks gemeinſamer Verwaltung 
und Ausbeutung bezw. bis zum Auftreten einer günſtigen 
Verkaufsgelegenheit auf die Geſellſchaft übertragen, es alſo 
zu einem Beſtandteil des Geſellſchaftsvermögens machen ſoll. 
In letzterem Fall kann die Herausgabe an die Geſellſchaft, 
auch wenn der Geſellſchaftsvertrag nicht in der Form des 
§ 313 BGB. geſchloſſen iſt, ſchon auf Grund des § 713 vgl. 
§ 667 BGB. gefordert werden — gerade ſo, wie derjenige, 
der einen andern beauftragt hat, ein Grundſtück auf 
ſeinen (des Beauftragten) Namen, aber für Rechnung des 
Auftraggebers zu erwerben, von dem Beauftragten auch ohne 
das Vorliegen eines der Form des §S 313 BGB. genügenden 
Auftragsvertrags die Herausgabe und Uebereignung des 
Grundſtücks auf Grund des § 667 BGB. verlangen kann!). 


) Vgl. RG. Bd. 68 S. 261; Bd. 54 S. 76; SeuffA. Bd. 64 
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Im vorliegenden Fall aber wäre der Endzweck der Par⸗ 
teien, auch wenn die Darſtellung des Klrs. richtig wäre, 
lediglich darauf gerichtet geweſen, jedem der Vertragſchließen⸗ 
den für ſich ein Stück der zur Verſteigerung kommenden 
Parz. 1469 zu Sondereigentum zu verſchaffen. Die Ver⸗ 
tragſchließenden hätten alſo keinen gemeinſamen Zweck, 
ſondern jeder von ihnen hätte einen Sonderzweck ver⸗ 
folgt. Hätten ſie zur Erreichung dieſes Zwecks den Weg 
gewählt, das Grundſtückgemeinſam zu erſteigern und 
es ſich auch gemeinſam zu Eigentum übertragen zu 
laſſen, um es nachträglich zu verteilen, ſo hätte man viel⸗ 
leicht an ein zwiſchen ihnen beſtehendes Geſellſchaftsver⸗ 
hältnis denken können. Tatſächlich haben es aber die Parteien 
ja in beiderſeitigem Einvernehmen (ob aus eigenem Antrieb 
oder auf Anraten des Schultheißen, iſt nebenſächlich), ſo ge⸗ 
halten, daß der Bekl. die Parz. 1469 (zuſammen mit noch 
2 weiteren Parzellen um einen Einheitspreis) nur auf ſeinen 
Namen erſteigerte, daß er den Zuſchlag nur ſich erteilen und 
auch das Eigentum (durch Auflaſſung und Eintragung im 
Grundbuch) nur auf ſich übertragen ließ. Daß hiebei die 
Parteien auch nur daran gedacht haben ſollten, der Bekl. 
werde nunmehr nachträglich das auf ſeinen Namen einge⸗ 
tragene Grundſtück auf die angeblich zwiſchen ihm und dem 
Klr. beſtehende Geſellſchaft übertragen und es werde dann 
das jo in das Geſellſchaftsvermögen gekommene Grundſtück 
unter die Geſellſchafter ihrer Abrede gemäß zu verteilen ſein, 
muß ſchon in Anbetracht der Umſtändlichkeit und Koſtſpielig⸗ 
keit dieſes Umwegs als ausgeſchloſſen betrachtet werden (da 
ja ſonſt eine drei malige Auflaſſung erforderlich geworden 
wäre: zuerſt an den Bekl., dann von dieſem an die beiden 
Geſellſchafter als Geſamtberechtigte und ſchließlich von dieſen 
wieder an die beiden einzelnen Geſellſchafter). Vielmehr 
erſcheint es durchaus einleuchtend, daß die Parteien — mögen 
ſie wegen des Stücks, welches der Klr. bekommen ſollte, die 


Nr. 149; JW. v. 1907 S. 830 Nr. 6; v. 1909 S. 722 Nr. 11 und 
S. 656 Nr. 6. 
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vom Klr. oder die vom Bekl. behauptete Abrede getroffen 
gehabt und mögen ſie urſprünglich auch vielleicht an einen 
gemeinſamen Erwerb der zu verteilenden Parzelle ge- 
dacht haben — ſchließlich doch darüber einig geworden ſind, 
daß der Bekl. — wie es tatſächlich geſchehen — die Parzelle 
zunächſt für ſich zu Eigentum erwerben und daß er dann 
von dieſem ſeinem Eigentum dem Klr. ein der getroffenen Ver⸗ 
einbarung entſprechendes Stück um den auf dieſes Stück der 
Quadratmeterzahl nach entfallenden Teil des Geſamtkauf⸗ 
preiſes abtreten ſollte. Jedenfalls iſt nicht erwieſen, und mit 
den angebotenen Beweismitteln auch nicht erweislich, daß der 
Vertragswille der Parteien auf etwas anderes gegangen ſei. 
Hatte der Vertragswille der Parteien aber die dargelegte 
Richtung, ſo war die von ihnen getroffene Vereinbarung, auch 
wenn ſie in betreff des Stücks, welches der Klr. bekommen 
ſollte, den vom Klr. behaupteten Inhalt hatte, nichts anderes, 
als ein — mangels Beobachtung der Form des § 313 BGB. 
ungültiger — Kaufvertrag. Der Umſtand, daß bei der vom 
Klr. behaupteten Vereinbarung von einem Zuſammen⸗ 
werfen eines vorher ſchon dem Klr. und eines vorher ſchon 
dem Bekl. gehörigen Grundſtücks mit dem neu zu erwerbenden 
Grundſtück und von einer gleichen Verteilung der ſich dann 
ergebenden Grundfläche geſprochen worden ſein ſoll, vermag 
dem Vertrag nicht den Charakter eines Kaufvertrags zu nehmen 
und nicht den Charakter eines Geſellſchaftsvertrags zu geben; 
denn es handelte ſich im Sinn der kläg. Darſtellung ja nicht 
darum, daß die vorher im Alleineigentum der Parteien ſtehen⸗ 
den Grundſtücke als Eigentum zu geſamter Hand (88 718, 
719 BGB.) auf beide Parteien als Geſellſchafter übertragen, 
alſo zum Geſellſchaftsvermögen gemacht und daß dieſes Ge: 
ſellſchaftsvermögen dann wieder verteilt werden ſollte, ſondern 
lediglich darum, daß für die Ermittlung und Abmeffung des 
vom Bekl. dem Klr. abzutretenden Teilſtücks die nähere Be⸗ 
ſtimmung getroffen wurde. Die Sache lag auch keineswegs 
ſo — und dies kommt nicht nur gegenüber dem vom Klr. in 
erſter Linie geltend gemachten rechtlichen Geſichtspunkt der 
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Geſellſchaft, ſondern namentlich auch gegenüber dem von ihm 
in zweiter Linie angerufenen rechtlichen Geſichtspunkt des 
Auftrags in Betracht —, daß der Bekl. aus Mangel an Bar⸗ 
mitteln oder aus ſonſtigen Gründen kein Intereſſe am Erwerb 
des ganzen zur Verſteigerung kommenden Parzellenkomplexes 
gehabt hätte und daß er deshalb darauf angewieſen geweſen 
wäre, mit dem Klr. gemeinſame Sache zu machen, bezw. daß 
er ohne die Beredung mit dem Klr. für ſich nur einen 
Teil der zur Verſteigerung kommenden Grundſtücke erworben 
haben würde. Vielmehr war er, wie insbeſondere ſein nach⸗ 
trägliches Verhalten gezeigt hat, wie aber jedenfalls mangels 
Erbringung oder Anbietung eines gegenteiligen Beweiſes 
ſeitens des beweispflichtigen Klrs. angenommen werden muß, 
auf alle Fälle entſchloſſen, die drei zur Verſteigerung kommen⸗ 
den Grundſtücke auch dann zu erwerben, wenn er nicht darauf 
rechnen könne, daß der Klr. ihm einen Teil der . 1469 
gegen Bezahlung wieder abnehme. 

Unter dieſen Umſtänden aber kann die Beredung der 
Parteien weder unter den rechtlichen Geſichtspunkt eines Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags noch unter den eines Auftrags gebracht 
werden. Sie war vielmehr — wie bereits bemerkt — nichts 
anderes, als ein Kaufvertrag, alſo ein unter die Formvor⸗ 
ſchrift des 8 313 BGB. fallendes Geſchäft, das mangels 
Beobachtung der vorgeſchriebenen Form keine Rechtsverbind⸗ 
lichkeit erzeugte. 

Urteil des III. Zivilſenats v. 31. Dez. 1910 in Sachen 

Weinmann gegen Kern. U. 681/10. 


16. 


Haftung des Staats für das Herfihulden eines Beamten 
bei der Keaufſichtigung von Sprengarbeiten in einem 
üffentlichen Fluſſe. 


Behufs Wiederherſtellung eines in der Echatz belegenen 
durch Hochwaſſer zerſtörten Wehrs ſchloſſen am 10. Juni 1907 
verſchiedene Anlieger des Fluſſes, ferner die Stadtgemeinde 
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R. und der Fiskus einen Vertrag, worin unter anderem be⸗ 
ſtimmt war, daß die Bauherrſchaft von der Stadtgemeinde R., 
die Bauaufſicht von der K. Straßen: und Waſſerbauverwaltung 
übernommen werde. Durch eine Verfügung des Miniſteriums 
des Innern wurde ein damals bei der Straßenbauinſpektion 
angeſtellter Techniker R. als Bauaufſeher beſtellt. Bei einer 
anläßlich der Arbeiten am Wehr notwendig gewordenen 
Sprengarbeit wurde der Kl. körperlich verletzt. Seine Scha⸗ 
denserſatzklage gegen den Fiskus hatte Erfolg. 

Aus den 

Gründen: 

Für das Verſchulden des R. haftet der Staat auf Grund 
des Art. 202 AG. z. BGB. vgl. mit §§ 839, 843, 847 BGB. 
und Art. 77 AG. z. BGB. Die Regelung der Benützung der 
öffentlichen Gewäſſer gehört wegen der hiebei in Frage kommen⸗ 
den wichtigen Intereſſen der Allgemeinheit zu den dem Staat 
kraft ſeiner Hoheitsbefugniſſe obliegenden Aufgaben. Der 
Staat beaufſichtigt den an den öffentlichen Gewäſſern beſtehen⸗ 
den Gemeingebrauch, und ſoweit Rechte einzelner an dieſen 
Gewäſſern beſtehen, ſind fie geſetzlich als dem öffentlichen 
Rechte angehörig anzuſehen und können nur durch Verleihung 
begründet werden!). Demgemäß unterliegen insbeſondere 
auch Stauanlagen der ſtaatlichen Aufſicht und iſt in Art. 29 
Abſ. 2 vgl. mit Abſ. 1 der Fall ausdrücklich vorgeſehen, daß 
weſentliche Aenderungen von Bauten im Bette öffentlicher 
Gewäſſer vom Staat im öffentlichen Intereſſe ſelbſt unter⸗ 
nommen werden oder daß der Staat ſolche Bauten 
unter ſeiner Aufſicht ausführen läßt. Dieſer 
letztere Fall liegt zufolge der Vereinbarung vom 10. Juni 1907 
hier vor. Dadurch daß die Stadt R. als „Bauherrſchaft“ 
auftrat, wird daran nichts geändert, daß der Staat, wie oben 
dargelegt, kraft ſeines Hoheitsrechts den Umbau des Wehrs 
durch einen ſeiner Beamten beaufſichtigen ließ. Indem R., 
damals Beamter bei der K. Straßenbauinſpektion R., durch 


1) Waſſergeſetz v. 1. Dez. 1900, Reg. Bl. S. 921 Art. 1 u. 31. 
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die Miniſterialverf. vom 28. Juni 1907 mit der Aufficht über 
die Bauten betraut wurde, war ihm inſoweit ſeitens des 
Staats auch die Ausübung der öffentlichen Gewalt übertragen. 
Seine Aufſichtspflicht aber ſchloß es von ſelbſt in ſich, daß 
er keine Anordnungen zulaſſen oder ſelbſt treffen durfte, welche 
die Möglichkeit einer Gefährdung des Lebens und der Ge⸗ 
ſundheit dritter Perſonen zur Folge haben konnten. In dieſer 
Richtung iſt von ſeiner Seite das Nötige nicht geſchehen, 
vielmehr muß entweder die Anlage und Füllung der Spreng⸗ 
löcher oder die Art der Abdeckung der Sprengſtellen eine 
fehlerhafte geweſen ſein und der betreffende Fehler hätte bei 
ſachgemäßer Behandlung vermieden werden können und müſſen. 
Die Pflicht zur Vermeidung eines ſolchen Fehlers lag dem 
R. den durch die Sprengarbeiten gefährdeten Perſonen gegen⸗ 
über als Amtspflicht ob. Da er neben der unvorſichtigen 
Selbſtausführung der Sprengarbeit zugleich dieſe Amtspflicht 
in fahrläſſiger Weiſe verletzte, ſo ſind die ſämtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen gegeben, welche in Anwendung der zuvor erwähnten 
geſetzlichen Beſtimmungen die Haftung des Bekln. im vor⸗ 
liegenden Fall begründen, und es iſt unerheblich, ob er bei 
Ausführung der Sprengarbeiten im Unterſchied von deren 
Ueberwachung als Beauftragter der Stadtgemeinde R. und 
nicht des Staats gehandelt hat und ob daher der von der 
Klage weiter geltend e Haftungsgrund keine Anwen⸗ 
dung findet. 

Urteil des I. Ziwilſenats v. 2. Dez. 1910 in Sachen 

Fiskus c. Bißwurm. U. 586/10. 


17. 
Statntariſche Autznießung an einem Pflichtteil? 


Die Eltern des Kls., die in landrechtl. Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft lebten, haben in einem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ment (vom Jahr 1908) neben Kindern an Stelle des Kls. 
deſſen Tochter als Erbin eingeſetzt mit der Verpflichtung, ihrem 
Vater den Pflichtteil zu bezahlen; dem überlebenden Ehegatten 
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iſt in dem Teſtament die ſtatutariſche Nutznießung an den 
„Erb⸗ und Pflichtteilen“ eingeräumt. Gegen die Klage des 
Kls. auf Ausbezahlung des Pflichtteils haben die Erben ein⸗ 
gewendet, Kl. könne dieſe Auszahlung jedenfalls zur Zeit 
nicht fordern, weil ſeiner Mutter die ſtatutariſche Nutznießung 
auch an dem Pflichtteil zuſtehe. Dieſe Einwendung iſt zurück⸗ 

gewieſen worden aus folgenden | 

Gründen: 

Zur Entſcheidung ſteht die Frage, ob fich die ftatutarifche 
Nutznießung auf den Pflichtteil des Klägers erſtreckt. 

Nach Art. 200 Abſ. 1 EGBGB. „bleiben für den Güter⸗ 
ſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtehenden 
Ehe die bisherigen Geſetze maßgebend. Dies gilt insbeſondere 
auch von den Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen 
des Güterſtands“. Auf Grund dieſer geſetzlichen Vor⸗ 
Schrift beſtimmt der Art. 262 des Württ. AGBGB.: „Der 
Güterſtand der landrechtlichen Errungenſchaftsgeſellſchaft ꝛc. 
begründet den erbrechtlichen Anſpruch der lebenslänglichen 
(ſtatutariſchen) Nutznießung des überlebenden Ehegatten ent⸗ 
ſprechend den bisherigen geſetzlichen Be⸗ 
ſtim mungen“. Die ſtatutariſche Nutznießung des Württ. 
Rechts greift bei Teftamentserbfolg Platz nur, wenn 
der Inhalt des Teſtaments die Abſicht des Erblaſſers, dem 
überlebenden Ehegatten die Nutznießung zu belaſſen bezw. 
zuzuwenden, unzweideutig erkennen läßt ). 

Im vorliegenden Fall iſt nun jeder Zweifel hierüber 
ausgeſchloſſen, da im Teſtament neben dem überlebenden 
Gatten nur ſolche Erben eingeſetzt ſind, an deren Erbteilen 
letzterer bei Inteſtaterbfolge die Nutznießung gehabt hätte, 
nämlich Abkömmlinge, und da zudem im Teſtament ausdrüd- 
lich beſtimmt iſt, daß dem überlebenden Gatten die ſtatutariſche 
Nutznießung „an den Erb- und Pflichtteilen der Kinder“ zu⸗ 
ſtehen ſolle. 

Trotzdem iſt die obige Frage zu verneinen. 

y Vgl. Stein⸗Hohl, Württ. Erbrecht 5. Aufl. $ 237 Ziff. 1 
und Zuſätze Ziff. 2. 
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Gegenſtand der ſtatutariſchen Nutznießung find nach dem 
früheren Württ. Recht die Erbteile der Kinder ꝛc.!). Als 
Erbteile waren nun allerdings nach früherem Recht auch 
die Pflichtteile von Abkömmlingen zu betrachten, ſo 
daß ſich nach früherem Recht der ſtatutariſche Nießbrauch 
auch hierauf erjtrecte?). 

Dies war die Folge des früheren materiellen Noterben⸗ 
rechts, vermöge deſſen der Pflichtteilb berechtigte zum 
Erben eingeſetzt werden mußte. Anders verhält es ſich 
aber nach neuem Recht. An ſich iſt nach dieſem der Pflicht⸗ 
teilsanſpruch eine bloße den Grundſätzen des Obligationen 
rechts unterliegende Forderung des Berechtigten an den 
Nachlaß ). 

Auch die Einſetzung auf den Pflichtteil iſt i m 
Zweifel nicht als Erbeinſetzung anzuſehen: § 2304 BGB. 
Iſt alſo eine Erbeinſetzung nicht etwa aus den beſonderen 
Umſtänden zu entnehmen, ſo iſt der Pflichtteilsanſpruch kein 
Erbteil, ſondern eine Forderung an den Nachlaß, welche 
eine Nachlaßverbindlichkeit i. S. des 8 1967 Abſ. 2 BGB. 
begründet, mag er nun infolge beſonderer Zuwendung als 
Vermächtnisanſpruch anzuſehen ſein, oder als bloße obliga- 
toriſche Forderung an den Nachlaß. 

Im vorliegenden Fall iſt nach dem Inhalt des Teſtaments 
jeder Zweifel darüber ausgeſchloſſen, daß die Zuwendung 
des Pflichtteils an den Kläger nicht als Erbeinſetzung gemeint 
war, daß der Kl. vielmehr von der Erbfolge ausgeſchloſſen 
und an ſeiner Stelle deſſen Tochter eingeſetzt werden ſollte. 

Iſt aber der dem Kl. zugewendete Pflichtteil nicht als 
Erbteil anzuſehen, ſo kann ſich die ſtatutariſche Nutznieß⸗ 
ung trotz der Beſtimmung des Art. 262 Württ. AG. z. BGB. 
nicht auf denſelben erſtrecken, da nach den bisherigen Geſetzen 
die Nutznießung ſich eben nur auf gewiſſe Erbteile, nicht 


1) Württ. Landrecht IV 7 § 4, Stein⸗Hohl 8 235 u. 236, 
Mayer, Erbrecht, 1 Aufl. § 67 1 1. 
2) Stein⸗Hohl 8 236 u. § 78 Zuſatz Abi. 2. 
9) Vgl. Dernburg, Bürg. Recht, 2. Aufl. V. Bd. § 111 Ziff. II. 
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aber auf Zuwendungen wie Vermächtniſſe und Pflichtteile 
(des neuen Rechts) erſtreckt und vollends nicht in Frage kommen 
kann, wenn ſich der Pflichtteilsanſpruch als gewöhnliche Nach⸗ 
laßſchuld darſtellt ’). 

Es bleibt vielmehr bei dem allgemeinen nach früherem 
Württ. Recht ebenſo wie nach neuem Recht geltenden Grund- 
ſatz, daß der Pflichtteil unbeſchränkt hinterlaſſen werden muß. 
Die teſtamentariſche Belaſtung des Pflichtteils des Kls. mit 
der Nutznießung der Mutter iſt unzuläſſig und nichtig. 

Urteil des III. Zivilſenats v. 29. Nov. 1910 in Sachen 

Würth gegen Würth. U. 553/10. 


18. 
In $ 151 wn. ($ 140 Gewün 6.) 


Die Frau des Bauern B., die mit ihrem Mann in der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft des BGB. lebt, iſt durch ein 
Pferd des Bekln. ſchwer verletzt worden. Gegen den Bekln. 
iſt zunächſt auf Klage des B. rechtskräftig feſtgeſtellt worden, 
daß er den dem B. und deſſen Frau durch die Verletzung 
erwachſenen und erwachſenden Schaden, abzüglich der der Frau 
durch die lw. Ber.⸗Gen. gewährten und zu gewährenden Rente, 
zu erſetzen habe. Der Bekl. wurde ſodann für ſchuldig erkärt, 
dem Kl. 700 Mk. und deſſen Frau eine Rente von 234 Mk. 
zu bezahlen. 

Gegen die auf Erſtattung der von ihr der Frau B. zu⸗ 
gebilligten Rente gerichteten Klage der Berufsgenoſſenſchaft 
hat Bekl. eingewendet: der S 151 LSwu G., auf den ſich die 
Klage ſtützte, treffe nicht zu, weil nicht die Frau B., ſondern 
nur ihr Mann durch den Unfall geſchädigt ſei. Der Ein⸗ 
wand wurde verworfen. 

Gründe: 

Den aus § 151 Ww VG. abgeleiteten — eventl. in vollem 

Umfang aka — Anſprüchen der Klin. ſetzt der Bekl. 


) Vgl. Boſchers Zeitſchrift 47. Jahrg. 1905 S. 170 u. 171. 
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nur noch den einzigen Einwand entgegen, daß die durch den 
Unfall vom 15. Auguſt 1907 verletzte und daher nach dem 
gen. Geſetz entſchädigungsberechigte Ehefrau B. in Wirklich⸗ 
keit keinen Schaden erlitten habe und erleide, der auf die 
Klin. übergehen könne, vielmehr als einzig Beſchädigter ihr 
Ehemann inſofern erſcheine, als er wegen des Ausfalls der 
Arbeitskraft ſeiner Ehefrau Hilfsperſonen beſchäftigen müſſe. 

Der Einwand kann nicht für zutreffend erachtet werden. 

Nach dem rechtskräftigen Urteil der ZK. des LG. Tü⸗ 
bingen vom 23. April 1908 iſt der Bekl. zum Erſatz des dem 
B. und feiner Ehefrau entſtandenen und entſtehenden Scha- 
dens (abzüglich der von der Klin. bezahlten und zu bezahlenden 
Beiträge) verpflichtet worden. Das ſodann die Höhe des 
Schadens rechtskräftig feſtſetzende Urteil dieſes Senats vom 
22. Februar 1910 hat den vor dem 1. April 1910 entſtandenen 
Schaden ohne ſtrenge Scheidung, inwieweit der Ehemann 
oder die Frau geſchädigt iſt, die von da an zugeſprochene 
Rente aber ausdrücklich der Ehefrau B. zuerkannt. Iſt aber 
ſchon in dem letzterwähnten Urteil jedenfalls hinſichtlich der 
Rente die Ehefrau ausſchließlich als die entſchädigungs— 
berechtigte Perſon bezeichnet, ſo kann auch, ganz abgeſehen 
hievon, überhaupt darüber kein Zweifel beſtehen, daß ſie 
ſowohl für die Zeit vor der Rentenbewilligung als für die 
Folge wegen ihrer durch den Unfall verurſachten Erwerbs— 
unfähigkeit geſchädigt bezw. mindeſtens neben ihrem 
Ehemann geſchädigt iſt. Wie in dem eben gedachten 
Urteil ausgeführt iſt, war die Ehefrau B. nicht nur in der 
Haushaltung und im bäuerlichen Betrieb ihres Mannes tätig, 
ſondern konnte und könnte ohne den Unfall nach den Lebens— 
und Erwerbsverhältniſſen der Eheleute außerdem einen nicht 
unbedeutenden ſelbſtändigen Erwerb erzielen. Sollte 
nun auch der in erſterer Beziehung durch ihre Erwerbsunfähig— 
keit entſtandene und entſtehende Schaden lediglich auf Rech— 
nung des Ehemanns gehen (§ 1356 BGB.), jo fällt doch 
unter allen Umſtänden ihr ſelbſtändiger Erwerb nach $ 1519 
BGB. in das Geſamtgut der B.jchen Eheleute, woran die 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 2. 10 
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Frau nach Auflöfung der Ehe die Hälfte anzuſprechen hat). 

Inſoweit iſt alſo jedenfalls auch die Frau geſchädigt ohne 
daß ſich allerdings ziffernmäßig feſtſtellen ließe, in welchem 
Umfang die zuerkannten Beträge auf den Schaden des Mannes 
bezw. der Frau entfallen. Sie iſt aber außerdem auch da— 
durch (mittelbar) vermögensrechtlich geſchädigt, daß für die 
Dienſte, die ſie ohne den Unfall im Hausweſen und Gewerbe 
ihres Mannes geleiſtet hätte, nunmehr Aufwendungen aus 
dem Geſamtgut oder dem eingebrachten Gut des Mannes 
gemacht werden müſſen, wodurch dieſe Vermögensteile zum 
Nachteil der Frau vermindert werden. Ob dieſer Schaden 
zugleich auch als ein ſolcher des Mannes anznuſehen iſt, 
iſt für die Anwendung des 8 151 Lwu VG. gleichgültig: nach 
dem Sinn und Zweck des Geſetzes tritt, ſoweit ein geſetzlicher 
Uebergang des Schadenserſatzanſpruchs des Verletzten auf 
eine Berufsgenoſſenſchaft in Frage kommt, der mit einem 
Erſatzanſpruch der verletzten Frau konkurrierende Erſatz⸗ 
anſpruch des Mannes hinter erſteren zurück. Sofern es ſich 
um einen Schaden nur des Mannes handelt, kann ſich die 
Klin. allerdings nicht auf S 151 LTwu VG. berufen. Die erſt 
in der Berufungsinſtanz erfolgte und geltendgemachte Ab— 
tretung der betr. Anſprüche des Ehemanns an die Klin. ent⸗ 
hält einen neuen Klaggrund, der, nachdem der Bekl. die 
Einrede der Klageänderung vorgeſchützt hat, keine Berück— 
ſichtigung finden kann. Das Gericht iſt aber im Hinblick 
auf $ 287 ZPO. zu der Anſicht gelangt, daß der der Frau 
entſtandene bezw. noch entſtehende Schaden mindeſtens ſoweit 
geht als die von der Klin. ihr unbeſtritten gewährten und 
noch zu gewährenden Beträge. 

Urteil des III. Zivilſenats v. 21. Mai 1910 in Sachen 

Lw. Ber.⸗Gen. ſür den Schwarzwaldkreis gegen Beck. 


) Vgl. Staudinger, Komm. Anm. 8 zu 8 845 BGB.; RG. 47 
S. 84 ff.; 63 S. 295 ff.; 64 S. 323. 


A. in Civilſachen. 145 
19. 


Rerſicherungsvertrag. — Berfänmung der Anzeige⸗ und 
Klagerhebungsfriſt. — Entſchuldigungsbeweis? 


Der Kläger war am 23. März 1908 im Walde geſtürzt 
und zog, da er nachher Schmerzen verſpürte, einen Arzt bei. 
Dieſer erklärte die Schmerzen für ſolche rheumatiſcher Natur. 
Ein am 15. Mai 1908 zugezogener Spezialarzt Dr. H. ſtellte 
jedoch einen Bruch des erſten Steißwirbelbeins feſt. Am 
gleichen Tag noch erſtattete er hievon Anzeige an die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft. Dieſe trat in Verhandlungen mit dem 
Kl. ein, die ſich jedoch zerſchlugen. Die Klagerhebung erfolgte 
im Dezember 1908. 

Die Verſicherungsgeſellſchaft wandte Verſpätung der 
Schadenanzeige und der Klagerhebung ein. Erſteres ohne — 
letzteres mit Erfolg. 

Gründe: 

Dem Kl. war von dem ſofort nach dem Sturz beige— 
zogenen Arzt, dem er das Vorgefallene erzählte, die Auskunft 
erteilt worden, daß ſeine Beſchwerden rheumatiſcher Art ſeien. 
Eine körperliche Verletzung im Sinne des § 1 der Berfiche- 
rungsbedingungen hatte dieſer Arzt nicht feſtgeſtellt; dies iſt 
vielmehr erſt durch den Spezialarzt Dr. H. am 15. Mai 1908 
geſchehen. Bis dahin hatte der Kl. die Möglichkeit nicht, 
das Vorliegen einer durch den Unfall verurſachten körperlichen 
Beſchädigung zu erkennen, und die Möglichkeit des Vorliegens 
einer ſolchen war daher für ihn eine ſo entfernte, daß er nicht 
damit zu rechnen brauchte. Die am 15. Mai 1908 erfolgte 
Schadenanzeige iſt daher rechtzeitig erfolgt. Denn wenn auch 
nach 89 Abſ. 2 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
der Friſtenlauf für die Anzeige ſchon mit der „Kenntnis des 
Ereigniſſes“ beginnen ſoll, ſo kann doch dem Sinn und Zweck 
der Vorſchrift nach von einer Anzeigepflicht dann nicht die 
Rede ſein, wenn — wie hier durchaus glaubhaft iſt — in 
dem Verſicherten auf Grund einer ärztlichen Beratung die 
hiedurch gerechtfertigte Meinung ſich gebildet hatte, ein be- 

10 * 
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ſtimmtes, möglicherweiſe als Unfall in Betracht kom⸗ 
mendes Ereignis habe eine körperliche Beſchädigung im Sinne 
des erwähnten 8 1 der Bedingungen nicht bewirkt und es 
ſtehen die ſeither aufgetretenen Beſchwerden nicht im urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhang mit jenem Ereignis. 

Die Mitteilung der Bekln. an den Klr. vom 3. Juni 1908 
enthielt einen ablehnenden Beſcheid im Sinne des § 20 Abſ. 3 
der Verſicherungsbedingungen und es war damit die drei⸗ 
monatige Friſt zur Klagerhebung in Lauf geſetzt. Dieſer 
Beſcheid blieb an ſich auch beſtehen, als die Bekl. den aus 
ihrem Brief vom 19. Juni 1908 erſichtlichen Abfindungs⸗ 
vorſchlag mit 50 Mk. machte. Immerhin gereicht es dem 
Kl. zur Entſchuldigung, wenn er während der Zeit, da die 
jo angebahnten Vergleichsverhandlungen ſchwebten, mit der 
Klage noch zuwartete. Die Beendigung der Vergleichsver— 
handlungen trat indeſſen Anfangs Auguſt 1908 ein, nachdem 
der Anwalt des Klrs. den in dem Brief vom 1. Auguſt 1908 
enthaltenen neuen Antrag der Bekl., die Abfindungsſumme 
auf 75 Mk. zu erhöhen, durch Unterlaſſung ſofortiger Beant- 
wortung hatte wirkungslos werden laſſen. (8 147 Abſ. 2 
BGB.) Späteſtens eine Woche nach Eingang des Briefs bei 
dem Bevollmächtigten des Klrs. war dieſe Wirkungsloſigkeit 
eingetreten. Nach Beendigung der Vergleichsverhandlungen 
läuft dem Verſicherten noch eine mäßige Friſt') bezw. es tritt, 
wenn durch die während der Friſt beendeten Vergleichsver⸗ 
handlungen die Möglichkeit der Ausnutzung der vollen Friſt 
beſchränkt war, eine angemeſſene Erſtreckung der Friſt ein. 
Selbſt bei ſolcher Erſtreckung der an ſich am 3. September 1908 
ablaufenden Friſt kann von der Rechtzeitigkeit der erſt i m 
Dezember 1908 erfolgten Klagerhebung nicht die Rede fein. 

Von jeder Schuld an dieſer erheblichen Verzögerung 
kann aber auch der Klr. nicht freigeſprochen werden. Das 
Beſtehen der dreimonatigen Klagfriſt war ihm bekannt und 


1) S. Urteil dieſes Senats vom 11. Oktober 1907 in Sachen Zipp 
gegen Stuttgarter Pferdeverſicherung; Urteil des Reichsgerichts vom 
12. Februar 1907 Recht 11 Nr. 821. 
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es iſt nicht abzuſehen, aus welchem Grund er es unterlaſſen 
hat, den Anwalt darauf hinzuweiſen. Hiezu war er, da die 
Bekl. an der rechtzeitigen Klagerhebung auch ein Intereſſe 
hatte, kraft des Vertragsverhältniſſes zu der Bekln. verpflichtet. 
Wäre es geſchehen, ſo iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß die 
Klage rechtzeitig erhoben worden wäre. Denn wenn auch 
Rechtsanwalt B. es für zweckmäßig hielt, zunächſt die Wieder⸗ 
herſtellung des Klrs. abzuwarten, um in der Lage zu ſein, 
eine beſtimmte Summe einzuklagen, jo war doch dieſer Zeit⸗ 
punkt ſchon am 28. Juli 1908 gekommen. Nach Empfang 
des Briefes der Bekln. vom 1. Auguſt 1908, der eine nur 
mäßig erhöhte, nach Anſicht des Rechtsanwalts B. unannehm⸗ 
bare Abfindungsſumme in Vorſchlag brachte, hätte er, wenn 
ihm die Notwendigkeit der Friſteinhaltung vom Klr. aus⸗ 
drücklich bekannt gegeben worden wäre, ohne Zweifel die un- 
verweilte Einreichung der Klage nunmehr betrieben. Das 
Verhalten des Klrs. könnte dann allenfalls als entſchuldigt 
gelten, wenn er — wie in II. Inſtanz behauptet wurde — 
gleich nach dem 1. Auguſt 1908 ſeinem Anwalt den beſtimmten 
Auftrag zur ſofortigen Klagerhebung erteilt hätte und dieſe 
ohne ſeine Schuld unterblieben wäre. Allein in dieſer Be⸗ 
ziehung hat die Beweisaufnahme kein für den Klr. günſtiges 
Ergebnis gehabt. Daß Klr. Anfangs Oktober 1908 des 
Glaubens ſein konnte, die Klage ſei eingereicht, vermag ihn 
nicht zu ſchützen, da, wenn er in richtiger Weiſe ſeinen Ver⸗ 
treter über den Friſtablauf belehrt gehabt hätte, die tatſäch⸗ 
lich eingetretene weitere mehrmonatliche Verzögerung nicht 
ſtattgefunden hätte. 

Der Umſtand, daß Rechtsanwalt B. zufolge des zwiſchen 
ihm und dem Klr. beſtehenden Auftragsverhältniſſes ver⸗ 
pflichtet war, aus der in ſeiner Hand befindlichen Police die 
Friſt ſelbſt zu entnehmen und ſein Vorgehen danach einzu⸗ 
richten, ändert im Verhältnis des Klrs. zu der 
Bekln. nichts daran, daß der Kläger ſelbſt nicht 
alles getan hat, was ihm innerhalb des Verſicherungs— 
vertrags in Hinſicht auf die Einhaltung der Friſt oblag. 
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Wenn Rechtsanwalt B. ihm zunächſt zuredete, ſeine Wieder⸗ 
herſtellung abzuwarten und nachher davon ſprach, daß die 
Sache keine ſo große Eile habe, da man mit dem Termin 
doch hinter die Ferien komme, ſo war der Klr. gerade mit 
Rückſicht auf dieſe Tatſachen, die ihm klar machen mußten, 
daß ſein Anwalt den Friſtenlauf außer acht ließ, veranlaßt 
zu betonen, daß wegen des Friſtablaufs die Sache keinen 
Aufſchub dulde. 

Hienach kann der Klr. den ihm der Bekln. gegenüber 
wegen Nichteinhaltung der dreimonatigen Klagfriſt obliegen— 
den, an ſich zuläſſigen Entſchuldigungsbeweis nicht führen, 

Urteil des I. Zivilſenats v. 6. Mai 1910 in Sachen 

Frankf. Transport-, Unfall⸗ und Glasverſicherungsgeſ. 

gegen Greiner. U. 967/09. 


20. 


IR das Aufechtungsrecht des Konkurs verwalters „ein 
die BNeränßerung hinderndes Recht eines Britten am 
Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung“? 


Der Klr., Konkursverwalter in einem beim AG. Reut⸗ 
lingen anhängigen Konkurs, hat gegen den in Bayern wohn— 
haften Bekln. beim LG. Tübingen Klage erhoben mit dem 
Antrag, den Bekln. für ſchuldig zu erklären, 1. den Verſteige⸗ 
rungserlös aus Fahrnis mit 755,73 Mk., 2. die ihm zur 
Einziehung überwieſenen Forderungen und die darauf in— 
zwiſchen eingegangenen Beträge zur Konkursmaſſe des Ge— 
meinſchuldners zurückzugewähren. 

Bekl. hat Klagabweiſung beantragt und in erſter Linie 
die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des angerufenen 
Gerichts vorgeſchützt. Mit Zwiſchenurteil vom 29. Dez. 1906, 
das rechtskräftig geworden iſt, hat die ZK. des K. LG. Tü⸗ 
bingen den Klagantrag Ziff. 1 wegen Unzuſtändigkeit des 
Gerichts abgewieſen, dagegen „inſoweit es ſich um den Klag— 
antrag Ziff. 2 handelt, die Einrede der Unzuſtändigkeit des 
Gerichts verworfen“. Dieſe Entſcheidung beruht nach ihrer 
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Begründung auf folgenden Erwägungen: ſofern die Klage 
auf § 30 Ziff. 2 KO. geſtützt werde, ſei das LG. Tübingen 
nicht zuſtändig, da für dieſe Klage der Gerichtsſtand des 
§ 32 ZPO. nicht gegeben ſei, der Anfechtungsanſpruch des 
Konkursverwalters begründe aber, ſoweit er ſich gegen eine 
noch nicht vollendete Zwangsvollſtreckung handle, auch die 
Widerſpruchsklage des §S 771 ZPO. und für dieſe Klage 
ſei der ausſchließliche Gerichtsſtand beim LG. Tübingen be— 
gründet, die Zwangsvollſtreckung in Forderungen ſei aber 
nicht ſchon mit deren Pfändung beendigt. Die Klage iſt, 
ſoweit ſie nicht ſchon durch dieſes Zwiſchenurteil erledigt war, 
im Berufungsverfahren abgewieſen worden. 
Gründe: 

Es fragt fih, ob die Widerſpruchsklage Jah lich be— 
gründet iſt, ob alſo das Anfechtungsrecht des Konkurs— 
verwalters, auf das allein die Klage geſtützt wird, ein die 
Veräußerung hinderndes Recht eines Dritten am Gegenſtand 
der Zwangsvollſtreckung darſtellt. Die ZK. hat — im An⸗ 
ſchluß an eine weit verbreitete, auch in Entſcheidungen des 
RG. vertretene Anſicht — dieſe Frage in den Gründen 
ihres Zwiſchenurteils vom 29. Dez. 1908 bejaht. Aber hieran 
iſt das Berufungsgericht nicht gebunden: rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt iſt durch dieſes Zwiſchenurteil nur, daß für die er⸗ 
hobene Klage als Widerſpruchsklage die Zu— 
ſtändigkeit des LG. Tübingen begründet iſt. 

Die erwähnte Frage iſt zu verneinen. Zutreffend hat 
eine Entſcheidung des II. ZS. dieſes OL G.!) hervorgehoben, 
daß das Anfechtungsrecht erſt durch die anfecht— 
bare Pfändung — in Verbindung mit der nachherigen 
Konkurseröffnung — entſteht, alſo nicht geſagt werden kann, 
dieſes Anfechtungsrecht, das vorher noch gar nicht zur Ent— 
ſtehung gekommen iſt, bilde ein rechtliches Hindernis für die 
Pfändung. Auch daß das Anfechtungsrecht ein Recht a m 
Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung (im Gegenſatz zu einem 


) Württ J. 12 S. 233. 
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Recht auf Rückübertragung dieſes Gegenſtands) iſt, läßt ſich 
nicht ſagen!). Der Konkursverwalter läßt ſich endlich auch 
nicht (mit der angeführten Entſcheidung des II. ZS.) als 
„Dritter“ i. S. des 8 771 ZPO. anſehen. „Der Konkurs⸗ 
verwalter und die Konkursmaſſe haben“ — ſagt zutreffend 
das RG.) — „von der Anfechtungsklage abgeſehen bezüglich 
der Gültigkeit der Pfändung keine andern Rechte, als ſie der 
Schuldner ſelbſt gehabt hätte. Der Konkursverwalter iſt für 
die Frage, ob eine rechtsgültige Pfändung vorliege, lediglich 
als Rechtsnachfolger des Gemeinſchuldners anzuſehen.“ 
Als Rechtsnachfolger des Gemeinſchuldners hinſichtlich deſſen 
Verwaltungs- und Verfügungsrechts (ſomit nicht als Dritten) 
bezeichnet ihn auch an anderer Stelle das RG. ). 

Die Anſicht, wonach in einem Fall der vorliegenden Art 
die Widerſpruchsklage des 8 771 3PO. zuläſſig iſt, führt 
auch zu praktiſchen Unzuträglichkeiten. 

Die Widerſpruchsklage iſt nur zuläſſig, ſolang die betr. 
Zwangsvollſtreckung nicht beendet iſt; ſie war daher im vor— 
liegenden Fall jedenfalls unzuläſſig in betreff des erſten 
(in Ziff. 1 geſtellten) urſprünglichen Klagantrags, wie ſchon 
die 3K. zutreffend ausgeführt hat, weiter aber auch in betreff 
der zur Zeit der Klagerhebung ſchon vom Belln. einge: 
zogenen Forderungen. Es hätte alſo unter Umſtänden 
in betreff einer und derſelben (angeblich) anfechtbaren Rechts⸗ 
handlung teils das LG. Augsburg zu entſcheiden, ob die 
Vorausſetzungen des 8 30 Ziff. 2 KO., insbeſondere die 
Zahlungseinſtellung des jetzigen Gemeinſchuldners zur Zeit 
der Pfändung vorlag, und es wäre damit die unerwünſchte 
Möglichkeit verſchiedener Beurteilung der Sachlage durch die 
verſchiedenen Gerichte nahe gerückt. 

Urteil des III. Zivilſenats v. 13. Juni 1908 in Sachen 

Burkhardt gegen Spohn'ſche Konkursmaſſe. 


) Vgl. Jäger, KO. (2. Aufl.) Anm. 17 zu § 29. 
2) 42 Nr. 80 S. 34445. 
3) 53 Nr. 3. 
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Begrenzung des Rechts des Gerichts, die Klage von 
einem rechtlichen Gesichtspunkt aus, den der Kläger 
nicht geltend gemacht hat, für begründet zu erklüren. 


Klin. hat geſtützt auf $ 226 BGB. und mit der Er⸗ 
klärung, daß nur hierauf die Klage gegründet werde, Klage 
erhoben mit dem Antrag: den Bekln. für ſchuldig zu erklären, 
einen in einem Winkel zwiſchen den Häuſern der Parteien 
auf dem Eigentum des Bekln. aufgeſtellten Schaukaſten zu 
entfernen. Das LG. hat dieſem Antrag auf Grund des 
Art. 225 AGBGB. dahin entſprochen: Bekl. ſei ſchuldig, 
den Kaſten und die Bretterverſchalung von der nordöſtlichen 
Seite des Hauſes der Klin. ſo weit zu entfernen, daß ſie von 
der Grenze zwiſchen den Grundſtücken der Parteien mindeſtens 
1,80 m entfernt bleiben. 

Auf Berufung des Bekln. iſt die Klage abgewieſen worden. 

Aus den 

Gründen: 

Die ZK. hat, obwohl die Klage ausdrücklich nur auf 
§ 226 BGB. geſtützt war, den Klaganſpruch — in anderer 
Faſſung, als er geſtellt war — für begründet erklärt auf 
Grund des (in der Verhandlung von keiner Seite erwähnten) 
Art. 225 AGBGB. Hätte Klin. in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vor dem LG. die Klage nachträglich auf dieſe Ge— 
ſetzesbeſtimmung zu ſtützen geſucht, ſo wäre dem gegenüber 
die Einrede der unzuläſſigen Klagänderung begründet geweſen: 
denn Klin. hätte ſich damit auf einen völlig veränderten 
Standpunkt gegenüber ihrer urſprünglichen, auf S 226 BGB. 
ſich ſtützenden Klagbegründung geſtellt; mit letzterer ging ſie 
davon aus, Bekl. habe an ſich ein Recht, den Schaukaſten 
ſo wie geſchehen aufzuſtellen; mit der Berufung auf Art. 225 
AGBGB. hätte fie dagegen behauptet, Bekl. ji nicht be⸗ 
rechtigt, den Schaukaſten fo wie geſchehen aufzuſtellen !). 


) Vgl. hiezu Württ J. 9 S. 169. 
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Sodann deckt ſich der Tatbeſtand des §S 226 BGB. keines⸗ 
wegs mit dem des Art. 225 AGBGB.: die Behauptung, 
Bekl. habe den Schaukaſten unmittelbar vor den Kontorfenſtern 
der Klin. aufgeſtellt, hätte für ſich allein weder zu einer Klage 
aus § 226 BGB., noch zu einer ſolchen aus Art. 225 
AGBGB. ausgereicht: die Klage aus 8 226 BGB. erforderte 
die Behauptung, die Aufſtellung des Schaukaſtens könne 
keinen anderen Zweck haben als den, der Klin. Schaden zu— 
zufügen; dagegen war für die ſe Klage gleichgültig, ob Klin. 
Eigentümerin des Hauſes Nr. 2 iſt oder etwa nur 
Mieterin des Kontors. Umgekehrt erforderte die Klage aus 
Art. 225 AGBGB. die Behauptung, Klin. ſei als Eigen⸗ 
tümerin des Hauſes Nr. 2 befugt, die für den Eigentümer 
des Nachbargrundſtücks aus Art. 225 entſpringenden Rechte 
geltend zu machen!), während es von dieſer Klagbegründung 
aus gleichgültig war, welchen Zweck Bekl. mit der Aufſtellung 
des Schaukaſtens verfolgte. Ferner war die Darlegung, daß 
und inwiefern nach den tatſächlichen Verhältniſſen der Schau— 
kaſten eine Anlage i. S. des Art. 225 ſei, nur für die zweite, 
nicht für die erſte Klagbegründung notwendig. Nur dann 
aber, wenn die zur Begründung der Klage vor 
getragenen (und nicht bloß gelegentlich erwähnten)?) 
Tatſachen ohne weiteres die Klage als von einem andern 
als dem vom Klr. urſprünglich allein hervorgehobenen recht— 
lichen Geſichtspunkt aus begründet erſcheinen laſſen, iſt der 
Klr. nicht gehindert, dieſen andern Geſichtspunkt geltend zu 
machen, ohne ſich der Einrede der Klagänderung auszuſetzen; 
muß dagegen, wie im vorliegenden Fall, zwecks Gründung 
der Klage auf einen andern rechtlichen Geſichtspunkt auch 
eine Aenderung in der tatſächlichen Begründung der Klage 
eintreten, ſo liegt eine (mangels Einwilligung des Gegners) 
unzuläſſige Klagänderung vor. Daß aber das Gericht 
nicht befugt iſt, von ſich aus in weiterem Umfang, als dem 

) Vgl. Haidlen, Württ. Nachbarrecht 4. Aufl. Anm. 2 zu Art. 
225; auch arg. $ 1004 BGB. 

) S. Gaupp⸗-Stein, 9. Aufl. Anm. IIIb zu $ 253. 
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Klr. ſelbſt erlaubt iſt, die in Wirklichkeit erfolgte tatſächliche 
Klagbegründung durch eine andere zu erſetzen, leuchtet ohne 
weiteres ein. Dahingeſtellt bleiben kann, ob das Gericht 
überhaupt befugt iſt, in dem Fall, da ein Klr. aus d rück⸗ 
lich erklärt, die Klage nur auf einen beſtimmten recht⸗ 
lichen Geſichtspunkt ſtützen zu wollen, ſie trotzdem von einem 
andern rechtlichen Geſichtspunkt aus zu prüfen!). 

Bekl. hat, nachdem Klin. in der mündlichen Verhandlung 
des Berufungsverfahrens in ihrer Berufungsbeantwortung 
die Klage auf Art. 225 AG BGB. ſtützen zu wollen erklärt 
hat, ſofort die Einrede der Klagänderung vorgeſchützt, ohne 
ſich zuvor in ihrer Erwiderung auf dieſe Berufungsbeant- 
wortung ſachlich auf den rechtlichen Geſichtspunkt des Art. 225 
AG BGB. einzulaſſen. Daß Bekl. ſchon vorher bei Begrün- 
dung ſeiner Berufung die den Art. 225 betreffenden Aus— 
führungen des lg. Urteils ſachlich bekämpft hat, hat nicht die 
Folge, daß gemäß 8 269 ZPO. feine Einwilligung in die 
Aenderung der Klage anzunehmen wäre, denn dieſe Aenderung 
(die die Z K. nicht vornehmen konnte) hat Klin. erſt in 
ihrer Berufungs be antwortung eintreten laſſen. Die 
Einrede war daher zuläſſig und iſt begründet. 

Urteil des III. Zivilſenats v. 16. Nov. 1909 in Sachen 

Albrecht gegen Bofinger. 


22. 


Koſtenpflicht bei Erledigung der Hauptſache nach Ein⸗ 
reichung, aber vor Juſtellung der Klage. 


In den 
Gründen 
eines Berufungsurteils iſt geſagt: 
In Uebereinſtimmung mit den Oberlandesgerichten Ham— 
burg?) und Dresden?) und dem Landgericht Leipzig!) tritt 
1) Vgl. KG. in Rſpr. OLG. 19 nr. 6, 8, &; JW. 1909 S. 486 Ziff. 6. 
2) Rechtſpr. d. OLG. 6. 387. 


8) Annalen des K. Sächſ. OLG. Dresden 24 S. 158. 
5) Sächſ. Archiv 1903 ©. 108, 1907 S. 234. a 


d. &. 
&, Jo. 
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der Senat — unter Aufgabe der dem Beſchluſſe vom 5. Okt. 
19081) zugrunde liegenden Anſicht — der Meinung bei, 
daß bei Erledigung der Hauptſache nach Einreichung, aber 
vor Zuſtellung der Klage nicht die Klagpartei die Koſten ohne 
weiteres zu tragen habe, ſondern daß vielmehr über die Pflicht 
zur Tragung der bis dahin erwachſenden Koſten in demſelben 
Rechtsſtreit nach Maßgabe der in 8S 91 ff. ZPO. gegebenen, 
prozeſſualen Vorſchriften zu entſcheiden ſei?). Vor allen 
Dingen iſt nicht erſichtlich, daß das Geſetz ſelbſt eine An⸗ 
ordnung enthielte, welche dieſer dem praktiſchen Bedürfnis 
allein gerecht werdenden Behandlung der vorliegenden Frage 
entgegenſtünde. Daß es in einem ſolchen Fall an einem 
Rechtsgrund für die Entſtehung von Prozeßkoſten als ſolchen 
fehle), kann deshalb nicht geſagt werden, weil ſchon mit der 
Angehung des Gerichts der Rechtsſtreit in Gang geſetzt 
wird, und demgemäß ſchon die hiedurch entgegenſtehenden 
Koſten als Koſten des Rechtsſtreits angeſehen werden müſſen, 
wie ſie auch im Koſtenfeſtſetzungsverfahren anſtandslos ihren 
Platz unter den vom Gegner zu erſetzenden Auslagen finden. 
Gegen die herrſchende Anſicht ſpricht auch die Erwägung, 
daß die von ihr geteilte Annahme, es ſei eine von dem koſten⸗ 
pflichtig abgewieſenen Kläger nachträglich einzureichende, auf 
Erſatz eben dieſer Prozeßkoſten gerichtete Klage zuzulaſſen, 
mit den Grundſätzen der Rechtskraft in einem nicht zu leug— 
nenden Widerſpruch ſtünde und daß demgemäß für den im 
Koſtenpunkt unterliegenden Kläger die Gefahr beſteht, daß 
die ihm auferlegte Koſtenlaſt endgültig auf ihm ruhen bleibt. 
Endlich muß derjenige Beklagte, welcher den Kläger erſt nach 
Einreichung der Klage, alſo nach berechtigt begonnener Rechts— 
verfolgung befriedigt hat, als der unterlegene Teil im Sinne 
des 8 91 3PO. angeſehen werden. 

Urteil des I. Zivilſenats v. 11. Febr. 1910 in Sachen 
Röbele gegen Lipp. U. 861/09. 
) Württ. ZR. u. V. 1909 S. 28. 
2) Vgl. hiezu auch Württ J. 21 S. 30. 31. 
3) Gaupp-Stein, 7./8. Aufl. Bem. II zu 8 91. 
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7. 


Zum Begriff der Helbfihilfe und der Rotwehr. In 
bloß palfivem Verhalten oder in Richtleiſtung einer 
Bertragspflicht liegt kein Angriff. 


Aus den Gründen: 

Der Angeklagte ſtand bei dem Teigwarenfabrikant Joſ. L. 
in B. als Pferdeknecht im Dienſt. Auf 7. November 1908 
war ihm von ſeinem Dienſtherrn gekündigt worden. Am 
25. Oktober verließ er mit ſeinem Nebenknecht E., der ohne 
Einhaltung der Kündigungsfriſt von Joſ. L. entlaſſen worden 
war, ſeinen Dienſt. Vor ihrem Weggang erbrachen die beiden 
zufolge vorheriger Verabredung die verſchloſſene Türe eines 
Schopfes, gingen in den Schopf hinein und holten aus ihm 
das Fahrrad des Angekln. Sie hatten zuvor in Abweſenheit 
des Joſ. L. ſeine Frau und ſeinen Buchhalter ohne Erfolg 
gebeten, ihnen zu dieſem Zwecke den Schopf aufzuſchließen. 
In dem Schopfe hatte Wilhelm L., der Bruder von Joſ. L., 
im vermuteten Einverſtändnis mit dem letzteren und, um 
deſſen Geſchäfte zu führen, das vorher im Hausgang ſtehende 
Rad des Angekln. eingeſchloſſen, um ihn an der Wegnahme 
des Rades und dadurch dem Verlaſſen des Dienſtes bei ſeinem 
Bruder zu verhindern. Durch das Erbrechen der Schopftüre 
iſt ein Schaden entſtanden, deſſen Reparatur bei Zuhilfenahme 
von Handwerkern einen Aufwand von mehreren Mark ver— 
urſacht hätte. 


Zur Begründung der Verurteilung iſt in dem ange— 
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fochtenen Urteile ausgeführt worden: durch das Abſchließen 
des Schuppens ſei zu erkennen gegeben worden, daß das Be- 
treten desſelben nicht geſtattet ſei; irgend ein Recht, ſich trotz⸗ 
dem Eingang zu verſchaffen, habe, wie der Angekl. gewußt, 
nicht beſtanden. Die Vorausſetzungen der Selbſthilfe ſeien 
nicht vorgelegen, da der Angekl. damals und in der Folge 
jederzeit in der Lage geweſen wäre, gegen ſeinen Dienſtherrn, 
wenn dieſer ihm die Herausgabe des Rades widerrechtlich 
verweigert hätte, ſeinen diesbezüglichen Anſpruch im ordent⸗ 
lichen Klageweg durchzuführen, ohne daß dieſer dadurch ver— 
eitelt oder weſentlich erſchwert worden wäre. Aber auch aus 
dem Geſichtspunkt der Notwehr laſſe ſich das Vorgehen des 
Angekln. nicht rechtfertigen; die Wegnahme und das Ein- 
ſchließen des Rades habe keinen rechtswidrigen Angriff auf 
das Vermögen des Angekln. bedeutet, es ſei von ſeiten des 
Bruders des Dienſtherrn des Angekln. lediglich zu dem Zwecke 
geſchehen, um den Angelln., der ohne Einhaltung der ver⸗ 
tragsmäßigen Kündigungszeit ſeinen Dienſt habe verlaſſen 
wollen, hieran zu verhindern und für den Dienſtherrn die 
Erfüllung des Dienſtvertrages d. h. die Weiterleiſtung der 
Dienſte bis 7. November bezw. im Falle des vorzeitigen 
Dienſtaustritts die Erfüllung des hiedurch entſtehenden An⸗ 
ſpruchs auf Leiſtung von Schadenserſatz zu ſichern; dies ſei 
ſowohl aus dem Geſichtspunkt der Selbſthilfe als auch aus 
demjenigen der Notwehr gerechtfertigt geweſen; bei der Ver⸗ 
mögensloſigkeit des Angekln., der außer dem Rade keine 
pfändbaren Gegenſtände von nennenswertem Werte beſeſſen 
und im Begriffe geweſen, mit dem Rade ſich auf Nimmer⸗ 
wiederſehen zu entfernen, habe, da obrigkeitliche Hilfe nicht 
rechtzeitig zu erlangen geweſen, dringendſte Gefahr beſtanden, 
daß ohne die ſofortige Wegnahme des Rades die eventuell 
zwangsweiſe Durchführung des Anſpruchs des Dienſtherrn 
auf Weiterleiſtung der Dienſte bis 7. November eventl. auf 
Leiſtung von Schadenserſatz vereitelt oder doch jedenfalls 
weſentlich erſchwert werde; außerdem ſei der Angekl., als 
ihm das Rad weggenommen und eingeſchloſſen worden ſei, 
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im Begriff geweſen, bewußt widerrechtlich feinen Dienſt zu 
verlaſſen, alſo einen rechtswidrigen Angriff auf feinen Dienft- 
herrn zu unternehmen; zur Abwehr dieſes Angriffes ſei die 
Wegnahme und Vorenthaltung des Rades, eines verhältnis⸗ 
mäßig wertvollen Gegenſtandes, von dem habe angenommen 
werden dürfen, daß der Angekl. ihn nicht ſo leicht im Stiche 
laſſe, durchaus geeignet und auch unumgänglich notwendig 
geweſen. | 

Die Reviſion muß für begründet erachtet werden, ſoweit 
ſie die Verletzung materieller Rechtsnormen rügt und geltend 
macht, es ſeien von der Strafkammer zu Unrecht die geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen der Selbſthilfe und der Notwehr auf 
ſeiten des Bruders des Dienſtherrn des Angekln. ange— 
nommen worden, der das Rad des letzteren weggenommen 
und in dem Schopfe eingeſchloſſen hat. Die näheren Ber: 
hältniſſe dieſes Bruders, ſeine vermögensrechtlichen und ge— 
ſchäftlichen Beziehungen zu dem Dienſtherrn des Angekln., zu 
der von dieſem betriebenen Fabrik uſw. ſind aus dem ange— 
gefochtenen Urteil nicht erſichtlich; dasſelbe hat nur ausge⸗ 
ſprochen, daß er im vermuteten Einverſtändnis mit dem 
Dienſtherrn des Angekln. und, um deſſen Geſchäfte zu führen, 
das Rad weggenommen habe. Er hat alſo dabei nicht 
für ſich und ſeine Intereſſen und nicht auf 
Grund eigenen Rechts gehandelt; es kann daher der 
8 229 BGB. nicht zur Anwendung gelangen. Bei dieſem 
muß es ſich, wie ſchon ſein Wortlaut ergibt und wie durch 
den Gegenſatz zu den §§ 227, 228 BGB. beſtätigt wird, 
in denen ausdrücklich die Abwendung eines Angriffs oder 
einer Gefahr „von ſich oder einem andern“ behandelt iſt, 
um ein eigenes Recht, einen eigenen Anſpruch desjenigen 
handeln, der Selbſthilfe üben will, und Selbſthilfe im Sinne 
des §8 229 BGB. iſt für einen andern nicht zuläſſig. 

Staudinger, Komm. zum BGB. Note 3 zu § 229. 

Es treffen vorliegend aber auch die Vorausſetzungen 
der Notwehr nach § 227 BGB. nicht zu. Die zivilrechtliche 
Notwehr, deren Vorausſetzungen durchaus die gleichen ſind 
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wie diejenigen der ſtrafrechtlichen Notwehr, Motive zum 
BGB. Bd. 1 S. 348 und 349, erfordert einen Angriff; ein 
ſolcher liegt aber auf Seiten des Angekl. nicht vor, da dieſer 
es lediglich unterlaſſen hat, die vertragsmäßig ihm obliegen⸗ 
den Dienſte ſeinem Dienſtherrn zu leiſten. Unter einem An⸗ 
griff iſt ein in Handlungen, in poſitiver Tätigkeit beſtehendes 
Vorgehen einer Perſon zu verſtehen, das den Eingriff in die 
Rechtsſphäre eines Andern zum Zwecke hat. Durch Unter: 
laſſung, insbeſondere durch Nichtleiſtung des Geſchuldeten, 
durch einfache Vertragsverletzung kann ein Angriff nicht be— 
gangen werden. Notwehr iſt nur zuläſſig, wenn ein Anderer 
etwas tut, was er zu unterlaſſen verpflichtet iſt, nicht aber 
dann, wenn ein Anderer etwas unterläßt, was er zu tun 
verpflichtet iſt. (Staudinger, Komm. zum BGB. § 227a 
Note 2a; Olshauſen⸗Zweigert, Komm. zum BGB. 
§ 53 Note 5; Frank, Komm. zum StGB. $ 531 v. Liszt 
Lehrbuch 8 33; Eltzbacher in deutſche Juriſtenzeitung 
Bd. 10 S. 239.) 

Dieſe Auffaſſung hat auch die Anerkennung des Reichs⸗ 
gerichts gefunden, das in Entſch. in Strafſachen Bd. 19 
S. 298 ff. es als unzutreffend erklärt, den nicht rechtzeitig 
erfüllenden Verpflichteten als rechtswidrigen „Angreifer“ gegen 
die Rechtsſphäre des Gegners und den ſich eigenmächtig oder 
fauſtrechtlich Befriedigung von ſeinem ſäumigen Schuldner 
erzwingenden Gläubiger als in „Notwehr befindlichen Ange— 
griffenen“ zu bezeichnen. 

Die Wegnahme und das Einſchließen des Rades durch 
Wilh. L. iſt hiernach auf Grund der getroffenen Feſtſtellungen 
weder durch Selbſthilfe noch durch Notwehr gerechtfertigt und 
es beruht die entgegenſtehende Annahme des angefochtenen 
Urteils, die zu der Verurteilung des Angekl. geführt hat, 
auf einer Verkennung der SS 227 und 229 BGB. und des 
§ 53 Abſ. 2 StGB. Es hatte daher die Aufhebung des 
angefochtenen Urteiles zu erfolgen. Die Zurückverweiſung 
der Sache an das Berufungsgericht war auszuſprechen, da 
die tatſächlichen Feſtſtellungen der Strafkammer eine hin— 
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reichende Grundlage zur Anwendung des 8 394 Abſ. 1 StPO. 
nicht bieten, insbeſondere auf Grund derſelben ſich nicht ent⸗ 
ſcheiden läßt, ob der Angekl. gegenüber der widerrechtlich 
erfolgten Wegnahme ſeines Rades in erlaubter Selbſthilfe 
oder in berechtigter Notwehr gehandelt hat. 

Urteil des Strafſenats v. 10. Mai 1909 in der Straf⸗ 

ſache gegen P. L. in T. wegen Hausfriedensbruch und 

Sachbeſchädigung. 

Die Reviſion gegen das ſpäter ergangene, den Angell. 
wiederum für ſchuldig erkennende Berufungsurteil wurde 
verworfen. 

Aus den Gründen: 

Die Reviſion bemängelt ohne Grund die rechtliche An— 
nahme der Strafkammer, der Angekl. habe rechtswidrig ge— 
handelt, da Wilhelm L. aus dem Geſichtspunkt der Selbft- 
hilfe zur Wegnahme des Rades berechtigt geweſen ſei. Im 
Urteil iſt hierüber ausgeführt: wenn Wilh. L. das Rad in 
den Schuppen eingeſchloſſen habe, jo ſei darin kein rechts— 
widriger Angriff auf das Vermögen des Angekl. gelegen, 
vielmehr ſei es in erſter Linie zu dem Zweck geſchehen um 
den Angekl., der ſich entſchloſſen habe, die vertragsmäßige 
Kündigungszeit nicht einzuhalten und den Dienſt ſofort zu 
verlaſſen, an dem vertragswidrigen Dienſtaustritt zu hindern 
und die Erfüllung des Dienſtvertrages d. h. die Weiterleiſtung 
der Dienſte bis 7. November bezw. im Falle des vorzeitigen 
Dienſtaustritts die Erfüllung des den Brüdern Joſ. und 
Wilh. L. dann erwachſenden Anſpruchs auf Leiſtung von 
Schadenserſatz zu ſichern; der Angekl. ſei ein vermögensloſer 
Knecht, der außer dem Fahrrad keinen pfändbaren Gegen— 
ſtand oder Geld beſeſſen, er habe ſich mit dem Rad für 
dauernd entfernen wollen und es habe alſo da obrigkeitliche 
Hilfe nicht rechtzeitig, zumal an einem Sonntag und einem 
außerhalb des Gerichtsſitzes gelegenen Ort, die dringendſte 
Gefahr beſtanden, daß ohne die ſofortige Wegnahme des 
Rades die Durchführung des Anſpruchs der erwähnten Brüder 
gegen den Angekl. vereitelt oder doch weſentlich erſchwert 
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werde. Außerdem habe Wilh. L. von ſeiner Mutter, der der 
Angekl. für einen Anzug 40 Mk. geſchuldet und die erfahren 
habe, daß er ohne Zahlung dieſer fälligen Schuld fortgehen 
wolle, den Auftrag erhalten und übernommen, die in ihrem 
Intereſſe erforderlichen Maßnahmen gegen den Angekl. zu 
treffen; die Wegnahme und Einſchließung des Rades durch 
Wilh. L. ſei zugleich in Aus führung dieſes Auftrags und zu 
dem Zweck erfolgt, um den ſeiner Mutter zuſtehenden Anſpruch 
in gleicher Weiſe zu ſichern wie den der Firma M. L. zu⸗ 
ſtehenden. 

Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht er⸗ 
kennen; in zutreffender Weiſe iſt in ihnen dargetan, daß die 
Wegnahme des Rades durch Wilh. L. auf Grund der in 
§ 227 BGB. normierten Selbſthilfe gerechtfertigt iſt. Der 
Angekl. hatte daher die Wegnahme des Rades zu dulden 
und feine gegen dieſe gerichtete Tätigkeit war eine rechts⸗ 
widrige und zwar wie das angefochtene Urteil in unanfecht— 
barer Weiſe feſtgeſtellt, eine bewußt rechtswidrige. Auch im 
Uebrigen iſt ein dem Angekl. nachteiliger Rechtsverſtoß nicht 
erſichtlich. 


8. 


Inwiefern ſteht dem Landtagsabgeordneten der Schutz 
des 8 193 5tG B. zu? 


Eine arme Witwe B. hatte ſich in einer Rechtsangelegen⸗ 
heit, in welcher ihr Pfändung ſeitens einer Genoſſenſchaft 
ihres Heimatdorfes drohte, um Rat an den Vertrauensmann 
des Bundes der Landwirte daſelbſt gewandt und war von 
dieſem an den Angekl. gewieſen worden, welcher Geſchäfts— 
führer dieſes Bundes und zugleich Landtagsabgeordneter iſt. 
Dieſer vertrat die Intereſſen der Witwe in einem Schreiben 
an den Vorſtand der Genoſſenſchaft, worin er dieſem nach 
der Feſtſtellung des Berufungsgerichts den Vorwurf einer 
gegen Ehrgefühl und Gewiſſen, Menſchlichkeit und Vernunft 
verſtoßenden Handlungsweiſe machte und damit drohte, das 
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Vorgehen in der Oeffentlichkeit und auch im Landtag an den 
Pranger zu ſtellen. Das Berufungsgericht gelangte auf Grund 
des § 193 StGB. (Wahrnehmung berechtigter Intereſſen) 
zur Freiſprechung des Angekl.; das Urteil wurde auf Revi⸗ 
ſion des Privatklägers wegen rechtsirriger Anwendung des 
§ 193 bezw. ungenügender Begründung der Anwendung auf- 
gehoben und in die Inſtanz zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: 

Daß der Brief des Angekl. an den Privatkläger objektiv 
betrachtet eine gegen des letztern Ehre gerichtete, den Ausdruck 
der Mißachtung enthaltende Kundgebung darſtellt, die Merk: 
male der Beleidigung nach $ 185 StGB. alſo an ſich gegeben 
ſind, ſteht außer Zweifel und wird auch vom Berufungsrichter 
angenommen. Nicht zu billigen iſt aber die Auffaſſung, daß 
der Angekl. in ſeiner Stellung als Landtagsabgeordneter und 
als Geſchäftsführer des Bundes der Landwirte den Brief zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen geſchrieben habe und 
ihm daher der Schutz des § 193 zu gute komme. Die Eigen⸗ 
ſchaft als Landtagsabgeordneter begründet weder das Recht 
noch die Pflicht, außerhalb des Wirkungskreiſes der 
Kammer der Abgeordneten und der landſtändiſchen Kommiſ— 
ſionen über Zuſtände und Vorkommniſſe, die mit der den 
Abgeordneten zuſtehenden Bewilligung von Staatsausgaben 
in engerem oder loſerem Zuſammenhang ſtehen, Kundgebungen 
zu erlaſſen oder irgend welchen Dritten Vorhalte zu machen. 
Handelt es ſich hiebei wie im vorliegenden Falle, um die 
Wahrnehmung fremder Intereſſen, ſo muß, wenn § 193 
anwendbar ſein ſoll, eine konkrete nähere Beziehung des 
Abgeordneten zu der betreffenden Angelegenheit, als ſie ſich 
aus dieſer ſeiner Eigenſchaft ergibt, obgewaltet haben; andern⸗ 
falls kann nicht geſagt werden, daß das Eintreten des Ab- 
geordneten für das Intereſſesdes Dritten eine ihn nah an- 
gehende Sache geweſen ſei. Das angefochtene Urteil hebt 
aber keinen Umſtand hervor, vermöge deſſen der Angekl. be- 
ſondere Veranlaſſung gehabt hätte, ſich in ſeiner Stellung 
als Landtagsabgeordneter der Angelegenheit der Witwe B. 
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in der geſchehenen Weiſe anzunehmen. Ebenſowenig vermag 
die Tatſache, daß der Angekl. Geſchäftsführer oder Sekretär 
des Bundes der Landwirte iſt, eine ſolche nähere Beziehung 
zu dem zu wahrenden fremden Intereſſe zu begründen. Zum 
mindeſten läßt das Strafkammerurteil alle und jede Dar— 
legung von Tatumſtänden vermiſſen, die zur Annahme einer 
derartigen näheren Beziehung führen könnten. Es enthält 
über das Weſen und den Zweck des Bundes der Landwirte, 
über die dem Angekl. als Geſchäftsführer oder Sekretär des 
Bundes ſatzungsgemäß obliegenden Aufgaben und über etwaige 
Beziehungen der Witwe B. zu dem Bund keine einzige Feſt⸗ 
ſtellung und läßt daher nicht erkennen, worin die Straf⸗ 
kammer die beſondere Veranlaſſung, die den Angekl. als Organ 
des Bundes der Landwirte zu ſeinem Vorgehen beſtimmte, 
erblickt hat. 

Die Anwendung des § 193 hätte ſich möglicherweiſe 
darauf ſtützen laſſen, daß der Angekl. von der Witwe B. 
mit der Wahrung ihrer Intereſſen der Genoſſenſchaft gegen⸗ 
über betraut worden ſei, dieſer Aufgabe ſich unterzogen und 
in ſeiner Eigenſchaft als Sachwalter der B. den Brief an 
den Privatkläger gerichtet habe. Allein das angefochtene 
Urteil enthält auch in dieſer Richtung keine ausreichenden tat- 
ſächlichen Feſtſtellungen, vielmehr begründet es die Anwend— 
barkeit des § 193 in letzter Linie damit, daß der Angefl. 
„in ſeiner Stellung als Landtagsabgeordneter und Geſchäfts— 
führer des Bundes der Landwirte ſich habe für verpflichtet 
halten dürfen“, der Bitte der Witwe B. um Beiſtand Folge 
zu leiſten und daß er mit ſeinem Schreiben im Intereſſe der 
Witwe B. nur für Recht und Gerechtigkeit habe eintreten 
wollen. Gerade dieſe Begründung rechtfertigt zugleich den 
Verdacht, als habe die Strafkammer die Frage nach dem 
Vorhandenſein eines berechtigten (fremden) Intereſſes nicht 
aus der objektiven Geſtaltung des vorliegenden Falles ſondern 
ausſchließlich oder doch vorwiegend aus dem ſubjektiven Emp— 
finden des Angekl. und dem ihn leitenden Beweggrund ent- 
ſchieden. Das wäre aber rechtsirrig; denn die erwähnte 
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Frage beantwortet ſich aus der objektiven Sachlage und der 
Erwägung, ob das Eintreten für das betreffende Intereſſe 
nach billiger und verſtändiger Beurteilung des Falles eine 
den Angekl. nahe angehende Sache war oder nicht. 
Urteil des Strafſenats vom 20. Dezember 1909 in der 
Privatkkageſache W. gegen K. wegen Beleidigung. 


9. 


1. Bie Rechtsgültigkeit der Miniſterialverfügung vom 
16. Juli 1906 betr. die Führung von Ein⸗ und 
Berkaufsverzeichniſſen der Riehhändler. 

2. Was bedeuten die Worte „bei Ausübung des Ge⸗ 
werbes“? 


Die eine Führung von Ein- und Verkaufsverzeichniſſen 
durch die gewerbsmäßigen Pferde- und Viehhändler anord— 
nende, auf Grund des § 35 Abſ. 3, des § 38 Abſ. 4 und 
des § 148 Abſ. 1 Ziff. da GewO. erlaſſene Verfügung des 
Miniſteriums des Innern beſtimmt in § 1: „wer den Handel 
mit Pferden oder Rindvieh in Württemberg gewerbsmäßig 
betreibt, iſt verpflichtet, ein Verzeichnis zu führen, in welches 
jedes Pferd oder Stück Rindvieh, das er erwirbt oder ver— 
äußert, unter beſonderer Nummer einzutragen iſt“, ferner 
ſind die in 13 Spalten einzutragenden Angaben im einzelnen 
angeführt und in § 2 Vorſchriften über die Anlegung des 
Verzeichniſſes in Buchform mit fortlaufenden Seitenzahlen 
uſw. gegeben. In 85 iſt verfügt, daß die Verzeichniſſe den 
Polizeibehörden und den Oberamtstierärzten auf deren Ver— 
langen jederzeit zur Einſicht vorzulegen ſowie 
daß die Vieh⸗ und Pferdehändler den Vorgenannten jede 
auf ihren Geſchäftsbetrieb bezügliche Auskunft zu erteilen 
haben. Die SS 3 und 4 lauten in der neuen, durch Ber: 
fügung vom 20. Januar 1908 feſtgeſetzten Faſſung wie folgt: 

§ 3. Die Einträge, welche in deutlicher Schrift mit Tinte 
oder Tintenſtift vorzunehmen ſind, müſſen vor Beginn 
des Transports wahrheitsgemäß gemacht werden. Ab- 
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änderungen dürfen nur mittels Durchſtreichens und ſo bewirkt 
werden, daß das Durchſtrichene lesbar bleibt. § 4. Die 
Händler haben das Verzeichnis bei Ausübung ihres 
Gewerbes mit ſich zu führen. In der alten Faſ— 
fung vom 16. Juli 1906 war in § 3 vorgeſchrieben, daß 
die Einträge ſpäteſtens innerhalb 24 Stunden nach der Er: 
werbung oder Veräußerung zu machen ſeien, und die in 8 4 
aus geſprochene Verpflichtung auf Pferde- und Viehhändler 
beſchränkt, welche ihren Wohnſitz außerhalb Württembergs 
haben, ſoweit die Gewerbeausübung innerhalb Württembergs 
erfolgt. 

Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungs- 
gerichts hat der Amtsoberamtstierarzt S. die tierärztliche 
Kontrolle des am 25. Nov. 1908 zu P. ſtattgehabten Vieh⸗ 
marktes ausgeübt und zu dieſem Zweck am Eingang des 
Marktes wo der Zutrieb ſtattfand, die vorübergehenden Vieh— 
händler zur Vorzeigung ihres Ein- und Verkaufsverzeichniſſes 
aufgefordert. Dies geſchah auch gegenüber den drei Ange— 
klagten L., H., und K., welche den Viehhandel gewerbsmäßig 
betreiben, jedoch damals kein Vieh bei ſich führten und auf 
jene Aufforderung übereinſtimmend erklärten, das Verzeichnis 
nicht bei ſich zu haben, L. und H. weiterhin, ſie wollen Vieh 
auf dem Markt einkaufen, während K., was ihm nicht zu 
widerlegen war, kein Vieh kaufen wollte, ſondern nur auf 
den Markt gekommen war, um das aufgetriebene Vieh zu 
beſehen und ſich nach den Preiſen des Marktes zu erkundigen. 

Das Berufungsgericht hat die Verurteilung der drei 
Angekl. darauf geſtützt, daß ſie entgegen der oben erwähnten 
Vorſchrift, deren Uebertretung in $ 148 Ziff. 44 GewO. mit 
Strafe bedroht iſt, bei Ausübung ihres Gewerbes als Vieh— 
händler das vorgeſchriebene Verzeichnis anläßlich ihres Markt⸗ 
beſuchs nicht bei ſich geführt haben. Es wird ausgeführt, 
daß der Gewerbebetrieb des Viehhändlers gleichermaßen im 
Verkauf wie im Einkauf des Viehes beſtehe und die Mini— 
ſterialverfügung nicht unterſcheide, ob der Händler zum Ver⸗ 
kauf mit Vieh auf den Markt gehe oder kein Vieh auf den 
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Markt treibe, weil er nur einkaufen wolle; der Händler ſei 
in Ausübung ſeines Gewerbes begriffen, wenn er den Markt 
betrete um auf ihm Geſchäfte, ſei es als Verkäufer ſei es als 
Käufer abzuſchließen, gleichgültig ob er ſchon in einen kon⸗ 
kreten Handel eingetreten, oder vom Handel wieder abgeſtanden 
ſei oder gar nicht Gelegenheit zum Handel gehabt habe; in- 
dem er ſuche Gelegenheit zum Abſchluß von Handelsgeſchäften 
zu ermitteln, werde er in ſeinem Gewerbe und für ſein Ge— 
werbe tätig. Auch K., welcher als badiſcher Händler in 
Württemberg gewerbsmäßig den Viehhandel betreibe, ſei 
ſtrafbar, weil er für die Zwecke ſeines Geſchäfts „alſo in 
Ausübung ſeines Gewerbes“ den Markt beſucht habe; der 
Händler, der auf den Markt gehe, um das aufgetriebene Vieh 
zu beſuchen und die Preiſe zu erheben, tue dies aus keinem 
andern Grund, als um die geſammelten Erfahrungen, insbe⸗ 
ſondere die Kenntnis der Preiſe für fein Gewerbe zu ver: 
werten, ſei alſo in Ausübung ſeines Gewerbes begriffen. 
Dies ergebe ſich auch aus dem Zweck, welchen die Minifterial- 
verfügung mit der Anordnung der Verzeichnisführung ver⸗ 
folge, dieſe ſei zur Bekämpfung von Viehſeuchen und zur 
Ermöglichung vorbeugender Maßnahmen gegen die un 
chung des Viehbeſtandes des Landes beſtimmt. 

Dieſe letztere Ausführung des Vorrichters iſt eine irr⸗ 
tümliche. Die Führung des Verzeichniſſes über ihre Vieh⸗ 
händel iſt den gewerbsmäßigen Händlern durch die Mini⸗ 
ſterialverfügung nicht zum Schutz gegen Einfüh⸗ 
rung oder Verbreitung von Seuchengefahren 
aufgegeben worden, jedenfalls konnte fie als geſetzlich zuläf- 
ſige Maßregel zur Abwehr oder Unterdrückung von Vieh— 
ſeuchen rechtswirkſam ſo wie hier angenommen gar nicht auf— 
gegeben werden. Denn die zu letzterem Zweck zuläſſigen 
Schutzmaßregeln find in den SS 18 ff. des Reichsgeſetzes vom 
23. Juni 1880/1. Mai 1894 für das Reich einheitlich be- 
ſtimmt und erſchöpfend aufgeführt, womit zugleich diejenigen 
poſitiven Schranken gezogen ſind, welche dem Ermeſſen der 
Polizeibehörden zum Schutze des Eigentums und der Ver⸗ 
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kehrsintereſſen auferlegt werden müſſen, Entſch. RG. Bd. 17 
S. 72, Bd. 37 S. 9, Bd. 32 S. 286. Die Verpflichtung 
zur Führung von Verzeichniſſen und die Kontrolle darüber, 
wie ſie in der Miniſterialverfügung vom 16. Juli 1906/20. 
Januar 1908 vorgeſchrieben iſt, findet ſich unter den dort 
zugelaſſenen Maßregeln nicht, auch dürfen dieſe nur unter 
der Vorausſetzung einer ganz beſtimmten amtlich konſtatierten 
Seuchengefahr und nur für die Dauer derſelben erlaſſen 
werden ($ 14, 18 RGeſ.). Die Miniſterialverfügung erwähnt 
weder im allgemeinen noch im beſonderen eine Seuchengefahr 
und ebenſowenig iſt die Dauer ihrer Gültigkeit nach dieſer 
Richtung irgendwie beſchränkt worden. Dieſelbe iſt vielmehr 
ausdrücklich und ſoweit erſichtlich ausſchließlich auf Grund 
des § 35 Abſ. 3, des § 38 Abſ. 4 und des § 148 Ziff. 4a 
der GewO., wie die oben erwähnten Einleitungsworte aus⸗ 
weiſen, erlaſſen worden. Sie hält ſich aber auch im Rahmen 
der hier erteilten reichsrechtlichen Ermächtigung. Nach § 35 
Abſ. 3 GewO. iſt der gewerbsmäßige Betrieb des Viehhandels 
und der Viehverſtellung bei Nachweis der Unzuverläſſigkeit 
des Gewerbetreibenden in Bezug auf dieſen Gewerbebetrieb 
zu unterſagen und nach § 38 Abſ. 4 find die Zentralbehörden 
zum Erlaß von Vorſchriften darüber befugt, in welcher Weiſe 
dieſe Gewerbetreibenden ihre Bücher zu führen und welcher 
polizeilichen Kontrolle über den Umfang und die Art ihres 
Geſchäftsbetriebs ſie ſich zu unterwerfen haben. Wem hienach 
aufgegeben werden kann, in welcher Weiſe er ſeine Bücher 
zu führen hat, dem kann ſelbſtredend auch die Verpflichtung 
auferlegt werden, daß er die Bücher zu führen und daß er 
dieſe zur Kontrolle vorzulegen hat. 

Die mehrerwähnte Miniſterialverfügung hat nun auf der 
reichsgeſetzlichen Grundlage bezüglich der Führung eines Ein- 
und Verkaufsverzeichniſſes ſeitens der in Württemberg ge— 
werbsmäßig den Viehhandel Betreibenden ſowie bezüglich 
der polizeilichen Kontrolle über Umfang und Ort ihres Ge— 
werbebetriebs Vorſchriften erlaſſen. Dieſe ſind durchweg von 
der in der Gewerbeordnnng erteilten Ermächtigung getragen 
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und der Einwand der Rechtsungültigkeit, welchen 
die Reviſion gegenüber den in 88 4 und 5 gegebenen Bor: 
ſchriften erhebt, iſt nicht begründet. Denn die in § 4 den 
Händlern auferlegte Verpflichtung, das Verzeichnis bei Aus⸗ 
übung ihres Gewerbes mit ſich zu führen, ſchafft einerſeits 
unzweifelhaft eine zuläſſige Unterlage zur Ermöglichung der 
Kontrolle über den Umfang wie die Art des Geſchäftsbetriebs 
eines Viehhändlers, anderſeits ſtellt ſie eine Art der hier zu⸗ 
gelaſſenen Kontrolle dar, ſofern die Polizeibehörde durch 
jederzeitige Einſichtnahme des Verzeichniſſes, welche ihr hie⸗ 
durch gegenüber jedem in der Ausübung ſeines Gewerbes 
begriffenen Händler ermöglicht wird, auf Grund der gemäß 
der Vorſchrift in § 1 einzutragenden näheren Angaben über 
den Umfang und die Art des Geſchäftsbetriebs des einzelnen 
Viehhändlers ſich weitgehend und fortlaufend unterrichten 
kann. Im Zuſammenhang hiemit und zur Erreichung des 
gleichen Zweckes ſchreibt ſodann der § 5 vor, daß das Ver⸗ 
zeichnis den Polizeibehörden und den Oberamtstierärzten 
jederzeit zur Einſicht vorzulegen, dieſen auch jede auf den 
Geſchäftsbetrieb bezügliche Auskunft zu erteilen ſei. Daß 
hiermit eine beſtimmte Art der auszuübenden Kontrolle vor- 
geſchrieben iſt, bedarf keiner Begründung und die Zuſtändig⸗ 
keit des Miniſteriums des Innern als Landeszentralbehörde 
zur Erlaſſung von Vorſchriften nicht nur über die Art der 
Buchführung der Viehhändler, ſondern auch über die Art der 
polizeilichen Kontrolle in der erwähnten Richtung ſteht nach 
Abi. 4 des § 38 GewO. außer Zweifel; fie iſt auch von der 
Reviſion nicht beſtritten. Letztere beanſtandet ebenſowenig 
etwa die näheren Vorſchriften des 8 1 über den Inhalt des 
Verzeichniſſes, wornach z. B. Tag und Ort wo das Tier er- 
worben wurde, wo es veräußert, wo es eingeſtellt wurde, Name 
und Wohnort des bisherigen Beſitzers, des nächſten Erwerbers 
uſw. einzutragen find, und es iſt nicht zweifelhaft, daß die geſetz⸗ 
liche Ermächtigung vorzuſchreiben „in welcher Weiſe“ die Vieh— 
bücher zu führen, nicht etwa bloß auf die äußere Form ſondern 
ebenſo auf den Inhalt ſich erſtreckt, ja daß die Vorſchrift nach der 
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inhaltlichen Richtung, alſo darüber was im einzelnen einzu⸗ 
tragen iſt, vielmehr das Weſentliche ausmacht. 

Zuzugeben iſt der Reviſion in dieſem Teil nur, daß 
Zweck und Rechtsgrundlage der Miniſterialverfügung nicht 
der ſeuchenpolizeiliche Schutz iſt und ſein kann, wie ſchon 
oben ausgeführt wurde. Die geſetzliche Grundlage bilden 
vielmehr die vorerwähnten SS 35, 38 GewO. und dieſe find 
in dem auf den Viehhandel bezüglichen Teil, wie die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte klar ausweiſt — vergl. Reichst. Vh. 1893 
Beil. Bd. II N. 175, 205, Prot. S. 1939 —44, 2076, 2077, 
2102 — zum Schutz der ländlichen Bevölkerung 
gegen den Wucher im Viehhandel gegeben wor⸗ 
den. Bei der zweiten Beratung der Novelle zum Wucher— 
geſetz von 1893 ijt nämlich vom Abgeordneten Rintelen und 
Gen. zunächſt eine Beſtimmung dahin beantragt worden, daß 
die Landesgeſetzgebung befugt ſein ſolle, zur Verhütung und 
Beſtrafung des Wuchers beim Handel mit Vieh und länd— 
lichen Grundſtücken beſondere Vorſchriften zu erlaſſen und 
auf erhobene Bedenken hinſichtlich einer landesgeſetzlichen 
Regelung eines Teils der im übrigen reichsrechtlich normier⸗ 
ten Materie wurde in 3. Leſung die Einſchaltung der Worte 
„gewerbsmäßiger Betrieb der Viehverſtellung, des Viehhan— 
dels und des Handels mit ländlichen Grundſtücken“ in $ 35 
Abſ. 3 GewO. beantragt und beſchloſſen. Hiebei wurde 
vom Antragſteller Rintelen betont, daß es ſich um Vorbeu⸗ 
gungsmaßregeln gegen den Viehwucher auf dem Lande handle 
und es werde durch den neuen Antrag auf dem Weg der 
Reichsgeſetzgebung im weſentlichen der Zweck des erſten An⸗ 
trags auch erreicht, zumal der Vorteil dabei erzielt werde, 
daß der Viehhändler dann Bücher führen müſſe. Durch Art. 3 
der Wuchergeſetznovelle vom 19. Juni 1893 iſt die erwähnte 
Einſchaltung in die Gewerbeordnung ſodann erfolgt. Der 
angeführte geſetzgeberiſche Zweck kann aber anderſeits nicht 
ausſchließen, daß die auf Grund der Gewerbeordnung er— 
laſſene Kontrolverfügung gegen die Viehhändler in dem 
geſetzlich zugelaſſenen Rahmen auch bei 
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Wahrnehmung anderer polizeilicher Inter⸗ 
eſſen als derjenigen der Wucherbekämpfung nebenher mit— 
verwertet wird wie z. B. bei Verfolgung ſicherheits⸗ oder 
geſundheitspolizeilicher Intereſſen, vergl. Komm. Landmann 
Note Sa zu $ 38 Gew., Schicker N. 8 daſelbſt. So kann 
den Polizeibehörden und den Oberamtstierärzten nicht ver— 
wehrt werden, die ihnen zuſtehende Einſichtnahme der Ver— 
zeichniſſe der Viehhändler bei Ausübung der ihnen zur Ber: 
hütung und Bekämpfung von Viehſeuchen obliegenden Ver— 
pflichtungen zu benützen und die darin enthaltenen Angaben 
z. B. über die Herkunft der Tiere zum Ausgangspunkt poli⸗ 
zeilicher Sicherungsmaßregeln zu machen. Eine dementſpre⸗ 
chende Anweiſung des Miniſteriums, behufs raſcher und zu⸗ 
verläffiger Ermittlung von Seuchenherden die Ein- und Ver: 
kaufsverzeichniſſe der Viehhändler ſtreng zu kontrollieren, 
erſcheint im Rahmen der reichsgeſetzlichen Ermächtigung 
durchaus zuläſſig. So iſt es auch zu verſtehen, wenn in 
einem Miniſterialerlaß vom 9. Oktober 1908 (Amtsbl. des 
Miniſt. d. Innern 1908 S. 273) zwecks raſcher Ermittlung 
etwaiger im Wege des Viehhandels erfolgender Seucheein— 
ſchleppungen beſtimmt iſt, daß der Oberamtstierarzt bei der 
Ueberwachung der Händlerſtallungen das von den Händlern 
gemäß der Miniſt.⸗Verf. vom 16. Juli 1906 zu führende 
Ein⸗ und Verkaufsverzeichnis ſich vorlegen zu laſſen und 
einer Durchſicht zu unterziehen hat. 

Im ebenerwähnten Sinn hat jedoch das Berufungsge— 
richt die angeführte Miniſterialverfügung nicht aufgefaßt, 
ſondern iſt nach den Urteilsgründen ausdrücklich davon aus⸗ 
gegangen, daß das Verzeichnis zu dem Zweck vorgeſchrie⸗ 
ben ſei, um auf Grund der ſich daraus ergebenden Feſtſtel⸗ 
lung wo und wann der Händler das Vieh gekauft habe, die 
Bekämpfung von Seuchen und die Verhinderung ihrer Aus— 
breitung zu ermöglichen und aus dieſem Grund beſtimme der 
§ 5 die Vorzeigepflicht in Abſicht auf das Viehhändlerver⸗ 
zeichnis. Nun iſt allerdings eine irrtümliche Auffaſſung über 
die Motive des Geſetzgebers nicht notwendig auch eine irrige 
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Auffaſſung des Geſetzes ſelbſt, aber ſie kann zu einer ſolchen 
führen. Inſoweit ein unter das Geſetz fallender Tatbeſtand 
rechtlich einwandfrei feſtgeſtellt iſt, bleibt die unzutreffende 
Auslegung der Motive des Geſetzgebers unerheblich. Bor: 
liegend aber hat ſie erſichtlich in Anſehung eines Tatbeſtands⸗ 
merkmals zu einer falſchen Schlußfolgerung und ungenügen⸗ 
den Feſtſtellung geführt, ſofern ganz allgemein ausgeſprochen 
wird, nach dem Zweck, den die Miniſterialverfügung im Auge 
habe, ſei es vollſtändig unerheblich ob der Händler auf dem 
Markt „handle“ oder nicht. 

Die erwähnte irrige Auffaſſung des Vorrichters über 
Zweckbeſtimmung und Grundlage der Miniſterialverfügung, 
alſo der bei Beurteilung des Falles zur Anwendung kom— 
menden Rechtsnorm hat hier die getroffene Entſcheidung ſelbſt 
in einem weſentlichen Teil mitbeeinflußt, indem die Auslegung 
der Worte in § 4 der Verfügung „bei Ausübung des 
Gewerbes“ rechtlich nicht bedenkenfrei ſich darſtellt. In 
Ausübung ſeines Gewerbes begriffen iſt wer zum Zweck des 
Erwerbs eine Tätigkeit ausübt oder weniſtens mit derſelben 
begonnen hat, welche in den Kreis der zu dem betreffenden 
Gewerbe gehörigen Handlungen fällt. Hiezu gehört beim 
Gewerbe des Viehhändlers allerdings nicht nur das Ein- 
kaufen und Verkaufen, ſondern auch das zu dieſem Zweck 
erfolgende Beſichtigen und Vorführen von Vieh, ferner das 
hiemit mittelbar oder unmittelbar zuſammenhängende Trans: 
portieren und Einſtellen von Vieh, nicht aber ohne weiteres 
ſchon jede Tätigkeit, welche die Ausübung der angeführten 
Gewerbeakte lediglich vorbereitet. Ein Viehhändler, welcher 
zufällig und ohne die Abſicht des Einkaufs oder Verkaufs 
von Vieh auf einen Viehmarkt kommt und kein Vieh bei ſich 
führt, eine Einkaufsabſicht auch in keiner Weiſe betätigt, ſon⸗ 
dern den Markt nur beſucht, um gelegentlich das aufgetrie— 
bene Vieh zu beſehen und die Marktpreiſe zu erfahren, kann 
nicht ſchon deshalb ohne weiteres als in Ausübung ſeines 
Gewerbes begriffen erachtet werden, weil er wie der Vor: 
richter ſagt, dies aus dem Grunde tut, um die geſammelten 
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Erfahrungen, insbeſondere die Kenntnis der Preiſe für ſein 
Gewerbe zu verwerten. Soll dieſe Verwertung bei ganz 
anderem Anlaß, zu anderer Zeit und an anderem Ort ge— 
ſchehen, ſo iſt eine ſolche vorbereitende Tätigkeit nicht weiter⸗ 
gehend, als z. B. der Beſuch einer Viehausſtellung oder das 
Leſen eines Marktberichts, auch dies „dient den Zwecken des 
Geſchäſts“, erweitert die Kenntniſſe und Erfahrungen des 
Viehhändlers, die er hernach nutzbringend für das Geſchäft 
verwerten kann, aber eine konkrete Ausübung des Gewerbes 
kann darin ohne weiteres regelmäßig nicht geſehen werden. 
Ebenſowenig wird ein Kaufmann, der die an den Schau- 
fenſtern anderer Gewerbetreibender ausgeſtellten Waren ſeines 
Geſchäftszweigs und die dabei angebrachten Preiszettel für 
die Zwecke ſeines Geſchäftes beſichtigt, oder ein Richter als 
in Ausübung ſeines Berufes begriffen angeſehen werden, 
wenn er als Zuhörer einer Gerichtsverhandlung anwohnt, 
um ſich über den Gegenſtand und die Art der Verhandlung 
zu unterrichten und die hiebei geſammelten Erfahrungen her⸗ 
nach in ſeiner eigenen amtlichen Tätigkeit zu verwerten. 
Nicht ohne Grund verweiſt auch die Reviſion auf praktiſche 
Konſequenzen der Auslegung des Vorrichters, welche ſich mit 
dem Zweck der Verfügung und überhaupt mit einer ver⸗ 
nünftigen Abſicht des Geſetzgebers kaum vereinigen ließen. 
Gegenüber dem Angeklagten K. iſt im angefochtenen Ur⸗ 
teil lediglich eine vorbereitende Tätigkeit der erwähnten all⸗ 
gemeinen Art feſtgeſtellt und dieſe vermag ſeine Verurteilung 
nicht zu begründen. Anbelangend die Angeklagten L. und H. 
iſt vom Vorrichter feſtgeſtellt, daß ſie zwar kein Vieh bei 
ſich führten, aber um ſolches zu kaufen zum Markt gingen. 
Zutreffend iſt im Berufungsurteil davon ausgegangen, daß 
der Gewerbebetrieb des Viehhändlers gleichermaßen im Ver— 
kauf wie im Einkauf von Vieh beſteht und daß die Mini— 
ſterialverfügung ſchlechthin die Mitführung des Verzeichniſſes 
bei Ausübung des Gewerbebetriebes vorſchreibt. Sie be— 
ſtimmt ausdrücklich in § 1, daß „jedes Stück Vieh, das der 
Händler erwirbt oder veräußert“ einzutragen iſt, ferner in 
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$ 3, daß die Einträge vor Beginn des Transportes zu ma⸗ 
chen ſind. Hieraus folgt die Unhaltbarkeit der Schutzbe— 
hauptung der Angeklagten, daß ſie das Verzeichnis nicht bei 
ſich zu führen brauchten, weil ſie noch kein Vieh bei ſich 
hatten und ſolches erſt auf dem Markt kaufen wollten. Denn 
das Einkaufen war eben ein Akt der Gewerbeausübung und 
das eingekaufte Vieh mußte vor Beginn des Transports 
vom Marktort weg im Verzeichnis eingetragen werden. Es 
fragt ſich nur ob eine Tätigkeit dieſer Angeklagten feſtgeſtellt 
iſt, die als Ausübung ihres Gewerbes ſich darſtellt und des— 
halb die unterlaſſene Mitſichführung des Verzeichniſſes jtraf- 
bar macht. Eine ſolche Feſtſtellung iſt in tatſächlich wie 
rechtlich zureichender Weiſe nicht erfolgt: es iſt nicht nur 
nicht feſtgeſtellt, daß fie auf dem Markt in Kaufsunterhand— 
lungen eingetreten find, ſondern auch nicht, daß fie ihre Ab- 
ſicht, Vieh dort einzukaufen, irgendwie erkennbar betätigt 
haben, ja bezüglich des Angeklagten L. nicht einmal, daß er 
den Markt überhaupt betreten hat, ſofern nur geſagt iſt, er 
ſei am Eingang des Marktes wo der Zutritt A zum 
Vorzeigen des Verzeichniſſes aufgefordert worden. Bezüglich 
des Angeklagten H. heißt es im Urteil lediglich, er ſei auf 
den Markt gekommen, um Vieh einzukaufen; was er auf 
dem Markt getan, ob er kurz oder lang geblieben uſw. läßt 
ſich aus dem Urteil bei ihm ſo wenig wie bei L. entnehmen, 
und die bloße Abſicht, Vieh auf dem Markt einzukaufen, bil⸗ 
det für ſich allein noch keine Ausübung des Gewerbebetriebs; 
die Abſicht muß in irgend einer Weiſe betätigt, äußerlich in 
die Erſcheinung getreten ſein. Dieſe Abſicht beſteht ſchon 
auf der Reiſe oder auf dem Gang zum Marktort, ohne daß 
deshalb beim Viehhändler, der kein Vieh bei ſich führt, hierin 
ſchon eine Gewerbeausübung geſehen werden kann; dasſelbe 
wird regelmäßig auch zutreffen, wenn er den Markt zwar 
betritt mit einer Einkaufsabſicht, dieſe aber in keiner Weiſe 
erkennbar betätigt oder alsbald aufgibt. Wohl heißt es an 
einer Stelle der Urteilsgründe: was bei dem Verkäufer das 
Auf⸗ und Bereitſtellen des Viehs auf dem Markt, das ſei 
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beim Kaufliebhaber das Beſehen des aufgeſtellten Viehs und 
das Fragen nach den Preiſen, — Handlungen die in der 
Abſicht den Abſchluß von Handelsgeſchäſten zu ermöglichen 
vorgenommen werden und ſo zum Gewerbebetrieb gehören. 
Allein daß einer dieſer zwei Angeklagten, die mit einer Kauf⸗ 
abſicht auf den Markt kamen, dies in Wirklichkeit getan, einen 
jener Geſchäftsakte tatſächlich vorgenommen habe, iſt im Ur: 
teil nicht feſtgeſtellt oder ſonſt erkennbar angenommen; des⸗ 
halb ermangelt auch inſoweit die erforderliche Unterlage des 
Tatrichters für die Anwendung des Rechtsbegriffs der Ge⸗ 
werbeausübung. 

Bei dieſer Sachlage vermögen die getroffenen Feſtſtel⸗ 
lungen die ausgeſprochene Verurteilung nicht zu tragen und 
war das Urteil aufzuheben. Denn auch eine Verfehlung 
gegen $ 5 Miniſt. Vf. iſt vom Vorrichter nicht bedenkenfrei 
feſtgeſtellt, ſofern er die daſelbſt vorgeſchriebene Verpflichtung 
zum jederzeitigen Vorzeigen des Verzeichniſſes an 
die Oberamtstierärzte zunächſt nur innerhalb des Rahmens 
des § 4 d. h. bei Ausübung des Gewerbes als gegeben er⸗ 
achtet. Auch ergibt ſich aus der Vergleichung mit dem vor— 
ausgehenden § 4, daß die Erfüllung der jederzeitigen Vor— 
lagepflicht keineswegs ein jederzeitiges Mitſichführen bedingt, 
ſondern auch ohne ſolches durch Einſendung bewirkt werden 
kann, da ſonſt die Einſchränkung in § 4 nicht verſtändlich 
wäre. Und zwar kann bezüglich des Angeklagten K. auf ſo⸗ 
fortige Freiſprechung erkannt werden: hier iſt das Geſetz auf 
die getroffenen Feſtſtellungen unrichtig angewendet und es 
bedarf keiner weiteren tatſächlichen Erörterungen, nachdem 
bei dieſem Angeklagten eine Kaufs- oder Verkaufsabſicht 
beim Marktbeſuch ſowie eine Gewerbeausübung überhaupt 
nicht vorlag. Anders liegt die Sache bei den Angeklagten 
L. und H., welche in dieſer ausgeſprochenen Abſicht ohne das 
vorgeſchriebene Verzeichnis den Markt beſuchten und bezüg- 
lich welcher infolge rechtsirriger Auffaſſung des Vorrichters 
eine Prüfung und Feſtſtellung in der Richtung unterlaſſen 
wurde, ob und in welcher Weiſe ſie ihr Kaufsvorhaben auf 
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dem Markt verwirklichten oder zu betätigen unternommen 
haben. Ohne eine Feſtſtellung in dieſer Richtung erſcheint 
weder eine Verurteilung noch eine ſofortige Freiſprechung 
begründet, weshalb in Anſehung dieſer Angeklagten auch die 
getroffenen ungenügenden Feſtſtellungen aufzuheben waren 
und die Zurückverweiſung in die Vorinſtanz notwendig 
wurde. 

Urt. des Strafſen. vom 22. Nov. 1909 in der Straf: 

ſache gegen A. L., J. H., L. K. wegen Verfehlung gegen 

die Gewerbeordnung. 


10. 


Inm Tatbeſtand einer Uebertretung des § 366 23. 9 
HGB. (Verkehrshinderung). 


Der Angeklagte hatte einen Leiterwagen quer über einen 
Ortsweg geſtellt, ſo daß der Weg für den Verkehr ganz ab— 
geſperrt war und er hatte den Wagen etwa eine Viertelſtunde 
lang ſo ſtehen laſſen; aus § 366 Ziff. 9 StGB. beſtraft, 
hat er Reviſion mit der Rüge mehrfacher Verkennung dieſer 
Strafvorſchrift eingelegt. Das Rechtsmittel wurde ver— 
worfen. 

Aus den Gründen: 

Nach S 366 Ziff. 9 StGB. wird beſtraft, wer auf öffent⸗— 
lichen Wegen, Straßen, Plätzen Gegenſtände, durch die der 
freie Verkehr gehindert wird, aufſtellt, hinlegt oder liegen 
läßt. Daß auch das Stehenlaſſen von Wagen auf öffent— 
lichen Wegen als Aufſtellen von Gegenſtänden erſcheint, iſt 
nicht zweifelhaft. Zum Tatbeſtand wird nicht erfordert, daß 
tatſächlich in dem kritiſchen Zeitpunkt durch die Auf— 
ſtellung des Wagens eine Hinderung des Verkehrs ſtattge— 
funden, daß nachweislich eine beſtimmte Perſon oder ein be— 
ſtimmtes Fuhrwerk an der Benützung der Straße gehindert 
worden iſt, vielmehr ſetzt die Strafnorm voraus, daß der 
„freie Verkehr“ als ſolcher gehindert wird, daß alſo der auf— 
geſtellte Gegenſtand nach ſeiner Beſchaffenheit 
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oder nach der Art ſeiner Aufſtellung auf einem 
öffentlichen Verkehrsweg den freien Gebrauch des letzteren 
hindert. Der auf dem fraglichen Weg oder öffentlichen Platz 
zuläſſige oder mögliche freie Verkehr muß gehindert oder ge— 
ſtört werden und zwar gleichgültig ob es ſich um den Ver— 
kehr für Fußgänger oder für Fuhrwerke oder für beides zu— 
gleich handelt. Nach dem Wortlaut wie nach dem polizei— 
lichen Charakter und dem Zweck der Strafbeſtimmung, der 
dahin geht, den freien Verkehr auf Wegen und Straßen 
gegen Behinderung zu ſchützen und jeder unzuläſſigen Ver⸗ 
kehrsſtörung vorzubeugen, bildet nicht ein ſog. Erfolgsdelikt 
den Gegenſtand der Strafnorm und die Auffaſſung der Re⸗ 
viſion, welche betont, daß in der kritiſchen Zeit kein Verkehr 
auf jenem Ortsweg ſtattgefunden und die Aufſtellung des 
Wagens den Verkehr ſomit in Wirklichkeit nicht gehindert 
habe ſondern hiezu nur geeignet geweſen wäre, verkennt die 
Erforderniſſe des objektiven Tatbeſtands der Geſetzesbeſtim— 
mung. 

Ob im Einzelfall der aufgeſtellte Gegenſtand die freie 
Benützung des Wegs behinderte, den ungehinderten Verkehr 
auf der Straße ſtörte, bemißt ſich nach den konkreten Um⸗ 
ſtänden des Falles und gehört ſomit in das Gebiet der dem 
Tatrichter zukommenden Feſtſtellung. Die Nachprüfung der 
Reviſionsrichters hat ſich darauf zu beſchränken, ob etwa dieſe 
Feſtſtellung von einer rechtsirrtümlichen Auffaſſung beeinflußt 
iſt. Dies iſt nach dem Ausgeführten nicht der Fall, ſpeziell 
auch nicht in der Richtung, daß der Vorrichter als unerheb— 
lich für die Strafbarkeit erklärt, daß der Verkehr auf dem 
fraglichen Weg kein lebhafter iſt. Denn dies iſt für den 
Tatbeſtand nicht entſcheidend und ebenſowenig ob der ge— 
wöhnliche oder etwa ein außergewöhnlicher Verkehr, eine be— 
ſonders ſtarke Benützung des Weges gehindert wird. All 
dies kann unter Umſtänden bei der Entſcheidung des Tat- 
richters, ob im Einzelfall durch die Aufſtellung eines Gegen— 
ſtandes auf der Straße deren freier Gebrauch gehindert 
wird, als Beweismoment in Betracht kommen, das Ergebnis 
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dieſer Beweiswürdigung iſt aber dem Reviſionsangriff ent- 
zogen. 

Anderſeits iſt der Reviſion an ſich zuzugeben, daß zu 
gewiſſen Zeiten wie in der Heuernte es nicht immer möglich 
iſt, Störungen des Verkehrs ſogar auf Hauptverkehrswegen, 
wie ſie durch Stehenlaſſen von leeren oder beladenen Wagen 
vorkommen, zu vermeiden. Gewiß bringt die Ausübung des 
gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Betriebs erfahrungs⸗ 
gemäß zuweilen eine Beeinträchtigung des öffentlichen Straßen⸗ 
verkehrs durch äußere Hinderniſſe mit ſich und die Behin⸗ 
derung des freien Verkehrs muß unter Umſtänden als zu: 
läſſig und daher ſtraflos erſcheinen, wenn nicht ein ganz 
unhaltbarer, den gewöhnlichen Bedürfniſſen des Lebens und 
auch berechtigten Verkehrsanforderungen völlig widerſprechen⸗ 
der Zuſtand entſtehen ſoll. Die öffentlichen Wege dienen 
auch dem Verkehr mit Fuhrwerken, ein zeitweiſes Anhalten 
derſelben z. B. behufs Aufnahme oder Abſetzung von Fahr⸗ 
gäſten, behufs Auf⸗ oder Abladens von Laſtwagen, Umkeh⸗ 
rens u. dgl., iſt nicht zu vermeiden. Das Geſetz kann und 
will ſelbſtredend nicht Handlungen verbieten und unter Straf⸗ 
drohung ſtellen, die nicht zu vermeiden, unter Umſtänden ge- 
radezu geboten ſind. Deshalb ſetzt auch eine Uebertretung 
im Sinne des $ 366 Z. 9 StGB. ein objektiv recht: 
widriges Tun voraus und ein ſolches iſt nicht gegeben, 
wenn eine Handlung vorgenommen wird, die nach den ob— 
waltenden konkreten Verhältniſſen nicht vermieden oder nicht 
anders vorgenommen werden konnte und wenn der durch die 
Handlung veranlaßte Zuſtand nicht länger als notwendig 
dauert, näherhin die durch das Bedürfnis und die Rückſicht 
auf den anderweiten Verkehr gebotene Zeitdauer dabei nicht 
überſchritten wird. 

In dieſer Richtung iſt das angefochtene Urteil von einer 
rechtsirrigen Annahme auch nicht ausgegangen. Denn es iſt 
darin ausgeführt, daß der Angeklagte die von ihm geſchaf— 
fene Verkehrshinderung mit Leichtigkeit hätte vermeiden kön⸗ 
nen, wenn er den Wagen ſo, wie er behauptet, ihn hin⸗ 
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geſtellt zu haben, in Wirklichkeit auch hingeſtellt hätte und 
wie er ihn nach der getroffenen Feſtſtellung aber nicht auf⸗ 
geſtellt hat. Von einem Notſtand oder der Unmöglichkeit, 
den Wagen in nicht oder weniger verkehrshinderlicher Weiſe 
am Ortsweg vorübergehend aufzuſtellen, iſt ſonach vorliegend 
keine Rede und der Einwand der Reviſion, der Angeklagte 
ſei zur Aufſtellung ſeines Wagens und zum Anſpannen der 
Kühe auf den Ortsweg angewieſen, muß an der in dieſer 
Inſtanz nicht anfechtbaren tatſächlichen Feſtſtellung des Vor⸗ 
richters ſcheitern, daß der Angeklagte recht wohl in einer die 
Verkehrshinderung vermeidbaren Weiſe den Leiterwagen auf 
dem Ortsweg hätte aufſtellen und das Einſpannen vorneh⸗ 
men können. 

Endlich iſt auch der ſubjektive Tatbeſtand der 
Uebertretung rechtlich bedenkenfrei feſtgeſtellt. Nach den Ur⸗ 
teilsgründen war ſich der Angeklagte wohl bewußt, daß der 
aufgeſtellte Wagen das Paſſieren von Menſchen, Tieren und 
Fuhrwerken verhinderte und zwar in der nicht ganz unbe⸗ 
trächtlichen Zeitdauer von etwa 15 Minuten, und daraus 
wurde gefolgert, er habe ſchuldhaft gehandelt. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung genügt; denn nicht ein vorſätzliches rechtswidriges 
Verhalten oder gar eine auf die Verkehrshinderung gerichtete 
Abſicht wird erfordert, vielmehr reicht ein auf bloßer Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhendes Verſchulden zur Strafbarkeit aus. Nicht 
in der Tatſache der Aufſtellung des Wagens auf dem Orts⸗ 
weg, ſondern in der Art und Wirkung dieſer Aufſtel⸗ 
lung, derzufolge der Weg durch den Wagen für jeden Ver— 
kehr vollſtändig abgeſperrt und welche Art und Wirkung gut 
vermeidbar war, wurde die Verkehrshinderung nach der ob— 
jektiven wie ſubjektiven Seite geſehen. 

Urteil des Strafſenats vom 7. Nov. 1910 in der Straf⸗ 

ſache gegen J. K. in H. wegen Uebertretung im Sinn 

des 8 366 Z. 9 StGB. 
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11. 


Lüßt der Schlußſatz des § 193 StGB. nur eine Be⸗ 
ſtrafung ans § 185 zu? 


Dieſe Frage wurde vom Strafſenat verneint: der An⸗ 
geklagte hatte gegen die Feldbereinigungskommiſſion feiner 
Heimatgemeinde einen ehrenrührigen Vorwurf erhoben, die 
Strafkammer hatte ihm den Schutz des $ 193 StGB. zwar 
zugebilligt, aber wegen der Form der Aeußerung aus 8185 
geſtraft mit der Begründung, daß eine Beſtrafung wegen 
übler Nachrede aus § 186 nicht Platz greifen könne. Dies 
wurde als rechtsirrtümlich erklärt. Aus den 

Gründen: 

Zu beanſtanden iſt, daß die Verurteilung des Angeklag⸗ 
ten auf Grund des § 185 StGB. erfolgt iſt. Es wird zwar 
die Anſicht vertreten, daß nur nach § 185 StGB. beſtraft 
werden könne, wenn beim Zutreffen des $ 193 StGB. aus 
der Form oder den begleitenden Umſtänden der betreffenden 
Aeußerung das Vorhandenſein einer Beleidigung hervorgehe, 
vgl. Binding, Lehrb. Beſ. Teil I S. 155. Vergl. Darſtel⸗ 
lung uſw. Beſ. Teil IV. (Liepmann) S. 259 und 317. 

Aus den Beſtimmungen des StGB. laſſen ſich in⸗ 
deſſen genügende Anhaltspunkte für dieſe Anſicht nicht er- 
ſehen und der Wortlaut der SS 192 und 193 StGB. ſpricht 
gegen ſie. In § 192 iſt geſagt, es ſolle Beſtrafung nach 
§ 185 eintreten können, wenn eine an ſich unter § 186 
fallende Aeußerung wegen Erweislichkeit der behaupteten 
oder verbreiteten Tatſache nach dieſer Beſtimmung nicht ſtraf— 
bar ſei; der $ 193 dagegen ſchreibt vor, daß eine Strafe 
(nicht eine Strafe nach § 185) auszuſprechen ſei, wenn das 
Vorhandenſein einer Beleidigung aus der Form oder den 
begleitenden Umſtänden hervorgehe. Wenn auch hier eine 
Beſtrafung nach $ 185 gemeint wäre, jo hätte dies aus: 
drücklich ausgeſprochen werden müſſen. Aus den gleichlau— 
tenden Schlußſätzen der SS 192, 193 darf auch nicht etwa 
geſchloſſen werden, daß in dem 8 193 unter Beleidigung 
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(„Vorhandenſein einer Beleidigung“) eine ſolche in dem enge⸗ 
ren Sinne des § 185 zu verſtehen wäre; denn auch der § 186 
beſagt ausdrücklich, daß „wegen Beleidigung“ zu beſtrafen 
ſei, wer in Beziehung auf einen andern ehrenrührige Tat⸗ 
ſachen behaupte oder verbreite, und in allen übrigen Beſtim⸗ 
mungen des 14. Abſchnittes des StGB., §8 185 — 200, find 
in Uebereinſtimmung mit der Ueberſchrift dieſes Abſchnittes 
die Ausdrücke „Beleidigung“, „Beleidigter“ nicht in dem 
engeren Sinne des § 185 gebraucht. Hiezu kommt, daß ſich 
der § 193 nicht nur auf Fälle des $ 185 und des $ 186, 
ſondern auch auf ſolche der SS 187, 189 bezieht. Entſch. 
RG. V 56 ff. Es kann aber wohl nicht angenommen wer: 
den, daß in den letzteren Fällen beim Zutreffen des Schluß- 
ſatzes des § 193 der $ 185 zur Anwendung zu kommen hätte. 
Entſcheidend muß namentlich die Beſtimmung des § 188 in 
Betracht kommen, nach der nur in den Fällen der SS 186, 
187 auf eine an den Beleidigten zu erlegende Buße erkannt 
werden kann. Es kann vom Geſetze nicht beabſichtigt ſein, 
die Möglichkeit der Zuerkennung einer Buße für diejenigen 
Fälle des Behauptens oder Verbreitens von ehrenrührigen 
Tatſachen auszuſchließen, in denen die Verurteilung auf Grund 
des Schlußſatzes des § 193 ſtattfindet. Die Beſtrafung hat 
alſo, wenn das Vorhandenſein einer Beleidigung im Sinne 
des mehrerwähnten Schlußſatzes des § 193 feſtgeſtellt iſt, 
nach Maßgabe der im einzelnen Falle zutreffenden Strafbe⸗ 
ſtimmung — $$ 185, 186, 187, 189 — einzutreten. 

Dieſer Anſicht, die auch in der Entſtehungsgeſchichte des 
StGB. Unterſtützung findet, iſt der Strafſenat ſchon in einer 
früheren Entſcheidung beigetreten (Urteil in Sachen G. gegen 
R. Nr. 70/1909), ſie hat aber auch ſonſt in der älteren und 
neueren Rechtſprechung Anerkennung gefunden, vgl. Urteil 
des preußiſchen Obertribunals vom 26. September 1872, 
Oppenhoff, Rechtſprechung XIII 480 und Urteil des Reichs— 
gerichts vom 12. März 1909 in Warneyers Jahrbuch IV, 
62. Gegen den Angeklagten hätte hienach nicht der 8 185, 
ſondern der $ 186 StGB. zur Anwendung kommen ſollen. 
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Urteil des Strafſenats vom 2. Mai 1910 in der Straf⸗ 
ſache gegen K. B. und H. wegen Beleidigung. 


12. 


Inwiefern iſt die Benützung einer hüheren Eiſenbahn⸗ 
MWagenklaſſe als der bezahlten kriminell ſtrafbar? 


Aus den Gründen: 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt ſind die Angeklagten 
am 21. März 1909 mit dem Abendlokalzug Nr. 788 von 
Endersbach nach Stuttgart gefahren und haben, obgleich ſie 
nur mit Fahrkarten III. Klaſſe verſehen waren, die II. Wa⸗ 
genklaſſe benützt. Beim Einſteigen in Endersbach gingen ſie, 
da ſie im Abteil III. Klaſſe des von ihnen zur Fahrt be— 
ſtiegenen Wagens keinen Platz vorfanden, in den im gleichen 
Wagen befindlichen Abteil II. Klaſſe und erklärten dem nach 
der Abfahrt kontrollierenden Zugführer, in III. Klaſſe ſei 
kein Platz, worauf dieſer erwiderte: in einem hinten am 
Zug laufenden Wagen III. Klaſſe ſei noch Platz. Auf der 
Zwiſchenſtation Waiblingen hatte der Zug 6 Minuten Aufent- 
halt, die Angeklagten begaben ſich aber weder während des 
Zugsaufenthalts in den hinteren Wagen III. Klaſſe noch 
verließen fie ihre Plätze im Abteil II. Klaſſe, als unmittel⸗ 
bar nach der Abfahrt von Waiblingen der Schaffner ſie auf 
das unberechtigte Sitzen in der II. Klaſſe aufmerkſam machte 
und ihnen erklärte, daß in dem direkt anſtoßenden Abteil 
III. Klaſſe desſelben Wagens nunmehr 7 Plätze frei ſeien. 
Die Angeklagten blieben trotzdem bis Stuttgart in der 
II. Wagenklaſſe ſitzen und haben dadurch wie das Berufungs— 
gericht feſtſtellte, bekundet, daß ſie nicht in die III. Klaſſe 
gehen wollten, obgleich ſie die Möglichkeit hiezu und das 
Vorhandenſein genügender Plätze daſelbſt mindeſtens von 
Waiblingen ab kannten und wußten, daß ſie kein Recht und 
keine Erlaubnis zum Verbleiben in der II. Wagenklaſſe hat— 
ten. Das Schutzvorbringen, ſie hätten ſich dem Schaffner 
gegenüber bereit erklärt den Mehrbetrag nachzuzahlen, wurde 
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als widerlegt erachtet und ebenſo das weitere, ſie hätten die 
Genehmigung des Zugführers zum Verbleiben in der II. 
Wagenklaſſe annehmen dürfen und angenommen, wogegen 
ihnen zugebilligt wurde, daß fie auf der Fahrt von Enders: 
bach bis Waiblingen ſich für berechtigt halten konnten, we⸗ 
gen Ueberfüllung des zunächſt aufgeſuchten Abteils III. Klaſſe 
den anſtoßenden Abteil II. Klaſſe vorübergehend zu benützen, 
welche Berechtigung aber von Waiblingen an nach der ihnen 
gewordenen Mitteilung des Schaffners wegfiel, worüber ſie 
auch nicht im Zweifel waren. 

Auf der Grundlage dieſes Sachverhalts gelangte das 
Berufungsgericht zu der Schlußfeſtſtellung, die Angeklagten 
haben bewußtermaßen unbefugt auf der Fahrt von Waib— 
lingen nach Stuttgart die II. Wagenklaſſe benützt, ſomit vor- 
ſätzlich rechtswidrig der in der Bezeichnung der Wagenklaſſe 
liegenden allgemeinen Anordnung der Eiſenbahnverwaltung 
zuwidergehandelt und dadurch einer Uebertretung im Sinn 
der 88 77, 82 der Eiſenbahnbau- und Betriebsordnung vom 
4. Nov. 1904 ſich ſchuldig gemacht. Die hiegegen eingelegte 
Reviſion rügt die Verletzung von Normen des materiellen 
Strafrechts, insbeſondere unrichtige Anwendung der vorer— 
wähnten 88 77, 82 der Eiſenbahnbau- und Betriebsordnung, 
ſowie die Nichtbeachtung der einſchlägigen dem Privatrecht 
angehörigen Beſtimmungen der Eiſenbahnverkehrsordnung 
und des Betriebsreglements. Dem Rechtsmittel war der Er- 
folg nicht zu verſagen. 

Nach § 77 der Eifenbahnbau- und Betriebsordnung von 
1904, welche an Stelle der Betriebsordnung vom 5. Juli 
1892 und der Bahnordnung vom gleichen Tage ſowie der 
früheren Bahnpolizeireglements vom 4. Januar 1875 und 
30. Nov. 1885 getreten iſt, haben die Reiſenden und das 
ſonſtige Publikum den allgemeinen, von der Bahnverwaltung 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung innerhalb des Bahnge— 
biets und im Bahnverkehr getroffenen Anordnungen nachzu— 
kommen, ferner den dienſtlichen Anordnungen der in Uniform 
befindlichen oder mit einem Dienſtabzeichen oder einem ſon— 
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ſtigen Ausweis über ihre amtliche Eigenſchaft verſehenen 
Bahnpolizeibeamten Folge zu leiſten. Nach § 82 daſelbſt 
wird eine Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmung des 8 77 
mit Geldſtrafe bis zu 100 Mk. beſtraft, ſofern nicht nach den 
allgemeinen Strafbeſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt 
iſt. Dieſe vom Vorrichter zur Anwendung gebrachte Straf- 
vorſchrift wird trotz der von Staatsrechtslehrern wie La— 
band, Hänel, G. Meyer geltend gemachten Bedenken in der 
Rechtsſprechung, auch des Reichsgerichts, als rechtsgültig 
anerkannt, vergl. eiſenbahnrechtliche Entſcheidungen Bd. 2 
S. 7, Bd. 6 S. 248, Bd. 14 S. 23, Entſcheidung RG. in 
Strafſachen Bd. 24 S. 163, Bd. 27 S. 377, Goltd. Arch. 
Bd. 43 S. 148, 149; Stenglein, Nebengeſetze S. 318, Eger, 
Eiſenbahnverkehrsordnung 1910 S. 90. Die darin ange— 
drohte Strafe iſt nicht wie die Reviſion unter Berufung auf 
Hertzer, Eiſenbahnverkehrsordnung S. 30/31 (1902) annimmt, 
eine Konventionalſtrafe, ſondern eine kriminelle und wird auf 
Grund ſtrafrechtlicher Verfolgung ausgeſprochen; dies kann 
nach dem angeführten Wortlaut der Beſtimmung und ihrer 
Ueberſchrift „Beſtrafung von Uebertretungen“ nicht zweifel— 
haft ſein. Die durch dieſe Strafbeſtimmung geſchützten Vor⸗ 
ſchriften des 8 77 regeln die Verpflichtung des Publikums 
gegenüber allgemeinen Anordnungen der Bahnverwaltung und 
gegenüber ſpeziellen dienſtlichen Weiſungen der Bahnpolizei— 
beamten. Zu den letzteren zählen nach § 74 vergl. § 45 
Eiſenbahnbau⸗ und Betriebsordnung als Zugbegleitungs— 
perſonal die Zugführer und Schaffner. 

Eine Zuwiderhandlung gegen eine ſpezielle dienſtliche 
Weiſung eines Bahnpolizeibeamten — Fall 2 des 8 77 — 
kommt vorliegend nach den vom Berufungsgericht getroffenen 
Feſtſtellungen nicht in Frage, den Angeklagten gegenüber iſt 
eine dienſtliche Weiſung oder ein Befehl zum Verlaſſen der 
von ihnen auch von Waiblingen ab trotz leerer Plätze im 
Abteil III. Klaſſe benützten II. Wagenklaſſe weder von Seite 
des Zugführers noch von Seite des Schaffners ausgeſpro— 
chen worden. Das Berufungsgericht hat denn auch überein— 
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ſtimmend mit der in der polizeilichen Strafverfügung der 
Eiſenbahnbetriebsinſpektion vertretenen Auffaſſung lediglich 
den Fall 1 des § 77 als vorliegend erachtet und eine Bus 
widerhandlung gegen „die in der Bezeichnung der Wagen⸗ 
klaſſe liegende allgemeine Anordnung der Bahnverwaltung“ 
angenommen. 

Hiegegen erſcheint vorweg zweifelhaft, ob ſchon in einem 
äußeren Zeichen oder in einer bloßen Betriebseinrichtung, 
wie ſie die Bezeichnung der Wagenklaſſen oder richtiger de⸗ 
ren Einteilung darſtellt, falls nicht eine in Worte gefaßte 
ausdrückliche Anordnung allgemeiner Art über den Zweck 
dieſer Einteilung und die daraus ſich ergebende Berechtigung 
der mit entſprechenden Fahrkarten verſehenen Reiſenden im 
Inhalt der fraglichen Betriebsverordnung ſich findet, eine 
allgemeine von der Bahnverwaltung zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung innerhalb des Bahnbetriebs und im Bahnver⸗ 
kehr getroffene Anordnung zu erblicken iſt. Jedoch kann dieſe 
Frage vorliegend dahingeſtellt bleiben und ebenſo braucht zu⸗ 
nächſt nicht entſchieden zu werden, ob die von der Reviſion 
vertretene Auffaſſung zutreffend iſt, daß der 8 77 nur ſolche 
allgemeine Anordnungen im Auge hat, welche auf Grund der 
Eiſenbahnbau⸗ und Betriebsordnung für das Publikum er⸗ 
laſſen und in genügender Weiſe bekannt gegeben werden, 
wobei insbeſondere die Vorſchriften in den 588 78—81 über 
das Betreten der Bahnanlagen, das Ueberſchreiten der Bahn, 
das Verbot betriebsſtörender Handlungen, über das Ein- und 
Ausſteigen der Reiſenden, Oeffnen der Wagentüren, Betre- 
ten der Trittbretter und das Herauswerfen von Gegenſtänden 
aus den Wagen in Betracht kommen. 

Entſcheidend iſt, daß die den Gegenſtand der Anklage 
bildende Materie, nämlich das Fahren in einem Eiſenbahn⸗ 
zug ohne gültige Fahrkarte in der Eiſenbahnverkehrsordnung 
vom 26. Oktober 1899 § 21 ausdrücklich geregelt iſt und 
daß dieſe Regelung durch die mehrerwähnte Eiſenbahnbau— 
und Betriebsordnung von 1904 keine Abänderung oder Er— 
gänzung erfahren hat und daß überhaupt irgend welche an- 
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dere Beſtimmung allgemeiner oder ſpezieller Art über dieſe 
Materie weder in der letzteren Verordnung noch in der erſt— 
erwähnten ſich findet. 

In § 21 der Eiſenbahnverkehrs verordnung von 1899 
— die jetzt geltende vom 17. Dezember 1908 iſt erſt am 
1. April 1909, alſo nach dem Tag der hier fraglichen Zu— 
widerhandlung in Kraft getreten — iſt in Abſ. 2 beſtimmt: 
„wer ohne gültige Fahrkarte im Zug Platz nimmt, 
hat für die ganze von ihm zurückgelegte Strecke das Doppelte 
des gewöhnlichen Fahrpreiſes, mindeſtens aber den Betrag 
von 6 Mk. zu entrichten ... Der Reiſende, der unaufge- 
fordert dem Schaffner oder Zugführer meldet, daß er wegen 
Verſpätung keine Fahrkarte habe löſen können, hat nur den 
gewöhnlichen Fahrpreis mit einem Zuſchlag von 1 Mk., 
keinesfalls jedoch mehr als den doppelten Fahrpreis zu zah⸗ 
len“. In ſtändiger Praxis wird als Reiſender „ohne gül- 
tige Fahrkarte“ angeſehen und behandelt, nicht nur wer ganz 
ohne Fahrkarte oder mit einer bereits benützten, wegen Zeit— 
ablaufs verfallenen oder mit einer gefälſchten oder mit einer 
nicht für ihn gültigen Fahrkarte den Bahnzug benützt, ſon⸗ 
dern auch wer mit einer für die betreffende Wagenklaſſe oder 
Zugsart nicht gültigen oder beſtimmten bezw. ungenügenden 
Fahrkarte im Zuge fährt, ſ. Eger, Eiſb. Verk. Ordg. 1901 8 21 
S. 90 und die dort zitierten, Coermann Z. der deutſch. Eiſb.⸗ 
Vw. 1894 S. 121. Dieſer Verkehrsordnung iſt durch das 
neue Handelsgeſetzbuch der Charakter einer Rechtsverordnung 
für die Perſonen- und Güterbeförderung beigelegt und die 
im zit. 8 21 über die Benützung und Prüfung der Fahr: 
karten enthaltenen Vorſchriften haben wie in der Literatur 
und ſtändigen Rechtſprechung anerkannt iſt, die Natur der 
Feſtſetzung von Vertrags- oder Kon ventionalſtrafen. 
Dieſe Strafbeſtimmungen ſind als Teil der allgemeinen 
Transportbedingungen für den Reiſenden mit dem Beſteigen 
des Bahnzugs rechtsverbindlich, ſeine Zahlungspflicht beruht 
auf dem auf Grund der Eiſenbahnverkehrsordnung abge— 
ſchloſſenen Vertrag und als Konventionalſtrafe ſind die im 
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§ 21 beſtimmten Strafen rein privatrechtlicher Natur, aus⸗ 
bedungen für den Fall, daß eine vertragsmäßige Verpflich⸗ 
tung nicht gehörig oder überhaupt nicht erfüllt worden iſt; 
fie können daher auch nur im Weg des Zivilprozeſſes bei- 
getrieben werden, ſoweit nicht landesrechtliche Beſtimmungen 
ergänzend und ändernd eintreten, und ſie unterliegen im Fall 
der Uneinbringlichkeit nicht der Umwandlung in Freiheits- 
ſtrafen (88 28, 29 StGB.). 

Aus der erwähnten Natur dieſer Strafen folgt, daß 
neben den in Abſ. 2 § 21 bezeichneten Rechtsfolgen, näher: 
hin neben der Einziehung der Vertragsſtrafe die polizeiliche 
oder kriminelle Beſtrafung des Zuwiderhandelnden 
dann erfolgen kann, wenn abgeſehen von dem zu jeder 
Straftat erforderlichen ſubjektiven Verſchulden die beſonderen 
Vorausſetzungen einer beſtimmten bahnpolizeilichen Ueber: 
tretung oder eines Vergehens bezw. Verbrechens im Sinn 
des StGB. vorliegen. Die eine Strafe ſchließt weder die 
andere aus, noch iſt fie mit dieſer etwa gemäß SS 77, 78 
StGB. zuſammenzuziehen. Die hier in Betracht kommende 
Verletzung des 8 21 Eiſenbahnverkehrsordnung kann zugleich 
den Tatbeſtand einer Uebertretung der 88 77, 82 Eiſenbahn⸗ 
bau⸗ und Betriebsordnung darſtellen, wenn der eine Wagen: 
klaſſe unbefugt benützende Reiſende der dienſtlichen Anord— 
nung eines Bahnpolizeibeamten, die betreffende Wagenklaſſe 
zu verlaſſen oder die Fahrkarte vorzuzeigen, nicht Folge 
leiſtet — eine Zuwiderhandlung dieſer Art ſcheidet hier nach 
der getroffenen Feſtſtellung aus — oder jene Verletzung kann 
zugleich den Tatbeſtand eines Vergehens des Betrugs, der 
Urkundenfälſchung erfüllen, es kann Beſtechung, Widerſtand, 
Hausfriedensbruch konkurrieren und hierwegen ſtrafrechtliche 
Verfolgung nebenher eintreten, vergl. Eger a. a. O. S. 90, 
Coermann a. a. O. S. 121/122, Eiſenbahnr. Entſch. Bd. 25 
S. 213. 

Aber vorliegend treffen nach der Feſtſtellung des Be— 
rufungsgerichts lediglich die Vorausſetzungen einer Zuwider— 
handlung im Sinn des § 21 Abſ. 2 Eiſenbahnverkehrsord— 
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nung zu, näherhin iſt nur der Fall einer Nichtbeachtung der 
in dieſer ausdrücklichen und erſchöpfenden Vorſchrift über die 
Fahrkartenbenutzung liegenden Verkehrsbeſtimmungen gege— 
ben, ohne daß zugleich der Tatbeſtand einer ſpeziellen 
polizeilichen oder kriminellen Zuwiderhandlung nach der ob— 
jektiven und ſubjektiven Seite nachgewieſen iſt. Dies iſt auch 
in der zunächſt ſeitens der Bahnverwaltung an die Ange— 
klagten ergangenen Aufforderung, gemäß § 21 Eiſenbahn⸗ 
verkehrsordnung eine Taxnachzahlung von 6 Mk. bei Ver⸗ 
meidung der Zwangsvollſtreckung zu entrichten, ſowie in der 
anfänglichen Unterlaſſung jeder bahnpolizeilichen bezw. krimi⸗ 
nellen Verfolgung deutlich zum Ausdruck gekommen. Des— 
halb kann nicht an Stelle der Vertragsſtrafe und gleich— 
ſam zur beliebigen Wahl der Eiſenbahnverwaltung die krimi— 
nelle Beſtrafung wegen Uebertretung des 8 82 Eiſenbahnbau— 
und Betriebsordnung nachträglich geſetzt werden. Daß an— 
geſichts jener ſpeziellen Regelung der Rechtsfolgen der Be— 
nützung eines Bahnzugs ohne gültige beziehungsweiſe für die 
benützte Wagenklaſſe gültige Fahrkarte ganz derſelbe Tatbe— 
ſtand ohne Feſtſtellung weiterer Merkmale lediglich unter 
dem Geſichtspunkt der Nichtbeachtung der in der Wagenbe— 
zeichnung liegenden Anordnung noch ſollte ſtrafbar ſein, er— 
ſcheint beim Mangel eines bezüglichen Ausſpruchs in der 
Verordnung vorweg ausgeſchloſſen. In den zahlreichen 
Entſcheidungen des Reichsgerichts über Betrugsvergehen bei 
Benützung der Eiſenbahn iſt nirgends auch nur angedeutet, 
daß eventuell eine Beſtrafung (neben der Vertragsſtrafe aus 
8 21 Verk. Ord.), aus § 62 bezw. 82 Eiſenbahnbau- und 
Betriebsordnung in Frage kommen könnte. Die vom Vor— 
richter zur Anwendung gebrachten Strafbeſtimmungen können 
wie die Reviſion zutreffend geltend macht, nicht in die rein 
privatrechtlichen Beziehungen eingreifen, die durch den gemäß 
der Verkehrsordnung zwiſchen der Bahnverwaltung und dem 
Fahrgaſt abgeſchloſſenen Transportvertrag entſtehen, ſie kön— 
nen auch nicht ohne weiteres Platz greifen, wenn ſich zwi— 
ſchen beiden Teilen Differenzen hinſichtlich der gegenſeitigen 


B. in Strafſachen. 187 


Rechte und Pflichten auf Grund des Transportvertrags er— 
geben oder wenn wie im konkreten Fall der Reiſende die 
ihm aus 8 21 Eiſenbahnverkehrsordnung obliegende Zahlung 
der Vertragsſtrafe verweigert, bezw. letztere mangels pfänd⸗ 
barer Gegenſtände nicht beigetrieben werden kann. 

Außer jedem Zweifel wird dieſe Auffaſſung für einen 
Fall der vorliegenden Art durch die Beſtimmung in Abſ. 2 
des § 82 der Eifenbahnbau- und Betriebsordnung geſtellt. 
Hienach trifft die in Abſ. 1 für Zuwiderhandlungen gegen 
§§ 72—81 angedrohte Strafe denjenigen, der den Beſtim— 
mungen der Verkehrsordnung über die von der Mitnahme 
in Perſonenwagen ausgeſchloſſenen Gegenſtände zumiderhan- 
delt. Hier wird alſo nur eine einzige Materie 
aus der Eiſenbahnverkehrsordnung unter den Schutz der vom 
Berufungsgericht angewandten Strafbeſtimmung des 8 82 
der Eiſenbahnbau⸗ und Betriebsordnung geſtellt, dieſe Ma⸗ 
terie iſt in den 88 27, 29 der alten Verkehrsordnung von 
1899 wie der neuen vom 17. Dez. 1908 geregelt und zu den 
hierüber aufgeſtellten Beſtimmungen der Verkehrsordnung 
gehört jene des § 21 zweifellos nicht. Somit erſtreckt ſich 
die Strafbeſtimmung des § 82 grundſätzlich nicht auf die 
daſelbſt dem Reiſenden gegenüber bezüglich der Fahrkarten⸗ 
benützung gemachten Vorſchriften; ihr Wortlaut und Inhalt 
läßt hierüber keinen Zweifel, wie aus der ſpeziellen Aus⸗ 
ſcheidung einer einzelnen Materie aus der Verkehrsordnung 
und der Gleichſtellung ihrer Verletzung mit der Zuwider⸗ 
handlung gegen $ 77 bis 81 Eiſenbahnbau⸗ und Betriebs⸗ 
ordnung notwendig gefolgert werden muß; vergl. auch Golt- 
dammer Archiv Bd. 43 S. 148. 

Nachdem nach den getroffenen Feſtſtellungen des Be⸗ 
rufungsgerichts das Verhalten des Angeklagten weder den 
Tatbeſtand eines Betrugs im Sinn des § 263 StGB., noch 
auch den der Nichtbefolgung der dienſtlichen Anordnung eines 
Bahnpolizeibeamten (Zugführers, Schaffners) im Sinn der 
88 77, 82 Eiſenbahnbau⸗ und Betriebsordnung erfüllt und 
auch eine anderweitige polizeiliche oder kriminell ſtrafbare 
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Zuwiderhandlung nicht in Betracht kommt, vielmehr nur eine 
Verletzung des § 21 Verkehrsordnung feſtgeſtellt iſt — aber 
nicht wie die Reviſion meint, ein Fall nach Satz 3 des Abſ. 2 
ſondern nach Satz 1 daſelbſt — kann der Schuldigſpruch im 
angefochtenen Urteil nicht aufrecht erhalten werden und das 
Reviſionsgericht iſt in der Lage, in der Sache ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden, ſofern ohne weitere tatſächliche Erörterungen auf 
Freiſprechung erkannt werden muß. 

Eines Eingehens auf die weiteren, übrigens nach den 
Feſtſtellungen des Tatrichters nicht zutreffenden Reviſions⸗ 
bemängelungen betreffend einen berechtigten Uebergang in 
eine höhere Wagenklaſſe und einen Aushang von Beſtim⸗ 
mungen des Perſonentarifs bedarf es hienach nicht mehr. 

Urt. des Strafſen. vom 14. Febr. 1910 in der Straf⸗ 

ſache gegen A. J. und K. R. in St. wegen Verfehlung 

wider die Eiſenbahnbau- und Betriebsordnung. 


13. 


Wann if die Erfindung oder das Verfahren einer 
Heimatarbeiterin als Geſchüfts⸗ oder Betriebsgeheim⸗ 
nis des Geſchüftsherrn anzuſehen? 


Der Privatkläger bringt eine ihm durch Gebrauchs— 
muſter geſchützte Damenmonatsbinde in den Handel, der 
Angeklagte war längere Zeit ſein Handlungsgehilfe und jetzt 
als ſolcher bei einer Konkurrenzfirma angeſtellt; eine Frau K. 
war Heimarbeiterin des Privatklägers und bediente ſich bei 
Fertigen und Annähen der Beſätze der Binden eines beſon— 
deren, von ihr zuſammen mit ihrem Ehemann ſelbſtändig 
erdachten Verfahrens ſowie eines Werkzeugs, das jedenfalls 
nach ihrer Meinung von anderen nicht benützt war; dem 
Privatkläger hat die K. dieſes Verfahren nie mitgeteilt. Der 
Angeklagte hat brieflich verſucht von der K. in Erfahrung 
zu bringen, wie ſie die Beſätze anfertige; hiewegen aus 
SS 17, 20 RGeſ. vom 9. Juni 1909 wegen unlauteren 
Wettbewerbs angeklagt, wurde er vom Berufungsgericht 
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freigeſprochen und die Reviſion des Privatklägers ver— 
worfen. 

Aus den Gründen: 

Geht man mit dem Vorrichter davon aus, daß das in 
ſeinen Einzelheiten nicht bekannte geheime Verfahren der 
Frau K. den Begriff des Geſchäfts- oder Betriebsgeheimniſſes 
im Sinn des § 17 VWGeſ. zu erfüllen geeignet wäre, fo 
kann es ſich doch nach den getroffenen tatſächlichen Feſtſtel⸗ 
lungen um ein Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimnis des Br i- 
vatklägers nicht handeln. Frau K. war zu der hier in 
Frage kommenden Zeit Heimarbeiterin des Privatklägers 
lediglich mit der Aufgabe, die ihr von dieſem zugeſandten 
Binden mit Beſätzen zu verſehen. Aus dem ſo gearteten 
Dienſtverhältnis folgt noch nicht das Recht des Geſchäfts— 
herrn an einer „Erfindung“, die die Heimarbeiterin entwe— 
der allein oder unter Mitwirkung ihres Ehemanns während 
der Dauer ihrer Beſchäftigung im Dienſt des Privatklägers 
in Bezug auf die Herſtellung der Beſätze und ihre Anbringung 
an den Binden gemacht hat. Ein ſolches Recht ließe ſich 
nur dann annehmen, wenn die K. vermöge ihres Anftellung3- 
verhältniſſes die Aufgabe gehabt hätte in Richtung auf die 
Verbeſſerung der bisher üblichen Art der Herſtellung und 
Anbringung der Beſätze Verſuche anzuſtellen und wenn ihre 
gerade zu dieſem Zweck angeſtellten Verſuche zu der Erfin⸗ 
dung einer ſolchen Verbeſſerung geführt haben würden, Entſch. 
RG. 32 S. 216. Darüber daß zwiſchen dem Privatkläger 
und der Frau K. derartige beſondere Vereinbarungen ge- 
troffen worden wären, iſt jedoch aus den tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Vorrichters nichts zu entnehmen; die Straf: 
kammer hatte auch keinen Anlaß, das Nichtbeſtehen ſolcher 
Abreden ausdrücklich zu betonen, da dem gewöhnlichen gewerb— 
lichen Heimarbeiter fo weitgehende Verpflichtungen erfah⸗ 
rungsgemäß nicht auferlegt zu werden pflegen. Außerdem 
ſteht nicht feſt, daß die Erfindung in der Zeit gemacht wurde, 
da die K. ſchon Heimarbeiterin des Privatklägers war; auch 
dies wäre aber erforderlich, um ein Geſchäfts⸗ oder Betriebs⸗ 
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geheimnis des Privatklägers in Bezug auf die Erfindung 
annehmen zu können. Daraus daß die K. etwa eine ſchon früher 
gemachte Erfindung im Dienſt des Privatklägers ausnützte, 
würde ſich eine ſolche Annahme auch dann nicht ergeben, 
wenn der K. ausdrücklich die Verpflichtung auferlegt worden 
wäre, Verſuche zur Verbeſſerung der Herſtellung und An⸗ 
bringung von Beſätzen anzuſtellen. 

Unter dieſen Umſtänden und da überdies auch eine Feſt— 
ſtellung dahin, daß der Privatkläger das geheime Verfahren 
der K. kennen gelernt und für ſeinen Geſchäftsbetrieb ſich 
angeeignet habe, vom Berufungsgericht nicht getroffen werden 
konnte, fehlt es an dem Erfordernis eines Geſchäfts⸗ oder Be⸗ 
triebsgeheimniſſes des Privatklägers, das der Frau K. vermöge 
ihres Dienſtverhältniſſes anvertraut oder ſonſt zugänglich ge- 
worden wäre und es kann dahinſtehen, ob nicht auch der von 
der Strafkammer feſtgeſtellte Umſtand, daß die K. ihr Ver⸗ 
fahren und die Anwendung des beſonderen Werkzeugs zu— 
ſammen mit ihrem nicht im Dienſt des Privatklägers ſtehen⸗ 
den Ehemann erdacht hat, der Annahme eines Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſes des Privatklägers entgegenſtehen 
würde. 

Bei Nichtvorliegen des objektiven Tatbeſtandsmerkmals 
des Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſes könnte es ſich um 
ein ſtrafbares Unternehmen des Angeklagten im Sinn der 
SS 20 und 17 des neuen UWGeſ. gemäß den Ausführungen 
des Reichsgerichts in Bd. 35 S. 136 und Bd. 39 S. 324 
nur dann handeln, wenn der Angeklagte das was er von 
der Frau K. zu erkunden beſtrebt war, ſich als Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimnis des Privatklägers vorgeſtellt hätte. 
Dieſer Annahme ſtehen aber die tatſächlichen, auf rechtlich 
einwandsfreier Grundlage beruhenden Erwägungen des Be— 
rufungsgerichts entgegen (folgt deren nähere Ausführung). 

Urteil des Strafſenats vom 4. Juli 1910 in der Privat⸗ 

klageſache A. gegen M. in R. wegen unlauteren Wettbe⸗ 

werbs. 
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14. 


1. Kahmen als ſelbſtündiger Keſtandteil des Bildes. 
2. Jie Umwandlung einer Geldſtrafe wegen Steuer- 
delikts. 


Der Angeklagte hatte im Umherziehen Beſtellungen auf 
photographiſche Vergrößerungen ſowie auf Bilderrahmen 
hiezu aufgeſucht, er beſaß hiebei eine nach §S 44 a GewO. 
ausgeſtellte Legitimationskarte, nicht aber einen Wander⸗ 
gewerbeſchein oder einen Steuerſchein; er wurde wegen fahr— 
läſſiger Wandergewerbeſteuergefährdung nach Art. 23 Abſ. 2 
Geſ. vom 15. Dez. 1899 beſtraft und ſeine Reviſion verworfen. 

Aus den Gründen: 

Der Angeklagte bedurfte für das Aufſuchen von Waren— 
beſtellungen ſoweit es ſich dabei um die photographiſchen 
Vergrößerungen handelte da dieſe als Bildwerke aufzufaſſen 
ſind, gemäß den Beſtimmungen des § 44 Abſ. 3 vgl. § 44 
und 56 Gew., Art. 5 Wandergew.StGeſ. allerdings keines 
Wandergewerbeſcheines und auch keines Steuerſcheines. 
Dagegen war beides erforderlich und der Angeklagte ſonach 
ſteuerpflichtig ſoweit er Beſtellungen auf andere Waren als 
auf Bildwerke, nämlich auf Rahmen aufgeſucht hat. Dies 
ergibt ſich aus Art. 2 Ziff. 2 und Art. 16 Abſ. 1 Wandergew. 
StGeſ. in Verbindung mit den vorerwähnten Vorſchriften 
der Gew.; die Verurteilung iſt auch nur mit der Beſchrän⸗ 
kung auf das Aufſuchen von Beſtellungen auf Rahmen für 
die Bildvergrößerungen erfolgt. 

1. Der Einwand der Reviſion daß der Rahmen nur als 
Teil der Vergrößerung des Bildwerks zu gelten habe, ſchon 
weil ſo große Photographien ungerahmt nie aufbewahrt 
werden, ſcheitert an der gegenteiligen Feſtſtellung des Bor: 
richters, die eine rechtsirrige Auffaſſung nicht erkennen läßt. 
Nach erſterer erſcheint der Photographierahmen im Verhält— 
nis zu der photographiſchen Vergrößerung als eine durchaus 
ſelbſtändige Sache und nicht als ein weſentlicher Beſtandteil 
der Vergrößerung im Sinn des 8 93 BGB. Dies wurde 
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daraus geſchloſſen daß die Vergrößerung nach dem Proſpekt, 
ſowohl mit als ohne Rahmen gekauft werden kann ſowie 
daß der Rahmen ohne Beſchädigung des Bildes oder des 
Rahmens jederzeit wieder vom Bild getrennt und für ein 
anderes Bild verwendet werden kann. Die Trennung eines 
ſolchen Bildes vom Rahmen konnte ſo für keinen der beiden 
Teile die Wirkung haben, daß er in ſeiner ſachlichen oder 
wirtſchaftlichen Bedeutung zerſtört oder in ſeinem Weſen 
verändert worden wäre. Deshalb konnte der Verkauf der 
Rahmen und das Aufſuchen von Beſtellungen auf Rahmen 
im Unterſchied vom Aufſuchen von Beſtellungen auf Photo— 
graphievergrößerungen unbedenklich einer geſonderten recht⸗ 
lichen Beurteilung unterſtellt werden. 

2. Unzutreffend iſt ſodann auch die Behauptung der 
Reviſion, daß die Feſtſetzung einer Freiheitsſtrafe für den 
Fall der Uneinbringlichkeit der wegen Steuerdelikts ange⸗ 
ſetzten Geldſtrafe unzuläſſig ſei. Denn die in Art. 23 Wan⸗ 
dergew.StGeſ. angedrohte Geldſtrafe iſt eine Kriminalſtrafe 
und es gelten daher für ſie die allgemeinen Vorſchriften des 
Strafgeſetzbuchs, wonach die hier erwähnten Steuerdelikte 
als Vergehen ſich darſtellen, bei denen die erkannte Geldſtrafe 
im Fall ihrer Uneinbringlichkeit in Gefängnis- oder Haft⸗ 
ſtrafe umzuwandeln iſt (§ 28). Es iſt anerkannten Rechts, 
daß die Vorſchriften des § 28 auch bei den durch beſondere 
Reichs⸗ oder Landesgeſetze geregelten Materien zur Anwen⸗ 
dung kommen, inſoweit nicht ausdrücklich für dieſe eine ab- 
weichende Beſtimmung getroffen iſt wie z. B. im Wechſel⸗ 
ſtempelſteuergeſetz § 15, im Nachdrucksgeſetz $ 24 eine Um: 
wandlung in Freiheitsſtrafe ausdrücklich unterſagt iſt. Nach 
§ 2 Einfg. StGB. gehören Steuerſachen zur Kompetenz der 
Landesgeſetzgebung, dieſe hat in Württemberg eine ſolche 
Abweichung nicht vorgeſehen und im Art. 29 des Geſetzes 
vom 25. Auguſt 1879 betr. das Verfahren bei Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen Zoll- und Steuergeſetze ſpeziell für die Unein⸗ 
bringlichkeit der in einem Steuerſtrafbeſcheid feſtgeſetzten 
Geldſtrafe die Herbeiführung der gerichtlichen Entſcheidung 
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über die Umwandlung in Freiheitsſtrafe vorgeſchrieben. Nach 

§ 491 StPO. iſt aber den Gerichten zur Pflicht gemacht, in 

den eine Geldſtrafe verhängenden Entſcheidungen zugleich die 

im Unvermögensfall eintretende Freiheitsſtrafe feſtzuſetzen. 
Urteil des Strafſenats vom 24. Oktober 1910 in der 
Strafſache gegen E. B. in D. wegen Wandergewerbe— 
ſteuergefährdung. 


15. 


Der Tatbefland des Art. 7 Ziff. 1 Pol steh. (In Be⸗ 
wegungſetzen der Obrigkeit durch falſche Ausſtren⸗ 
ungen). 


Die Angeklagte hatte auf dem Polizeiamt U. angegeben: 
der Soldat mit dem ſie in der Artilleriekaſerne geſchlechtlich 
verkehrt habe, ſei ihr Bruder geweſen, den ſie als H. M. 
und hernach als Stiefbruder H. K. bezeichnete; ſie blieb auf 
dieſer Angabe trotz Belehrung, daß dann Blutſchande vor: 
liege und zwar in Verhören vor der Staatsanwaltſchaft wie 
vor dem Kriegsgericht, welch letzteres eingehende Erhebungen 
veranſtaltete; erſt als ſich hiebei herausſtellte daß ſie gar 
keinen Bruder habe und daß kein Soldat des angegebenen 
Namens in einem der betreffenden Regimenter diene, gab 
die Angeklagte zu, daß alles unwahr ſei und der Soldat ſie 
eben angelehrt habe ſo zu ſagen ſowie daß ſie um ihn zu 
ſchonen, jo angegeben habe. Von der Anklage einer Ueber: 
tretung im Sinn des Art. 7 Ziff. 1 PolStG. dahin, durch 
ihre Lüge das Kriegsgericht in Bewegung geſetzt zu haben, 
wurde fie vom Schöffengericht und der Strafkammer frei: 
geſprochen, die Reviſion der Staatsanwaltſchaft wurde ver— 
worfen aus folgenden 

Gründen: 

Nach Art. 7 Ziff. 1 PolStG. wird beſtraft, wer durch 
falſchen Notruf, Mißbrauch der Glocken oder andere lärm— 
erregende Werkzeuge, durch Partei- oder Loſungszeichen, durch 
erdichtete Vorſtellungen oder Ausſtreuungen Beſorgniſſe unter 
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dem Publikum wiſſentlich hervorruft oder verbreitet, Zu— 
ſammenlauf veranlaßt, die Obrigkeit oder bewaffnete Macht 
in Bewegung ſetzt. Dieſe Strafbeſtimmung ſtammt aus dem 
alten Polizeiſtrafgeſetz vom 2. Oktober 1839 und iſt aus 
dieſem mit einer kleinen Erweiterung (neu ſind nur die 
Worte „hervorruft oder“ vor „verbreitet“ ſowie „in Bewe— 
gung ſetzt“ ſtatt „in Bewegung bringt“) in das neue Poli⸗ 
zeiſtrafgeſez vom 27. Dez. 1871 übernommen worden mit 
der nach den Geſetzesmaterialien ausdrücklich ausgeſprochenen 
Abſicht, als ſubſidiäre Ergänzungsbeſtimmung zum § 360 
Ziff. 11 StGB., d. h. zur reichsrechtlichen Strafdrohung 
wegen groben Unfugs und ruheſtörenden Lärms zu dienen. 
Dies iſt ſowohl in den Motiven als im Kommiſſionsbericht 
der Abgeordnetenkammer zum Ausdruck gekommen, vergl. 
Verh. Abgk. 1870/73 Beilbd. I S. 331, 509 und dem An⸗ 
trag der Kommiſſionsminderheit auf Streichung der Worte 
„Zuſammenlauf veranlaßt, die Obrigkeit oder bewaffnete 
Macht in Bewegung geſetzt“ wurde weder in der Kommiſ— 
ſions⸗ noch in der Kammerberatung eine Folge gegeben mit 
dem Hinweis, daß der Reat in 360 Ziff. 11 StGB. nicht 
mit dem Art. 7 (im Entwurf Art. 6) Ziff. 1 bezüglich des 
Tatbeſtandes ganz zuſammenfalle, jedenfalls dieſes Zuſam⸗ 
menfallen zweifelhaft und die ſeitherige Strafbeſtimmung 
ſchon vom praktiſchen Standpunkt überaus wünſchenswert 
ſei, wobei als Beiſpiel des Inbewegungsſetzens der Obrig⸗ 
keit ein Fall von „Vortäuſchung der Königsnähe“ mit der 
Folge einer nach außen tretenden Tätigkeit der Behörde an⸗ 
geführt wurde a. a. O. S. 509 Prot. Bd. II S. 701/2. 
Nach dem angeführten Zweck der Strafbeſtimmung und 
deren Geſamtinhalt, insbeſondere aus dem Zuſammenhang 
des hier in Frage kommenden Tatbeſtandes des Inbewegung— 
ſetzens der Obrigkeit mit den übrigen in der Geſetzesſtelle 
zuſammengefaßten Miſchtatbeſtänden iſt der auch vom Be— 
Berufungsgericht vertretenen, von der Reviſion bekämpften 
Auffaſſung beizutreten, daß nicht ſchon jede durch erdichtete 
Angaben oder Ausſtreuungen veranlaßte unnütze Behelligung 
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der Behörde durch die Strafdrohung verhindert werden ſoll 
ſondern ſolche Handlungen der fraglichen Art unter Strafe 
geſtellt ſind, durch welche zugleich der äußere Beſtand der 
öffentlichen Ordnung, näherhin die öffentliche Ruhe 
geſtört oder gefährdet, weitere Kreiſe des Publi⸗ 
kums beunruhigt, unbeſtimmt welche oder wie viele Perſonen 
durch die Hervorrufung des behördlichen Einſchreitens be⸗ 
helligt werden oder behelligt werden können. In dieſem 
Sinn geht der Vorrichter zutreffend davon aus, daß der Tat- 
beſtand der Strafnorm z. B. dann nicht erfüllt iſt, wenn 
nur gegen den Täter ſelbſt infolge ſeiner Selbſtbeſchuldigung 
ein Strafverfahren eingeleitet, auch nur er ſelbſt in dieſem 
vernommen und beſtraft worden iſt. Der Auffaſſung der 
Reviſion, daß die Strafnorm lediglich um der Obrigkeit ſelbſt 
willen, damit ſie nicht mutwillig in ihrer Geſchäftstätigkeit 
geſtört werde, gegeben ſei, kann nicht beigepflichtet werden; 
auch die Zuſammenſtellung der Obrigkeit mit der bewaffne— 
ten Macht läßt ſich für jene Auffaſſung nicht verwerten, da 
ſchon bei der Beratung der Strafnorm im Jahr 1839, ab— 
geſehen von den oben erwähnten Momenten, dieſe ausdrück⸗ 
lich und lediglich als Strafdrohung gegen die Störung der 
öffentlichen Ruhe bezeichnet und begründet, auch unter die 
Ueberſchrift „Störungen der öffentlichen Ruhe“ geſetzt wor⸗ 
den iſt, alſo eine weitere Kreiſe des Publikums behelligende 
oder etwa eine für die Oeffentlichkeit wahrnehmbare Tä- 
tigkeit, z. B. ein Ausrücken des Militärs zur Voraus⸗ 
ſetzung hat, vgl. Vh. Abgk. 1839 Bd. 12, 2. Beil. S. 5, 
569—571. Eine derartige Inbewegungſetzung der Obrigkeit 
hat der Vorrichter in dem durch die Lüge der Angeklagten 
veranlaßten Vorgehen des Kriegsgerichts geſehen, wodurch 
die in Memmingen vernommenen Perſonen behelligt wurden 
und etwaige zufällig die fraglichen Namen tragenden Sol— 
daten der zwei Artillerieregimenter in die größten Ungelegen⸗ 
heiten hätten gebracht werden können. Dieſe Feſtſtellung 
und die daraus gezogene Folgerung iſt von der Reviſion 
auch nicht angefochten. 


196 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Dagegen wendet ſich dieſe weiterhin gegen die Annahme 
des Vorrichters, daß die Obrigkeit wiſſentlich in Be 
wegung geſetzt worden fein müſſe; die ſprachliche Betrach⸗ 
tung ergebe, daß das Wort ,„wiſſentlich“ nur zur erſten und 
einen Alternative des Hervorrufens von Beſorgniſſen unter 
dem Publikum gehöre. Dieſe Auslegung findet in der Tat 
ihre Unterſtützung darin, daß das Wort „wiſſentlich“, das 
im Geſetzentwurf nicht enthalten war, ausdrücklich nur für 
das Tatbeſtandsmerkmal des Hervorrufens oder Verbreitens 
von Beſorgniſſen im Publikum im Geſetz eingeſchaltet wurde 
und zwar mit dem ausgeſprochenen Zweck, daß es nicht 
irrigerweiſe auch auf die beiden anderen Fälle des Veran— 
laſſens eines Zuſammenlaufs und des Inbewegungſetzens 
der Obrigkeit mitbezogen werde, vor dem Wort „verbreitet“ 
ſtatt wie anfangs beſchloſſen vor „Beſorgniſſe“ eingeſchaltet 
worden iſt, Vh. Abgk. 1839 Prot. Bd. IL, 30. Sitzung 
S. 47 ff., S. 57. 

Allein auch ſo wird zum ſubjektiven Tatbeſtand ein Ver⸗ 
ſchulden des Täters wenn auch nur ein fahrläſſiges erfor⸗ 
dert und deshalb iſt nicht nur notwendig, wie die Reviſion 
meint, daß die Vorſtellungen oder Ausſtreuungen „erdichtet“ 
d. h. wiſſentlich falſch ſind, ſondern ſie müſſen auch von der 
Art ſein, daß ſie die fragliche Wirkung z. B. die Inbewe⸗ 
gungſetzung der Obrigkeit haben und dieſe Wirkung bei ge— 
höriger Aufmerkſamkeit vorausgeſehen werden konnte, auch 
daß der Täter im Bewußtſein dieſer gewöhnlichen oder min— 
deſtens möglichen Bedeutung oder Wirkung ſeiner erdichteten 
Ausſtreuung gehandelt hat. Daß er dieſe Wirkung beab— 
ſichtigt oder ſie mit voller Beſtimmtheit als eintretend er— 
kennt hat, iſt freilich nicht erforderlich, vgl. auch Knapp, 
Das Polizeiſtrafgeſetz, 1856, Anm. 2 und 3 zu Art. 12. Ein 
ſolches, auch nur fahrläffiges Verſchulden liegt nun aber nach 
der Feſtſtellung des Vorrichters nicht vor: hienach hatte die 
Angeklagte bei dem hohen Grade ihrer geiſtigen Beſchränkt— 
heit nicht die geringſte Ahnung von der Bedeutung und der 
Tragweite ihres Vorbringens und der mit ihr angeſtellten 
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Verhöre, ſpeziell keine Ahnung davon, daß fie dem denun⸗ 
zierten Soldaten die Gefahr einer gerichtlichen Unterſuchung 
zuzog. Nach dieſer Feſtſtellung ſcheidet eine Strafbarkeit aus 
Art. 7 Ziff. 1 Pol StG. aus und kann hiernach trotz der weiter⸗ 
gehenden irrtümlichen Auslegung des Vorrichters hinſichtlich 
des ſubjektiven Tatbeſtandes das Rechtsmittel einen Erfolg 
nicht haben. Denn die Freiſprechung beruht nicht auf der 
erwähnten irrtümlichen Auslegung, ſondern iſt gegeben ſchon 
durch die jedes Verſchulden der Angeklagten ausſchließende 
tatſächliche Feſtſtellung des Vorrichters. 

Urteil des Strafſenats vom 22. Nov. 1910 in der Straf- 

ſache gegen L. M. von K. wegen Uebertretung im Sinn 

des Art. 7 Z. 1 PolStG. 


16. 


IR § 193 Ot. ſtets ansgeſchloſſen bei Mitverfolgung 
eines weiteren Zwecks der Kundgebung? 


Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat der Angeklagte 
dem Privatkläger einen Brief des Inhalts geſchrieben: „Herr 
D. und Frau! Laut Zeugen kann ich ihnen ſagen, daß Sie 
mir am 28. Auguſt an den Aepfeln geweſen find... er 
hat mit der Senſe, fie mit dem Rechen heruntergeſchlagen ... 
das hätte ich von euch nicht erwartet. Frage nun ob ihr 
gewillt ſeid, ein Kirchenopfer von etwa 2—3 Mk. zu tun 
und werde euch dann vor weiterer Schande bewahren“. Der 
hier erhobene Vorwurf des Obſtdiebſtahls iſt nicht erwie— 
ſen, der gute Glaube des Angeklagten an die Richtigkeit der 
ihm darüber von dritter Seite gewordenen Mitteilung da— 
gegen anerkannt worden und die Verurteilung des Ange— 
klagten erfolgte wegen Beleidigung im Sinn des § 185 StGB. 
mit der Feſtſtellung, der Angekl. ſei ſich des beleidigenden 
Charakters ſeiner Aeußerung bewußt geweſen und es liege 
ein Fall des $ 193 StGB. nicht vor. 

Allein die Begründung der Nichtanwendung dieſer 
Schutzvorſchrift im angefochtenen Urteil gibt zu rechtlichen 
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Bedenken Anlaß. Zunächſt wird ausgeführt, es ſei unrich⸗ 
tig, daß der Angeklagte nur ſeine zivilrechtlichen Intereſſen 
d. h. Schadenserſatz und Verhütung künftiger Eigentums⸗ 
verletzung habe wahrnehmen wollen, auch treffe nicht zu, daß 
er ſich nur deshalb an den Privatkläger brieflich gewandt 
habe, um mit ihm gütlich abzumachen und ihm dadurch die 
Schande einer ſtrafgerichtlichen Verurteilung zu erſparen, fo- 
dann wird nach Bezugnahme auf den Wortlaut des Briefes 
und die Einräumung des Angeklagten, daß er den Brief „in 
der Hitze und nervöſen Erregung, weil er ſich ſo ſehr ge— 
ärgert“ geſchrieben habe, die Folgerung gezogen, daß nicht 
der durchaus berechtigte Zweck ſeine eigenen berechtigten In⸗ 
tereſſen zu wahren und eine Strafverfolgung des Gegners 
zu vermeiden, in erſter Linie zur Abfaſſung des Briefes ge- 
führt habe, ſondern daß es dem Angeklagten daneben 
und hauptſächlich darum zu tun war, dem Privatklä⸗ 
ger ſein Urteil und ſeine Entrüſtung „über deſſen angebliche 
Miſſetaten unter die Naſe zu reiben, ſich alſo Privatgenug— 
tuung zu verſchaffen“. 

Nach dieſen Ausführungen trafen zwei Beweggründe, 
der der Wahrung berechtigter Intereſſen und der der Ehren⸗ 
kränkung — ſoweit eine ſolche in der Wendung des Urteils 
„ſich Privatgenugtuung zu verſchaffen“ und der weiteren „es 
dem vermeintlichen Obſtdieb gehörig zu jagen“ als vom Bor: 
richter angenommen unterſtellt werden kann — bei dem An— 
geklagten zuſammen. Ein ſolches Zuſammentreffen ſchließt 
aber die Anwendung des § 193 nicht nur nicht aus, ſondern 
dieſen Fall ſieht der genannte § gerade vor und regelt ihn. 
Denn er ſetzt voraus, daß eine Kundgebung zwar zum Zweck 
der Intereſſenwahrung gemacht wurde, daß aber mit dieſem 
Zweck und über ihn hinausgehend zugleich die Abſicht der 
Ehrenkränkung verbunden war und es liegt ſolchenfalls eine 
ſtrafbare Beleidigung, näherhin die ſonſt wegen des erſteren 
Zwecks ausgeſchloſſene Rechtswidrigkeit der Kundgebung 
dann, aber auch nur dann vor, wenn aus der Form der 
Aeußerung oder aus den Umſtänden unter denen ſie geſchah 
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die Abſicht zu beleidigen hervorgeht. Hiebei macht es keinen 
Unterſchied ob nach der Feſtſtellung des Tatrichters an ſich 
der eine oder der andere Zweck, ſpeziell der der Ehrenkrän⸗ 
kung der hauptſächlich verfolgte war, ſofern nur nach dieſer 
Feſtſtellung der Zweck der berechtigten Intereſſenwahrung bei 
der Kundgebung mitverfolgt und nicht etwa ganz ausge— 
ſchloſſen war oder ſofern nicht die beleidigende Kundgebung 
lediglich bei Gelegenheit einer ſolchen Intereſſenwahrung er: 
folgte. Nach dem Inhalt der Urteilsgründe liegt hier keiner 
der letzterwähnten Ausnahmefälle vor; die Wendungen „Ans 
gekl. habe nicht nur ſeine Intereſſen gewahrt“, er habe ſich 
nicht nur wegen gütlicher Abmachung ꝛc. an den Privatklä— 
ger gewandt“, „nicht in erſter Linie der berechtigte Zweck, 
ſondern daneben und hauptſächlich“ ... laſſen hierüber 
keinen Zweifel und nirgends iſt auch nur angedeutet, daß 
etwa lediglich bei Gelegenheit jener zugegebenen Intereſſen⸗ 
wahrung die bewußt beleidigende Kundgebung geſchah. 

Nun hat ausweislich der Urteilsgründe eine Prüfung 
und Feſtſtellung des Vorrichters in der Richtung nicht ſtatt— 
gefunden, ob die Beleidigungsabſicht aus der Form 
oder den begleitenden Umſtänden des Briefes hervorgeht, 
vielmehr iſt erſichtlich einzig aus deſſen Inhalt ſowie aus 
der erwähnten Einräumung über den Affekt und die Ge— 
mütsſtimmung des Briefſchreibers auf eine Abſicht zu be- 
leidigen — ſofern dieſe aus den oben ausgehobenen Stellen 
überhaupt entnommen werden kann — geſchloſſen worden, 
übrigens iſt an anderer Stelle nur das Bewußtſein 
des Angekl. vom beleidigenden Charakter ſeiner Aeußerung 
feſtgeſtellt. Dies aber genügt nach der ſubjektiven Seite zum 
Ausſchluß des § 193 nicht. 

Hiezu kommt, daß wie ſchon angedeutet in der Abſicht, 
einem vermeintlichen Straftäter die Entrüſtung des Geſchä— 
digten „unter die Naſe zu reiben“, „ſich Privatgenugtuung 
zu verſchaffen“, nicht ohne weiteres und ohne beſondere Feſt— 
ſtellung die Abſicht zu beleidigen enthalten iſt. Die erſtere 
Abſicht wird regelmäßig auf unberechtigte Selbſthilfe hinaus: 
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laufen, aber nur, ſofern nicht eben ein Recht zu beleidigenden 
Aeußerungen durch §8 193 StGB. begründet wird und da⸗ 
durch die Deliktseigenſchaft entfällt. Eine ausdrückliche Feſt⸗ 
ſtellung in jener Richtung aber läßt das angefochtene Urteil 
vermiſſen. Auch die für die erſterwähnte Abſicht einzig an⸗ 
geführten Beweisgründe geben der Annahme einer Verken⸗ 
nung der Schutzvorſchrift des 8 193 Raum: denn auch eine 
in der nervöſen Erregung oder Hitze oder in einer Aerger⸗ 
ſtimmung oder in der Abſicht, ſich Privatgenugtuung zu ver⸗ 
ſchaffen, vollzogene Kundgebung ſchließt an ſich den Zweck 
einer berechtigten Intereſſenwahrung nicht aus, ebenſowenig 
wie der Vorwurf, was der Angeredete getan, ſei eine Schande 
und man ſei geneigt, dieſen gegen Erlegung eines Kirchen⸗ 
opfers vor der weiteren Schande einer gerichtlichen Anzeige 
und deren Folgen zu bewahren. Wohl iſt eine Nachprüfung 
ſolcher Beweisgründe des Tatrichters in der Reviſionsinſtanz 
nach § 376 StPO. ausgeſchloſſen, auch eine etwa nur 
mangelhafte tatſächliche Begründung als prozeßrechtliche Un⸗ 
vollkommenheit hier nach 8 380 StPO. nicht beachtlich; 
allein dieſe Mängel können je nach dem Geſamtinhalt der 
Urteilsgründe dem Verdacht eines die tatſächliche Feſtſtellung 
beeinfluſſenden materiell rechtlichen Irrtums Raum geben und 
eben dieſer Verdacht legt ſich hier nahe, ganz abgeſehen vom 
erſterwähnten Mangel. Hiernach konnte das Urteil nicht 
aufrechterhalten werden. 

Urteil des Strafſenats vom 21. März 1910 in der 

Privatklageſache D. gegen Sch. wegen Beleidigung. 


17. 
Bur Auslegung des Begriffs Großhandel. 


Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt betreibt der Ange— 
klagte ein Drogeriegeſchäft, in welchem er ſowohl im Groß— 
als im Kleinhandel Waren verkauft. Im November 1909 
hat er zweimal je 2,5 kg Bruſttee und 12,5 kg Athenſtädts 
Eiſentinktur an die Verwaltung des ſtädtiſchen Krankenhauſes 
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in U. verkauft. Sowohl Bruſttee als die genannte Eifen- 
tinktur fallen unter die in der Kaiſ. Verordnung vom 22. Ok⸗ 
tober 1901 (RGBl. S. 380) im Verzeichnis A bezw. B auf⸗ 
geführten Zubereitungen und Stoffe, welche außerhalb der 
Apotheken nicht feilgehalten oder verkauft werden dürfen. 
Dieſer Beſchränkung unterliegt jedoch nach § 3 zit. VO. der 
Großhandel nicht und der Vorrichter hat übereinſtimmend 
mit dem Schutzvorbringen des Angeklagten angenommen, daß 
die vorerwähnten Lieferungsgeſchäfte ſich als im Großhandel 
und nicht als im Kleinhandel abgeſchloſſen darſtellen, ſomit 
nicht als gemäß $ 367 Z. 3 StGB. ſtrafbare Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die Kaiſerl. Verordnung anzuſehen ſind. 

Hiebei iſt der Vorrichter davon ausgegangen, daß die 
Entſcheidung der Frage ob Groß- oder Kleinhandel vorliegt, 
nach den geſamten einſchlägigen Verhältniſſen des Einzelfalls 
zu treffen iſt und nicht lediglich davon abhängt, ob die 
Waren an Zwiſchenhändler oder unmittelbar an das konſu— 
mierende Publikum vertrieben werden; weſentlich ſei ob der 
Warenverkauf in, wenngleich relativ zu bemeſſenden, doch 
immerhin größeren Quantitäten an Zahl, Maß oder Gewicht 
zu erfolgen pflegt oder nicht, ob die Waren aus größeren 
Beſtänden entnommen, und zu welchen Preiſen, ob zu den 
im Großhandel oder zu den im Kleinhandel üblichen ſie ab— 
gegeben werden, ſo daß auch beim Verkauf an das konſu— 
mierende Publikum Großhandel vorliegen könne. Hievon 
abweichend vertritt die Reviſion den Standpunkt, daß grund⸗ 
ſätzlich Großhandel vorliege beim Verkauf an Wiederverkäufer 
oder Produzenten (Fabrikanten und Handwerker), dagegen 
Kleinverkauf bei Verkauf an Konſumenten, zumal auch an 
Heilanſtalten, und daß wie in der Verhandlung ausgeführt 
wurde, der volkswirtſchaftliche Begriff Großhandel nicht mit 
Bezug im Großen verwechſelt werden dürfe, das entſchei— 
dende Moment bilde eben die ſog. Tendenz, die Wiederver— 
wendung der Ware. 

Der Begriff „Großhandel“ iſt rechtlicher Natur und 
unterliegt als ſolcher der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. 
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In der Kaiſerl. Verordnung oder in den Vorſchriften der 
Gewerbeordnung, in welchen wie in den §§ 33, 35 von 
Kleinhandel die Rede iſt, wird eine Begriffsbeſtimmung nicht 
gegeben und ſomit bleibt die Entſcheidung der richterlichen 
Würdigung im Einzelfall anheimgeſtellt. Deshalb iſt zur 
Ermittlung des Sinnes, in welchem das Wort hier gebraucht 
wird, auf die anerkannte allgemeine Bedeutung des Wortes 
ſowie auf den Zweck der bezüglichen Vorſchriften und die 
Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe zurückzugehen. 
Großhandel im Gegenſatz zu Kleinhandel bedeutet den 
Handel d. h. den Ein- und Verkauf von Waren in Erwerbs⸗ 
abſicht im Großen. Eine ſcharfe Grenze zwiſchen Groß- und 
Kleinhandel in der Art, daß beſtimmte Kriterien die beiden 
Gebiete abſolut ſcheiden und bei ihrem Vorliegen ſofort klar 
wäre, daß ein einzelnes Geſchäft der einen oder andern Kate— 
gorie des Handels angehört, läßt ſich nicht ziehen, ſondern 
gewiſſe Merkmale werden eben beim Großhandel, gewiſſe 
andere beim Kleinhandel regelmäßig ſich finden. Als regel⸗ 
mäßige Kennzeichen des Großhandels haben insbeſondere 
zu gelten die Quantität des verkauften Stoffes und ein 
Handel zwiſchen dem Verkäufer und dem Zwiſchenhändler 
oder Fabrikanten, alſo wenn der Gegenſtand der einzelnen 
Geſchäfte eine verhältnismäßig große Warenmenge iſt, d. h. 
eine Menge die im Verhältnis zu der in den Verkehr ge— 
langenden Geſamtmenge der fraglichen Ware als groß erſcheint 
und wenn ferner die Ware zum Zweck der Weiterveräuße- 
rung oder zum handwerksmäßigen, auch fabrikmäßigen Ver⸗ 
brauch abgeſetzt wird und zwar nicht innerhalb eines räum— 
lich ausgedehnten Abſatzgebiets aus größeren Lagerbeſtänden 
und gewöhnlich zu einem mit Rückſicht auf die Größe der 
abgenommenen Menge ermäßigten Preiſe. Anderſeits ver— 
kauft der Kleinhändler meiſt vom Großhändler oder Produ— 
zenten bezogene Waren in offenem Laden an den Konſu— 
menten in kleineren, dem jeweiligen Bedürfnis des Käufers 
entſprechenden Mengen zu einem höheren Preis als dem im 
Großhandel üblichen (vergl. Landmann GewO. S 33 N. 4, 
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8 35 N. 10 b, Schicker, GewO. § 35 N. 7, Thöl, Handels- 
recht Bd. I $ 14, Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrechts 
Bd. I S 46, Goltd. Arch. Bd. 40 S. 353, Bd. 48 S. 369, 
Entſch. Ob. Bayer. Lg. Bd. IV S. 29, VIII S. 36, 38, 
Bd. IX S. 181). Aber auch die angeführten Geſichtspunkte 
geben für ſich allein nicht den Ausſchlag, wo immer ein ein- 
zelnes Kaufgeſchäft auf der Grenzlinie zwiſchen beiden Arten 
von Handel ſich hält, ſondern nur die allgemeinen Richt⸗ 
linien zur Beurteilung des Einzelfalles. Dieſe hat vielmehr 
unter Berückſichtigung aller Umſtände, ſpeziell 
der Verhältniſſe in dem betreffenden Warenzweig, der Quan⸗ 
tität und Beſchaffenheit der Ware, der Form des Geſchäfts, 
der Art und des Umfangs des Handelsbetriebs, des Geſamt⸗ 
charakters des Gewerbebetriebs des Verkäufers z. B. in Ab⸗ 
ſicht auf Ausdehnung des Abſatzes über ein größeres oder 
kleineres Gebiet, auf Stellung der Preiſe als Engros- oder 
Endetailpreiſe, auf Halten eines Magazins oder Ladens, 
weiterhin unter Berückſichtiguug der Wiederverwendung der 
gelieferten Ware, ebenſo der Eigenſchaft oder des Berufs 
der Abnehmer uſw. in der Richtung zu erfolgen, ob die ge- 
wöhnlichen Kriterien des Großhandels oder die des Klein⸗ 
handels vorwiegend vorhanden ſind. Zweifellos kann 
nicht jeder zum alleinigen Zweck des Zwiſchenhandels er- 
folgte Verkauf an einen Zwiſchenhändler als erlaubter Groß⸗ 
handel gelten und ebenſowenig etwa jeder Verkauf an die 
zum Vertrieb berechtigten Apotheken, vielmehr dieſer auch 
nur dann, wenn der Handel wirklich im Großen betrieben 
wird. Auch iſt zu beachten, daß dieſelbe Perſon gleichzeitig 
Groß⸗ und Kleinhandel treiben kann. 

Ein Großhandel mit Arzneien wird hienach 
allerdings im allgemeinen und in der Regel vorliegen bei 
einem Handel zwiſchen Verkäufer und Zwiſchenhändler, nicht 
zwiſchen Verkäufer und Konſumenten, mit größerem d. h. mit 
ſolchen Warenmengen, welche von den Konſumenten zur Be— 
friedigung eines augenblicklichen Bedürfniſſes nicht gekauft 
zu werden pflegen. Allein der Abſatz an Konſumenten kann 


204 Eutſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


ſich nach der Beſonderheit des Falles in Beachtung der oben 
erwähnten verſchiedenen Umſtände auch als Großhandel 
darſtellen, wie dies ebenſo in einem Preuß. Miniſterialerlaß 
vom 29. Sept. 1881 und in einem Sächſ. Miniſterialerlaß 
vom 19. Januar 1889 ausgeſprochen iſt; aber dies trifft 
nicht ohne weiteres bloß deshalb zu, weil der kaufende Kon⸗ 
ſument mit einer ſein augenblickliches Bedürfnis überſchrei⸗ 
tenden Quantität auch einen künftigen Bedarf ſeines Haus⸗ 
halts deckte. | 

Der geſetzgeberiſche Zweck, der den Kleinhandel mit 
Arzneien und Heilmitteln den Apotheken vorbehalten hat, 
aber auch nur ihn unter Freilaſſung des Großhandels, war 
zweifellos auf den Schutz des Publikums vor den Gefahren 
gerichtet, die aus einer ſachunkundigen oder nur auf ſchwindel⸗ 
hafte Ausbeutung des Publikums berechneten Behandlung 
arzneilich wirkſamer Stoffe und Zubereitungen erwachſen 
können. In der für den Beruf des Apothekers erforderlichen 
Ausbildung wurde die wünſchenswerte Garantie gegen jene 
Gefährdung vom Geſetzgeber geſehen und wohl als Aequi⸗ 
valent für die Erwerbung jener Garantien die in ſolchem 
Monopol liegende pekuniäre Bevorzugung der Apotheker ge— 
währt, wobei zugleich durch Freigabe des Großhandels aus— 
geſprochen wurde, daß bei dieſem die erforderlichen Garan— 
tien für den Schutz des Publikums nicht ermangeln und der 
Großhandel mit Arzneien ohne Schaden auch Nichtapothekern 
überlaſſen bleiben könne. 

Von denſelben Grundſätzen wie vorſtehend vertreten iſt 
nun aber der Vorrichter bei ſeiner Auslegung des Rechts⸗ 
begriffs Großhandel und bei der Anwendung auf den vor— 
liegenden Fall erſichtlich ausgegangen. Dies ergibt ſich ein- 
mal aus ſeinen ſchon angeführten Leitſätzen, welche er der 
Entſcheidung der Frage ob Groß- oder Kleinhandel vorliegt, 
vorausgeſchickt und zugrunde gelegt hat, ſodann aber auch aus 
der näheren Begründung der hier getroffenen Entſcheidung. 
Dieſelbe ging dahin: der Angeklagte verkaufe mediziniſche 
Drogen nicht bloß in kleinen ſondern auch in großen Duan- 
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titäten, in letzteren wenn auch nicht vorzugsweiſe an Wieder⸗ 
verkäufer, ſo doch an Perſonen und Anſtalten, die vermöge 
ihres Beruſs bezw. ihrer Zweckbeſtimmung ſolcher in größerer 
Menge bedürfen, ſo u. a. an Aerzte, Fabrikkrankenkaſſen, an 
die Veterinärdiſpenſieranſtalten der Artillerieregimenter und 
des Ulanenregiments in U., an die Verwaltung des ſtädti⸗ 
ſchen Krankenhauſes; auch die ſtrittigen Lieferungen an leb- 
tere ſeien bei der Art der gelieferten Ware (Tee und Tinktur) 
als ſolche größeren Umfangs zu bezeichnen; der durch den 
Verkauf von mediziniſchen Drogen im Großen erzielte Um— 
ſatz betrage jährlich etwa 8000 Mk., allein bei der Kranken⸗ 
hausverwaltung vierteljährlich rund 150 Mk., der Lagerbe⸗ 
ſtand des Angeklagten an mediziniſchen Drogen halte ſich 
ſtändig in der erheblichen Höhe von 8000 Mk. und die Preiſe 
die er für die im Großen verkauften Waren in Rechnung 
ſtelle, ſeien erheblich niederer als die im Kleinhandel üblichen; 
ſo habe der Angeklagte der Krankenhausverwaltung das 
Kilogramm Bruſttee zu 1 Mk. 90 Pf. und das Kilogramm 
Athenſtädts Eiſentinktur zu 2 Mk. 70 Pf. berechnet, wäh⸗ 
rend die Preiſe im Apothekenkleinhandel hiefür 4 Mk. und 
4 Mk. 80 Pf. betragen. Weiter wurde erwogen, daß der 
Verkauf an Waren zwecks Verwendung im Betrieb von 
Krankenhäuſern jenem zwecks Verwendung im Haushalt von 
Privaten wirtſchaftlich keineswegs gleichſtehe; zwar werden 
die Arzneimittel im Betrieb des Krankenhauſes auch konſu⸗ 
miert und dabei von der Verwaltung an die einzelnen Kran- 
ken nicht weiter verkauft, aber die Krankenhaus verwaltung 
werde für die Verpflegung und Behandlung der Kranken und 
hiemit auch für die Gewährung der Arzneimittel ſei es von 
den Kranken ſelbſt ſei es von den Kaſſen, denen dieſe an⸗ 
gehören, wenn auch regelmäßig nicht voll, ſo doch jedenfalls 
teilweiſe entſchädigt. 

Wenn der Vorrichter auf der Grundlage der angeführ— 
ten Feſtſtellungen und Ausführungen zu der Annahme ge— 
langte, daß die fraglichen Arzneilieferungsgeſchäfte wenn auch 
nicht als mit Zwiſchenhändlern ſo doch als im Großhandel 
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abgeſchloſſen anzuſehen ſeien, ſo läßt dieſe Annahme einen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. Weſentlich iſt hiebei, daß der 
Vorrichter, wie dargetan, von einer richtigen Begriffsbeſtim⸗ 
mung über Groß: und Kleinhandel mit Arzneien ausging; 
ſeine hienach, alſo unter Anwendung rechtlich einwandfreier 
Erwägungen für den Einzelfall über das Vorliegen von 
Großhandel getroffene Entſcheidung iſt zugleich auf tatſäch⸗ 
lichem, dem richterlichen Ermeſſen überlaſſenem Gebiet ge— 
legen und inſoweit nach $ 376 StPO. der Reviſion entzogen. 
Letzteres trifft für verſchiedene Bemängelungen des Reviſions⸗ 
klägers zu wie z. B. für die Beurteilung eines erheblichen 
Lagerbeſtandes dahin, daß darin ein zufälliges, vom Umſatz 
des Verkäufers abhängiges Moment liege, ebenſo für die 
Behauptung, daß der Engrospreis nur Begleiterſcheinung, 
teils Beweggrund teils natürliche wirtſchaftliche Folge des 
Einkaufs in größerer Menge ſei. Unzutreffend iſt insbeſon⸗ 
dere die Auslegung der angefochtenen Entſcheidung dahin, 
daß für die Begriffsbeſtimmung Großhandel die Menge der 
gekauften Ware im Kern allein entſcheidend geweſen ſei; denn 
das Gegenteil ergeben die oben erwähnten Urteilsgründe und 
damit kommen die gegen jene Auslegung gerichteten, an ſich 
zutreffenden Ausführungen der Reviſion von ſelbſt in Weg: 
fall. Auch iſt die Entſcheidung des Vorrichters nicht wie 
von der Reviſion nahegelegt wird, von der rechtlich freilich 
unhaltbaren Anſchauung beherrſcht, daß ein Konſument unter 
Berückſichtigung feines größeren augenblicklichen und zukünf⸗ 
tigen Bedürfniſſes und unter Ausnützung ſeiner Kaufkraft 
ſowie der Konjunktur eine größere Warenmenge als ein an⸗ 
derer Konſument kauft. Auch die von der Reviſion in Be⸗ 
zug genommene Beſtimmung in Satz 2 des 8 3 der Kaiſerl. 
Verordnung läßt ſich für den Standpunkt der Reviſion nicht 
verwerten. Hier wird gleich dem Großhandel (in Satz 1) 
von den Beſchränkungen der §§ 1 und 2 ebenſo ausgenom⸗ 
men der Verkauf der im Verzeichnis B aufgeführten Stoffe 
an Apotheken oder an ſolche öffentliche Anſtalten, die Unter: 
ſuchungs- oder Lehrzwecken dienen und nicht gleichzeitig Heil⸗ 
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anſtalten ſind. Denn nachdem in Satz 1 der Großhandel 
allgemein und ohne Einſchränkung ausgenommen iſt, handelt 
es ſich in Satz 2 um den ausnahmsweiſe zugelaſſenen Klein⸗ 
verkauf und es dürfen die betreffenden Stoffe hienach auch 
im Detail an Apotheken oder an gewiſſe Anſtalten zu Lehr⸗ 
und Unterſuchungszwecken abgegeben werden. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung ſcheidet vorliegend aus, nachdem eine Arzneiwaren⸗ 
abgabe im Großhandel in rechtlich bedenkenfreier Weiſe feſt⸗ 
geſtellt iſt. 

Urteil des Ferienſenats vom 1. Aug. 1910 in der Straf⸗ 

ſache gegen H. R. B. in U. wegen Uebertretung im Sinn 

des 8 367 Z. 3 StGB. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


13. 


Erwerbslofigkeit als Norausſetzung für die Fort⸗ 
dauer des Unterſtützungsanſpruchs nach § 28 des 
Krankenverſichernungsgeſetzes. 


Aus den Gründen: 

Der Kläger hat, geſtützt auf § 28 des Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes, von der beklagten Kaſſe Krankenunterſtützung 
vom 19. Oktober 1909 an gefordert. 

Nach der angeführten Beſtimmung verbleibt Perſonen, 
welche infolge eintretender Erwerbsloſigkeit aus der Kaſſe 
ausſcheiden, der Anſpruch auf die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen 
der Kaſſe in Unterſtützungsfällen, welche während der Er⸗ 
werbsloſigkeit und innerhalb eines Zeitraums von drei Wo⸗ 
chen nach dem Ausſcheiden aus der Kaſſe eintreten, wenn 
der Ausſcheidende vor ſeinem Ausſcheiden mindeſtens drei 
Wochen ununterbrochen einer auf Grund dieſes Geſetzes er⸗ 
richteten Kaſſe angehört hat. Daß der Klr., ehe er am 
1. Oktober 1909 infolge Erwerbsloſigkeit bei der Bekln. aus⸗ 
geſchieden iſt, während feiner Beſchäftigung als Erd- und 
Gartenarbeiter bei der ſtädtiſchen Garteninſpektion in St. 
mehr als drei Wochen ununterbrochen der Kaſſe angehört 
hatte, daß ferner der Unterſtützungsfall, wegen deſſen er An⸗ 
ſpruch auf die Leiſtungen im Sinne des $ 28 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes erhoben hat, innerhalb von drei Wochen 
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nach dem Ausſcheiden aus der beklagten Kaſſe, nämlich am 
19. Oktober eingetreten iſt, ſteht außer Zweifel. Voraus⸗ 
ſetzung des Unterſtützungsanſpruchs aus § 28 iſt aber weiter⸗ 
hin, daß der Unterſtützungsfall auch noch während der 
Erwerbsloſigkeit des Klrs. ſich ereignet hat; und es 
iſt die Frage, ob dieſem Erfordernis im vorliegenden Falle 
genügt iſt. Es ſteht feſt, daß der Klr., der nach ſeinem Aus⸗ 
tritt aus der Beſchäftigung, welche ſeine Verſicherung bei der 
Bekln. begründet hatte, ſich nach B. begeben und dort zu⸗ 
nächſt keine andere Lohnarbeit verrichtet, ſondern im eigenen 
landwirtſchaftlichen Betriebe gearbeitet hatte, am 18. und 
19. Oktober für den Fuhrmann B. in B. Weinfuhren nach 
St. beſorgt hat und bei dieſem Geſchäft am letztgenannten 
Tage dadurch verunglückt iſt, daß er auf dem Rückweg von 
St. unterwegs vom Wagen ſtürzte und einen doppelten 
Rippenbruch davontrug. Darauf, ob dieſe Beſchäftigung 
dann, wenn der Unfall nicht eingetreten wäre, auch noch am 
folgenden Tag oder noch länger ſich fortgeſetzt hätte, kann 
es nicht entſcheidend ankommen. Maßgebend iſt allein, ob 
der Klr. damals, als ihm der Unfall zuſtieß, gegen Vergü⸗ 
tung beſchäftigt war; denn damit wäre der Begriff der Er⸗ 
werbsloſigkeit ausgeſchloſſen. Sobald ein Verſicherter wieder 
Einnahmen aus eigener Erwerbstätigkeit hat, hört der Zu⸗ 
ſtand der Erwerbsloſigkeit im Sinne des § 28 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes auf, und es muß grundſätzlich jede einen 
Erwerb wieder ermöglichende Beſchäftigung hiefür genügen; 
ob es ſich um eine die Verſicherungspflicht begründende Ar⸗ 
beitstätigkeit handelt und ob die Beſchäftigung von längerer 
oder kürzerer Dauer iſt, iſt unerheblich (vgl. Reger, Entſch. 
Bd. 16 S. 44 und 274; Arbeiterverſorgung 1896 S. 73 und 
618; Hahn, Kommentar zum Krankenverſicherungsgeſetz 6. Aufl. 
zu § 28, S. 190). 

Im vorliegenden Falle gehen beide Parteien überein⸗ 
ſtimmend davon aus, daß der Klr. einen Erwerb von der 
Tätigkeit, bei der er verunglückte, tatſächlich gehabt hat. Er 
hat von dem Wirt, für den er den Wein von B. nach St. 

14 * 
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führte, pro Fuhre an jedem der beiden Tage ein ſogenann⸗ 
tes Trinkgeld von je 2 Mk. und überdies freie Verköſtigung, 
nach der Veranſchlagung des Klrs. ſelbſt im Wert von je 
90 Pf. bis 1 Mk. erhalten; daneben hat ihm der Fuhrmann 
B., in deſſen Auftrag er die Weinfuhren beſorgte, ſeine 
Pferde zur Beſtellung eines Ackers als Gegenleiſtung zur 
Verfügung geſtellt; der Wert dieſer Leiſtung wird vom Klr. 
ſelbſt zu 1 Mk. 40 Pf. berechnet, ſo daß ſich das Entgelt 
für ſeine Tätigkeit an den beiden Tagen nach den Angaben 
des Klrs. immerhin auf je 3 Mk. 60 Pf., nach der Veran⸗ 
ſchlagung der beklagten Kaſſe ſogar noch um einiges höher 
ſtellen würde. Nun iſt allerdings richtig, daß von dem Fuhr⸗ 
mann B. dem Klr. ein feſter Geldlohn für ſeine Mühewal⸗ 
tung offenbar nicht zugeſagt worden iſt, wie überhaupt aus⸗ 
drückliche Vereinbarungen über die Entſchädigung des Klrs. 
vor Antritt der Arbeit zwiſchen ihnen nicht getroffen worden 
ſind. Auch beſtand zwiſchen den beiden vor der Uebernahme 
der in Rede ſtehenden Tätigkeit ſeitens des Klrs. kein Be⸗ 
ſchäftigungs⸗ oder Abhängigkeitsverhältnis, zufolge deſſen der 
Klr. etwa gehalten geweſen wäre, der Aufforderung des Fuhr⸗ 
manns, ihm dieſe Weinfuhren nach St. zu beſorgen, ohne 
weiteres nachzukommen; es ſtand vielmehr in ſeinem freien 
Willen, ob er dem Fuhrmann gegenüber dieſen Dienſt über⸗ 
nehmen wollte. Aber dadurch wird die Annahme nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Klr. am 18. und 19. Oktober eine ent⸗ 
lohnte Arbeitstätigkeit im Dienſte und zum Nutzen des Fuhr⸗ 
manns B. geleiſtet hat. Wie nach bürgerlichem Recht die 
Rechtsbeziehungen, die ſich durch die Dienſtleiſtung des Klrs. 
zwiſchen beiden geſtalteten, aufzufaſſen ſein mögen, iſt nicht 
von Belang. Wirtſchaftlich betrachtet iſt jedenfalls kein Zweifel, 
daß es ſich nach beiderſeitiger Auffaſſung auf Seite des Klrs. 
nicht um einen Akt der Gefälligkeit in dem Sinne handelte, 
daß er die Arbeit umſonſt, ohne eine entſprechende Gegen⸗ 
leiſtung, zu verrichten gewillt geweſen wäre. Auch ohne aus⸗ 
drückliche Beredung waren vielmehr beide Teile darin ein⸗ 
verſtanden, daß der Klr. mit der Uebernahme des Fuhrge⸗ 
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ſchäfts die für derartige Herbſtverrichtungen übliche Vergü⸗ 
tung erhalten ſollte; für die gegenteilige Annahme, daß er 
auch ohne eine ſolche den Dienſt für B. übernommen hätte, 
fehlt jeder Anhaltspunkt. 

Und in der Tat hat ja auch der Klr., wie oben bemerkt, 
einen Verdienſt an den beiden Tagen, eine Gegenleiſtung für 
ſeine Tätigkeit, erzielt. Freilich iſt, wenn man von der 
Ueberlaſſung der Pferde zur Ackerbeſtellung abſieht, das Ent⸗ 
gelt nicht von dem Fuhrmann B., ſondern von dem Wein⸗ 
empfänger, zu dem der Klr. in gar keinem Vertragsverhält⸗ 
nis ſtand, geleiſtet worden. Aber das hindert nicht, die auf 
dieſe Weiſe erzielten Einnahmen als einen Lohn der Tätig⸗ 
keit des Klrs. — entſprechend der Auffaſſung der Beteilig⸗ 
ten — zu betrachten. Auch bei der Beurteilung eines ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Beſchäftigungsverhältniſſes wird in der 
Rechtſprechung ſtets davon ausgegangen, daß eine Lohnzah⸗ 
lung für Rechnung des Arbeitgebers auch in Geld- oder 
Naturalleiſtungen ſeitens eines Dritten enthalten 
iſt, wenn nur der Arbeiter auf derartige Bezüge als Ent⸗ 
ſchädigung für ſeine Mühewaltung nach der Verkehrsſitte 
oder der Abſicht der Beteiligten Anſpruch haben ſoll, oder 
vom Arbeitgeber auf ſie verwieſen iſt. Im vorliegenden 
Falle iſt es um ſo weniger bedenklich, das von dem Wirt 
Empfangene als eine Entlohnung des Klrs. für die dem 
Fuhrmann geleiſtete Arbeit anzuſehen, als auf ſolche Leiſtun⸗ 
gen entſprechend einer eingebürgerten Uebung beim Herbſt⸗ 
verkehr gerechnet werden konnte, auch wenn ſie unter dem 
Namen eines Trinkgelds oder in Form freier Beköſtigung, 
mithin nach Art einer freiwilligen, keine Rechtsverpflichtung 
in ſich ſchließenden Leiſtung gewährt wurden. Nicht der 
Name oder die Form, ſondern die wirtſchaftliche Bedeutung 
der einzelnen Leiſtung in den beteiligten Kreiſen iſt das Ent⸗ 
ſcheidende. Hahn a. a. O. S. 190 und 27/28; Entſch. bei 
Reger Bd. 16 S. 373; Arbeiterverſorgung 
Bd. 20 S. 61. 

Darnach iſt feſtzuſtellen, daß neben dem pekuniären Vor⸗ 
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teil, welchen die Ueberlaſſung der Pferde des B. zum Pflü⸗ 
gen für den Klr. hatte, vor allem das vom Weinempfänger 
gewährte Entgelt die Entſchädigung des Klrs. für die Ueber⸗ 
nahme der Arbeit, zu welcher er ſich dem B. gegenüber ver⸗ 
pflichtete, zu bilden hatte. Der Geldwert dieſer Leiſtung iſt 
aber nach dem oben bemerkten erheblich genug, um die Ar: 
beit des Klrs., bei der er verunglückte, als eine mit Ver⸗ 
gütung verknüpfte Erwerbstätigkeit erſcheinen zu laſſen, zu⸗ 
mal wenn in Betracht gezogen wird, daß der ortsübliche Tag⸗ 
lohn für erwachſene männliche Perſonen in Beutelsbach auf 
2 Mk. 80 Pf. ſich bemißt. 

Muß hienach die Erwerbsgelegenheit, die ſich dem Klr. 
durch die Weinfuhren am 18. und 19. Oktober 1909 eröff⸗ 
nete, nach Zeitdauer und Verdienſt als eine ſolche gewürdigt 
werden, welche den Zuſtand bisheriger Erwerbsloſigkeit ge: 
rade für die Zeit, in welcher der Unterſtützungsfall eintrat, 
unterbrochen hat, ſo ſtellt ſich der eingeklagte Anſpruch des 
Klrs. mangels der Vorausſetzungen des § 28 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes als rechtlich nicht begründet dar. 

Urteil vom 27. April 1910 in der Beruf.⸗Sache der 

ſtädt. Betriebskrankenkaſſe St., Bekl. Beruf.⸗Klin., gegen 

J. W. in B., Kler. Beruf.⸗Bekl. 


14. 


Ruhen des Friftenlaufs nach S 14 des Unterſtützungs⸗ 
wohnſtitzgeſetzes. 


Aus den Gründen: 

Der Streit dreht ſich um die Frage, ob die Ch. S. zu 
der Zeit, als ihrem Kinde Marta die Armenunterſtützung zu— 
teil wurde, deren Erſtattung an den klägeriſchen Ortsarmen⸗ 
verband O. den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildet, einen 
Unterſtützungswohnſitz beſeſſen hat oder landarm geweſen iſt. 
Der Unterrichter hat in letzterem Sinne entſchieden und dem— 
gemäß den beklagten Landarmenverband nach § 30 Abſ. 1 
lit. b des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes für erſtattungspflich— 
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tig erklärt. Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. 

Daß die Ch. S. mit dem 24. Auguſt 1906, alſo bevor 
ihr von irgend einer Seite Armenunterſtützung gewährt wurde, 
den Unterſtützungswohnſitz, den ſie bis dahin in G. beſeſſen 
hatte, gemäß $ 22 Abſ. 1 Ziff. 2 des Unterſtützungswohnſitz⸗ 
geſetzes durch zweijährige ununterbrochene Abweſenheit ver⸗ 
loren hat, ſteht außer Zweifel. Daß insbeſondere die ihrer 
Tochter Marta durch Beſchluß der Ortsarmenbehörde O. vom 
21. Dezember 1906 rückwirkend ab 15. Juli 1906 gewährte 
Armenunterſtützung ein Ruhen des Laufs der Verluſtfriſt im 
Sinne des § 27 des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes nicht her⸗ 
beiführen konnte, iſt ſchon durch Urteil der K. Kreisregierung 
L. vom 30. November 1907 in der Rechtsſache des kläge⸗ 
riſchen Armenverbands gegen den Ortsarmenverband G. aus⸗ 
geſprochen worden. 

Andererſeits hat die Ch. S. den Unterſtützungswohnſitz 
an ihrem neuen Aufenthaltsort M., an dem fie im Novem- 
ber 1904 angezogen iſt, nur erwerben können, wenn ihr wäh⸗ 
rend des Laufs der zweijährigen Erwerbsfriſt ($ 10 UWG.), 
alſo bis zum 17. November 1906 öffentliche Armenunter⸗ 
ſtützung nicht zuteil geworden iſt. Da die ihrem Kinde 
zugutgekommene öffentliche Armenfürſorge einer ihr ſelbſt ge— 
währten Unterſtützung rechtlich gleichſteht, handelt es ſich hie⸗ 
nach darum, ob das Eintreten der Armenhilfe für dieſes 
Kind das Ruhen des Friſtenlaufs für Erwerb des Unter: 
ſtützungswohnſitzes in M. zur Folge gehabt hat. 

In dieſer Beziehung muß anerkannt werden, daß jeden⸗ 
falls der vorhingenannte Beſchluß der Ortsarmenbehörde O. 
vom 21. Dezember 1906 den Ablauf der Erwerbsfriſt nicht 
gehindert hat. Auch wenn durch dieſen Beſchluß dem Groß— 
vater und Vormund der Marta S. ſchon mit Wirkung vom 
15. Juli 1906 ein Koſtgeld für das Kind von jährlich 60 Mk. 
verwilligt worden iſt, iſt doch durch die Rückdatierung des 
Unterſtützungsbeginns kein Ruhen des Friſtenlaufs im Sinne 
des 8 14 des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes bewirkt worden. 
Dadurch, daß eine Unterſtützung nachträglich für einen be— 
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reits abgelaufenen Zeitraum, in welchem tatſächlich der Hilfs⸗ 
bedürftige ohne Beihilfe aus öffentlichen Mitteln hatte aus⸗ 
kommen müſſen, von einem Armenverband gewährt wird, 
kann anerkanntermaßen eine Hemmung des Friſtenlaufs nicht 
nachträglich, für die Vergangenheit, herbeigeführt werden. 
Vergl. Wohlers⸗Krech, Geſetz über den Unterſtützungswohn⸗ 
ſitz, 12. Aufl. S. 38; Scharpff⸗Haller, Handbuch des Armen⸗ 
rechts, 2. Aufl. S. 125. 

Aber es handelt ſich im vorliegenden Falle nicht bloß 
darum, daß am 21. Dezember 1906 der Ortsarmenverband 
O. Armenunterſtützung für die Marta S. bewilligt hat. Schon 
vorher, mit Beſchluß vom 29. Auguſt und mit Wirkung vom 
1. September 1906 iſt die Ortsarmenbehörde M. mit öffent⸗ 
licher Armenhilfe eingetreten und es wird mit Unrecht be⸗ 
ſtritten, daß dieſer Beſchluß keine Einwirkung auf den Friſten⸗ 
lauf im Sinne einer Hemmung des Erwerbs des Unter⸗ 
ſtützungswohnſitzes für die Kindsmutter in M. gehabt habe. 

Es iſt freilich richtig, daß der Armenverband M. zur 
Unterſtützung des Kindes rechtlich nicht verpflichtet war, weil 
dasſelbe gar nicht in M., am Wohnort der Mutter, ſondern 
im Bezirk des Armenverbands O. ſich aufhielt. M. war 
damals, als es die Unterſtützung des Kindes beſchloß, weder 
der vorläufig noch der endgültig unterſtützungspflichtige Orts⸗ 
armenverband im Sinne des § 28 des Unterſtützungswohn⸗ 
ſitzgeſetzes. Der Begriff der mittelbaren Hilfsbedürftigkeit 
des Familienhaupts — hier gemäß § 21 des Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzgeſetzes der Mutter — als Folge der Unterſtützung 
eines hilfsbedürftigen Kindes hat nur für die Feſtſtellung des 
endgültig verpflichteten Armenverbands Bedeutung und kommt 
für die vorläufige Unterſtützungspflicht nach § 28 überhaupt 
nicht in Betracht; in dieſer Beziehung iſt unerheblich, ob der 
Hilfsbedürftige armenrechtlich ſelbſtändig iſt oder nicht (Woh⸗ 
lers⸗Krech a. a. O. 75/76). Die vorläufige Unterſtützungs⸗ 
pflicht der Marta S. gegenüber lag alſo dem Armenverband 
O. ob, der allerdings dieſe Verpflichtung, offenbar aus Rechts⸗ 
irrtum, zunächſt dem Armenverband M. überließ und ihr 
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erſt nachträglich, über die Rechtslage inzwiſchen aufgeklärt, 
mit dem Beſchluß vom 21. Dezember 1906 genügte. 

Aber für das Ruhen des Friſtenlaufs nach § 14 des 
Unterſtützungswohnſitzgeſetzes ſpielt es keine Rolle, ob der 
Armenverband des Aufenthaltorts des Hilfsbedürftigen oder 
ein anderer, an ſich nicht verpflichteter Armenverband im 
Geltungsbereich des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes die Unter⸗ 
ſtützung gewährt hat; es wird nach dem Geſetz nur erfor⸗ 
dert, daß „von einem Armenverband“ in Erfüllung öffent⸗ 
licher Armenfürſorge Unterſtützung geleiſtet wird ($ 14 Abſ. 1). 
Es iſt denn auch in der Rechtſprechung des Bundesamts für 
das Heimatweſen anerkannt, daß ein Armenverband, der ſich 
eines Hilfsbedürftigen angenommen hat, welcher ſich nicht in 
ſeinem Bezirk aufhält, für den aber der Armenverband des 
Aufenthalts nicht geſorgt hatte, von dem letzteren die Er⸗ 
ſtattung feiner Aufwendungen zu fordern berechtigt iſt (vgl. 
Entſcheidungen des Bundesamts 34, S. 102 ff.). 

Das Ruhen des Friſtenlaufs iſt aber auch dadurch nicht 
in Frage geſtellt worden, daß das von dem Armenverband 
M. in ſeinem Beſchluß vom 29. Auguſt ab 1. September 
1906 zugeſicherte jährliche Koſtgeld von 60 Mk. tatſächlich 
nicht durch die Ortsarmenbehörde M., ſondern durch den 
Ortsarmenverband O. ausbezahlt worden iſt. Gewiß muß 
eine Armenunterſtützung, welche gemäß § 14 des Unter: 
ſtützungswohnſitzgeſetzes die Hemmung des Friſtenlaufs be⸗ 
gründen ſoll, auch wirklich gewährt werden. Aber daran 
fehlt es im vorliegenden Falle nicht deshalb, weil das vom 
Armenverband M. für das Kind ausgeſetzte Koſtgeld von 
der Armenpflege O. an Stelle derjenigen in M. beſtritten 
worden iſt. Die Zahlung der Unterſtützung durch den Orts- 
armenverband M. ift, wie in der angefochtenen Entſcheidung 
mit Recht geſagt iſt, nur deshalb nicht zum Vollzug gekom— 
men, weil nachträglich der Armenverband O., der inzwiſchen 
ſeine Unterſtützungspflicht erkannt hatte, die Unterſtützung des 
Kindes auch für den Zeitraum, von dem an M. feine Armen— 
hilfe zugeſagt hatte, auf ſich genommen und den Armenver— 
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band M. hievon verſtändigt hat. Indem der Armenverband 
O. das Koſtgeld für das Kind im Jahresbetrag von 60 Mk. 
ſogar ſchon vom 15. Juli, nicht bloß vom 1. Septemb. 1906 
an, dem Vormund ausbezahlt hat, hat er gleichzeitig die Ver⸗ 
pflichtung, zu welcher die Ortsarmenbehörde M. ſich infolge 
des Beſchluſſes vom 29. Auguſt 1906 bekannt hatte, auf ſich 
übernommen; die Schuld der Ortsarmenbehörde M. iſt durch 
die Zahlung ſeitens der Armenpflege O. getilgt worden. 

Für die Hemmung des Friſtenlaufs infolge des Eintritts 
des Armenverbands M. aber war der Umſtand entſcheidend, 
daß die Unterſtützung für das Kind nach dem Beſchluß der 
Ortsarmenbehörde M. vom 29. Auguſt als eine vom 1. Sep⸗ 
tember 1906 ab zahlbare Leiſtung verwilligt und dies dem 
Großvater und Vormund des Kindes unmittelbar nachher 
eröffnet worden war. Damit war ein feſter Rechtsanſpruch 
auf die Unterſtützung gegenüber dem Armenverband M. zur 
Entſtehung gelangt, und es kann keinem Bedenken unter: 
liegen, die in dieſer Weiſe zugeſagte Armenhilfe der tatſäch⸗ 
lichen Gewährung einer ſolchen im Sinne des $ 14 des 
Unterſtützungswohnſitzgeſetzes gleichzuſtellen. Daß demnach 
tatſächlich öffentliche Unterſtützung von einem Armenverband 
ſchon für den Monat September, und zwar infolge einer 
ſchon vor dieſem Zeitpunkt (29. Auguſt) übernommenen, nicht 
bloß nachträglich — durch den Beſchluß vom 21. Dezember 
— anerkannten rechtlichen Verpflichtung, für die Marta S. 
geleiſtet worden iſt, kann keinem Zweifel unterliegen. Es 
iſt nicht anders, als wenn die Ortsarmenbehörde M. in Voll⸗ 
ziehung ihres Beſchluſſes vom 29. Auguſt die Unterſtützung 
bis zum Eintritt des Armenverbands O. ſofort aus eigenen 
Mitteln gewährt und hernach für das Geleiſtete den Armen— 
verband O. als ihr gegenüber erſatzpflichtig in Anſpruch ge— 
nommen hätte (Wohlers⸗Krech a. a. O. S. 38, 43, 121, 123 
Anm.; Scharpff-Haller S. 125 ff.; Entſcheidungen des Bun- 
desamts Bd. 34 S. 102, 105; Bd. 35 S. 14/15). 

Das Eintreten der öffentlichen Armenpflege für die 
Marta S. ſeitens des Ortsarmenverbands M. hat hienach 
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den Lauf der Friſt für Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes 
der Kindsmutter in M. gemäß § 14 des Geſetzes gehemmt; 
die letztere iſt demnach landarm geblieben. Die Erſtattungs⸗ 
pflicht iſt mithin zutreffend dem Bekln. als demjenigen Land⸗ 
armenverband auferlegt worden, in deſſen Bezirk die hilfs⸗ 
bedürftige Anna S. ſich beim Eintritt der Hilfsbedürftigkeit 
befunden hat (§ 30 Abſ. 1 Ziff. 6 des Unterſtützungswohn⸗ 


ſitzgeſetzes). 
Urteil vom 28. September 1910 in der Beruf.-Sade 
des Landarmenverbands für den ... Kreis, Bekl. 


Beruf.⸗Kler. gegen den Ortsarmenverband O., Kler. 
Beruf.⸗Bekl. 


15. 


Bnläffigkeit der verwaltungsgerichtlichen Klage und 

mehrfacher Wohnfb nach Art. 70 Abf. 1 bezw. Art. 5 

Abſ. 2 des Evangeliſchen Kirchengemeindegeſetzes vom 
22. Juli 1906. 


Die Gründe beſagen: 

Die Zuläſſigkeit der verwaltungsgerichtlichen Klage zur 
Austragung dieſer Streitigkeit begegnet keinem Bedenken. 
Zwar wird von der Klin. geltend gemacht, der Bekl. ſei ſchon 
deswegen ohne weiteres zur Bezahlung der verfallenen Steuern 
verbunden, weil er zwar beim Kirchengemeinderat ſeinerzeit 
Einſprache gegen ſeine Heranziehung zur Kirchenſteuer er⸗ 
hoben, nach Abweiſung dieſer Einſprache aber keine weiteren 
Schritte mehr unternommen und namentlich keine Beſchwerde 
gegen dieſe Entſcheidung eingelegt habe. Die Entſcheidun⸗ 
gen des Kirchengemeinderats ſeien als ſolche rechtswirkſam, 
ſofern und ſolange dagegen keine Beſchwerde erhoben wor— 
den ſei. Allein ſowohl der Kirchengemeinde als dem beige— 
zogenen Kirchengemeindegenoſſen ſteht bei einem Streit über 
kirchliche Umlagen neben dem ſogenannten Verwaltungsver— 
fahren, das nach Erſchöpfung der Inſtanzen des Kirchen⸗ 
gemeinderats und demnächſt des Oberamts mit der Rechts- 
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beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof endigt, auch un⸗ 
mittelbar die Beſchreitung des Verwaltungsrechtswegs im 
ordentlichen Verfahren vor der Kreisregierung und dem Ver⸗ 
waltungsgerichtshof offen (Art. 70 Abſ. 1 in Verbindung 
mit Art. 90 Abſ. 1 des Evang. Kirchengemeindegeſetzes vom 
22. Juli 1906, Reg. Bl. S. 255). Und zwar haben, info- 
lange im Verwaltungsverfahren noch keine Entſcheidung des 
Oberamts ergangen iſt, beide Teile die Möglichkeit der Klage⸗ 
erhebung bei der Kreisregierung, für welche als zeitliche 
Grenze die — im vorliegenden Fall unzweifelhaft gewahr⸗ 
ten — Beſtimmungen in Art. 72 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes 
maßgebend ſind, wornach das Recht zur Nachforderung zu⸗ 
rückgebliebener Steuern in drei Jahren verjährt (vgl. G ö z, 
Verwaltungsrechtspflege S. 337 —339; auch Steinheil, evang. 
Kirchengemeindegeſetz S. 125 Note 4). 

Sachlich erſcheint der Standpunkt der Klin. begründet. 

Die kirchliche Umlagepflicht ihr gegenüber ſetzt nach 
Art. 68 in Verbindung mit Art. 5 des Evang. Kirchenge⸗ 
meindegeſetzes voraus, daß der Bekl. K. zu Beginn der bei⸗ 
den in Frage ſtehenden Steuerjahre Genoſſe dieſer Kirchen⸗ 
gemeinde geweſen iſt, daß er alſo abgeſehen von ſeinem 
Wohnſitz in U. auch im Kirchſpiel von K. einen Wohnſitz im 
rechtlichen Sinne des Wortes hat bezw. gehabt hat. Nun 
ſteht außer Zweifel, daß der Bekl. im Sprengel dieſer Kir⸗ 
chengemeinde, d. h. in H., ein Landhaus mit einer vollſtän⸗ 
dig eingerichteten Familienwohnung beſitzt, in welchem ſeit 
einigen Jahren, und jedenfalls während der Steuerjahre 
1908 und 1909, den ganzen Sommer über, immerhin etwa 
4 Monate im Jahr, ſein Haushalt geführt wird. Seine 
Wohnung in U. hat er daneben das ganze Jahr hindurch 
inne; er ſelbſt begibt ſich, auch ſolange er ſein Haus in H. 
bewohnt, immer morgens in ſein Geſchäft nach U., um abends 
jeweils wieder nach H. zurückzukehren. Er iſt der Meinung, 
als dauernder feſter Wohnſitz könne nur U. in Betracht 
kommen, ſeine Villa in H. werde von ihm nur zu vorüber— 
gehendem Aufenthalt im Sommer benützt. Alle ſeine ge— 
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ſchäftlichen Intereſſen liegen in U., ſeinen Beruf und ſeine 
ganze Tätigkeit übe er dort aus; in H. habe er keinerlei 
Erwerb. 

Allein dieſe Einwendungen können die Annahme eines 
zweiten Wohnſitzes in H. — K. nicht hindern. Daß im 
Sinne des bürgerlichen Rechts ein Wohnſitz gleichzeitig an 
mehreren Orten beſtehen kann, iſt außer Zweifel ($ 7 Abſ. 2 
BGB.). Nun mag zugegeben werden, daß ſchwerlich jemand 
an zwei Orten gleichzeitig den Mittelpunkt ſeiner geſamten 
Lebensverhältniſſe haben kann, und daß, wenn dieſes Merk⸗ 
mal für den Wohnſitzbegriff ausſchlaggebend wäre, wohl nur 
U. als Wohnſitz für den Bekln. in Betracht kommen könnte. 
Allein zum Wohnſitz nach bürgerlichem Recht wird nicht mehr 
erfordert als eine ſtändige Niederlaſſung. Dieſem Erforder⸗ 
nis iſt aber unzweifelhaft auch in dem Landhaus des Bekln. 
in H. genügt, wo er anerkanntermaßen eine vollſtändig ein⸗ 
gerichtete und ſtandesgemäß ausgeſtattete, nach ſeiner Lebens⸗ 
haltung für ſich und ſeinen Haushalt ausreichende Wohnung 
hat. Daß er dort nicht ununterbrochen das ganze Jahr, ſon⸗ 
dern nur immer über die Sommermonate wohnt und in den 
Jahren 1908 und 1909 gewohnt hat, ſteht der Annahme 
eines Wohnſitzes nicht im Wege. Ständige Niederlaſſung 
erfordert nicht fortwährendes Bewohnen. Eine für ſtändi⸗ 
gen Aufentalt genügende und hiezu beſtimmte Wohnung iſt 
auch vorhanden, wenn ſie tatſächlich nicht ununterbrochen, 
ſondern immer nur nach längerer Unterbrechung und zu be⸗ 
ſtimmten Jahreszeiten wieder benützt wird. Jedenfalls han⸗ 
delt es ſich in H. nicht um ein einfaches Abſteigequartier, 
das bloß zu vorübergehendem Aufenthalt Unterkunft zu ge⸗ 
währen imſtande wäre. Im Gegenteil iſt ja von dem Bekln. 
die regelmäßig jährliche Wiederkehr in ſein Landhaus wäh⸗ 
rend des Sommers von vorneherein ins Auge gefaßt und 
dementſprechend die Wohnung dauernd eingerichtet. Des⸗ 
halb alſo, weil die Benutzung des Landhauſes nach ſeiner 
ganzen Einrichtung und den Bedürfniſſen ſeiner Bewohner 
von Anfang an nur auf die Sommerzeit beſchränkt iſt und in 
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den Steuerjahren 1908 und 1909 nur ſo ſtattfand, iſt es 

doch neben der Wohnung in U. zur zweiten ſtändigen Nieder⸗ 

laſſung, d. h. gleichfalls zum Wohnſitz für den Bekln. ge⸗ 

worden, und es ändert hieran der Umſtand nichts, daß er 

von H. aus regelmäßig nach U. fährt und hier, am Sitz 

ſeines geſchäftlichen Unternehmens, tagsüber ſich aufhält. 
Urteil vom 19. Oktober 1910 in der Beruf. Sache des 
Fabrikanten A. K. in U., Bekl. Beruf.⸗Klers. gegen 
die Kirchengemeinde Kl., Klin. Beruf.⸗Bekl. 


16. 


Unzulüſſigkeit der Rechtsbeſchwerde auf dem Gebiet 
der RKeichserbſchaftsſtener. 

In den Gründen iſt bemerkt: 

Der § 57 des Reichserbſchaftsſteuergeſetzes vom 3. Juni 
1906 (Reichsgeſ.⸗Blatt S. 654) beſtimmt ausdrücklich, daß 
in Anſehung der nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu 
entrichtenden Steuern der Rechtsweg zuläſſig iſt und daß 
die Klage binnen einer Friſt von ſechs Monaten bei dem 
Landgericht erhoben werden muß. Damit find für die Ent- 
ſcheidung über die Rechtmäßigkeit des Anſatzes einer Reichs⸗ 
erbſchaftsſteuer — vorbehältlich der in § 46 des Reichsge⸗ 
ſetzes geregelten Verwaltungsbeſchwerde — die bürgerlichen 
Gerichte für zuſtändig erklärt. Da dieſen hiemit die end⸗ 
gültige Entſcheidung zugewieſen wird, iſt die Beſchwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 15 Ziff. 1 des Ge⸗ 
ſetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 
1876 ausgeſchloſſen. 

Urteil vom 9. März 1910 in der Rechtsbeſchwerdeſache 

des K. R. in B. 


17. 
Beginn der Steuerpflicht für einen Gewerbebetrieb im 
Fall des bloßen Unternehmerwechſels. 
Aus den Gründen: 
Der Art. 100 Abſ. 1 des Geſetzes vom 28. April 1873 p 
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8. Auguſt 1903, betreffend die Grund⸗, Gebäude⸗ und Ge⸗ 
werbeſteuer (Reg. Bl. von 1903 S. 344) beſtimmt: „Wer ein 
der Gewerbeſteuer unterworfenes Geſchäft anfängt, hat bei 
dem Ortsvorſteher mit der vorgeſchriebenen Anzeige eine 
Faſſion nach Art. 95 des gegenwärtigen Geſetzes abzugeben 
und das Gewerbe von dem auf den Beginn des Gewerbe— 
betriebs folgenden Quartal an zu verſteuern.“ Da der Be⸗ 
ſchwerdeführer B. anerkanntermaßen am 1. Oktober 1907 
den bis dahin von M. geführten Betrieb begonnen hat, kann 
folglich bei Zugrundlegung dieſer Beſtimmung B. nur ab 
1. Januar 1908 als dem auf den Beginn ſeines Betriebes 
folgenden Vierteljahr an zur Gewerbeſteuer gezogen werden. 

Die Annahme, daß in einem Fall wie dem vorliegen- 
den, in welchem ein Betrieb ſchon am erſten Tage eines 
Kalendervierteljahrs, nicht erſt im weiteren Verlauf desſelben 
aufgenommen worden iſt, die Beſteuerung des Inhabers 
ſchon mit dem Anfang dieſes Quartals und nicht erſt, 
wie das Geſetz ſagt, mit dem auf den Beginn des Gewerbe⸗ 
betriebs folgenden einzuſetzen habe, wäre mit dem an⸗ 
geführten Wortlaut der Beſtimmung unverträglich, und wird 
von der Steuerbehörde ſelbſt nicht mehr, jedenfalls nicht in 
der angefochtenen Entſcheidung, zur Begründung ihrer gegen⸗ 
teiligen Anſchauung vertreten. 

Aber auch die Auffaſſung, daß Art. 100 Abſ. 1 bei 
einem Wechſel des Unternehmers eines ſchon beſtehenden Ge⸗ 
werbes während des Steuerjahrs keine Anwendung finden 
könnte, ſondern bloß von der Eröffnung eines neuen, bisher 
überhaupt nicht beſtehenden Betriebes zu verſtehen ſei, kann 
nicht gebilligt werden. Auch ſie iſt nicht vereinbar mit dem 
klaren Wortlaut der Beſtimmung, die überhaupt alle umfaßt, 
welche ein ſteuerpflichtiges Geſchäft anfangen, ohne Rückſicht 
darauf, ob ſie es neu ins Leben rufen oder von dem Beſitz⸗ 
vorgänger überkommen haben. Nach ſeiner Ueberſchrift han⸗ 
delt der Art. 100 von den Veränderungen bei dem Gewerbe— 
kataſter allgemein, und es fehlt an jedem Anhaltspunkt da⸗ 
für, daß der Abſ. 1 — anders als z. B. Abſ. 3 — neben 
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gewerblichen Neugründungen nicht auch Veränderungen, welche 
bei einem ſchon beſtehenden Unternehmen durch einen Wechſel 
in der Perſon des ſteuerpflichtigen Betriebsinhabers ent⸗ 
ſtehen, im Auge haben ſollte. Auch die zur Fortführung der 
Gewerbeſteuerkataſter ergangene Verfügung der K. Kataſter⸗ 
kommiſſion vom 17. Januar 1878 (Sammlung der württb. 
Staatsſteuergeſetze II S. 363) ſteht auf dieſem Standpunkt, 
ſofern ſie unter den bei dem Gewerbekataſter im Laufe eines 
Steuerjahrs vorkommenden Aenderungen gerade auch die 
Veränderungen im Beſitz eines gewerblichen Unternehmens 
aufführt, nur daß dann, wenn die durch den Beſitzwechſel 
hervorgerufene Aenderung im Geſchäftsbetrieb eine erhebliche 
nicht iſt, keine vollſtändige Neueinſchätzung erforderlich ſein, 
vielmehr die einfache Uebertragung des bisherigen Steuer⸗ 
kapitals auf den neuen Beſitzer genügen ſoll ($ 6 Abſ. 2). 

Das Finanzminiſterium hat denn auch ſelbſt ſich der 
Erwägung nicht verſchloſſen, daß es eine gekünſtelte und ge⸗ 
zwungene Auslegung wäre, den Art. 100 Abſ. 1 nur auf die 
Fälle der Eröffnung eines objektiv neuen, bisher nicht vor⸗ 
handenen Gewerbes zu beziehen; in der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung iſt ausdrücklich bemerkt, daß der Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes auch die Fälle des bloßen Beſitzwechſels decke. Wenn 
es trotzdem Bedenken trug, die Beſtimmung auch dem Be⸗ 
ſchwerdeführer gegenüber zur Anwendung zu bringen, ſo war 
hiefür der Gedanke maßgebend, daß es der Natur der Er⸗ 
tragsſteuern zuwider wäre, wenn ein objektiv unverändert 
und ohne Unterbrechung weiterbetriebenes Gewerbe lediglich 
aus Gründen, die in der Perſon des Steuerpflichtigen liegen, 
auf ein ganzes Vierteljahr der Steuer entzogen werden 
könnte. Demgegenüber iſt zuzugeben, daß es — auch ab⸗ 
geſehen von dem Ertragsſteuercharakter der Gewerbeſteuer — 
ſicher nicht als in der Abſicht des Geſetzes gelegen bezeichnet 
werden müßte, wenn in Fällen der vorliegenden Art eine 
Unterbrechung oder zeitweilige Ausſetzung in der ſteuerlichen 
Erfaſſung eines tatſächlich trotz Unternehmerwechſels das 
ganze Steuerjahr hindurch ſich fortſetzenden Betriebes ein⸗ 
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treten würde. Allein eine ſolche Unterbrechung tritt auch bei 
Anwendung des Art. 100 Abf. 1 auf den gegenwärtigen Fall 
und auf Fälle des Beſitzwechſels überhaupt nach der Anord- 
nung des Geſetzes nicht ein. Das Geſetz ſelbſt hat hiegegen 
Vorkehr getroffen, indem es im engſten Zuſammenhang und 
in unmittelbarem Anſchluß an den Abſ. 1 des Art. 100 in 
Abſ. 2 vorſieht, daß derjenige, welcher ein der Gewerbe— 
ſteuer unterworfenes Geſchäft aufgibt, die Steuer nur bis 
zum Schluß des Quartals zu entrichten hat, in welchem die 
Einſtellung des Geſchäfts bei dem Ortsvorſteher angezeigt 
wird. ö 

Im vorliegenden Fall hat die Abmeldung des Betriebs 
durch den früheren Beſitzer am 4. Oktober 1907 ſtattgefun⸗ 
den; dieſer war daher noch ohne weiteres bis zum Ablauf 
des Kalendervierteljahrs Oktober⸗-Dezember 1907 die Steuer 
zu entrichten ſchuldig, und von da ab begann die Steuer: 
pflicht des Erwerbers B. Aber abgeſehen davon kommt in 
dieſer geſetzlichen Regelung (Art. 100 Abſ. 1 und Abſ. 2 des 
Geſetzes) der Grundſatz zum Ausdruck, daß bei einem Beſitz⸗ 
wechſel während des Steuerjahrs der frühere Inhaber die 
für dieſes Jahr angeſetzte Steuer der Regel nach und min⸗ 
deſtens ſo lange fortzuentrichten hat, bis in Gemäßheit des 
Abſ. 1 die Steuerpflicht des Beſitznachfolgers einſetzt, der 
Wegfall der Steuerpflicht des bisherigen Unternehmers dem⸗ 
nach nicht vor dem Beginn der Steuerpflicht des neuen 
Unternehmers eintritt. Denn die Einſtellung eines ohne 
Unterbrechung das ganze Steuerjahr hindurch fortgeführten 
Betriebs ſeitens des bisherigen Beſitzers fällt notwendig mit 
der Aufnahme des Betriebs durch den neuen Inhaber zu⸗ 
ſammen, ſie kann alſo auch im Sinne des Geſetzes zeitlich 
nicht vor die Geſchäftsübernahme durch den Nachfolger zu 
liegen kommen. Ehe dieſer letztere Zeitpunkt herangekom⸗ 
men iſt, iſt folglich eine Betriebseinſtellung ſeitens des ab⸗ 
gehenden Unternehmers überhaupt nicht denkbar, und auch die 
Tatſache einer ſolchen Einſtellung kann nicht früher zur An- 
zeige kommen. Auch von dieſem Geſichtspunkt aus bleibt 
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gemäß Art. 100 Abſ. 2 der Vorbeſitzer eines im Laufe des 
Steuerjahrs veräußerten Betriebs für die Gewerbeſteuer je⸗ 
denfalls ſo lange verantwortlich, bis nach Abſ. 1 des Art. 100 
die Steuerpflicht des Beſitznachfolgers anfängt, und es iſt 
nicht an dem, daß bei einer mit einem Quartalwechſel zu⸗ 
ſammenfallenden Geſchäftsübergabe ein Vierteljahr lang ein 
Zuſtand von Steuerfreiheit entſtehen könnte. 

Wenn gleichwohl im vorliegenden Falle die Steuerbe⸗ 
hörde nach anfänglich anderer Behandlung dem Rechtsvor⸗ 
gänger M. auf ſein Anſuchen ſchon mit Wirkung vom 1. Okt. 
1907 ſeine Steuerſchuldigkeit in Abgang geſchrieben hat, ſo 
kann dies jedenfalls für den Beſchwerdeführer nicht die Wir⸗ 
kung haben, daß er deswegen zu einem früheren Zeitpunkt 
für die Steuer in Anſpruch genommen werden könnte, als 
es dem Ausgeführten zufolge nach Lage des Geſetzes recht⸗ 
lich zuläſſig iſt. 

Urteil vom 8. Juni 1910 in der Rechtsbeſchwerdeſache 

des Apothekers B. in C., Veranlagung zur Gewerbe— 

ſteuer betr. 


18. 


Die Uebernahme beſtehender Geſchüfte iſt im Fall 
ihrer gleichzeitigen Angliederung an ein Hauptgeſchüft 
für die Gewerbebeſtenerung nicht als Beginn neuer 
Gewerbe, ſondern nur als Berändernng des Hauptge⸗ 
werbebetriebs zu behandeln. 


Die Gründe führen aus: 

I. Die Aktiengeſellſchaft St. u. F. in S. hat durch Ver⸗ 
trag vom 11./12. März 1907 das Bankgeſchäft J. G. in H., 
durch Vertrag vom 28. Februar 1907 das Bankgeſchäft E. R. 
in R. erworben, um ſie je mit Wirkung vom 1. Januar 
1907 an als Filialen ihres Inſtituts mit der Bezeichnung: 
„St. u. F. Aktiengeſellſchaft, Filiale H., vorm. J. G. a. M.“ 
bezw. „St. u. F. Aktiengeſellſchaft, Filiale R., vorm. E. R“ 
weiterzuführen. In gleicher Weiſe iſt auf 1. Juli 1908 das 
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Bankgeſchäft J. R. in Pf. auf die Aktiengeſellſchaft St. u. F. 
übergegangen. 

Zwiſchen der Steuerbehörde und der Aktiengeſellſchaft 
beſteht nun Streit darüber, wie die Steuerpflicht der Firma 
St. u. F. für die von ihr übernommenen Geſchäfte in H., 
R. und Pf. nach Lage des Geſetzes zu regeln iſt, d. h. von 
wann an ſie für die genannten Betriebe zur Gewerbeſteuer 
veranlagt werden kann. Während das Finanzminiſterium 
in der angefochtenen Entſcheidung die Einſchätzung der Aktien⸗ 
geſellſchaft für die Geſchäfte in H. und R. gemäß Art. 100 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903, 
betreffend die Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer, Reg.⸗ 
Bl. S. 344, ſchon mit Wirkung vom 1. April 1907 an, und 
für den Pf. Betrieb vom 1. Juli 1908 an für gerechtfertigt 
erklärte, vertritt die Aktiengeſellſchaft in der rechtzeitig und 
ordnungsmäßig erhobenen Rechtsbeſchwerde die Auffaſſung, 
daß es ſich bei allen dieſen Geſchäftsübernahmen für die St. 
Firma lediglich um Veränderungen, d. h. Erweiterungen ihres 
Hauptbetriebs im Sinne von Art. 100 Abſ. 3 des genannten 
Geſetzes gehandelt habe, weshalb dieſe Veränderungen zu 
Laſten der Aktiengeſellſchaft erſt am Anfang des nächſten 
Kalenderjahrs, und zwar je mit Wirkung vom 1. April dieſes 
Jahres an, ſteuerliche Berückſichtigung haben finden können. 
Das Gewerbekataſter der Beſchwerdeführerin habe demgemäß 
im Hinblick auf die Geſchäftsübernahme in H. und R. erſt 
mit Wirkung vom 1. April 1908, wegen der Uebernahme in 
Pf. erſt mit Wirkung vom 1. April 1909 an anläßlich der 
normalen Gewerbekataſterfortführung zu Anfang der beiden 
Kalenderjahre berichtigt werden dürfen. In der Rechtsbe⸗ 
ſchwerde iſt der Antrag geſtellt, es wolle die durch das 
Hauptſteueramt S. vorgenommene Einſchätzung der Filialen 
in H., R. und Pf. zur Gewerbeſteuer für die Zeit vom 
1. April 1907 bis 31. März 1908 bezw. 1. Juli 1908 bis 
31. März 1909 außer Wirkung geſetzt werden. 

II. Die Rechtsbeſchwerde muß für begründet erkannt 
werden. Unſtreitig ſtellen die Betriebe in H., R. und Pf: 

15 
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für die Beſchwerdeführerin keine ſelbſtändigen, vom Geſamt⸗ 
betrieb unabhängigen und je für ſich zu beurteilenden Unter⸗ 
nehmungen dar, bilden vielmehr mit dem Hauptgeſchäft in 
S. eine wirtſchaftliche Einheit. Der Erwerb und die Fort⸗ 
führung dieſer außerhalb S. gelegenen Bankgeſchäfte bedeu⸗ 
tete für die Aktiengeſellſchaft die Errichtung von Filialbetrie⸗ 
ben an den genannten Plätzen, von Zweigniederlaſſungen 
gegenüber der in S. belegenen Hauptniederlaſſung. Dem ent⸗ 
ſpricht insbeſondere auch die Firma und die Einrichtung der 
in H., R. und Pf. geführten Geſchäfte, und mit dieſer Be⸗ 
triebsform ſind ſie im Handelsregiſter eingetragen. Mit der 
Uebernahme durch die Beſchwerdeführerin haben demnach jene 
auswärtigen Geſchäfte ihre ſteuerliche Selbſtändigkeit einge⸗ 
büßt, ſie ſind Teilbetriebe des S. .. Hauptgeſchäfts gewor⸗ 
den. Für die Gewerbeſteuerkataſtrierung eines derartig ein- 
heitlichen, nur auf mehrere Betriebsorte (Haupt- und Zweig⸗ 
niederlaſſungen) ſich ausdehnenden Unternehmens hat das 
Geſetz beſondere Beſtimmungen vorgeſehen. Art. 89 Abſ. 2 
des Gewerbeſteuergeſetzes vom 28. April 1873/8. Auguſt 
1903 lautet: Erſtrecken ſich die weſentlichen Beſtandteile eines 
Gewerbes über mehrere Steuerdiſtrikte, ſo werden ſie deſſen 
ungeachtet bei der Einſchätzung als ein Ganzes behandelt. 
Und Art. 87 Abſ. 1 dieſes Geſetzes fügt ergänzend hinzu, 
daß, wenn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Steuer— 
diſtrikte erſtreckt und als Ganzes eingeſchätzt wurde (Art. 89), 
das Steuerkapital verhältnismäßig auf die einzelnen Zweig⸗ 
geſchäfte zu verteilen iſt. Ein einheitliches, aus Hauptnieder⸗ 
laſſung und Zweigniederlaſſungen beſtehendes Gewerbe muß 
demnach auch ſteuerlich ſtets als Ganzes behandelt und als 
ſolches am Orte der Betriebsleitung eingeſchätzt werden (vgl. 
die Verfügung der Kataſterkommiſſion vom 7. Oktober 1874, 
betreffend die Vollziehung der Gewerbeeinſchätzung § 5, 
Sammlung der württ. Staatsſteuergeſetze II S. 339). Die 
Einſchätzung einer Filiale für ſich und unabhängig vom 
Zentralgeſchäft, gleich als ob ſie ein eigenes Unternehmen in 
einem beſonderen Steuerdiſtrikt darſtellte, iſt grundſätzlich 
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ausgeſchloſſen, auch dann, wenn das Filialgeſchäft — wie 
im vorliegenden Fall — aus einem früher ſelbſtändigen Han⸗ 
delsunternehmen an dem betreffenden Platze hervorgegangen 
iſt. Einer derartigen Behandlungsweiſe ſtünde auch, von 
anderem abgeſehen, namentlich der Umſtand entgegen, daß 
der perſönliche Arbeitsverdienſt eines Gewerbeinhabers auch 
da, wo er an verſchiedenen Orten (Filialen) Hilfsperſonal 
zur Führung ſeines Geſamtbetriebs verwendet, doch immer 
nur einheitlich feſtgeſtellt werden kann und eine mehrfache 
Kürzung des Arbeitsverdienſts im Sinne des Art. 90 Ziff. 1 
des Geſetzes bei Berechnung des ſteuerbaren Betrags des 
Gewerbeeinkommens eines und desſelben Betriebsunterneh⸗ 
mens nach Sinn und Anordnung des Geſetzes unzuläſſig 
erſcheint (vergl. auch die genannte Verfügung der Kataſter⸗ 
kommiſſion a. a. O. zu § 7 Ziff. III). 

Der Grundſatz einheitlicher Veranlagung eines einheit⸗ 
lichen, auch über Zweigniederlaſſungen ſich erſtreckenden ge⸗ 
werblichen Unternehmens zur Gewerbeſteuer gilt allgemein; 
es macht keinen Unterſchied, ob ein Gewerbebetrieb, der ſich 
über mehrere Betriebsorte ausdehnt, als ſolcher neu ins Le⸗ 
ben gerufen und alſo überhaupt erſtmals eingeſchätzt wird, 
oder ob, wie hier, ein bereits vorhandener Hauptbetrieb durch 
Errichtung von Filialen ſich erweitert. Es iſt ferner uner⸗ 
heblich, ob eine derartige Geſchäftserweiterung durch Ueber- 
nahme und Fortführung bisher ſelbſtändig geweſener, gleich- 
artiger Geſchäfte in der Form von Zdweigniederlaſſungen 
oder durch Neugründung von Filialen ohne Aufkauf eines 
ſchon Beitehenden Betriebes ſich vollzieht. In allen dieſen 
Fällen handelt es ſich vom Standpunkt des Zentralgeſchäfts 
aus lediglich um eine Vergrößerung oder Erweiterung eines 
bisher ſchon vorhandenen, einheitlichen Unternehmens durch 
Angliederung neuer, dem Hauptbetrieb untergeordneter Zweig— 
geſchäfte, nicht aber um die Eröffnung eines neuen, dem bis⸗ 
herigen Geſchäft ſelbſtändig und unabhängig gegenüberſtehen— 
den ſteuerpflichtigen Gewerbes. Dieſem Geſichtspunkt hat 
auch die ſteuerliche Behandlung einer ſolchen Veränderung 
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Rechnung zu tragen; auch wenn die Eröffnung von Zweig⸗ 
niederlaſſungen in H., R. und Pf. ſeitens der Beſchwerde⸗ 
führerin mit vollſtändiger Aufgabe der bisher dort betriebe⸗ 
nen Bankgeſchäfte durch die früheren Firmeninhaber Hand 
in Hand ging, bleibt doch die Tatſache beſtehen, daß es ſich 
für die Aktiengeſellſchaft nicht um den Neubeginn eines Ge⸗ 
werbebetriebs, ſondern bloß um die Ausdehnung ihres be- 
reits beſtehenden Geſchäfts auf weitere Betriebsorte handelte, 
für welche die Zentrale in S. den Betriebsmittelpunkt 
bildet. 

Für die ſteuerliche Erfaſſung dieſer Betriebsausdehnung 
in der Hand des Inhabers des Geſamtunternehmens kann 
demnach nur der Art. 100 Abſ. 3 des Gewerbeſteuergeſetzes 
in Betracht kommen, nach welchem eine nachhaltige Betriebs⸗ 
veränderung, wie ſie in der Errichtung von Zweignieder⸗ 
laſſungen und dem Erwerb von Bankgeſchäften an dieſen 
Orten zu erblicken iſt, immer nur bei der jährlichen Be⸗ 
richtigung des Gewerbekataſters am Anfang eines Kalender⸗ 
jahrs mit Wirkung vom 1. April dieſes Jahres an zu be⸗ 
rückſichtigen iſt, wobei in Gemäßheit des Art. 87 Abſ. 1 des 
Geſetzes das bei der Reviſion des Gewerbebetriebs gewon⸗ 
nene neue Steuerkapital verhältnismäßig auf die einzelnen 
Beſtandteile oder Zweige des Geſchäfts verteilt wird (Ver⸗ 
fügung der Kataſterkommiſſion vom 7. Oktober 1874, § 5 
Abſ. 3 a. a. O. S. 340). In dieſer geſetzlichen Regelung 
kommt der Grundſatz zum Ausdruck, daß jede Veränderung 
eines ſchon beſtehenden und eingeſchätzten gewerblichen Unter⸗ 
nehmens, die ſich im Laufe eines Steuerjahrs in der Höhe 
des Geſamtertrags des Betriebskapitals oder in der Zahl 
der Hilfsperſonen ergeben mag, die Erhöhung wie die Ver— 
minderung des ſteuerbaren Betrags des Gewerbeeinkommens 
für die Veranlagung dieſes Jahres unberückſichtigt bleiben 
ſoll und erſt bei der Einſchätzung des folgenden Jahres — 
unter der Vorausſetzung einer nachhaltigen Erweite⸗ 
rung oder Verminderung des Betriebs — anläßlich der 
ordentlichen Kataſterberichtigung von Bedeutung werden kann. 
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Eine Berichtigung des Gewerbekataſters während des Steuer: 
jahrs und nach Beginn der jährlichen Einſchätzung iſt dem⸗ 
nach bei einem bereits beſtehenden Gewerbe, auch wenn es, 
wie das der Beſchwerdeführerin, durch Errichtung von Filia⸗ 
len ſich erweitert, nach der Anordnung des Geſetzes ausge⸗ 
ſchloſſen; ebenſo kann umgekehrt die Einſtellung einer Zweig⸗ 
niederlaſſung im Laufe eines Steuerjahrs nicht ſofort und 
nicht ſchon von dem auf die Einſtellung folgenden Quartal, 
ſondern früheſtens bei der Kataſterberichtigung zu Anfang 
des nächſten Kalenderjahres ſteuerliche Berückſichtigung finden. 

Trifft hienach Art. 100 Abſ. 3 des Gewerbeſteuerge⸗ 
ſetzes im vorliegenden Fall zu, ſo iſt damit die Anwendbar⸗ 
keit der Beſtimmung in Art. 100 Abſ. 1 dieſes Geſetzes von 
ſelbſt verneint. Dort iſt zwar die Möglichkeit einer Ver⸗ 
änderung im Gewerbekataſter auch während des Steuerjahrs 
vorgeſehen, aber ausdrücklich darauf beſchränkt, daß jemand 
einen Gewerbebetrieb neu beginnt. Demjenigen, der ein der 
Gewerbeſteuer unterworfenes Geſchäft anfängt (Art. 100 
Abſ. 1), wird in Abſ. 2 des Art. 100 gegenübergeſtellt, wer 
ein der Gewerbeſteuer unterworfenes Geſchäft aufgibt; und 
lediglich für dieſe beiden Fälle wird beſtimmt, daß eine 
Kataſterveränderung auch im Laufe eines Steuerjahrs von 
dem auf den Beginn bezw. die Einſtellung des Gewerbebe⸗ 
triebs folgenden Quartal an Platz zu greifen habe. Aber 
hier handelt es ſich dem Ausgeführten zufolge für die Aktien⸗ 
geſellſchaft St. u. F. gar nicht um den Neubeginn eines Ge⸗ 
werbebetriebs, um ein neues Geſchäft, ſondern bloß um Aus⸗ 
dehnung oder Erweiterung ihres beſtehenden und zur Steuer 
veranlagten Betriebes im Laufe des Jahres. Auf dieſen 
Standpunkt hat ſich zutreffend auch das K. Hauptſteueramt 
und das K. Steuerkollegium, Abteilung für direkte Steuern, 
geſtellt, erſteres mit dem Hinzufügen, daß in Fällen wie in 
dem der Beſchwerdeführerin nach der bisherigen Praxis eine 
Einſchätzung neu hinzugekommener, als Erweiterungen des 
Hauptbetriebs ſich darſtellender Teilbetriebe während des 
Steuerjahrs gemäß Art. 100 Abſ. 3 des Geſetzes nicht vor— 
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genommen worden ſei, gleichgültig ob dieſe Geſchäftserwei⸗ 
terung durch Uebernahme gleichartiger, bereits beſtehen⸗ 
der Betriebe oder durch Errichtung neuer Filialbetriebe ver⸗ 
wirklicht wurde. Zudem hätte auch vom Standpunkt der 
gegenteiligen, in der angefochtenen Entſcheidung vertretenen 
Auffaſſung aus, wonach jene Betriebe in H., R. und Pf. 
auch in der Hand der Beſchwerdeführerin nicht eine bloße 
Erweiterung ihres S. .. Geſchäftsbetriebs im Sinne von 
Art. 100 Abſ. 3, ſondern neu begonnene Gewerbebetriebe 
nach Art. 100 Abſ. 1 darſtellen würden, die alsdann ge- 
botene Veranlagung der Firma für den H. .. und R.. 
Betrieb ab 1. April 1907, für das Geſchäft in Pf. ab 1. Juli 
1908 nicht — wie es tatſächlich geſchehen iſt — mittels ein⸗ 
facher Uebertragung der den früheren Betriebsinhabern an 
jenen Orten angeſetzten Steuerkapitale auf die Beſchwerde⸗ 
führerin und gleichzeitiger Ueberweiſung dieſer Steuerkapitale 
an die betreffenden auswärtigen Bezirke erfolgen dürfen. 
Vielmehr hätte, um der doch unzweifelhaft vorhandenen Ein⸗ 
heitlichkeit des geſamten Unternehmens der Aktiengeſellſchaft 
und den Vorſchriften in Art. 87 Abſ. 1 und 89 Abſ. 2 des 
Geſetzes Rechnung zu tragen, nur eine Ueberweiſung von 
Anteilen eines zuvor für das ganze Geſchäft einheitlich feſt— 
geſtellten Steuerkapitals an die beteiligten Bezirke, zudem 
unter Berechnung des nach Art. 107 Abi. 4 des Grund-, 
Gebäude⸗ und Gewerbeſteuergeſetzes vorzunehmenden geſetz⸗ 
lichen Abzugs nach Maßgabe des für das Geſamtſteuerkapi⸗ 
tal begründeten Prozentſatzes in Frage kommen können, über⸗ 
dies das Geſamtſteuerkapital nach Maßgabe des Art. 89 
Abſ. 2 des Geſetzes gewonnen, nicht einfach durch Zuſammen⸗ 
ziehung des bisher einerſeits für das Hauptgeſchäft der Be⸗ 
ſchwerdeführerin, andererſeits für die von den früheren In⸗ 
habern betriebenen auswärtigen Geſchäfte feſtgeſetzten Steuer⸗ 
kapitale gefunden werden dürfen (zu vergl. § 15 Ziff. 5 der 
mit Genehmigung des K. Finanzminiſteriums erlaſſenen 
Steuerkollegialanweiſung vom 23. September 1904 zum Voll⸗ 
zug des Geſetzes, betreffend Abänderungen des Geſetzes vom 
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28. April 1873 über die Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbe⸗ 
ſteuer vom 8. Auguſt 1903 (Reg. Bl. S. 329), Sammlung 
der württ. Staatsſteuergeſetze II S. 236 ff., 246). Und wenn 
zuzugeben iſt, daß für Fälle der vorliegenden Art der Art. 100 
Abſ. 1 des Gewerbeſteuergeſetzes oder die hiezu ergangene 
Vollzugsverfügung keinerlei Beſtimmungen enthält, die auf 
ein derartiges Verfahren hinweiſen würden, ſo wird damit 
jene oben gekennzeichnete fälſchliche Behandlungsweiſe nicht 
gerechtfertigt, im Gegenteil nur ein weiterer Beleg dafür er- 
bracht, daß nach Sinn und Zuſammenhang des Geſetzes der 
Art. 100 Abſ. 1 auf Zweigniederlaſſungen, durch welche ein 
beſtehender und zur Gewerbeſteuer rechtskräftig veranlagter 
Gewerbebetrieb nach Vornahme der jährlichen Kataſterberich⸗ 
tigung und im Laufe eines Steuerjahrs ſich erweitert, keine 
Anwendung finden kann. 

Richtig iſt, daß die bisherigen Inhaber der von der 
Beſchwerdeführerin übernommenen Geſchäfte in H., R. und 
Pf., ſofern es ſich für fie nicht bloß um eine nachhaltige Ver⸗ 
änderung, ſondern um die vollſtändige Aufgabe ihres Ge⸗ 
werbebetriebs innerhalb eines Jahres nach ſchon vollzogener 
Kataſterfortführung handelte, gemäß Art. 100 Abſ. 2 des 
Geſetzes ihre Steuer nur bis zum Schluß des Quartals zu 
entrichten haben, in welchem die Einſtellung des Geſchäfts 
bei dem Ortsvorſteher angezeigt wurde. Aber es wäre irrig, 
hieraus zu folgern, daß deswegen die Filialgründung, zu 
welcher die Beſchwerdeführerin im Zuſammenhang mit dem 
Erwerb jener Geſchäfte geſchritten iſt, alſo der Beginn von 
neuen Gewerben im Sinn von Art. 100 Abſ. 1 des Geſetzes, 
ſtatt — wie gezeigt — als die Erweiterung ihrer S. .. 
Hauptniederlaſſung, aufgefaßt werden könnte. 

Wohl kann hienach in Fällen der vorliegenden Art 
wegen der mit einer ſolchen Filialgründung untrennbar ver: 
bundenen Einſtellung eines Gewerbes ſeitens des bisherigen 
Firmeninhabers es vorkommen, daß der Beſitzer des alten, 
in der Zweigniederlaſſung des neuen Unternehmers aufge— 
gangenen Geſchäfts ſchon während des Steuerjahrs aus der 
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Gewerbeſteuer entlaſſen wird, ohne daß in unmittelbarem 
Zuſammenhang damit der neue Unternehmer für den ent⸗ 
ſtehenden Steuerausfall ſofort entſprechend in Anſpruch ges 
nommen werden kann. Aber dieſe Erſcheinung hat nichts 
Auffallendes im Syſtem des Geſetzes; anerkanntermaßen muß 
auch ein Filialbetrieb, der innerhalb eines Steuerjahrs ohne 
gleichzeitige Uebernahme und Fortführung eines ſchon be⸗ 
ſtehenden ähnlichen Geſchäftsbetriebs einem Hauptunterneh⸗ 
men angegliedert wird, für den Reſt des Steuerjahrs ſteuer⸗ 
frei ausgehen und kann erſt vom folgenden Jahr an, zu— 
ſammen mit der Neuveranlagung des Betriebsganzen, für die 
Gewerbeſteuer von Bedeutung werden. Solche Wirkungen 
ergeben ſich mit Notwendigkeit aus der Anordnung des Ge⸗ 
ſetzes, welches aus techniſchen Gründen und zur Vermeidung 
einer übergroßen Geſchäftslaſt für die Behörde Aenderungen 
der Steuerpflicht innerhalb des Steuerjahrs möglichſt be⸗ 
ſchränkt hat und daher grundſätzlich und uneingeſchränkt 
bloße Erweiterungen oder Verminderungen im Betriebe eines 
bereits veranlagten Gewerbetreibenden — im Gegenſatz zur 
Neueröffnung oder Einſtellung eines Betriebs — nicht wäh⸗ 
rend des Steuerjahrs, ſondern erſt mit Wirkung fürs neue 
am Anfang des nächſten Kalenderjahres berückſichtigt wiſſen 
will. Etwaige Nachteile, welche aus dieſer Rechtslage im 
einzelnen Falle für Staat oder Gemeinde ſich ergeben mögen, 
dürfen ſelbſtverſtändlich nicht den Anlaß zu einer dem Ge⸗ 
ſetz widerſprechenden Handhabung ſeiner Beſtimmungen ge⸗ 
ben, werden übrigens für die Regel ihren Ausgleich darin 
finden, daß umgekehrt im Falle der Aufgabe einer ſolchen 
Zweigniederlaſſung im Laufe eines Steuerjahrs eine Ab⸗ 
ſchreibung des für dieſe Filiale ausgemittelten Steuerkapital⸗ 
anteils gemäß Art. 100 Abſ. 3 gleichfalls nicht vor dem Ab⸗ 
lauf des Steuerjahrs eintreten kann, der Unternehmer dem⸗ 
nach trotz Einſtellung der Filiale die volle Gewerbeſteuer 
noch das ganze Jahr hindurch zu entrichten ſchuldig iſt. 
III. Der Beſchwerdeführerin iſt hienach darin beizutre- 
ten, daß die Uebernahme und Fortführung der Bankgeſchäfte 
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in H., R. und Pf. nicht als der Beginn neuer Gewerbe, 
ſondern nur als nachhaltige Veränderung ihres Betriebs an⸗ 
zuſehen und demgemäß erſt je am Anfang des auf die Ver⸗ 
änderung folgenden Kalenderjahres mit Wirkung vom 1. April 
dieſes Jahres an von der Bezirksſchätzungskommiſſion am 
Sitz des Hauptunternehmens, d. h. in S. zu berückſichtigen 
war, eine Kataſterberichtigung demnach erſt zu Beginn des 
Jahres 1908 und bezüglich der Filiale in Pf. zu Anfang 
1909, je mit Wirkung vom 1. April dieſer Jahre ab, er⸗ 
folgen durfte (vergl. die obengenannte Steuerkollegialanwei⸗ 
fung vom 23. September 1904, §8 13 Abſ. und 16, Samm⸗ 
lung der württ. Staatsſteuergeſetze II S. 244, 246). 

Die angefochtene Entſcheidung, welche die Einſchätzung 
der Aktiengeſellſchaft für die Geſchäfte in H. und R. ſchon 
für die Zeit vom 1. April 1907 bis 31. März 1908 und 
für den Betrieb in Pf. für die Zeit vom 1. Juli 1908 bis 
31. März 1909 für zuläſſig erklärte, war demnach als ge⸗ 
ſetzlich nicht begründet außer Wirkung zu ſetzen, womit auch 
die mit dieſer Entſcheidung zuſammenhängenden Anordnun⸗ 
gen der dem Finanzminiſterium untergeordneten Inſtanzen 
ihre Geltung verlieren. 

Urteil vom 6. Juli 1910 in der Rechtsbeſchwerdeſache 

der Firma St. u. F. in S., Heranziehung zur Gewerbe— 

ſteuer betr. 


19. 


Den Beamten der Amtskörperſchaften und Gemeinden 

ſteht bei ſofortiger Entlaſſung wegen grober Bienft- 

nverfehlung keine Beſchwerde an den Berwaltungs⸗ 
gerichtshof zu. 


Aus den Gründen: 

Nach Art. 142, 143 Gd. find Verwaltungsaktuare 
Beamte der Amtskörperſchaft, deren Beſtellung auf unbe- 
ſtimmte Zeit erfolgt. Auf die Handhabung der Dienſtzucht 
über dieſe Beamten werden gemäß Art. 67 BezO. die Be⸗ 
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ſtimmungen des X. Abſchnitts der Gemeindeordnung mit der 
Maßgabe angewendet, daß zur Verfügung ihrer ſofortigen 
Dienſtentlaſſung in den Fällen des Art. 208 Abſ. 1 GdO. 
der Bezirksrat zuſtändig iſt. Art. 208 Abſ. 1 GdO. be⸗ 
ſtimmt: „Gegenüber den auf unbeſtimmte Zeit angeſtellten 
Beamten und Unterbeamten der Gemeinden kann, ſofern nicht 
ihre Anſtellung nach Art. 103 Abſ. 4 in eine Anſtellung auf 
beſtimmte Zeit ſich verwandelt hat, wegen grober Dienſtver⸗ 
fehlung die ſofortige Entlaſſung verfügt werden, wegen der 
ſofort eintretenden vermögensrechtlichen Folgen der Entlaſ— 
fung iſt jedoch eine Beſchwerde bis zur Kreisregierung ſtatt⸗ 
haft, welche endgültig entſcheidet.“ Hienach iſt ausdrücklich 
durch das Geſetz feſtgeſtellt, daß den auf unbeſtimmte Zeit 
angeſtellten Beamten der Gemeinden, wenn gegen ſie infolge 
grober Dienſtverfehlung die ſofortige Entlaſſung verfügt wird, 
wegen der ſofort eintretenden vermögensrechtlichen Folgen 
der Entlaſſung eine einmalige Beſchwerde bis zur 
Kreisregierung zukommt, deren Entſcheidung endgültig 
iſt. Der Beſchwerde gegen die ſofortige Entlaſſung an ſich 
gedenkt das Geſetz mit ausdrücklichen Worten nicht. Dem 
Wortlaut des Art. 208 Abſ. 1 Satz 2 „wegen der ſofort 
eintretenden vermögensrechtlichen Folgen der Entlaſſung iſt 
jedoch eine Beſchwerde“ im Zuſammenhalt mit Satz 1 
„gegenüber den ... kann von derjenigen Behörde, welche 
die Anſtellung verfügt hat, die ſofortige Entlaſſung verfügt 
werden“ iſt aber zweifelsfrei zu entnehmen, daß das Geſetz 
für dieſen Fall die Beſchwerde ausſchließen und den zur 
Verfügung der fofortigen Entlaſſung zuſtändigen Selbſtver⸗ 
waltungsbehörden die endgültige Entſcheidung zuteilen wollte. 
Dies ergibt ſich auch aus den Verhandlungen über das Ge— 
ſetz in den beiden Kammern, insbeſondere aus dem Vortrag 
des Berichterſtatters in der Kammer der Abgeordneten, Proto— 
kollband 78 S. 856. Ausgeſchloſſen iſt demnach auch die 
Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof. Eine ſolche 
könnte ohnedem nur für zuläſſig erachtet werden, wenn ſie 
im Geſetz ausdrücklich eingeräumt wäre. Nun iſt hinſichtlich 
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der Handhabung der Dienſtzucht gegenüber den Gemeinde— 
beamten in Art. 206 GdO. dieſen allerdings ein Beſchwerde⸗ 
recht an den Verwaltungsgerichtshof eingeräumt, aber nur 
gegen die Verhängung von Ordnungsſtrafen und auch 
hier nur gegen Strafverfügungen der Kreisregierung und der 
Miniſterien der Juſtiz und des Innern. Zu den Ordnungs⸗ 
ſtrafen zählt aber die ſofortige Dienſtentlaſſung des Art. 208 
Gd. nicht. 

Dasſelbe, was nach Art. 208 Abi. 1 GdO. für Ge 
meindebeamte gilt, gilt nach Art. 67 Abſ. 1 BezO. 
auch für Amtskörperſchaftsbeamte. Die Ziff. 3 
des Art. 67 BD. trifft lediglich eine Zuſtändigkeitsbeſtim⸗ 
mung, ändert aber im übrigen an den Beſtimmungen des 
Art. 208 Abſ. 1 GdO. nichts, namentlich auch nicht hinſicht⸗ 
lich des Beſchwerderechts des Entlaſſenen, ſo daß dieſe auf 
Amtskörperſchaftsbeamte ganz ebenſo anzuwenden ſind, wie 
auf Gemeindebeamte. Mit Recht hat das K. Miniſterium 
des Innern in dieſer Beziehung darauf hingewieſen, daß 
ſchon nach Art. 60 des Geſetzes vom 21. Mai 1891 (Reg.⸗ 
Bl. S. 103), an den ſich ausweislich der Geſetzesbegründung 
und den Kammerverhandlungen (Verh. der Kammer der Abg. 
1901/03, Beil. Bd. 89 S. 135 und 206; Beil. Bd. 93 
S. 385; Verh. der Kammer der Standesherren Beil. Bd. 23 
S. 548), Art. 208 GdO. und Art. 67 BezO. anlehnen, in 
den fraglichen Beſchwerdefällen ohne Unterſchied zwiſchen 
Gemeinde⸗ und Amtskörperſchaftsbeamten der Kreisregierung 
die endgültige Entſcheidung zukam. 

Entſcheidung vom 20. Juli 1910 in der Beſchwerdeſache 

des Schultheißen A. in J. 


20. 


Zur Anfechtung einer Ortsvorſteherwahl mit der Rechts⸗ 
beſchwerde bedarf es des Kachweiſes eines verletzten 
Eigenrechts. 


In den Gründen iſt ausgeführt: 
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J. Bei der am 19. März 1910 ſtattgehabten Wahl eines 
Ortsvorſtehers in L. erhielt von 737 gültig abgegebenen 
Stimmen L. in G. 260, H. in U. 235, S. in H. 198, P. 
in F. 43, M. in M. 1 Stimme. Auf Grund dieſes Ergeb- 
niſſes wurde L. als derjenige, welcher verhältnismäßig die 
meiſten Stimmen auf ſich vereinigte, für gewählt erklärt, er 
hat die Wahl angenommen. Die Wahl wurde von den 
Wahlberechtigten P. K. und F. B. in L. rechtzeitig und form⸗ 
richtig angefochten, dieſe Anfechtung aber von der K. Regie⸗ 
rung des Neckarkreiſes am 29. April 1910 als unbegründet 
zurückgewieſen, die von B. gegen dieſe Entſcheidung an das 
K. Miniſterium des Innern erhobene Beſchwerde von dieſem 
mit Beſcheid vom 2. Juni 1910 gleichfalls als unbegründet 
abgewieſen. Gegen dieſe ihm am 15. Juni 1910 eröffnete 
Entſcheidung hat P. in F. mit Schriftſatz vom 7. Juli, ein⸗ 
gekommen bei dem K. Verwaltungsgerichtshof am 11. Juli, 
die Rechtsbeſchwerde erhoben; er beantragt, die Entſcheidung 
des K. Miniſteriums des Innern außer Wirkung zu ſetzen 
und die angefochtene Wahl für ungültig zu erklären. 

II. Art. 58 Abſ. 8 GdO. ſchreibt über die Anfechtung 
von Ortsvorſteherwahlen vor: „Ueber Einſprachen gegen die 
Gültigkeit der Wahl wird von der Kreisregierung und auf 
erhobene Beſchwerde vom Miniſterium des Innern entſchie⸗ 
den. Gegen die Entſcheidung des Miniſteriums ſteht dem⸗ 
jenigen, der behauptet, daß zu Unrecht ſeine Wahl für un⸗ 
gültig erklärt oder die Wahl eines andern Bewerbers zum 
Nachteil des Beſchwerdeführers für gültig erklärt worden 
ſei, die Rechtsbeſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu.“ 
Für dieſe Rechtsbeſchwerde ſind, da die Gemeindeordnung 
für ſie keine anderweitigen Beſtimmungen getroffen hat, die 
allgemeinen Vorausſetzungen des Art. 13 Verwaltungsrechts⸗ 
pflegegeſetzes maßgebend. Hienach liegt dem Beſchwerde⸗ 
führer der Nachweis ob, daß die angefochtene Entſcheidung 
rechtlich nicht begründet iſt und daß er durch ſie in einem 
aus der Wahl für ihn hervorgegangenen Recht verletzt wird. 
Dieſer Nachweis iſt von dem Beſchwerdeführer nicht erbracht, 
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der rechtzeitig und formrichtig angebrachten Beſchwerde kann 
daher keine Folge gegeben werden. 

III. Dadurch, daß die Gemeindeordnung in Art. 58 Abſ. 8 
in Abweichung von dem früheren Rechtszuſtand (Art. 4 des 
Geſetzes vom 21. Mai 1891, Fleiſchhauer, Verwaltung der 
Gemeinden uſw. S. 21 ff.) demjenigen, der behauptet, daß 
zu Unrecht ſeine Wahl für ungültig erklärt oder die Wahl 
eines andern Bewerbers zu ſeinem Nachteil für gültig erklärt 
worden ſei, gegen die Entſcheidung des Miniſteriums über 
Einſprachen bezüglich der Gültigkeit der Wahl ausdrücklich 
die Rechtsbeſchwerde zugebilligt hat, hat ſie zwar dem Ge⸗ 
wählten ein aus der Wahl erwachſenes Eigenrecht zugeſpro⸗ 
chen (Komm.⸗Bericht und Verh. der Kammer der Standes⸗ 
herren, Beil. Bd. 23 ©. 537; Komm. ⸗Bericht der Abg.⸗Kam., 
Beil. Bd. 93 S. 522), nicht aber auch jedem beliebigen 
andern Bewerber, auf den überhaupt bei der Wahl 
Stimmen gefallen ſind. Als gewählt gilt nach Art. 58 Abſ. 7 
GdO. derjenige, der verhältnismäßig die meiſten der gültig 
abgegebenen Stimmen erhalten hat. Im vorliegenden Fall 
kann nun bei dem vorhandenen Stimmenverhältnis der Be⸗ 
ſchwerdeführer ſelbſt dann nicht als gewählt in Betracht 
kommen, wenn die Wahl des in dem angefochtenen Beſcheid 
als gewählt anerkannten L. für ungültig zu erklären 
wäre, er könnte vermöge ſeiner Stimmenzahl auch für dieſen 
Fall kein Recht aus der vorliegenden Wahl für ſich ableiten. 
Der Beſchwerdeführer macht übrigens hierauf auch gar kei⸗ 
nen Anſpruch. Das Ziel ſeiner Beſchwerde iſt vielmehr die 
Aufhebung der vorliegenden Wahl zu dem Zweck, ſeiner Be⸗ 
werbung bei einer neuen Wahl günſtigeren Erfolg zu ver⸗ 
ſchaffen. Hienach mangelt es der erhobenen Beſchwerde an 
der notwendigen Vorausſetzung der Verletzung eines aus der 
angefochtenen Wahl abzuleitenden Eigenrechtes des Beſchwerde⸗ 
führers durch die angefochtene Entſcheidung des Miniſteriums 
des Innern, ſie war deshalb als unbegründet abzuweiſen, 
ohne daß es eines Eingehens auf das bedurfte, was der 
Beſchwerdeführer gegen die Rechtmäßigkeit der angefochtenen 
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Wahl im einzelnen vorgebracht hat. 
Urteil vom 21. September 1910 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 


ſache des H. H. in F. 
21. 


Steuerfreiheit eines zu öffentlichen Zwecken dienenden 
Gebäudes, das dem Eigentümer keinen ökonomiſchen 
Nutzen abwirft. 


Die Gründe lauten: 

I. Anläßlich der Reviſion des Gebäudekataſters auf 
1. Januar 1909 hat der Gemeinderat T. die Befreiung des 
ſtädtiſchen Schlachthauſes daſelbſt von der Gebäudeſteuer 
unter dem Hinweiſe darauf gefordert, daß das Schlachthaus 
öffentlichen Zwecken diene, ohne dem Eigentümer einen öko⸗ 
nomiſchen Nutzen abzuwerfen, ſomit nach Art. 2 Ziff. 5 des 
Geſetzes vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903, betreffend die 
Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer, Reg. Bl. S. 344, von 
der Beſteuerung frei bleiben müſſe. Vom Bezirksſteueramt 
iſt indeſſen der ſeitherige Steueranſchlag für dieſes Gebäude 
mit 60 000 Mk. aufrecht erhalten worden. Die dagegen 
ſeitens der Stadtgemeinde erhobene Verwaltungsbeſchwerde 
wurde am 2. April 1910 von dem K. Steuerkollegium, Ab⸗ 
teilung für direkte Steuern, und bei weiterer Verfolgung am 
3. Juni 1910 von dem K. Finanzminiſterium als unbegrün⸗ 
det abgewieſen. Das Finanzminiſterium iſt hiebei davon 
ausgegangen, es könne dahingeſtellt bleiben, ob das Gebäude 
öffentlichen Zwecken diene, denn jedenfalls werfe es einen 
ökonomiſchen Nutzen ab. Nach der eigenen Angabe der Be— 
ſchwerdeführerin reichen die für ſeine Benützung erhobenen 
Gebühren aus, nicht nur die Betriebskoſten des Schlacht⸗ 
hauſes einſchließlich der Amortiſation des Anlagekapitals zu 
decken, ſie liefern überdies noch faſt vollſtändig die Mittel 
zu einer 5prozentigen Verzinſung des Anlagekapitals. Auch 
wenn die Beſchwerdeführerin dieſe Zinſen ihrerſeits wieder 
an Dritte abzuliefern habe, würde es ſich dabei doch um 
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einen Ertrag des Gebäudes handeln, die Steuerpflicht alſo 
zu bejahen ſein. 

Gegen die Miniſterialentſcheidung hat die Stadtgemeinde 
rechtzeitig und ordnungsmäßig die Rechtsbeſchwerde einge⸗ 
legt, in welcher fie namentlich der Annahme des Finanz⸗ 
miniſteriums entgegentritt, daß ſchon die Verzinſung des An⸗ 
lagekapitals einen ökononomiſchen Nutzen für die Stadtge— 
meinde darſtelle. Ein Nutzen verbleibe der Gemeinde nicht, 
weil die Errichtung des Schlachthauſes nur mit einer Er⸗ 
höhung des Schuldenſtandes habe erfolgen können, für den 
die Zinſen und die Amortiſation aufzubringen ſeien. 

II. Die Beſchwerde iſt begründet. 

1. Das Schlachthaus der Beſchwerdeführerin iſt eine 
öffentliche Gemeindeanſtalt, deren Benützung allen Beteiligten 
zur Zwangspflicht gemacht iſt. Die Errichtung und der Be⸗ 
trieb öffentlicher Schlachthäuſer bildet unverkennbar eine 
öffentliche Aufgabe der Gemeinden. Mit Grund verweiſt die 
Stadtgemeinde auf die Verfügung des K. Miniſteriums des 
Innern vom 1. Februar 1903, betreffend den Verkehr mit 
Schlachtvieh und Fleiſch (Reg. Bl. S. 27), wonach in Ge⸗ 
meinden, in welchen ein Bedürfnis für die Errichtung eines 
öffentlichen Schlachthauſes ſich zeigt, die Errichtung und der 
Betrieb des Schlachthauſes womöglich durch die Gemeinde 
zu erfolgen hat. Deswegen, weil in einzelnen Städten das 
Schlachthaus nicht von der Gemeinde aus öffentlichen Mit⸗ 
teln, ſondern von einem andern Unternehmer erbaut iſt und 
unterhalten wird, bleibt es doch wahr, daß in denjenigen 
Gemeinden, in welchen die Erſtellung und der Betrieb des 
Schlachthauſes — wie bei der Beſchwerdeführerin — von 
der Gemeinde in die Hand genommen wird, damit eine 
öffentliche, gemeinnützige Aufgabe im Intereſſe der Gemeinde⸗ 
wohlfahrt, der Geſundheit und Reinlichkeit zur Erfüllung 
gelangt. Der Charakter eines von der Gemeinde geleiteten 
Schlachthauſes als einer öffentlichen Gemeindeanſtalt wird 
auch dadurch nicht verändert, daß diejenigen, welchen aus 
dieſer Einrichtung beſondere wirtſchaftliche Vorteile erwach— 
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ſen, zur Beſtreitung der laufenden und zur Tilgung der An⸗ 
lagekoſten Beiträge zu entrichten haben. Maßgebend bleibt, 
daß die Anlage behufs Erfüllung öffentlicher 
Zwecke von der Gemeinde und aus Gemeindemitteln er- 
ſtellt worden iſt und betrieben wird. 

Handelt es ſich hienach um eine Gemeindeanſtalt, bei 
welcher das öffentliche im Gegenſatz zum fiskaliſchen oder 
eigenen wirtſchaftlichen Intereſſe der Gemeinde den Ausſchlag 
gibt, ſo entfällt damit auch zugleich die Annahme, daß das 
Schlachthaus aus Erwerbsgründen, alſo in der Abſicht der 
Erzielung eines privatwirtſchaftlichen Gewinns von der Be: 
ſchwerdeführerin unternommen wurde. Es treffen inſoweit 
im weſentlichen ganz dieſelben Geſichtspunkte zu, von wel⸗ 
chen der Verwaltungsgerichtshof bei Würdigung der Frage 
der Gewerbeſteuerpflicht des Waſſerwerks der Stadtgemeinde 
T. in dem Urteil vom 10. Juli 1907 — veröffentlicht in 
den Jahrbüchern der württ. Rechtspflege Bd. 20 ©. 55—67 
— ausgegangen iſt. 

2. Iſt hienach unbeſtreitbar, daß das Schlachthaus der 
Beſchwerdeführerin als gemeinnützige ſtädtiſche Einrichtung 
öffentlichen Zwecken dient, ſo muß auch anerkannt werden, 
daß die Bezahlung, welche die Stadtgemeinde für deſſen Be⸗ 
nützung in Geſtalt der Schlachthausgebühren fordert, jeden⸗ 
falls nach den dermaligen Verhältniſſen lediglich den Cha⸗ 
rakter einer anteilsmäßigen Erſtattung des bei Erfüllung 
öffentlicher Zwecke ihr entſtandenen und ferner entſtehenden 
Aufwands hat, demnach aber keinen ökonomiſchen 
Nutzen für ſie erbringt. Denn von einem ökonomiſchen 
Nutzen im Sinne des Art. 2 Ziff. 5 des Kataſtergeſetzes kann 
bei einem nicht im fiskaliſchen Intereſſe, ſondern aus öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Geſichtspunkten zur Erfüllung öffentlicher 
Zwecke ins Leben gerufenen Unternehmen nur dann ge⸗ 
ſprochen werden, wenn (nach der Abſicht des Unternehmers) 
der Betrieb der Anſtalt noch einen Ueberſchuß über die Selbft- 
koſten in irgendwie nennenswertem Betrage ergibt. Nur 
derjenige kann wirtſchaftlich einen Gewinn, einen ökonomi⸗ 
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ſchen Nutzen erzielen, welcher einen Zuwachs zu ſeinem Ver⸗ 
mögen, zu ſeinem eigenen Anlage- und Betriebskapital er⸗ 
reicht. Davon iſt im vorliegenden Fall nicht die Rede. Die 
Gebühren, welche die Beſchwerdeführerin erhebt, reichen auch 
nach der Annahme der Steuerbehörde höchſtens zur Deckung 
der Anlage- und Betriebskoſten aus. Ein Gewinn iſt nach 
dem ſchon früher Bemerkten nicht beabſichtigt und darf auch 
gar nicht gemacht werden: Bei Bemeſſung der Höhe der 
Schlachthausgebühren iſt nach allgemeiner Vorſchrift darauf 
zu achten, daß die Einnahme an Gebühren den zur Unter⸗ 
haltung der Anlagen, zur Beſtreitung der Betriebsunkoſten, 
ſowie zur Verzinſung und allmählichen Til⸗ 
gung des Anlagekapitals erforderlichen Betrag 
nicht überſteigt ($ 4 Abſ. 4 der obengenannten Miniſterial⸗ 
verfügung vom 1. Februar 1903; vergl. auch Urteil des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofs vom 10. Juli 1907, Württ. Jahrb. 20 
S. 65/66). Dieſe Beſtimmung iſt im vorliegenden Fall voll⸗ 
kommen gewahrt; auch die weitere Vorſchrift, daß als Zins⸗ 
fuß für die Verzinſung des Anlagekapitals höchſtens ein Satz 
von fünf vom Hundert und als jährliche Tilgungsquote ein 
ſolcher von zwei vom Hundert angeſetzt werden darf, iſt ein⸗ 
gehalten. Ein Ueberſchuß über den eigenen Aufwand der 
Beſchwerdeführerin kann demnach aus dem Betrieb ihres 
Schlachthauſes jedenfalls inſolange, als es nach dieſen öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Grundſätzen verwaltet wird, nicht erwachſen. 
Das Vorhandenſein eines ökonomiſchen Nutzens iſt mithin 
zu verneinen, namentlich kann ein ſolcher auch nicht in der 
angemeſſenen Verzinſung des Anlagekapitals, die ja ein⸗ 
ſchließlich der Amortiſation nur einen Teil der Selbſtkoſten, 
nicht aber einen darüber hinausgehenden Ertrag, einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Gewinn für die Stadtgemeinde darſtellt, gefun⸗ 
den werden. 

III. Die Vorausſetzungen für die Steuerbefreiung im 
Sinne des Art. 2 Ziff. 5 des Gebäudeſteuergeſetzes treffen 
hienach im vorliegenden Falle ſämtlich zu. Die angefochtene 
Entſcheidung, welche abweichend hievon die Gebäudeſteuer⸗ 
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pflichtigkeit des Schlachthauſes bejahte, war demgemäß als 
rechtlich nicht begründet außer Wirkung zu ſetzen, womit 
auch die ihr zugrund liegende Entſcheidung des K. Steuer— 
kollegiums, Abt. für direkte Steuern, und der Steueranſchlag 
des K. Kameralamts T. ihre Geltung verlieren. 
Urteil vom 21. Septbr. 1910 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 
ſache der Stadtgemeinde T., Veranlagung zur Gebäude: 
ſteuer betr. 


22. 


Manderlager im Sinne des Wandergewerbeſtenerge⸗ 
ſetzes kann anch das Feilbieten des Inventars eines 
im Güterhandel erworbenen Banernguts ſein. 


Aus den Gründen: 

I. Der Beſchwerdeführer, welcher von feinem Wohnſitz 
in A. aus gewerbsmäßig den Güterhandel betreibt, hat an⸗ 
erkanntermaßen am 11. Januar 1910 in W. das Inventar — 
Vieh, Fahrnis, Vorräte — eines wenige Wochen zuvor von 
ihm gekauften bäuerlichen Anweſens an Ort und Stelle ge— 
gen Barzahlung öffentlich verſteigert. Wegen dieſer Tätig⸗ 
keit iſt er von der Steuerbehörde auf Grund des Art. 18 
Abſ. 1 des Wandergewerbeſteuergeſetzes vom 15. Dezember 
1899 mit 120 Mk. für den Staat und 390 Mk. für die Ge⸗ 
meinde bei Annahme eines Warenwerts von 11000-12000 Mk. 
und Zugrundlegung eines Staatsſteuerſatzes von 10 Mk. 
(Tarif Nr. 4b des Geſetzes) zur Wandergewerbeſteuer ver: 
anlagt worden. Seine Beſchwerde gegen dieſen Steueranſatz 
iſt ſowohl von dem K. Steuerkollegium, Abteilung für di— 
rekte Steuern, als bei weiterer Verfolgung von dem K. Finanz⸗ 
miniſterium als unbegründet abgewieſen worden. 

II. Die Rechtsbeſchwerde gegen die Miniſterialentſchei⸗ 
dung, womit lediglich die Steuerpflicht, nicht die Höhe der 
angeſetzten Steuer angefochten wird, iſt von dem Bevoll— 
mächtigten des Beſchwerdeführers rechtzeitig und ordnungs⸗ 
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mäßig erhoben, kann aber nicht für begründet erkannt 
werden. 

Nach Art. 18 Abſ. 1 des Wandergewerbeſteuergeſetzes 
ſind als Wanderlager ſteuerpflichtig ſolche Unternehmungen, 
in welchen außerhalb des Wohnorts des Unternehmers und 
außer dem Meß⸗ und Marktverkehr ohne Begründung einer 
dauernden gewerblichen Niederlaſſung von einer feſten Ver⸗ 
kaufsſtätte aus vorübergehend Waren, gleichviel ob zum Ver⸗ 
kauf aus freier Hand oder im Weg der Verſteigerung, feil⸗ 
geboten werden. In Uebereinſtimmung mit den Gründen 
der Vorentſcheidungen der Steuerverwaltung geht auch der 
Verwaltungsgerichtshof davon aus, daß die von dem Be⸗ 
ſchwerdeführer bewerkſtelligte Verſteigerung des Gutsinven⸗ 
tars die ſämtlichen Merkmale der Unternehmung eines Wan⸗ 
derlagers im Sinne der angeführten Beſtimmung an ſich 
trägt und darum mit Recht der Wandergewerbeſteuer nach 
dem Tarif Nr. 4 des Geſetzes unterworfen worden iſt. Was 
der Beſchwerdeführer hiegegen eingewendet hat, kann als 
ſtichhaltig nicht angeſehen werden. 

Zunächſt iſt darüber kein Zweifel, daß es ſich bei der 
Verſteigerung des Beſchwerdeführers um eine in den Rah⸗ 
men ſeines geſamten Geſchäftsunternehmens fallende, g e- 
werbsmäßige Tätigkeit gehandelt hat. Vom Beſchwerde⸗ 
führer iſt dies ſelbſt nicht in Abrede geſtellt; die Voraus⸗ 
ſetzung, daß das in Gemäßheit des Art. 18 vorgenommene 
Feilbieten von Waren die Merkmale gewerbsmäßigen Han⸗ 
delns an ſich tragen muß, iſt demnach erfüllt (vergl. auch 
württ. Jahrb. Bd. 16 S. 239). Aber deswegen, weil die in 
Rede ſtehende Tätigkeit ſich nur als ein Teil der geſamten 
Handelstätigkeit des Steuerpflichtigen und inſoweit als Aus⸗ 
fluß ſeines ſtehenden Gewerbebetriebs darſtellt, durfte ſie 
trotzdem mit der Wandergewerbeſteuer belegt werden; es iſt 
unrichtig, daß ſie ſchon von der Gewerbeſteuer für das 
ſtehende Gewerbe des Güterhandels erfaßt wäre. Für die 
Unterſcheidung des ſtehenden Gewerbes vom Wandergewerbe 
und die Abgrenzung der Gebiete beider Steuern iſt aus⸗ 
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ſchließlich die geſetzliche Normierung geltend, die Merkmale 
und Vorausſetzungen eines Wandergewerbe- und Wander⸗ 
lagerbetriebs im Gegenſatz zu einem als Ausfluß des ſtehen⸗ 
den Gewerbes geltenden, wenn auch außerhalb der gewerb— 
lichen Niederlaſſung vor ſich gehenden Betriebe find im Ge⸗ 
ſetz genau beſtimmt; darnach iſt kein Zweifel, daß eine den 
Erforderniſſen des Art. 18 Abſ. 1 des Wandergewerbeſteuer⸗ 
geſetzes entſprechende öffentliche Warenverſteigerung, auch 
wenn fie von dem Unternehmer eines ſtehenden Gemerbebe- 
triebs und für Zwecke des letzteren vorgenommen wird, nicht 
ſchon als von der ordentlichen Steuer für das ſtehende Ge⸗ 
werbe mitgetroffen angeſehen, ſondern gerade weil ſie im 
Unterſchied von den Handelsgeſchäften am Sitz des gewerb— 
lichen Unternehmens ſich als eine außerhalb der Betriebs⸗ 
ſtelle unter dem Zuſammentreffen der übrigen Merkmale des 
Art. 18 Abſ. 1 des Geſetzes unternommene Handelstätigkeit 
darſtellt, einer beſonderen Beſteuerung, der ſogenannten 
Wandergewerbeſteuer unterworfen werden ſoll. Von einer 
dem Geſetze zuwiderlaufenden Doppelbeſteuerung iſt demnach 
keine Rede. 

Urteil vom 5. Oktober 1910 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 

ſache des Güterhändlers B. K. in A., den Anſatz von 

Wandergewerbeſteuer betr. 


23. 


Merbot der Schweinehaltung ans geſundheitspolizei⸗ 
lichen Gründen. 


Für neuerſtellte Stallanbauten in O. war die in größe- 
rem Umfang beabfichtigte Schweinehaltung von der Verwal⸗ 
tungsbehörde aus geſundheitspolizeilichen Rückſichten unter⸗ 
ſagt worden. Die hiegegen erhobene Rechtsbeſchwerde wies 
der Verwaltungsgerichtshof ab, wobei er in der Begründung 
u. a. folgendes ausführte: 

Die Beſchwerdeführer machen in erſter Reihe geltend, 
die angefochtene Verfügung entbehre der rechtlichen Grund— 
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lage. Es handle ſich weder um eine läſtige Anlage i. S. 
von 8 16 Reichsgewerbeordnung, noch beſtehe eine Vorſchrift, 
nach der in O. die Errichtung und der Betrieb von Schweine⸗ 
ſtällen unzuläſſig wären. Es iſt richtig, daß es ſich bei der 
von den Beſchwerdeführern vorgeſehenen Benützung der Stal⸗ 
lungen zur Schweinehaltung nicht um eine läſtige Anlage 
im Sinne des § 16 Reichsgewerbeordnung handelt und es 
iſt auch zuzugeben, daß keine Vorſchrift beſteht, nach der die 
Errichtung oder der Betrieb von Schweineſtällen in O. un⸗ 
zuläſſig wären. Allein damit iſt für die Beſchwerdeführer 
nichts gewonnen. Denn die angefochtene Verfügung gründet 
ſich weder auf § 16 Reichsgewerbeordnung, noch beruft ſie 
ſich auf beſondere Vorſchriften hinſichtlich der Schweinehal— 
tung in O. Sie bedarf einer derartigen rechtlichen Begrün⸗ 
dung auch nicht. Denn den Polizeibehörden ſteht als Aus: 
fluß der in der allgemeinen Staatsgewalt enthaltenen Polizei⸗ 
gewalt das Recht zu, in dem ihrer Fürſorge anvertrauten 
Bereich der öffentlichen Verwaltung und innerhalb ihrer ge⸗ 
ſetzlichen Grenzen die unumgänglich notwendige Ordnung im 
Gemeinweſen entſprechend dem Bedürfnis der Bevölkerung 
gegen drohende Gefahren zu ſchützen und hiebei die perjön- 
liche Handlungsfreiheit der einzelnen entſprechend zu be- 
ſchränken. Demnach können die Polizeibehörden auch da, wo 
die Art und Weiſe der Benützung eines Bauwerks eine 
Schädigung oder Gefährdung des öffentlichen Wohls be— 
gründet, inſoweit einſchreiten, als nicht beſondere Beſtim⸗ 
mungen des Reichs⸗ oder Landesrechts oder beſondere Eigen⸗ 
rechte dem entgegenſtehen. Dies iſt nicht nur in der Recht⸗ 
ſprechung und der Lehre im allgemeinen anerkannt (Urteile 
des Verwaltungsgerichtshofs vom 25. Febr. 1880, Württ. 
Archiv 22 S. 269, und vom 7. Juni 1886, Min. ABl. 1886 
S. 225; Schanze, die obrigkeitliche Gewalt und der ver: 
faſſungsrechtliche Schutz der Freiheit und des Eigentums in 
Fiſchers Zeitſchrift Bd. 36 S. I ff.), ſondern auch in Würt⸗ 
temberg gerade für die im vorliegenden Fall in Betracht 
kommende Geſundheitspolizei in Art. 32 Ziff. 5 des Polizei⸗ 
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ſtrafgeſetzes ausdrücklich dadurch beſtätigt, daß mit Strafe 
bedroht wird, wer außer den im Strafgeſetzbuch oder im 
Polizeiſtrafgeſetz beſonders bezeichneten Fällen den von den 
Polizeibehörden zur Verhütung von Gefahren für Leben und 
Geſundheit von Menſchen erlaſſenen Anordnungen zuwider⸗ 
handelt. 

Beſondere Beſtimmungen des Reichs- oder Landesrechts 
ſtehen nun im vorliegenden Fall dem von den Polizeibehörden 
ausgeſprochenen Verbot der Schweinehaltung in den eingangs 
genannten Gebäuden nicht entgegen, ebenſowenig aber auch 
beſondere Eigenrechte der Beſchwerdeführer. Ein Eigenrecht 
läßt ſich insbeſondere nicht daraus ableiten, daß die Be⸗ 
ſchwerdeführer die baupolizeiliche Erlaubnis zur Erſtellung 
der fraglichen Gebäude erhalten haben. Die baupolizeiliche 
Erlaubnis oder Genehmigung iſt nichts anderes als die Er⸗ 
klärung der zuſtändigen Behörde, daß dem beabſichtigten 
Bau Hinderniſſe im öffentlichen Recht nicht entgegenſtehen 
(Göz, Verwaltungsrechtspflege S. 437). Für die Art und 
Weiſe der nachfolgenden Benützung des Bauweſens kann der 
Beſitzer der Polizeibehörde gegenüber aus der Bauerlaubnis 
kein beſonderes Recht ableiten. Ebenſowenig kann dies aus 
dem Rechtsgrund des bürgerlichen Eigentums geſchehen. Die 
dem Grundbeſitzer zuſtehende Befugnis, im bürgerlich-recht- 
lichen Verkehr ſein Eigentum beliebig zu benützen, gewährt 
keinen Anſpruch darauf, von der durch die öffentlichen In⸗ 
tereſſen geforderten Rückſichtnahme auf das gemeine Wohl 
entbunden zu werden und von denjenigen Maßnahmen ver⸗ 
ſchont zu bleiben, welche die Polizei unter Umſtänden gegen 
mißbräuchliche Benützung auch von Privateigentum verfügen 
muß. 

Endlich iſt durch die Gutachten des K. Medizinalkolle⸗ 
giums vom 15. und 29. Dezember 1908 und 16. November 
1909 zur Genüge feſtgeſtellt, daß die Benützung der frag⸗ 
lichen Stallungen zur Schweinehaltung gefährlich für die Ge- 
ſundheit der das Nachbarhaus bewohnenden Menſchen ſein 
würde. Beſondere geſundheitspolizeiliche Maßnahmen waren 
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demnach begründet und es hat ſich der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof auch nicht davon überzeugen können, daß das Verfügte 
den Rahmen des durch die Verhältniſſe Gebotenen über: 
ſchreiten würde. Ob den drohenden Gefahren etwa auch noch 
auf andere Weiſe, als durch ein Verbot der Schweinehal- 
tung, z. B. durch die Erteilung beſtimmter Vorſchriften zu 
begegnen geweſen wäre, darauf vermag ſich der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof des weiteren nicht einzulaſſen, da die Art und 
Weiſe der Beſeitigung geſundheitsgefährlicher Zuſtände im 
übrigen dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Polizeibehörden 
anheimgeſtellt iſt. 

Urteil vom 5. Oktober 1910 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 

ſache der Gebr. H. in O. 
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III. 
Abhandlung. 


Zur Aufhebung des Art. 13 des württ. Forſtſtrafgeſetzes 
vom 2. Sept. 1879 durch Art. II des Geſetzes 
vom 19. Febrnar 1902. 


Von ſtellv. Amtsrichter Baur, Reutlingen. 


Das württembergiſche Forſtſtrafgeſetz (FStG.) vom 
2. September 1879 gehört mit zu jenen Landesgeſetzen ſtraf⸗ 
rechtlichen Inhalts, deren Exiſtenz bzw. Fortexiſtenz durch 
den in § 2 des Einführungsgeſetzes zum Reichsſtrafgeſetzbuch 
(EG. zum StGB.) enthaltenen Vorbehalt gewährleiſtet iſt. 
Da innerhalb des durch dieſen Paragraphen geſchaffenen 
Rahmens die Landesgeſetzgebung auch zur Aenderung der 
beſtehenden Vorſchriften befugt iſt, ſo findet hierin auch die 
durch Geſetz vom 19. Febr. 1902 erfolgte Aufhebung des 
Art. 13 FStG. ihre geſetzliche Grundlage. Der Artikel be: 
ſtimmt: 

Bei der Anwendung der Strafbeſtimmungen der Art. 7, 
9 und 12 iſt ein Tag Gefängnis dem Geldbetrag von 
Einer bis zu Fünf Mark gleich zu achten. 

Dieſes Verhältnis iſt auch bei der durch die Unein- 
bringlichkeit der Geldſtrafe bedingten Umwandlung der⸗ 
ſelben zugrund zu legen. 

Da dieſer Artikel ſich nicht auf eine einzelne Deliktsart 

bezieht, ſondern Beſtimmungen enthält, die dem ſogen. all⸗ 
gemeinen Teil des Strafrechts angehören, und feine Auf— 
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hebung ohne anderweiten landesgeſetzlichen Erſatz erfolgte, 
iſt hiedurch der Umfang des Art. 1 FStG. gewachſen, wonach 
„die in den einleitenden Beſtimmungen und im erſten Teil 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften Anwendung 
finden, ſoweit nicht abweichende Beſtimmungen getroffen ſind“. 

Art. 13 FStõG. enthielt ein Doppeltes. Sein erſter 
Abſatz gibt den Maßſtab für die Bemeſſung der Gefängnis⸗ 
ſtrafe, da in den Art. 7, 9 und 12 neben der in erſter Linie 
angedrohten, nach einem Vielfachen des Werts des Ent⸗ 
wendeten ſich bemeſſenden Geldſtrafe wahlweiſe eine ver: 
hältnis mäßige Gefängnisſtrafe angedroht iſt. Derſelbe 
Maßſtab ſoll nach dem zweiten Abſatz zu Art. 13 auch bei 
der Umwandlung der primär erkannten Geldſtrafe Anwendung 
finden. Hienach ergeben ſich die SS 28 und 29 StGB. 
als diejenigen, auf welche Art. 1 FStG. infolge feines durch 
die Aufhebung des Art. 13 erweiterten Umfangs verweiſt. 

Dadurch nun, daß an Stelle des Art. 13 FStG. ſchlecht⸗ 
weg die $$ 28 und 29 StGB. traten, ergibt ſich eine Diver⸗ 
genz zwiſchen dem Inhalt dieſer Paragraphen und den Be⸗ 
ſtimmungen des FStG. in Art. 7 und 9 bzw. 12. Auf der 
einen Seite ſtellen ſich die Delikte des FStG. infolge der 
wahlweiſen Androhung von Geldſtrafe und Gefängnisſtrafe 
als Vergehen im Sinn des § 1 StGB. dar, woraus 
folgt, daß der Richter ſei es bei der primär zu verhängenden 
verhältnismäßigen Gefängnisſtrafe oder bei der an Stelle der 
Geldſtrafe im Uneinbringlichkeitsfall auszumeſſenden Freiheits⸗ 
ſtrafe nach 8 29 Abſ. 1 StGB. den Betrag von drei bis 
fünfzehn Mark einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleich zu 
achten hat. Andererſeits nötigt das FStG. dazu, beim ein⸗ 
fachen Forſtdiebſtahl auch Beträge von 1 M. bis 3 M., 
beim erſchwerten ſolche von 2 M. und darüber der Feſtſetzung 
der verhältnismäßigen Gefängnisſtrafe zu Grund zu legen. 
Die Frage iſt nun die, ob in den häufig vorkommenden 
Fällen, in denen das nach dem Wert des Entwendeten ſich 
berechnende Vielfache den Betrag von 3 M. nicht erreicht, 
überhaupt nicht mehr auf Freiheitsſtrafe, ſondern nur auf 
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die Geldſtrafe erkannt werden und in dem ſehr oft praftifch 
werdenden Fall der Umwandlung der uneinbringlichen Geld— 
ſtrafe, wenn fie ſich unter 3 M. bewegt, keine Gefängnisſtrafe 
mehr als Surrogat ausgeſprochen werden kann. 

Es iſt davon auszugehen, daß im StGB. als Maßſtab 
für die Umwandlung von Geld- in Freiheitsſtrafe bei Ver⸗ 
gehen ſtrikte der Betrag von drei bis fünfzehn M. (= ein⸗ 
tägige Gefängnisſtrafe) um deswillen zugrunde gelegt 
wurde, weil im Gebiet des Reichsſtrafrechts (von Neben⸗ 
geſetzen z. B. § 135 des Vereinszollgeſetzes abgeſehen) nach 
§ 27 StGB. der Mindeſtbetrag der bei Vergehen zu erkennen⸗ 
den Geldſtrafe drei Mark beträgt und man unzweideutig die 
Möglichkeit ausſchließen wollte, bei der Umwandlung einer 
Geldſtrafe eine unter 3 M. bleibende Einheit zur Bemeſſung 
der entſprechenden Gefängnisſtrafe anzuſetzen. Dieſer Maß⸗ 
ſtab iſt demnach für das Reichsrecht unverrückbar. Da aber 
die feſtgeſetzten Höchſt⸗ und Mindeſtbeträge das Weſen der 
Geldſtrafe nicht berühren und ſowohl die Fixierung des 
Mindeſtbetrags in 8 27 StGB. als auch die Feſtlegung des 
Umwandlungsmaßſtabs in § 29 Abſ. 1 StGB. nur den 
Charakter von Zweckmäßigkeitsvorſchriften haben, m. a. W. 
es ſich hier nicht um eine „Materie“ im Sinn des § 2 EG. 
zum StGB. handelt (vergl. Olshauſen § 27 Note 5b und RG. 
E 14 S. 159), kann und konnte, wie der aufgehobene Art. 13 
und die Art. 7 und 9 FStG. zeigen, das Landesrecht innerhalb 
der durch die 88 2 und 5 EG. zum StGB. gezogenen Grenze 
ſowohl den Mindeſtbetrag der Geldſtrafe als den Umwand— 
lungsmaßſtab abweichend vom Reichsrecht feſtlegen. Da 
hienach die Art. 7 und 9 FStG. auch jetzt noch zuläſſiger⸗ 
weiſe eine Mindeſtſtrafe von Einer bzw. zwei Mark bei dem 
als Vergehen charakteriſierten Forſtdiebſtahl androhen, 
kommen dieſe Beträge als untere Grenze bei Bemeſſung der 
verhältnismäßigen Gefängnisſtrafe in Betracht. Wenn ferner 
nach Ausmerzung des Art. 13 FStG. zufolge des Art. 1 die 
entſprechenden Vorſchriften im erſten Teil des Reichsſtraf— 
geſetzbuchs Anwendung finden, ſoweit nicht im Forſtſtrafgeſetz 
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abweichende Beſtimmungen getroffen ſind, ſo iſt unter Auf⸗ 
nahme der entſprechenden Beſtimmungen des StGB. gleich— 
zeitig eine für das Gebiet des württembergiſchen Forſtſtraf— 
rechts rechtswirkſame Aenderung des § 29 StGB. inſofern 
erfolgt, als bei den in Betracht kommenden Delikten der 
Betrag von einer bezw. zwei Mark bis fünfzehn 
Mark einer eintägigen Freiheitsſtrafe und zwar nach § 28 
StGB. und Art. 7 und 9 F StG. einer eintägigen Gefängnis⸗ 
ſtrafe gleich zu achten iſt. Hienach iſt hinſichtlich ſeiner 
unteren Grenze eine Abänderung des reichsgeſetzlichen 
Umwandlungsmaßſtabs erfolgt, eine Abänderung, die, abge: 
ſehen davon, daß ſie im Hinblick auf die Strafbeſtimmun⸗ 
gen der Art. 7 und 9 FStG. dem praktiſchen Bedürfnis ent⸗ 
ſpricht, auch geſetzlich begründet erſcheint. Denn es iſt nicht 
einzuſehen, warum, die Zuläſſigkeit an ſich vorausgeſetzt, 
einer indirekten aus dem Inhalt des Landesgeſetzes ſich er- 
gebenden Aenderung des StGB. nicht dieſelbe derogierende 
Kraft beizumeſſen ſein ſollte, als einer ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung, wie ſie der aufgehobene Art. 13 enthielt. Die 
Art. 7 und 9 FStG. gelten auch nach Aufhebung des ſie in 
Bezug nehmenden Art. 13 ungeſchmälert weiter, auch ſoweit 
hienach Beträge unter 3 Mk. der Bemeſſung der verhältnis⸗ 
mäßigen Gefängnisſtrafe zugrund zu legen ſind. 

Das Ergebnis iſt, daß ſowohl bei Bemeſſung der zu 
erkennenden „verhältnismäßigen“ Gefängnisſtrafe als bei 
Feſtſetzung der im Uneinbringlichkeitsfall die ausgeſprochene 
Geldſtrafe ſurrogierenden Freiheitsſtraſe der Rahmen des 
richterlichen Ermeſſens unter Annäherung an das Reichsrecht 
bedeutend erweitert wurde, inſofern die obere Grenze des 
Umwandlungsmaßſtabs von fünf auf fünfzehn hinausgeſcho⸗ 
ben iſt. Damit iſt, wie in den Kammerverhandlungen “) zur 


1) Die durch Aufhebung der Art. 2 u. 13 erfolgte Abänderung des 
Forſtſtrafgeſetzes war im Regierungsentwurf von 1901 nicht vorgeſehen 
und wurde bei der Kommiſſionsberatung der II. Kammer angeregt, blieb 
auch in beiden Kammern ohne Widerſpruch. Hiebei hat der Referent der 
erſten Kammer ausgeführt: allerdings ergebe ſich hinſichtlich des Art. 13 
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Aufhebung des Art. 13 FStG. bemerkt iſt, eine Anpaſſung 
an die milderen Vorſchriften des StGB. erreicht, eine An⸗ 
paſſung, die ſich jedoch nicht mit dem Inhalt derſelben deckt 
und keineswegs zu der in der Praxis vertretenen Konſequenz 
führt, daß bei Bildung der verhältnismäßigen Gefängnis⸗ 
ſtrafe niemals unter den Betrag von 3 Mk. als Einheits⸗ 
ſatz heruntergegangen werden dürfe. Ergibt z. B. ein Viel⸗ 
faches des Werts des Entwendeten den Betrag von 12 ME, 
ſo bewegt ſich die verhältnismäßige Gefängnisſtrafe im Rah⸗ 
men von einem bis 12 Tagen und es iſt nicht ſchon mit 
4 Tagen Gefängnis das Höchſtmaß der verhältnismäßigen 
Gefängnisſtrafe erreicht. Man wende nicht ein, daß bei dieſer 
Auslegung und Anwendung des Geſetzes der vom Geſetz⸗— 
geber erſtrebte Zweck einer Anpaſſung an die milderen reichs⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht erreicht ſei. Denn die obere 
Grenze iſt in beiden Geſetzen die gleiche und der Richter 
kann in Forſtſtraffällen dieſelbe Milde walten laſſen, wie bei 
den Vergehen des Strafgeſetzbuchs. Andererſeits geſtattet 
ihm aber der hier vertretene Standpunkt, z. B. bei rückfälli⸗ 
gen, gewohnheitsmäßigen Forſtdieben auch bei geringfügigem 
Wert des Entwendeten eine nachdrückliche Beſtrafung ein⸗ 
treten zu laſſen. 

Endlich noch eine bedeutſame Konſequenz aus der Auf⸗ 
hebung des Art. 13 für den Fall der Umwandlung der er⸗ 
kannten Geldſtrafe in Freiheitsſtrafe: infolge der nunmehr 
möglichen Anwendung von § 28 Abſ. 2 StGB. kann näm⸗ 
lich für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldſtrafe dieſe 
ſtatt in Gefängnis auch in Haft umgewandelt werden, was 


der Anſtand, daß wenn auf eine Geldſtrafe von weniger als 3 M. er⸗ 
kannt werde, die Umwandlung Schwierigkeiten macht, dies dürfe aber 
kein Hindernis für die Aufhebung der Sondervorſchrift des Art. 13 bil⸗ 
den; Vh. I. K. 1901 Beilbd. I Beil. 109 S. 122, Protbd. I 18. Sitz. 
S. 265. Der Referent der II. Kammer bemerkte u. a. ohne Widerſpruch 
zu begegnen: „Das RStGB. ift ſomit milder, wenn es ſich um Um⸗ 
wandlung von Geldſtrafe in Freiheitsſtrafe handelt, es ſetzt 1 Tag Ge⸗ 
fängnis gleich 1—15 M. feſt ſtatt 1-5 M. wie in Art. 13“; vgl. Abg. K. 
1901 Prot. Bd. S. 1654. K. 
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früher zufolge der kategoriſchen Beſtimmung des Art. 13 Abſ. 2 
FStG. nicht angängig war. Denn es trifft auf die in Art. 7 
und 9 FStG. enthaltenen Strafbeſtimmungen einer der drei 
in 8 28 Abſ. 2 StGB. genannten Fälle zu, inſofern bei dem 
Vergehen des Forſtdiebſtahls Geldſtrafe an erſter 
Stelle angedroht iſt. 


Literariſche Anzeigen. 


Von der 5./6. Auflage des Staud inge r'ſchen Kommentars zum 
BGB. (ſ. Bd. 22 S. 268) iſt nunmehr auch der 3. u. 4. Band voll⸗ 
ſtändig erſchienen, Bd. 2 bis § 659 gediehen, vom 5. Band die erſte 
Lieferung erſchienen, ſo daß dieſe neueſte Auflage, die die Konkurrenz des 
Kommentars der Reichsgerichtsräte in keiner Weiſe zu ſcheuen hat, bald 
vollendet vorliegen wird. 

Zu dem Zivilprozeßkommentar von Skonietzki und Gelpcke 
(ſ. oben S. 125) ſind Erſatzbogen erſchienen, die an Stelle der durch die 
Zivilprozeßnovellen von 1905, 1909 und 1910 betroffenen Teile der 3 
erſten Lieferungen zu treten haben, ſo daß der Kommentar, von dem die 
Schlußlieferung des 1. Bands demnächſt erſcheinen ſoll, in feiner jetzigen 
Geſtalt dem neueſten Stand der Geſetzgebung entſpricht. 

Dieſem neueſten Stand entſpricht auch die dritte Auflage von Warney⸗ 
ers ZPO., die ſich für den Handgebrauch ſehr gut eignet, und die neueſte 
Liliput⸗Ausgabe des BGB. (Liebmann, 1 M., 57. bis 74. Tauſend). 

O. Hanke: Das Sonderrecht des Viehkaufs (mit einer tierärzt⸗ 
lichen Erläuterung der Haupt⸗ und Vertragsmängel der Haustiere von 
Kreistierarzt Dr. Kröhner) Berlin, Vahlen, 5 M. Das Werk, deſſen 
juriſtiſcher Teil 180 Seiten umfaßt, bietet in ſyſtematiſcher Form eine 
äußerſt gründliche Darſtellung des Rechts des Viehkaufs und erörtert 
dabei nicht nur die ſpeziell zu den 88 481 ff. BGB. aufgetauchten Streit⸗ 
fragen (3. B. S. 139 —40) die Frage, ob im Fall des § 492, wenn keine 
Gewährfriſt vereinbart iſt, Verweigerung des Kaufpreiſes und Aufrech⸗ 
nung nach Ablauf der Verjährungszeit nur zuläſſig iſt, wenn zuvor 
Mängelanzeige erſtattet worden iſt), ſondern auch die Lehren und Streits 
fragen, die dem Recht des Viehkaufs mit dem allgemeinen Kaufrecht 
gemeinſam find (3. B. in 8 13 die Wandelung und deren rechtliche Kon⸗ 
ſtruktion, unter Aufſtellung einer neuen, „Grundanſpruchstheorie“ ge⸗ 
nannten, Auffaſſung). 

In Schweitzers „Textausgaben mit Anmerkungen“ iſt das „Bau⸗ 
forderungsgeſetz“ mit Einleitung und Anmerkungen von RA. Dr. H. Ja⸗ 
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koby (Preis geb. 2 M. 40 Pfg.) erſchienen, eine zur Einführung in 
dieſe keineswegs einfache Materie wohl geeignete Arbeit. 

M. Rümelin, der ſich ſchon mehrfach und eindringlich mit den 
Fragen des Schadenserſatzrechts und des Verſchuldens befaßt hat (vgl. 
z. B. Bd. 22 S. 268), behandelt in der am 6. Nov. 1910 gehaltenen 
Kanzlerrede (in erweiterter, mit eingehenden Anmerkungen verſehener 
Form erſchienen bei Mohr, Tübingen, Preis 2 M.) das Problem „Scha⸗ 
denserſatz ohne Verſchulden“, indem er die verſchiedeuen in dieſer Be: 
ziehung aufgeſtellten Prinzipien kritiſch erörtert und darlegt, inwieweit 
mit Hilfe der Analogie auf Grund des geltenden Rechts auszukommen 
und inwieweit (in welchem Umfang und in welcher Richtung) ein Ausbau 
der Geſetzgebung erforderlich iſt, wobei n. a. auch (S. 23, 70— 71) die 
aktuellen Fragen der Haftung von Fliegern und Luftſchiffern für die 
durch ſie verurſachten Schädigungen geſtreift werden. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 
23. 


Kechtswirkſamkeit der Beſtellung eines „Rechtsträgers“ 
eines nicht rechtsfühigen Nereins. 


In 8 16 der Satzung eines Bezirksverbands von Braue⸗ 
reien iſt beſtimmt: „Der Rechtsträger der Vereinigung iſt 
der Geſchäftsführer, welcher die den Mitgliedern und der 
Gemeinſchaft gegen die Mitglieder zuſtehenden Rechte in 
eigenem Namen für Rechnung der Geſellſchaft geltend macht. 
Durch die Unterſchrift gegenwärtigen Vertrags erkennen die 
Mitglieder an, daß die Rechte, die aus gegenwärtigem Ver⸗ 
trag ihnen gegenüber entſpringen, i. S. der SS 328 ff. BGB. 
dem jeweiligen Geſchäftsführer erworben ſein ſollen.“ 

Das Klagrecht des Geſchäftsführers iſt im Berufungs⸗ 
verfahren anerkannt worden aus folgenden 

Gründen: 

Mit Unrecht bemängelt Bekl. die Klagberechtigung (Ak— 
tivlegitimation) des Klägers. 

Daß es rechtlich möglich iſt, in eigenem Namen für 
fremde Rechnung zu handeln, iſt außer Streit und Zweifel 
und zeigt das Beiſpiel des Kommiſſionärs. Es iſt auch zu: 
läſſig, einen Dritten zu ermächtigen, Rechte des Ermächtigen⸗ 
den in eigenem Namen (und auf eigene Gefahr und Koſten) 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 3. 17 
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geltend zu machen ). So können auch die ſämtlichen Mit- 
glieder einer Geſellſchaft einen Geſellſchafter oder einen Dritten 
im Geſellſchaftsvertrag ermächtigen, Anſprüche, die etwa künf⸗ 
tig für ſie gegen Geſellſchafter entſtehen, in eigenem Namen, 
aber für Rechnung der Geſellſchafter klagend geltend zu 
machen: eine Abtretung (Uebertragung) von Anſprüchen, 
wie $ 717 BGB. ſie unterſagt, liegt in ſolchem Fall nicht 
— oder doch nicht notwendig — vor; im vorliegenden Fall 
iſt der Weg gewählt worden, daß durch den Geſellſchafts— 
vertrag die Geſellſchafter unter einander — ſoweit die frag— 
liche Beſtimmung für den gegenwärtigen Rechtsſtreit in Be— 
tracht kommt — ausbedungen haben, es ſollen etwaige Ver: 
tragsſtrafleiſtungen der einzelnen Geſellſchafter an einen 
Dritten, den Geſchäftsträger, erfolgen, der unmittelbar berech— 
tigt fein folle, die Leiſtung zu fordern (§S 328 BGB.). Warum 
das nicht zuläſſig, warum z. B. nicht geſtattet ſein ſoll, in 
einem Geſellſchaftsvertrag zu beſtimmen: etwaige Vertrags- 
ſtrafen wegen Verletzung des Geſellſchaftsvertrags ſolle eine 
gewiſſe Wohltätigkeitsanſtalt (juriſt. Perſon) in eigenem Na⸗ 
men zu fordern berechtigt ſein, iſt nicht einzuſehen; eine Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung, aus der ſich die Unzuläſſigkeit einer derar— 
tigen Vereinbarung ergäbe, iſt nicht erſichtlich, auch vom Bekln. 
nicht angeführt; dafür, daß eine Vereinbarung i. S. des 
§ 328 BGB. in betreff von Leiſtungen nicht möglich iſt, 
bezüglich deren noch ungewiß iſt, ob eine einſchlägige Ver— 
pflichtung künftig entſteht, ſprechen weder äußere noch innere 
Gründe. Ebenſowenig aber dafür, daß es nicht zuläſſig ſein 
ſollte, dem Dritten, der die Leiſtung in eigenem Namen ſoll 
fordern können, nur ein fiduziariſches Recht an dem 
einzuräumen, was er mittels Geltendmachung der Forderung 
erlangt, ihn alſo zu verpflichten, das Erlangte anderen Per— 
ſonen, insbeſondere denen herauszugeben, die forderungsbe— 
rechtigt wären, wenn nicht dem Dritten das unmittelbare 
Forderungsrecht eingeräumt worden wäre (alſo im vorlie— 


) Vgl RG. 73 nr. 80 S. 308. 
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genden Fall: der Geſellſchaft oder den Geſellſchaftern); eine 
derartige Vereinbarung iſt mit dem Weſen eines Vertrags 
zugunſten eines Dritten ebenſo vereinbar wie mit der 
Uebertragung einer Forderung die Abrede, daß der neue 
Gläubiger, was er erhält, dem Uebertragenden herauszugeben 
hat; wenn ſie ungewöhnlich iſt, ſo beweiſt das nicht ihre 
Unzuläſſigkeit oder rechtliche Unmöglichkeit. 

Eine „Umgehung des Geſetzes“, nämlich der Beſtimmung, 
daß ein nicht rechtsfähiger Verein nicht klagen kann und 
ein Verein mit wirtſchaftlichen Zwecken Rechtsfähigkeit nur 
auf dem im Geſetz vorgeſehenen Weg erlangen kann, liegt 
nicht vor. Eine (unzuläſſige) Umgehung eines Geſetzes kann 
nur erfolgen, ſofern das betreffende Geſetz ein verbietendes 
(oder gebietendes) iſt, d. h. eine Unterlaſſung (oder unter 
beſtimmten Vorausſetzungen eine Handlung) vorſchreibt ). 
Ein derartiges Geſetz iſt in den Beſtimmungen des BGB. 
nicht zu ſehen, die lediglich die Vorausſetzungen feſtſtellen, 
unter denen ein Verein als ſolcher klagen kann. Einem nicht 
rechtsfähigen Verein iſt keineswegs die Möglichkeit, zu klagen, 
verſagt; er kann nur nicht als Verein (unter dem Vereins- 
namen) klagen, ſondern es müſſen die Vereinsmit⸗ 
glieder klagen, die aber einen Geſellſchafter zur alleinigen 
Prozeßführung ermächtigen können. Wählt ein ſolcher Verein 
den im vorliegenden Fall eingeſchlagenen Weg und beſtimmt, 
daß die an ſich den Vereinsmitgliedern erwachſenden Rechte 
von vornherein einem einzelnen Geſellſchafter zuſtehen ſollen, 
der aber nach innen verpflichtet iſt, ſie für Rechnung des 
Vereins geltend zu machen, ſo erhält damit augenſcheinlich 
nicht der Verein die Stellung eines nicht rechtsfähigen Vereins, 
er kann nicht klagen, er übernimmt hiebei vielmehr das Ri— 
ſiko, daß der nach außen als allein berechtigt auftretende 
Geſellſchafter rechtswirkſam zum Nachteil des Vereins über 
die betreffenden Rechte verfügt. Damit erſchleicht der Verein 


1) Dern burg, BR. Bd. 1 § 19 IV; RG. nr. 32 S. 184. 
17° 
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nicht eine ihm nach dem Geſetz nicht zukommende Rechts⸗ 
ſtellung. 
Urteil des III. Zivilſenats v. 29. Nov. 1910 in Sachen 
Loos gegen Landenberger. 


24. 


Haftung eines Beklagten als Mitſchuldner des Mit⸗ 

beklagten, der unter Buldung des erſteren die Kamen 

beider Beklagten als Firma im Geſchäftsverkehr ge⸗ 
braucht hat. 


Geklagt war aus Wechſeln die auf C. H. und M. S. 
gezogen und in gleicher Weiſe angenommen waren. Der 
Bekl. S. hat eingewendet: der (flüchtige) Mitbekl. H., ſein 
Schwager, habe in dieſen wie in anderen Fällen ohne ſeine 
Zuſtimmung ſeinen (des S.) Namen benützt bezw. den Na⸗ 
men des S. gefälſcht. S. wurde im Berufungsverfahren 
nach dem Klagantrag verurteilt aus folgenden den näheren 
Sachverhalt ergebenden 

Gründen: 

Der Bekl. S. hat für die eingeklagten Wechſelverbind— 
lichkeiten, auch wenn er nicht ſelbſt Geſellſchafter war, doch 
deswegen zu haften, weil er die Führung der ſeinen Namen 
mitenthaltenden Geſellſchaftsfirma C. H. und M. S. durch 
H. geduldet und dadurch nach außen kundgegeben hat, daß 
eine offene Handelsgeſellſchaft zwiſchen ihm und H. beſtehe. 
Kraft dieſer Willenskundgebung muß ſich Bekl. ſo behandeln 
laſſen, als beſtünde dieſe offene Handelsgeſellſchaft. 

Daß der Bekl. die Führung der ſcheinbaren Geſellſchafts— 
firma C. H. und M. S. durch H. wiſſentlich geduldet hat, 
ergibt ſich mit Sicherheit aus den 16 Aktenbünden des AG., 
nach deren Inhalt der Bekl. in der Zeit von Ausgang 1908 
bis Anfang 1910 in 16 Fällen von Gläubigern des H. als 
deſſen angeblicher Geſellſchafter und zwar in 3 Fällen aus 
Kauf, in 13 Fällen aus Wechſeln, gerichtlich in Anſpruch 
genommen worden iſt. Abgeſehen von einem Falle, in 
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welchem nach mehrfacher Vertagung die Klage zurückgenom⸗ 
men wurde, iſt der Bekl. ſtets neben H. als Mitſchuldner 
durch Verſäumnisurteil rechtskräftig verurteilt worden. Er 
iſt alſo weder im Termin erſchienen, um dem Klageantrag 
entgegenzutreten, noch hat er gegen das Verſäumnisurteil 
Einſpruch eingelegt, obwohl er nicht beſtreiten kann und 
nicht beſtritten hat, die Urteile zugeſtellt erhalten und von 
ihrem Inhalt Kenntnis erlangt zu haben. In keinem dieſer 
Fälle hat er, ſei es dem Gericht, ſei es dem klagenden 
Gläubiger gegenüber zum Ausdruck gebracht, daß er für die 
eingeklagte Schuld nicht hafte; aber auch darüber hat der 
Bekl. ſchlechthin nichts vorzutragen gewußt, daß er auch nur 
dem H. gegenüber irgend eine Verwahrung gegen den mit 
ſeinem Namen getriebenen Mißbrauch eingelegt hätte, und 
dies obwohl er ſelbſt geltend macht, daß dieſe Verwendung 
ſeines Namens eine mißbräuchliche geweſen ſei. (Er macht 
insbeſondere nicht geltend, daß er etwa aus beſonderen Rechts⸗ 
gründen gerade in irgend einem der einzelnen Prozeſſe ſach⸗ 
lich Schuldner bezw. Mitſchuldner geweſen ſei). Zur Erklä⸗ 
rung ſeines Verhaltens trägt er lediglich vor, daß er aus 
Schonung für feinen Schwager H. nichts gegen deſſen Trei- 
ben unternommen habe, „ſolange weder für ihn ſelbſt noch 
für die Gläubiger eine Gefahr beſtanden habe“. Danach 
hat der Bekl. nicht in der Abſicht gehandelt, die von H. an⸗ 
geblich zugleich in feinem, des Bekln., Namen abgeſchloſſenen 
einzelnen Geſchäfte von Fall zu Fall zu genehmigen; er will 
es auch nicht Wort haben, daß er allgemeinhin die Führung 
der feinen Namen enthaltenden Doppelfirma durch H. ge⸗ 
nehmigt habe. Vielmehr iſt nach ſeiner Darſtellung ſein 
Wille nur der geweſen, ohne ſachliche Billigung des Vor— 
gehens des H. zuzuſehen und zuzuwarten, ſolange die Sache 
ohne Schaden für ihn ablief. Allein nach $ 242 BGB. 
$ 346 HGB. muß dem Verhalten des Bekln. eine weiterge— 
hende Bedeutung beigelegt werden. Bei dem verhältnismäßig 
bedeutenden Umfang, in dem der in Rede ſtehende Miß— 
brauch des H. ſchon allein nach den erwähnten Gerichtsakten 
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erweislich zur Kenntnis des Belln. gelangen mußte, konnte 
es dem Bekln. nicht verborgen bleiben, daß H. nicht bloß in 
ganz vereinzelten, gelegentlichen Fällen, vielleicht als letztes 
Auskunftsmittel um noch Kredit zu erhalten, den Namen des 
Bekln. mißbräuchlich verwendete, ſondern daß H. gewohn⸗ 
heitsmäßig, in einer augenſcheinlich auf Wiederholung be— 
rechneten Weiſe namentlich zur Abgabe von Wechſelerklärungen 
den Doppelnamen C. H. und M. S. ganz nach Art einer 
Geſellſchaftsfirma verwendete. Dies hat demnach der Bekl. 
gewußt und geduldet, und darnach greift der oben erwähnte!) 
Rechtsſatz ein, wornach, wer durch öffentliche Kundgebung 
den Anſchein erweckt, an einer offenen Handelsgeſellſchaft 
beteiligt zu ſein, dem Inhalt dieſer Kundgebung entſprechend 
ſich behandeln laſſen, d. h. als Geſamtſchuldner ſich haftbar 
machen laſſen muß — und zwar ohne daß darauf Gewicht 
gelegt werden dürfte, ob in der Erweckung des falſchen 
Scheines einer offenen Handelsgeſellſchaft eine unerlaubte 
Handlung, eine Täuſchung oder dergl. gefunden werden 
könnte; ein Geſichtspunkt deſſen Heranziehung vorliegenden⸗ 
falls ſchon durch den Klagänderungseinwand des Bekln. ſich 
verbietet. Auch darauf kann nach Lage des Falls nichts 
weiter ankommen, ob Klin., wie ſie jetzt (übrigens neu und 
im Gegenſatz zu ihrem Vorbringen im lg. Verfahren) geltend 
macht, ſchon früher Warenlieferungen an H. unter der Firma 
„C. H. und M. S.“ gemacht hat und ob ſogar „perſönliche 
Beziehungen“ zwiſchen ihr und dem Bekln. beſtanden haben. 
Wäre dieſe übrigens recht unbeſtimmte und eines Beweis— 
anerbietens ermangelnde Behauptung richtig, ſo wäre die 
Haftbarkeit des Bekln. noch einleuchtender; aber auch wenn 
H. bei den der Klage zugrunde liegenden Wechſeln der 

1) Von Staub (8. Aufl. zu $ 123 HGB. in Note 6 9 10 14 16) 
verfochtene, zuerſt vom ROH. (13, 375; 15 S. 20; 23 S. 284; 24 
S. 320) unter Billigung von Behrend (Lehrb. des Handelsrechts 
1. Aufl. 8 71 Anm. 7 a. E.) aufgeſtellte, vom RG. (vgl. insbeſ. 31 
S. 39; 40 S. 146; JW. 98, 163, 3%) und in mehreren oberlandesge⸗ 


richtlichen Entſcheidungen (Rſpr. 3, 342; 4, 202; 6, 626; 351, 8, 36 
feſtgehaltene. 
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Klin. gegenüber erſtmals den Namen des Bekln. 
verwendet hätte, bleibt der Bekl. haftbar. Er hat das 
Treiben des H. im allgemeinen geduldet; folgeweiſe kann 
in jedem einzelnen Fall, in dem mit ſeinem durch Nichtwi⸗ 
derſpruch kundgegebenen Willen H. den Anſchein des Beſte⸗ 
hens eines Handelsgeſellſchaftsverhältniſſes zwiſchen ihm und 
dem Bekln. hervorrief, der Gläubiger den Belln. als Ge⸗ 
ſellſchafter in Anſpruch nehmen. Gegen die hier dargelegte 
Auffaſſung vermag auch die Einwendung des Bekln. nicht 
durchzugreifen, daß er ſich ja rein paſſiv, untätig gegenüber 
dem Treiben des H. verhalten habe. Gerade dieſe Untätig⸗ 
keit iſt nach Lage des Falls, nämlich mit Rückſicht auf den 
weiten Umfang, den das Treiben des H. angenommen hatte, 
als Einverſtändnis zu deuten; iſt aber das Einverſtändnis 
des Bekln. mit dem Gebrauch ſeines Namens durch H. er⸗ 
wieſen, ſo liegt der Fall nicht anders, als wenn H. mit 
dem ausdrücklich erklärten Willen, etwa ſchriftlicher und durch 
Zeugen zu beweiſender Erlaubnis des Bekln., die Firma C. 
H. und M. S. im Handelsverkehr geführt hätte; und dies— 
falls könnte an der Anwendbarkeit des oben erwähnten Rechts- 
ſatzes keinerlei Zweifel beſtehen. 

Urteil des III. Zivilſenats v. 14. März 1910 in Sachen 

Waßmannsdorf gegen Schweizer. 


25. 


Bedentung und rechtliche Wirkung der Beſtimmung 
bei Liegenſchaftskäufen, daß die Hypothek in An- 
rechnung auf den Kaufpreis übernommen werde. 


Kläger kaufte am 11. Mai 1906 von M. Do. zwei 
Grundſtücke in R., auf denen neben einer erſten Hypothek 
von 11000 Mk. eine zweite zugunſten der Firma Dr. von 
4000 Mk. ruhte, deren perſönlicher Schuldner M. Do. war. 
In dem Kaufvertrag zwiſchen M. Do. und dem Klr. war 
beſtimmt, daß der Klr. die Hypotheken „in Anrechnung auf 
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den Kaufpreis“ übernehme; die Firma Dr. nahm jedoch den 
Klr. nicht als perſönlichen Schuldner an. 

Am 14. Auguſt 1906 verkaufte der Klr. die beiden 
Grundſtücke in R. mit anderer Liegenſchaft an die Bekln. 
für 20000 Mk. Die Bekln. als Käufer übernahmen wieder⸗ 
um „in Anrechnung auf den Kaufpreis“ die auf den Kauf⸗ 
objekten ruhenden Hypotheken mit der Verpflichtung, den 
Gläubigern auf Verlangen neue Schuldverſchreibungen in 
vollſtreckbarer Form auszuſtellen. Auch die Bekln. wurden 
als perſönliche Schuldner von der Hypothekengläubigerin 
Firma Dr. nicht angenommen, vielmehr blieb ihr gegenüber 
auch fernerhin M. Do. perſönlicher Schuldner. Als die Hy⸗ 
pothek von der Firma den Bekln. als Grundſtückseigentümern 
gekündigt wurde, unterwarfen ſich die Bekln. durch notarielle 
Urkunde in Anſehung des Anſpruchs der Gläubigerin aus 
der Hypothek der jofortigen Zwangsvollſtreckung in die be⸗ 
laſteten Grundſtücke, erklärten jedoch, daß ſie nicht als per⸗ 
ſönliche Schuldner für die Hypothek haften. Auſ Grund 
dieſer Urkunde betrieb die genannte Firma die Zwangsver⸗ 
ſteigerung in die belaſteten Grundſtücke und erſteigerte dieſe 
um den Betrag der 1. Hypothek; ihre eigene zweite Hypo⸗ 
thek von 4000 Mk. fiel aus. 

Die Firma Dr. ließ ſich nun von M. Do., der ver: 
mögenslos iſt, die ihm gegen den Klr. nach § 415 Abſ. 3 
BGB. zuſtehenden Anſprüche abtreten, klagte ſie gegen den 
jetzigen Kl. bei dem Lg. T. ein und erwirkte ein ihrer Klage 
ſtattgebendes Urteil. Auf Grund des wider ihn erlaſſenen 
Urteils hat der jetzige Klr. an die Firma Dr. die Haupt⸗ 
ſumme von 4000 Mk. nebſt Zinſen und die Koſten der 
Zwangsverſteigerung mit 500 Mk. bezahlt. Außerdem er⸗ 
wuchſen ihm Prozeßkoſten in Höhe von 716,37 Mk. In dem 
Vorprozeß zwiſchen Dr. und dem Klr. hatte dieſer den 
jetzigen Bekln. den Streit verkündet, ſie lehnten aber den 
Beitritt ab. 

Im gegenwärtigen Rechtsſtreit fordert der Klr. von den 
Bekln. den Erſatz dieſer Aufwendungen. 
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Zur Begründung macht er geltend: durch die Ueber⸗ 
nahme der Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis haben 
die Bekln. auch die perſönliche Schuld dem Klr. gegenüber 
übernommen, dies ſchließe die Verpflichtung in ſich, den Klr. 
von allen Leiſtungen zu befreien, zu denen er auf Grund der 
Schuld⸗ und Erfüllungsübernahme mit M. Do. verpflichtet 
ſei, die Bekln. ſeien mit Erfüllung dieſer Verpflichtung in 
Verzug gekommen und haben daher dem Klr. nicht nur die 
von ihm bezahlte Schuldſumme nebſt Zinſen, ſondern auch 
die Koſten der Zwangsverſteigerung und des von der Gläu⸗ 
bigerin gegen ihn angeſtrengten Rechtsſtreits zu erſtatten. 

Die Bekln. beſtreiten jede perſönliche Verpflichtung ge⸗ 
genüber dem Klr. Sie wenden insbeſondere ein, ſie haben 
die der Hypothek zugrunde liegende perſönliche Schuld weder 
ausdrücklich noch ſtillſchweigend übernommen, ſie auch gar 
nicht übernehmen können, da ja der Klr., wie ſie gewußt 
haben, ſelbſt nicht perſönlicher Schuldner geweſen ſei; daß 
der Klr. ſeinem Rechtsvorgänger M. Do. auf Bezahlung der 
Hypothekenforderung perſönlich hafte, ſei den Bekln. unbe⸗ 
kannt geweſen. 

Der Anſpruch des Klrs. auf Erſatz der im Vorprozeß 
aufgewendeten Koſten wurde abgewieſen. Im übrigen wurde 
nach dem Klagantrag erkannt. 

Gründe: 

Wird beim Verkauf eines mit Hypotheken belaſteten 
Grundſtücks vereinbart, daß die Käufer die Hypotheken über- 
nehme, ſo iſt damit zunächſt zum Ausdruck gebracht, daß 
entgegen den Beſtimmungen in §§ 434, 439 BGB. der Ver: 
käufer nicht verpflichtet fein ſolle, die Hypotheken zu bejei- 
tigen. Wird aber, wie dies ſehr häufig geſchieht, die Ver⸗ 
einbarung dahin getroffen, daß die Uebernahme der Hypo— 
theken in Anrechnung auf den Kaufpreis erfolge, 
ſo iſt ihr eine weitergehende Bedeutung beizulegen, und zwar 
iſt hier — jedenfalls dann, wenn der Verkäufer zugleich per— 
ſönlicher Schuldner iſt — regelmäßig anzunehmen, daß die 
Beteiligten auch die Uebernahme der Schulden, für welche 
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die Hypotheken beſtehen, durch den Käufer, alſo einen Ver⸗ 
trag im Sinne des 8 416 BGB. beabſichtigt haben ). Denn 
durch die Abrechnung am Kaufpreis haben Verkäufer und 
Käufer für ihr gegenſeitiges Verhältnis die Schuld als eine 
den Käufer treffende, von dieſem endgültig und unter 
allen Umſtänden zu tragende behandelt; daraus erhellt ihre 
Abſicht, daß der Verkäufer aus dem Schuldverhältnis aus⸗ 
ſcheiden und daß der Käufer allein für die Schuld in jeder 
Weiſe aufkommen ſolle. 

So iſt im vorliegenden Fall beim Verkauf der Grund— 
ſtücke von M. Do. an den Klr. die Uebernahme der Hypo⸗ 
thek von 4000 Mk. zweifellos im Sinne einer Schuldüber⸗ 
nahme nach $ 416 BGB. aufzufaſſen, das ergibt ſich nament⸗ 
lich auch daraus, daß die Gläubigerin, die Firma Dr., Ver— 
anlaſſung nahm, ſich über die Genehmigung der Schuld— 
übernahme zu erklären. 

Dieſe Genehmigung iſt nun aber verweigert worden, 
und damit iſt nach §S 415 Abſ. 2 BGB. die Folge einge⸗ 
getreten, daß die Schuldübernahme als nicht erfolgt gilt. 
M. Do. blieb ſonach perſönlicher Schuldner, der Klr. haftete 
der Gläubigerin lediglich aus der Hypothek und wurde da— 
neben dem M. Do. gegenüber nach § 415 Abſ. 3 BGB. 
verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen. 

Wenn nunmehr bei der weiteren Veräußerung der 
Grundſtücke an die Bekln. dieſe wiederum die Hypotheken 
in Anrechnung auf den Kaufpreis übernahmen, ſo kann es 
ſich hiebei um die Uebernahme der perſönlichen Schuld gegen⸗ 
über der Firma Dr. nicht handeln, da die Schuldübernahme 
im Sinne der §§ 415, 416 BGB. als abſtrakter, dinglicher 
Vertrag das Beſtehen der zu übernehmenden Schuld vor— 
ausſetzt. 

Welche Bedeutung in einem ſolchen Falle der Verein— 
barung der Uebernahme der „Hypothek“ zukommt, iſt nicht 
unzweifelhaft. Iſt im Vertrag irgendwie zum Ausdruck ge— 


) Vgl. Württ J. 19 S. 144 fg. 
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bracht, daß der Erwerber des belaſteten Grundſtücks auch 
eine perſönliche Haftung übernehme, ſo wird dies regelmäßig 
dahin aufzufaſſen ſein, daß der Erwerber, wenn auch kein 
unmittelbares Schuldverhältnis zwiſchen ihm und dem Hy- 
pothekengläubiger begründet werden kann, doch dem Ver— 
äußerer gegenüber verpflichtet ſein ſolle, die dieſem nach 
§ 415 Abſ. 3 BGB. obliegende Verbindlichkeit zur Befrie⸗ 
digung des Gläubigers zu erfüllen ). 

Dieſelbe Beurteilung hat aber nach Anſicht des Senats 
auch dann Platz zu greifen, wenn, wie im vorliegenden Fall, 
zwar im Vertrag die Uebernahme einer perſönlichen Haftung 
ſeitens des Erwerbers nicht ausdrücklich vereinbart, wohl 
aber beſtimmt iſt, daß die Hypothek in Anrechnung 
auf den Kaufpreis übernommen werde. Denn auch 
hier ſpricht aus den früher dargelegten Gründen die Ver— 
mutung dafür, daß die Parteien die völlige Befreiung des 
Veräußerers von jeder Verpflichtung und die alleinige Haf— 
tung des Erwerbers haben herbeiführen wollen. In der 
Abſicht der Parteien lag es ſicherlich nicht, daß bei der durch 
den Klr. zu bewirkenden Befriedigung der Gläubigerin die 
Hypothek — mangels eines Erſatzanſpruchs des Klrs. gegen 
die Bekln. — nicht gemäß § 1164 BGB. auf den Klr. über: 
gehen, ſondern nach $ 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB. zur Eigen⸗ 
tümerhypothek würde und daß damit der ihnen bereits am 
Kaufpreis nachgelaſſene Betrag der Hypothek den Bekln. doch 
noch zu gut käme. Hiebei iſt unerheblich, ob und inwieweit 
ſich die Parteien über die rechtlichen Vorgänge und Verhält— 
niſſe im klaren waren. Es mag ſein, daß den Bekln., wie 
ſie unter Beweisantritt behaupten, bekannt war, daß die 
Firma Dr. den Klr. nicht als perſönlichen Schuldner ange— 
nommen hatte, und es iſt auch zu glauben, daß ſie von der 
in ſolchem Fall nach $ 415 Abſ. 3 BGB. eintretenden Haf— 


1) Vgl. RGE. v. 7. Okt. 08 im Recht 1908 Nr. 3567, Stats 
dinger BGB. $ 1164 Anm. II, 2, Siecke im Sächſ. Archiv 1908. 
S. 231. 
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tung keine beſtimmte Vorſtellung hatten. Allein dadurch 
wird nicht ausgeſchloſſen, daß der übereinſtimmende Wille 
der Parteien dahin ging, es ſollen, ſoweit ihr gegenſeitiges 
Verhältnis in Betracht kommt, die Bekln. allein künftig für 
die hypothekariſch geſicherte Forderung einzuſtehen haben, 
und dieſen Willen haben ſie dadurch, daß ſie die Uebernahme 
der Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis vereinbarten, 
genügend zum Ausdruck gebracht. Unerheblich iſt deshalb 
auch, ob der Klr. nach Abſchluß des Vertrags über die Grund— 
ſtücke vom 14. Auguſt 1906 die Firma Dr. von ſeiner Ab⸗ 
machung mit den Bekln. benachrichtigt hat oder nicht, denn 
es handelte ſich nicht um die Begründung eines Schuldver- 
hältniſſes zwiſchen dieſer Firma und den Bekln., ſondern 
lediglich um die Regelung der gegenſeitigen Rechtsbeziehung en 
der Parteien. 
| Von dem Klr. iſt daher ein weiterer Beweis dafür nicht 
zu fordern, daß die Bekln. ſich durch die Uebernahme der 
Hypotheken in dem Vertrag vom 14. Auguſt 1906 zur Er⸗ 
füllung der dem Klr. gegenüber ſeinem Rechtsvorgänger nach 
§ 415 Abſ. 3 BGB. obliegenden Verbindlichkeit verpflichtet 
haben. Was die Bekln. gegen die Annahme einer ſolchen 
Verpflichtung geltend machen, iſt nicht ſchlüſſig. Wenn ſie 
in der von ihnen am 16. März 1908 für die Firma Dr. 
ausgeſtellten vollſtreckbaren Urkunde erklärten, daß ſie nicht 
als perſönliche Schuldner für die Hypothekforderung haften, 
ſo entſprach dieſe Erklärung inſofern der Wirklichkeit, als 
die Bekln. mit jener Firma in einem unmittelbaren Schuld- 
verhältnis allerdings nicht ſtanden; im übrigen kommt es 
darauf, wie die Bekln. nachträglich die in dem Vertrag mit 
dem Klr. übernommene Verpflichtung auffaßten, nicht an, 
entſcheidend iſt vielmehr, welchen Willen die Parteien zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes hatten und in dem Vertrag zum 
Ausdruck brachten. Weshalb ferner die Bekln. bei der 
Zwangsverſteigerung der Grundſtücke nicht mitboten, läßt 
ſich nicht näher ergründen, es können für ſie hiebei andere 
Umſtände beſtimmend geweſen ſein, als die Annahme, daß 
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fie durch Preisgabe der Grundſtücke an die Hypothekengläu⸗ 
biger ſich jeder weiteren Haftung entziehen können. Sollten 
ſie übrigens dies geglaubt haben, ſo wäre ihre Anſicht eben 
eine irrige geweſen. 

Hienach iſt davon auszugehen, daß ein Anſpruch des 
Klrs. gegen die Belln. auf Befriedigung der Firma Dr. für 
ihre Forderung von 4000 Mk. an ſich begründet war. 

Auf Grund der Abmachung mit dem Klr. wären die 
Bekln. verpflichtet geweſen, nach Kündigung der Hypothek⸗ 
forderung die Gläubigerin zu befriedigen. Da ſie dieſe Ver⸗ 
pflichtung trotz der Aufforderung des Klrs., die insbeſondere 
in der Streitverkündung im Vorprozeß lag, nicht erfüllten, 
find ſie in Verzug gekommen und haben nach §§ 284, 286 
BGB. dem Klr. den ihm durch den Verzug entſtandenen 
Schaden zu erſetzen. Dieſer Schaden des Klrs. beſteht da⸗ 
rin, daß er ſelbſt auf Grund ſeiner Haftung gegenüber M. 
Do. die Hypothekſchuld nebſt den Zinſen und den Koſten der 
Zwangsverſteigerung im Geſamtbetrag von 4500 Mk. be⸗ 
zahlen mußte. Dieſen Betrag nebſt 4% Zinfen daraus vom 
Tage der Zahlung an kann alſo der Klr. von den Bekln. 
erſetzt verlangen; inſoweit iſt die Verurteilung der Bekln. 
gerechtfertigt, ihre Berufung unbegründet. Dagegen beſtreiten 
die Bekln. mit Recht, daß fie auch die Koſten des Vorpro⸗ 
zeſſes zwiſchen der Firma Dr. als Zeſſionarin des M. Do. 
und dem Klr. zu tragen haben. Der Klr. konnte ſich ſeiner 
Zahlungspflicht gegenüber M. Do. nicht durch Berufung auf 
die von den Bekln. übernommene Verpflichtung entziehen, 
er hat das auch ſelbſt in jenem Rechtsſtreit nicht geltend ge⸗ 
macht, ſondern andere unbegründete Einwendungen erhoben. 
Daß dadurch Koſten entſtanden ſind, war daher nicht eine 
Folge des Verzugs der Bekln. Dieſe find inſoweit dem Klr. 
nicht erſatzpflichtig. 

Urteil des I. Zivilſenats v. 29. April 1910 in Sachen 

Rennemüller gegen Fetten. U. 18/1910. 
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26. 


Schadenerſatzforderung wegen Unmöglichkeit der 
Erfüllung eines zweiſeitigen Bertrags zufolge Kon⸗ 
kurseröffnung. 


Der Beklagte, ein Schloſſermeiſter, hatte von dem ſpäter 
in Konkurs gekommenen W. E. und ſeiner Ehefrau ein 
Grundſtück um 22000 Mk. gekauft und vereinbart, daß ein 
Teil des Kaufpreiſes durch Uebernahme von Hypotheken, der 
Reſt mit 5000 Mk. bis ſpäteſtens 1. April 1912 in der 
Weiſe zu tilgen ſei, daß die Verkäufer verpflichtet ſeien, den 
Käufern die Schloſſer- und Montierungsarbeiten in den im 
Bau begriffenen und noch zu erſtellenden Häuſern der Ver— 
käufer an der Bismarckſtraße und der Straße CD zu über— 
tragen und zwar in einem ſolchen Umfange, daß die hiefür 
zu entrichtende Vergütung mindeſtens 10000 Mk. betrage; 
die Feſtſetzung der Vergütung war beſonderer Vereinbarung 
vorbehalten; die Verkäufer ſollten verpflichtet ſein, die Hälfte 
der ſo entſtandenen Forderungen des Bekln. jeweils bar zu 
bezahlen, während die andere Hälfte auf die reſtliche Kauf— 
preisſchuld von 5000 Mk. angerechnet werden ſollte. 

Als W. E. in Konkurs kam, hatte der Bekl. den Be— 
trag von 238,42 Mk. abverdient; einſchließlich dieſes Be— 
trags hatte er gegenüber ſeiner Kaufpreisſchuld von 5000 Mk. 
Gegenforderungen in Höhe von 1160,44 Mk. erworben. An 
dem Reſtbetrag von 3839,56 Mk. ließ ſich der Konkursver— 
walter den Betrag von 2339,56 Mk. als denjenigen Betrag 
anrechnen, den der Bekl. aus Arbeiten im Geſamtbetrag von 
9761,58 Mk. (10000 Mk. abzüglich obiger 238,42 Mk.) ver⸗ 
mutlich als Reingewinn gewonnen hätte. Den Reſt von 
1500 Mk. klagte der Konkursverwalter ein. Er erzielte ein 
im weſentlichen obſiegliches Urteil. 

Gründe. 

Es kommt nicht darauf an, ob die Uebertragung der 
Schloſſerarbeiten an die Bekln. unmöglich geworden und ob 
die fragliche Unmöglichkeit von dem Gemeinſchuldner W. E. 
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oder deſſen Ehefrau oder auch vom Konkursverwalter ver— 
ſchuldet iſt, denn die Vereinbarung, wonach die Eheleute E. 
den Eheleuten St. in den im Vertrag bezeichneten Häuſern 
Schloſſer⸗ und Montierungsarbeiten in beſtimmtem Umfange 
zu übertragen hatten, iſt infolge der Beſtimmung des § 23 
Abſ. 2 in Verbindung mit Abſ. 1 der KO. hinfällig geworden. 
Allerdings handelt es ſich bei jener Vereinbarung nicht um 
einen bereits abgeſchloſſenen Werkvertrag, fondern die be— 
treffende Vertragsbeſtimmung enthält eine Einigung dahin, 
daß künftig zwiſchen den Parteien Werkverträge beſtimmten 
Inhalts abgeſchloſſen werden ſollen. Die fraglichen Werk— 
verträge haben eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande, 
denn die Ausführung von Arbeiten, die zur Herſtellung eines 
Baues gehören, ſtellt die Beſorgung eines dem Unternehmer 
vom Beſteller übertragenen Geſchäfts dar. Ein Werkvertrag, 
durch den ſich jemand verpflichtet hat, ein ihm von dem Ge— 
meinſchuldner übertragenes Geſchäft zu beſorgen, erliſcht laut 
§ 23 Abf. 2 der KO. infolge der Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens. Daraus folgt, daß auch ein Abkommen, durch 
das ſich der Gemeinſchuldner vor der Eröffnung des Konkurs— 
verfahrens verpflichtet hat, einem Dritten durch einen ſolchen 
Werkvertrag Geſchäfte der betreffenden Art zu übertragen, 
nach der Eröffnung des Verfahrens nicht wirkſam bleiben 
kann. Nur dann läge es anders, wenn dieſes Abkommen 
ſich nicht auf Vermögen bezöge, das zur Konkursmaſſe ge— 
hört; im vorliegenden Fall handelt es ſich aber um Häuſer 
des Gemeinſchuldners, die zur Konkursmaſſe gehört haben. 

Was nun die Folgen der Aufhebung des Rechtsver— 
hältniſſes betrifft, ſo beanſprucht der Kläger ſelbſt nicht, daß 
das Recht der Beklagten, den Kaufpreis abzuverdienen, ſtatt 
ihn bar zu bezahlen, ohne Entſchädigung wegfallen ſolle. 
Andererſeits kann davon keine Rede ſein, daß nun die Bes 
klagten das verkaufte Grundſtück behalten dürfen, ohne irgend 
ein Entgelt dafür zu leiſten, oder daß der Kläger genötigt 
werden könnte, den Kaufvertrag, den der Gemeinſchuldner 
vollſtändig erfüllt hat, rückgängig zu machen. Eine ſolche 
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Auslegung des Vertrags oder eine ſolche Behandlung der 
Vertragserfüllung würde gegen Treu und Glauben verſtoßen 
(vgl. RG. 35, 28). Trotz des Erlöſchens der Vereinbarung, 
wonach die Eheleute E. den Bekln. Schloſſerarbeiten zu über⸗ 
tragen hatten, deren Vergütung mit der Kaufpreisſchuld der 
Bekln. zu verrechnen geweſen wäre, muß die im Kaufvertrag 
an die Spitze geſtellte Beſtimmung wirkſam bleiben, daß der 
Kaufpreisreſt bis ſpäteſtens 1. April 1912 zu tilgen ſei, und 
es handelt ſich nur darum, einen Tilgungsbetrag feſtzuſtellen, 
wobei die Summe nicht überſtiegen wird, die die Bekln. beim 
Beſtehen jener Vereinbarung zu zahlen, die ſie alſo in dieſem 
Falle auf die Herſtellung der Schloſſerarbeiten bar aufzu⸗ 
wenden gehabt hätten, und wobei im übrigen die Bekln. eine 
angemeſſene Entſchädigung für den! entgangenen Verdienſt 
erhalten. 

Auch der Kläger geht davon aus, daß er den Belln. 
Schadenerſatz wegen der Aufhebung des Rechtsverhältniſſes 
betreffend die Uebertragung der Schloſſerarbeiten zu gewähren 
habe. Die Höhe der Entſchädigung beſtimmt ſich einerſeits 
nach der Höhe der in Frage ſtehenden Vergütung (9761,58 
Mk.), andrerſeits nach dem, was die Bekln. infolge der Auf⸗ 
hebung des Rechtsverhältniſſes an Aufwendungen erſpart 
haben oder durch anderweitige Verwendung ihrer Arbeit3- 
kraft erwerben konnten. Daß der Bekl. E. St. infolge des 
Wegfalls der ihm von den Eheleuten E. in Ausſicht geſtellten 
Arbeiten in der Lage geweſen ſei, anderweitige Arbeiten, in 
gewinnbringender Weiſe, zu übernehmen, behauptet der 
Kläger nicht; es kann alſo dahingeſtellt bleiben, ob das rich— 
tig iſt, was die Bekln. über das Fehlen anderweitiger Ar— 
beitsgelegenheit im Frühjahr und Sommer 1910 vorbringen. 
An Aufwendungen haben die Bekln. nach der nunmehr vor— 
liegenden Einigung der Parteien 75% der Vergütungsſumme 
erſpart, denn der Reinverdienſt, den die Bekln. gehabt hätten, 
ſoll 25% der Vergütungsſumme betragen, der übrige Teil 
dieſer Summe wäre alſo von den Bekln. auf die Ausführung 
der ihnen zu übertragenden Arbeiten aufzuwenden geweſen. 
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Die Bekl. müſſen ſich daher auf die vereinbarte Vergütung 
von reſtlichen 9761,58 Mk. den Betrag von 7321,19 Mk. 
anrechnen laſſen; den Betrag von 2440,39 Mk. dürfen ſie 
— ſtatt des urſprünglich berechneten Betrags von 2339,56 
Mk. — als die ihnen zukommende Entſchädigung an ihrer 
Kaufpreisſchuld im Reſtbetrag von 3839,56 Mk. abziehen. 
Hieraus ergibt ſich eine Reſtkaufſchillingsforderung von 
1399,17 Mk. (3839,56 Mk. — 2440,39 Mk.) und demnach 
gegenüber der Klagforderung von 1500 Mk. eine Kürzung 
des Anſpruchs um 100,83 Mk. 

Urteil des I. Zivilſenats des Oberlandesgerichts vom 

12. Mai 1911. U. 142/1911. 


27. 


Berſicherungsvertrag. — Berlänmung der Anzeige⸗ 
und Klageerhebungsfriſt. — Entſchuldigungsbeweis. 


Der Klr. war am 23. März 1908 im Walde geſtürzt 
und zog, da er nachher Schmerzen verſpürte, einen Arzt bei. 
Dieſer erklärte die Schmerzen für ſolche rheumatiſcher Natur. 
Ein Spezialarzt Dr. H. ſtellte jedoch am 15. Mai 1908 einen 
Bruch des rechten Steißwirbelbeins feſt. Am gleichen Tage 
erſtattete der Verletzte hievon Anzeige an die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft. Dieſe trat in Verhandlungen mit dem Kl. ein, 
die ſich zerſchlugen. Im Dezember 1908 erfolgte Klageer⸗ 
hebung. 

Die Verſicherungsgeſellſchaft wandte Verſpätung der 
Schadenanzeige und der Klageerhebung ein. Erſteres ohne 
—, letzteres mit Erfolg. 

Gründe: 

Dem Klr. war von dem ſofort nach dem Sturz beige- 
zogenen Arzt, dem er das Vorgefallene erzählte, die Aus— 
kunft erteilt worden, daß ſeine Beſchwerden rheumatiſcher 
Art ſeien. Eine körperliche Verletzung im Sinne des § 1 
der Verſicherungsbedingungen hatte dieſer Arzt nicht feſtge⸗ 
ſtellt; dies iſt vielmehr erſt durch den Spezialarzt Dr. H. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 3. 18 
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am 15. Mai 1908 geſchehen. Bis dahin hatte der Klr. d ie 
Möglichkeit nicht, das Vorliegen einer durch den Unfall ver⸗ 
urſachten körperlichen Beſchädigung zu erkennen, und die 
Möglichkeit des Vorliegens einer ſolchen war daher für ihn 
eine ſo entfernte, daß er nicht damit zu rechnen brauchte. 
Die am 15. Mai 1908 erfolgte Schadenanzeige iſt daher 
rechtzeitig erfolgt. Denn wenn auch nach § 9 Abſ. 2 der 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen der Friſtenlauf für 
die Anzeige ſchon mit der „Kenntnis des Ereigniſſes“ be- 
ginnen ſoll, ſo kann doch dem Sinn und Zweck der Vor— 
ſchrift nach von einer Anzeigepflicht dann nicht die Rede 
ſein, wenn — wie hier durchaus glaubhaft iſt — in dem 
Verſicherten auf Grund einer ärztlichen Beratung die hie— 
durch gerechtfertigte Meinung ſich gebildet hatte, ein beſtimm⸗ 
tes, möglicherweiſe als Unfall in Betracht kommendes 
Ereignis habe eine körperliche Beſchädigung im Sinne des 
erwähnten § 1 der Bedingungen nicht bewirkt und es ſtehen 
die ſeither aufgetretenen Beſchwerden nicht im une 
Zuſammenhang mit jenem Ereignis. 

Die Mitteilung der Bekln. an den Klr. vom 3. Juni 
1908 enthielt einen ablehnenden Beſcheid im Sinne des § 20 
Abſ. 3 der Verſicherungsbedingungen und es war damit 
die dreimonatige Friſt zur Klageerhebung in Lauf geſetzt. 
Dieſer Beſcheid blieb an ſich auch beſtehen, als die Bekl. den 
aus ihrem Brief vom 19. Juni 1908 erſichtlichen Abfindungs⸗ 
vorſchlag mit 50 Mk. machte. Immerhin gereicht es dem 
Klr. zur Entſchuldigung, wenn er während der Zeit, da die 
jo angebahnten Vergleichsverhandlungen ſchwebten, mit der 
Klage noch zuwartete. Die Beendigung der Vergleichs ver— 
handlungen trat indeſſen Anfangs Auguſt 1908 ein, nachdem 
der Anwalt des Klrs. den in dem Brief vom 1. Auguſt 1908 
enthaltenen neuen Antrag der Beklu. die Abfindungsſumme 
auf 75 Mk. zu erhöhen, durch Unterlaſſung ſofortiger Be— 
antwortung hatte wirkungslos werden laſſen (§ 147 Abſ. 2 
BGB.). Späteſtens eine Woche nach Eingang des Briefes 
bei dem Bevollmächtigten des Klrs. war dieſe Wirkungs⸗ 
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loſigkeit eingetreten. Nach Beendigung der Vergleichsver⸗ 
handlungen läuft dem Verſicherten noch eine mäßige Friſt ), 
bezw. es tritt, wenn durch die während der Friſt beendeten 
Vergleichsverhandlungen die Möglichkeit der Ausnutzung der 
vollen Friſt beſchränkt war, eine angemeſſene Erſtreckung der 
Friſt ein. Selbſt bei ſolcher Erſtreckung der an ſich am 
3. September 1908 ablaufenden Friſt kann von der Recht⸗ 
zeitigkeit der erſt im Dezember 1908 erfolgten Klageer⸗ 
hebung nicht die Rede ſein. 

Von jeder Schuld an dieſer erheblichen Verzögerung 
kann aber auch der Klr. nicht freigeſprochen werden. Das 
Beſtehen der dreimonatigen Klagfriſt war ihm bekannt und 
es iſt nicht abzuſehen, aus welchem Grund er es unterlaſſen 
hat, den Anwalt darauf hinzuweiſen. Hiezu war er, da die 
Bekl. an der rechtzeitigen Klageerhebung auch ein Intereſſe 
hatte, kraft des Vertragsverhältniſſes zu der Bekln. ver— 
pflichtet. Wäre es geſchehen, ſo iſt mit Sicherheit anzu— 
nehmen, daß die Klage rechtzeitig erhoben worden wäre. 
Denn wenn auch Rechtsanwalt B. es für zweckmäßig hielt, 
zunächſt die Wiederherſtellung des Klrs. abzuwarten, um in 
der Lage zu ſein, eine beſtimmte Summe einzuklagen, ſo war 
doch dieſer Zeitpunkt ſchon am 28. Juli 1908 gekommen. 
Nach Empfang des Briefes der Bekln. vom 1. Auguſt 1908, 
der eine nur mäßig erhöhte, nach Anſicht des RA. B. un⸗ 
annehmbare Abfindungsſumme in Vorſchlag brachte, hätte 
er, wenn ihm die Notwendigkeit der Friſteinhaltung vom 
Klr. ausdrücklich bekannt gegeben worden wäre, ohne Zweifel 
die unverweilte Einreichung der Klage nunmehr betrieben. 
Das Verhalten des Klrs. könnte dann allenfalls als ent— 
ſchuldigt gelten, wenn er — wie in II. Inſtanz behauptet 
wurde — gleich nach dem 1. Auguſt 1908 ſeinem Anwalt 
den beſtimmten Auftrag zur ſofortigen Klageerhebung erteilt 
hätte und dieſe ohne ſeine Schuld unterblieben wäre. Allein 


1) S. Urteil dieſes Senats vom 11. Oktober 1907 in Sachen Zipp 
gegen Stuttgarter Pferdeverſicherung; Urteil des RG. vom 12. Februar 
1907 Recht 11 Nr 821. 
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in dieſer Beziehung hat die Beweisaufnahme kein für den 
Klr. günſtiges Ergebnis gehabt. Daß Klr. anfangs Oktober 
1908 des Glaubens ſein konnte, die Klage ſei eingereicht, 
vermag ihn nicht zu ſchützen, da, wenn er in richtiger Weiſe 
ſeinen Vertreter über den Friſtablauf belehrt gehabt hätte, 
die tatſächlich eingetretene weitere mehrmonatige Verzöge— 
rung nicht ſtattgefunden hätte. 

Der Umſtand, daß RA. B. zufolge des zwiſchen ihm 
und dem Klr. beſtehenden Auftragsverhältniſſes verpflichtet 
war, aus der in ſeiner Hand befindlichen Police die Friſt 
ſelbſt zu entnehmen und ſein Vorgehen danach einzurichten, 
ändert im Verhältnis des Klrs. zu der Bekln. 
nichts daran, daß der Klr. ſelbſt nicht alles getan hat, was 
ihm innerhalb des Verſicherungsvertrags in Hinſicht auf die 
Einhaltung der Friſt oblag. Wenn RA. B. ihm zunächſt 
zuredete, ſeine Wiederherſtellung abzuwarten und nachher 
davon ſprach, daß die Sache keine ſo große Eile habe, da 
man mit dem Termin doch hinter die Ferien komme, ſo war 
der Klr. gerade mit Rückſicht auf dieſe Tatſachen, die ihm 
klar machen mußten, daß ſein Anwalt den Friſtenlauf außer 
Acht ließ, veranlaßt zu betonen, daß wegen des Friſtablaufs 
die Sache keinen Aufſchub dulde. 

Hienach kann der Klr. den ihm der Bekln. gegenüber 
wegen Nichteinhaltung der dreimonatigen Klagfriſt obliegen: 
den, an ſich zuläſſigen Entſchuldigungsbeweis nicht führen. 

Urteil des I. Zivilſenats v. 6. Mai 1910. U. 967/09. 


28. 


Unlanterer Wettbewerb, begangen mit Bezug auf 
preisgekrünte Entwürfe von Bauten. 


Bei der Konkurrenz um ein Preisausſchreiben für ein 
Schulgebäude hatten die Bekln., welche Bauwerkmeiſter find, 
zwei Entwürfe eingereicht, für die ſie mit dem 1. und 2. Preis 
bedacht wurden. Auf Klage des Klrs., eines Architekten, find 
ſie gemäß § 3 des Wettbewerbgeſetzes vom 7. Juni 1909 


A. in Civilſachen. 275 


zur Unterlaſſung der öffentlich erfolgenden Angabe, daß ſie 
die alleinigen Urheber der preisgekrönten Entwürfe ſeien, 
verurteilt worden. 

Gründe: 

Die beiden Entwürfe waren nicht das Produkt der 
alleinigen geiſtigen Tätigkeit der Belln., ſondern find unter 
weſentlicher Mitwirkung der Architekten H. und H. M.“) 
zuſtande gekommen. Die Beklagten haben lediglich 6 bis 8 
geometriſche Grundrißſkizzen von ſich aus angefertigt, die 
dann, nachdem zufolge gemeinſchaftlicher Beſprechung mit den 
beiden Zeugen M. einige von dieſen für unweſentlich erklärte 
Aenderungen angebracht waren, zu dem Grundriß für den 
mit dem zweiten Preis bedachten Entwurf geführt haben. 
Daß die beſagten Aenderungen in der Tat unweſentlich 
waren, iſt den Bekln. nicht zu widerlegen. Dagegen ift aus 
den gemeinſchaftlichen Beſprechungen mit den Zeugen M., 
wenn auch auf der von den Bekl. herrührenden Grundlage, 
ſo doch durch Anbringung weſentlicher Neuerungen ein wei⸗ 
terer Grundriß hervorgegangen, nämlich der Grundriß zu 
dem mit dem erſten Preis gekrönten Entwurf. Auf Grund 
der in gemeinſchaftlicher Beſprechung hergeſtellten Skizzen 
wurden ſodann von den Architekten M. zu beiden Entwürfen 
die Faſſaden aufgezeichnet und die Aufriſſe hergeſtellt. Die 
perſpektiviſchen Anſichten rühren ganz von den Zeugen M. 
her, das Modell iſt ganz nach ihren Angaben gefertigt und 
die zeichneriſche Ausführung der beiden Entwürfe iſt auf 
ihrem Bureau hergeſtellt worden. Wenn nun auch auf dieſe 
letzteren Punkte weniger Gewicht zu legen iſt, ſo ſteht doch 
feſt, daß der Grundriß zu dem zuletzt erwähnten Entwurf 
unter weſentlicher Mitwirkung der Architekten M. entſtanden 
iſt und daß die Aufriſſe und Faſſaden zu beiden Entwürfen 
wenn nicht ganz, ſo doch zu einem weſentlichen Teil von 
ihnen herrühren. Den Bekln. iſt zuzugeben, daß bei einem 
Bauprojekt der Grundriß, der über die Raumeinteilung ent⸗ 


1) Welche im Rechtsſtreit als Zeugen vernommen wurden. 
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ſcheidet und für den Aufriß bedingend iſt, die Hauptſache 
darſtellt. Aber ebenſo ſicher iſt, daß die Entwickelung der 
Faſſade und die Aufriſſe weſentliche Beſtandteile der zu 
löſenden Aufgabe ſind und daß dieſe Arbeiten nach den 
Grundriſſen nicht in mechaniſcher Weiſe, ſondern durch ſelb— 
ſtändiges geiſtiges Schaffen ausgeführt werden müſſen. Des⸗ 
halb rechtfertigt ſich die Annahme, daß die beiden Ent⸗ 
würfe der Bekln. nicht deren alleiniges geiſtiges Erzeugnis 
darſtellen, ſondern daß an der Entſtehung derſelben das 
geiſtige Schaffen der beiden Zeugen M. in weſentlicher Weiſe 
beteiligt war. 

Schon in der Einreichung der Entwürfe auf das Preis— 
ausſchreiben, nach deſſen Bedingungen den in A. geborenen 
oder dort wohnhaften Architekten und Werkmeiſtern Gelegen- 
heit geboten werden ſollte, ihr eigenes Können zu zeigen, iſt 
die Behauptung enthalten, daß die Bewerber in allen weſent⸗ 
lichen Punkten die alleinigen geiſtigen Urheber der einge— 
reichten Arbeiten ſeien. Dieſe Behauptung war allerdings 
zunächſt und unmittelbar nicht an die Oeffentlichkeit ge— 
richtet. Allein die Bewerber und fo auch die Belln. waren 
ſich bewußt, daß, falls ihnen ein Preis zuerkannt würde, 
ihre Arbeiten beſtehender Uebung gemäß als preisgekrönte 
öffentlich ausgeſtellt und daß die Tatſache und der Erfolg 
ihrer Bewerbung auch ſonſt unter dem Publikum verbreitet 
werden werde. Die Verbreitung dieſer Tatſachen war ſomit, 
auch wenn ſie nicht unmittelbar auf die Tätigkeit der Bekln. 
zurückzuführen ſein ſollte, doch als die von ihnen erkannte 
Folge ihrer Bewerbung in ihrem Willen gelegen. Den Bekln. 
konnte ſerner nicht entgangen ſein, daß, wenn ihre er— 
folgreiche Bewerbung öffentlich bekannt werde, d. h. wenn 
das Publikum erfahre, daß die von ihnen eingereichten Ent— 
würfe mit Preiſen bedacht worden ſeien, dies vom Publikum 
auch ſoweit ihm die Bedingungen des Preisausſchreibens 
nicht bekannt waren, dahin aufgefaßt werde, daß ſie die 
alleinigen geiſtigen Urheber der preisgekrönten Entwürfe 
ſeien. Selbſt wenn man nicht ſo weit gehen will, zu ſagen, 
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die Erweckung dieſes Anſcheins beim Publikum ſei von den 
Bekln. von vornherein beabſichtigt geweſen, ſo iſt doch 
jedenfalls feſtzuſtellen, daß die Bekln. die bezügliche Behaup⸗ 
tung aufgeſtellt und be wußter maßen bewirkt haben, 
daß ſie in öffentlichen Bekanntmachungen unter dem Publikum 
verbreitet wurde. Dies ſteht einer von den Bekln. unmittel⸗ 
bar vorgenommenen oder veranlaßten Veröffentlichung recht— 
lich gleich. Die Behauptung der Belln., ſie ſeien die allei- 
nigen geiſtigen Urheber der eingereichten und preisgekrönten 
Entwürfe, iſt eine Angabe über ihre geſchäftlichen Verhält⸗ 
niſſe, im beſonderen über den Urſprung der von ihnen ge⸗ 
machten gewerblichen Leiſtungen und damit über ihre eigene 
gewerbliche Leiſtungsfähigkeit. Daß dieſe Angabe unrichtig 
iſt, ſofern eben die Entwürfe der Bekln. unter weſentlicher 
geiſtiger Mitwirkung der Architekten H. und H. M. zuſtande 
gekommen waren, iſt bereits dargelegt worden. Die Angabe 
iſt aber auch geeignet, beim Publikum den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots zu erwecken. Denn wenn das 
Publikum erfährt, daß ein Baumeiſter bei einem Preiswett⸗ 
bewerb für ſeinen Entwurf einen Preis davongetragen hat, 
ſo erblickt es darin auf Grund der ſelbſtverſtändlichen An— 
nahme, daß der Bewerber den Entwurf ohne weſentliche 
fremde Beihilfe ausgearbeitet habe, einen Beweis für die 
beſondere Tüchtigkeit des betreffenden Gewerbetreibenden und 
erwartet von ihm im Bedarfsfall beſonders gut bedient zu 
werden. | 

Nach dem Ausgeführten find die ſämtlichen Voraus: 
ſetzungen des $ 3 des Wettbewerbsgeſetzes gegeben. 

Urteil des I. Zivilſenats v. 12. Jan. 1911. U. 652/1910. 


| 29. 

Unlauterer Wettbewerb durch die unwahre Ankündigung, 
ein dem Berkauf ausgeſetzter Gegenstand genieße 
Muſterſchutz. — Muſterſchutz und Warenzeichen. 
Gründe: 

Die Beklagte gibt zu, daß die von ihr in öffentlichen 
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Bekanntmachungen und in für einen größeren Kreis von Per: 
ſonen beſtimmten Mitteilungen enthaltene Behauptung: „der 
Viktoriaturnſchuh ſei durch die DRG M. 23356 und 25485 ge⸗ 
ſetzlich geſchützt“, falſch iſt. Und zwar iſt nicht nur die Angabe, 
der Schuh ſei durch die bezeichneten DRG M. geſetzlich 
geſchützt, falſch, ſondern es iſt überhaupt die Angabe, der 
Viktoriaturnſchuh ſei geſetzlich geſchützt, falſch, ſofern nicht 
der Schuh (alſo die Ware ſelbſt), vielmehr nur das auf 
ihr angebrachte Zeichen geſetzlichen Schutz genießt. Der 
Schuh ohne Zeichen darf nachgemacht werden, nur darf er 
nicht als Viktoriaturnſchuh bezeichnet werden. 

Mit der erwähnten Angabe wird eine unrichtige Angabe 
jedenfalls über „geſchäftliche Verhältniſſe“, nämlich über das 
Beſtehen von Schutzrechten, gemacht ), der § 3 des Geſetzes 
trifft daher zu, wenn die unrichtigen Angaben „geeignet ſind, 
den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzu⸗ 
rufen.“ 

Auch dieſes letztere Erfordernis iſt aber glaubhaft ge⸗ 
macht. 

Wie die fragliche Beſtimmung des UWG. auszulegen 
iſt, iſt beſtritten. Bald werden die Angebote von Konkur— 
renzfirmen zur Vergleichung herangezogen, bald wird ange— 
nommen, das Angebot müſſe ein günſtigeres ſein, als es bei 
Berückſichtigung der Unrichtigkeit der betr. Angabe iſt 9. 
Was hier das Richtige iſt, braucht nicht entſchieden zu mer: 
den, denn das von der Bekln. gemachte Angebot erweckt in 
beiden Fällen den Anſchein eines „beſonders günſtigen An— 
gebots“ im Sinn des Geſetzes. 

Daß eine Ware, für welche zwei Muſterſchutzrechte be- 
ſtehen, regelmäßig mindeſtens objektiv höher zu bewerten 
iſt, als die entſprechende Ware ohne ſolche Rechte, muß an: 
genommen werden. Mit dem Begriff des Muſterſchutzes 


1) Vgl. Fuld, Komm. zu § 3 Ziff. 9 c S. 121 ff. und Finger, 
Komm. zu § 3 Nr. 42. 

2) Vgl. Fuld S. 98 ff.; Finger S. 104 ff.; JW. 07, 846; RG. 
66, 171 ff. 
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verbindet ſich regelmäßig der Begriff eines kleinen techniſchen 
Fortſchritts, einer Verbeſſerung bei der es nicht zur Ertei⸗ 
lung eines Patents reicht, die aber im wirtſchaftlichen Leben 
doch recht erheblich ſein kann und vielfach einen bedeutenden 
wirtſchaftlichen Erfolg bedeutet. Eine Ware, die mit Muſter⸗ 
ſchutzrechten verſehen iſt, iſt daher im Zweifel eine beſſere 
und begehrenswertere, als die entſprechende Ware ohne 
ſolchen Schutz, alſo auch eine beſſere als die der Konkurrenz, 
welche die geſchützte Ware oder den geſchützten Teil nicht 
nachmachen darf; daß dies im einzelnen Fall auch einmal 
anders ſein kann, daß es auch wertloſe Muſterſchutzrechte 
gibt, iſt richtig, aber die Regel iſt dies nicht. 

Dies iſt nun auch dem Publikum im allgemeinen wohl 
bekannt. Und es iſt insbeſondere anzunehmen, daß dieſe 
Tatſache dem hier in Frage kommenden Publikum bekannt 
iſt. Hier handelt es ſich in erſter Linie um Händler, welche 
zumeiſt mit ſolchen, ihren Geſchäftsbetrieb nahe berührenden 
Tatſachen vertraut ſind. Sodann handelt es ſich hier — 
was die Abnehmer der Händler anlangt — zumeiſt entmwe- 
der um Perſonen, die in Vereinen zuſammengeſchloſſen das 
Turnen pflegen, oder um Schüler. Sowohl die einen, wie 
die anderen werden aber regelmäßig, namentlich auch was 
ihre Turnausrüſtung betrifft, von ſachverſtändigen Perſonen, 
den Schul⸗ bezw. Turnbehörden, den Turnlehrern oder be— 
ſonders ausgebildeten Vereinsmitgliedern beraten, welche die 
einzelnen Ausrüſtungsgegenſtände empfehlen. Es kommt 
daher hier regelmäßig ein einſichtiges und erfahrenes Publi- 
kum in Frage, das namentlich auch die Bedeutung eines 
Muſterſchutzes kennt und zu würdigen weiß, zumal da dieſer 
Schutz gegenwärtig ein weit verbreiteter und begehrter iſt, 
den insbeſondere Handel- und Gewerbetreibende hoch ein— 
ſchätzen. 

Ein derartiges Publikum wird alſo regelmäßig einer 
mit Muſterſchutz verſehenen Ware den Vorzug vor einer nicht 
geſchützten geben und daher ſichert ein derartiger Schutz 
der Ware regelmäßig eine höhere Bewertung in den Augen 
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dieſes Publikums. Unerheblich iſt hiebei, wie ſich im vor⸗ 
liegenden Fall der Preis der Ware im einzelnen geſtellt hat. 
Eine erheblichere Differenz zwiſchen einer geſchützten und 
einer ungeſchützten Ware kann bei derartigen, relativ billigen 
Waren kaum in Frage kommen. Wenn nun, wie im gege⸗ 
benen Fall, die Angaben nicht wahr ſind, ſo wird der An— 
ſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorgerufen. 
Und dies trifft auch bei der einfachen Angabe: „geſetzlich 
geſchützt“ zu; denn wenn dieſe Bezeichnung wie hier, mit 
Beziehung auf die Ware ſelbſt gebraucht wird, 
ſo bedeutet dies in den Augen des Publikums, daß die Ware 
vor Nachahmung geſchützt iſt und dies iſt für das Publikum 
ein Urteil gegenüber anderen ungeſchützten Waren gleicher Art. 

Was die Bekl. hiegegen einwendet, iſt nicht ſtichhaltig. 
Die Bekl. behauptet hauptſächlich, eine mit einem Waren⸗ 
zeichen verſehene Ware ſei gerade ſo wertvoll, wie ſeine mit 
Muſterſchutz verſehene Ware, weil es dem Publikum nur 
darauf ankomme, überhaupt eine mit einem Schutz in 
irgendeiner Form verſehene Ware zu erhalten. 

Die Behauptungen der Bekl. erſcheinen als unzutreffend. 
Daß ein Warenzeichen nur zur Unterſcheidung der 
Waren dient, iſt weithin bekannt, wie es weiter bekannt iſt, 
daß das Vorhandenſein oder Nichtvorhandenſein eines Wa— 
renzeichens an ſich auf die Güte der Ware und damit auf 
die Preisbemeſſung keinerlei Einfluß hat. Das Publikum, 
jedenfalls ein erfahrenes Publikum, wie es hier in Frage 
ſteht, weiß, daß ein Warenzeichen lediglich zufolge der Eigen— 
ſchaften des Kaufmanns oder Fabrikanten, der das Zeichen 
verwenden darf, Bedeutung gewinnt, daß das Zeichen alſo 
nur mittelbar einen Anhaltspunkt für die Güte der Ware 
gibt. Es iſt daher nicht richtig, daß das Publikum zwiſchen 
Zeichen⸗ und Muſterſchutz nicht zu unterſcheiden verſtünde. 
Richtig tft an den Behauptungen der Bekln. nur, daß viel- 
fach von den Verkäufern nur deshalb irgend ein Schutz 
erſtrebt wird, um die Ware als eine geſchützte anpreiſen zu 
können. Aber ein ſolches Verfahren iſt gerade ein unlaute— 
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res und vor derartigen, auf Täuſchung abzielendem Vor⸗ 
gehen ſoll das Publikum durch das Geſetz wider den un- 
lauteren Wettbewerb geſchützt werden. 

Danach iſt der Unterlaſſungsanſpruch der Klrin. glaub⸗ 
haft gemacht. 

Urteil des II. Zivilſenats v. 23. Febr. 1911 U. 849/1910. 


30. 


Eiſenbahnfrachtvertrag in Bezug anf Tiere ($ 459 
Ziff. 5 565K.) 


Die Klägerin hat 15 Pferde in Belgien gekauft und 
dieſe von Herbestal aus auf Grund eines mit der preußi⸗ 
ſchen Staatsbahn abgeſchloſſenen Vertrags nach Stuttgart 
befördert. Während der Reiſe und zwar, wie als erwieſen 
anzunehmen war, auf dem Bahnhofe Mainz, erlitt eines der 
Pferde eine Verletzung, infolge deren es in Stuttgart ver— 
endete. Klägerin behauptet, die Verletzung ſei durch Um— 
fallen des Pferds infolge eines bei vorſchriftswidrigem Ran⸗ 
gieren entſtandenen Stoßes verurſacht worden. 

Die gegen den württemb. Eiſenbahnfiskus erhobene 
Klage wurde abgewieſen. 

Gründe: 

Es handelt ſich um einen Schaden, der bei der Beför- 
derung lebender Tiere durch die Eiſenbahn entſtanden iſt. 
Nach § 459 Z. 5 des HGB.'s und § 77 Z. 5 der EVO. 
haftet die Eiſenbahn nicht in Anſehung lebender Tiere für 
den Schaden, welcher aus der für ſie mit der Beförderung 
verbundenen beſonderen Gefahr entſteht. Dieſe beſondere 
Beförderungsgefahr liegt in der eigentümlichen natürlichen 
Beſchaffenheit der zu befördernden lebenden Tiere, und die 
Eiſenbahn haftet daher nicht für Schäden, welche mit der 
eigentümlichen natürlichen Beſchaffenheit gerade dieſer Beför⸗ 
derungsobjekte zuſammenhängen. Die aus dieſer beſonderen 
Gefahr entſpringenden Schäden beſtehen erfahrungsgemäß 
hauptſächlich auch im Fallen und Stoßen der betreffenden 
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Tiere). In Abſ. 2 des § 459 HGB. 's und des 8 77 EVO. 
wird die Vermutung aufgeſtellt, daß ein eingetretener Scha⸗ 
den, der den Umſtänden nach aus dieſer beſonderen Gefahr 
entſtehen konnte, auch aus dieſer Gefahr entſtanden ſei. 
Dieſe Vermutung trifft an ſich auf den vorliegenden Fall 
zu, da die Verletzung des Pferdes und damit der eingetre— 
tene Schaden gerade aus der mit der Beförderung lebender 
Tiere verbundenen beſonderen Gefahr entſtehen konnte. Nach 
Abi. 3 des § 459 HGBB.'s und des § 77 EVO. kann ſich 
jedoch der Beklagte auf dieſe Befreiung von der Haftpflicht 
nicht berufen, wenn der Schaden durch Verſchulden der Eifen- 
bahn entſtanden iſt, d. h. wenn die Klägerin nachweiſt, daß 
gerade im vorliegenden Falle der Schaden nicht durch die 
mit der Beförderung verbundene beſondere Gefahr, ſondern 
durch ein beſtimmtes von der Eiſenbahn zu vertretendes Er— 
eignis verurſacht worden ſei. Zu vertreten hat die Eiſen⸗ 
bahn zwar jedes Verſchulden ihrer Leute und derjenigen PBer- 
ſonen, deren ſie ſich bei der Ausführung der Beförderung 
bedient; andererſeits kann aber in einem Falle wie dem 
vorliegenden ein Verſchulden nicht ſchon darin gefunden wer⸗ 
den, daß keine Sicherheitsmaßregeln zur Beſeitigung der an 
ſich mit dem Transport lebender Tiere verbundenen beſon⸗ 
deren Gefahr getroffen werden; inſoweit erſcheint das Ver⸗ 
ſchulden der Eiſenbahn begrifflich modifiziert ). 

Die Klägerin hätte daher zur Begründung ihres Scha— 
denserſatzanſpruchs zu beweiſen, daß ein anderer Umſtand 
als die mit der Beförderung lebender Tiere an ſich verbun— 
dene beſondere Gefahr die Verletzung des Pferdes verurſacht 
habe, und daß dieſer andere Umſtand und damit der ent— 
ſtandene Schaden auf ein Verſchulden der Eiſenbahn zurück— 
zuführen ſei. 

Durch die Bekanntmachung des Bundesrats vom 6. Juli 
1904 (Reichsgeſetzbl. S. 253) ſind nähere Beſtimmungen über 
die Beförderung von lebenden Tieren getroffen und der 


) Vgl. Eger 3. Aufl. Anm. 461 zu $ 86 der EVO. 
2) Eger, Anm. 464 zu 8 86 EVO. 
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EBD. vom 26. Oktober 1899 als Anlage A 1 beigefügt, 
in 8 7 dieſer Anlage iſt beſtimmt: „das Rangieren der mit 
Tieren beladenen Wagen iſt auf das dringendſte Bedürfnis 
zu beſchränken und ſtets mit beſonderer Vorſicht vorzuneh- 
men; heftiges Anſtoßen iſt unbedingt zu vermeiden.“ Wenn 
nun auch derartigen Vorſchriften über den Rangierdienſt keine 
allgemeine Kraft gegenüber dritten Perſonen zukommt, ſon⸗ 
dern durch dieſelben lediglich die Pflichten der Beamten 
gegenüber der Eiſenbahnverwaltung geregelt werden, ſo iſt 
doch anzunehmen, daß diejenigen Leute der Eiſenbahn, welche 
vorſätzlich oder fahrläſſig das Rangieren der mit Tieren be⸗ 
ladenen Wagen entgegen dieſen Beſtimmungen vornehmen, 
ſchuldhaft handeln, und daß ein durch derartig vorjchrift3- 
widriges Rangieren verurſachter Schaden nicht als eine Folge 
der mit dem Transport lebender Tiere an ſich verbundenen 
beſonderen Gefahr, ſondern als ein durch Verſchulden der 
Eiſenbahn entſtandener Schaden anzuſehen iſt. 

Den ihr in dieſer Beziehung obliegenden Beweis kann 
die Klägerin nicht erbringen. (Es wird dargelegt, daß die 
Zeugenausſagen ſich widerſprechen und fortgefahren:) Auf Grund 
der Angaben dieſer Zeugen könnte ein Verſchulden der Eifen- 
bahn nicht feſtgeſtellt werden, vielmehr wäre anzunehmen, 
daß das Rangieren der beiden Pferdewagen vorſchriftsmäßig 
erfolgt ſei, daß etwa vorgekommene Rangierſtöße in dem 
gewöhnlichen Rangierbetrieb ihren Grund gehabt haben, und 
daß der durch ſolche Rangierſtöße etwa entſtandene Schaden 
eine Folge der mit der Beförderung von lebenden Tieren 
verbundenen beſonderen Gefahr geweſen ſei. 

Urteil des I. Zivilſenats 20. Jan. 1911 U. 727/1910. 


31. 


Herabſetzung einer Unfallsrente zufolge Verehelichung 
der Kentenempfängerin? 


Die Ehefrau des Bekl. hat, im Jahr 1893, als ſie 
noch ledig war, auf einer Strecke der klagenden Eiſenbahn⸗ 
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geſellſchaft einen Unfall erlitten. Auf Grund des Haftpflicht⸗ 
geſetzes wurde ihr gegen die Bekl. eine jährliche Rente 
(ohne zeitliche Beſchränkung) durch gerichtliches Urteil zuge⸗ 
billigt. Nachdem ſie ſich mit dem mitbekl. Ehemann unter 
dem geſetzlichen Güterſtand des BGB. verheiratet hatte, ver- 
langte die Eiſenbahngeſellſchaft gemäß § 323 ZPO. den 
Wegfall der Rente. Die Klage wurde jedoch abgewieſen. 
Aus den Gründen. 

Hier ſteht . . . die Frage zur Entſcheidung, ob die Tatſache 
allein, daß eine in ledigem Stand verletzte und zufolge der 
Verletzung in ihrer Erwerbsfähigkeit geſchädigte Frauens⸗ 
perſon auf das geſetzliche Güterrecht des BGB. heiratet, 
trotz Fortbeſtehens der Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit 
die Aberkennung der ihr früher rechtskräftig zuerkannten 
Rente zu rechtfertigen vermag. Die Bejahung dieſer Frage 
würde zweifellos zu einem durchaus unbilligen Ergebnis 
führen. Die Arbeitskraft der Frau wird nicht nur!) in den 
eigentlichen Arbeiterkreiſen, ſondern weit hinein in die Kreiſe 
des Mittelſtands als wertvoller Vermögenswert geſchätzt, ſo 
daß in dieſen Kreiſen eine Frauensperſon, die nicht mindeſtens 
die erforderliche Arbeitskraft beſitzt, um die Geſchäfte des 
Haushalts — womöglich ohne Dienſtboten — voll beſorgen 
zu können, die Möglichkeit der Eingehung einer Ehe wenn 
nicht abgeſchnitten, ſo doch in hohem Grad erſchwert iſt, es 
wäre denn, daß ſie als Aequivalent für ihre aufgehobene 
bezw. geſchmälerte Arbeitsfähigkeit einen (andern) Vermögens⸗ 
wert z. B. gerade einen Rentenanſpruch, der die Anſtellung 
von Hilfskräften ermöglicht, in die Ehe zu bringen vermöchte. 
Daß dieſes von dem die Verletzte heiratenden Mann als 
weſentlich in Rechnung genommene Aequivalent für die ge— 
minderte Arbeitskraft mit Eingehung der Ehe in Wegfall 
kommen ſoll, kann, wie das RG. am Schluß der erwähnten 
Entſcheidung bemerkt, nicht im Sinn des Geſetzes liegen. 

Nachdem das RG. ferner in Entſch. Bd. 73 S. 310 ff. 


1) Wie die Entſch. des RG. Bd. 42 S. 32/35 (auf S. 35) aner⸗ 
kennt. 
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ausgeſprochen hat, daß eine in allgemeiner Güter⸗ 
gemeinſchaft mit ihrem Mann lebende Frau ſelbſt 
geſchädigt ſei, wenn ihr durch eine Verletzung die Möglich— 
keit genommen ſei, durch Tätigkeit im Hausweſen oder im 
Gewerbe ihres Mannes dem Geſamtgut eine Ausgabe 
zu erſparen bezw. für das Geſamtgut einen Erwerb zu 
machen, könnte jedenfalls bei Zugrundlegung der in dieſer 
Entſcheidung ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung einer auf das 
erwähnte Güterrecht heiratenden oder während der Ehe durch 
Vertrag mit ihrem Mann in das erwähnte Güterrecht über⸗ 
getretenen Frau die ihr vor der Ehe zuerkannte Rente nicht 
mehr unter Berufung auf die Beſtimmung des § 1389 
BGB. entzogen werden. Dann wäre es aber auch ein mit 
den Geboten der Billigkeit und mit dem Sinn des Haft— 
pflichtgeſetzes kaum zu vereinigendes Ergebnis, wenn der im 
übrigen in ganz gleicher Lage befindlichen ſeitherigen Renten- 
empfängerin lediglich deshalb, weil fie auf den geſetz⸗ 
lichen Güterſtand heiratet !), die Rente aberkannt werden 
dürfte. Hier läßt offenbar der Sinn des Geſetzes und der 
das ganze Rechtsſyſtem beherrſchende Grundſatz der Billig— 
keit eine ungleiche Behandlung und eine (wie das RG. Bd. 47 
S. 90 ſagt) ausſchließlich nach den formalen Beſtimmungen 
des Eherechts und ehelichen Güterrechts über den Erwerb 
von Vermögensſtücken ſeitens des einen oder andern Ehe— 
gatten ſich richtende Entſcheidung nicht zu. 

Unbeſchadet des allgemein anerkannten Grundſatzes, daß 
der (im Gebiet der Unfallverſicherung erhebliche) abſtrakte 
Grad der Erwerbsunfähigkeit für die Zubilligung und Be— 
meſſung einer Rente nach 8 843 BGB. bezw. § 3a Haft⸗ 
pfl.⸗G. und ebenſo für die Aufhebung bezw. Herabſetzung einer 
ſolchen Rente nach 8 323 ZPO. nicht ausſchlaggebend ſein 
kann, daß es vielmehr darauf ankommt, ob die Aufhebung 
bezw. Beſchränkung der Erwerbsfähigkeit einen Einfluß auf 
die vermögensrechtlichen Verhältniſſe des Verletzten ausübt, 


1) Für welchen das RG. in Entſch. Bd. 63 S. 195 ff. die dort er- 
ſichtlichen Grundſätze aufgeſtellt hat. 
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wird nach dem Ausgeführten die Frage, ob und in welchem 
Maß Letzteres bei einer ſich verheiratenden Rentenempfän⸗ 
gerin zutrifft, nicht lediglich nach den formalen Regeln des 
Güterrechts, auf welches die Rentenempfängerin heiratet, zu 
entſcheiden ſein. Die Aberkennung einer früher rechtskräftig 
zuerkannten Rente nach $ 323 ZPO. wird vielmehr nur 
dann als zuläſſig erſcheinen, wenn der Rentenſchuldner den 
Nachweis zu erbringen vermag, daß nach der geſellſchaftlichen 
Stellung und den Vermögensverhältniſſen des die Ehe mit 
der Rentenempfängerin eingehenden Mannes die Arbeitskraft 
der Frau, für deren Aufhebung bezw. Minderung die Rente 
als Erſatz zuerkannt wurde, als Vermögenswert in der 
Haushaltung und bei Beſtreitung des ehelichen Aufwands 
der Ehegatten keine Rolle mehr ſpiele. 

Davon, daß dieſer letztere Nachweis im vorliegenden 
Fall erbracht oder auch nur erbringbar wäre, kann aber 
angeſichts des für eine Familie von 7 Köpfen ſehr beſchei⸗ 
denen Einkommens des bekl. Ehemanns (jährlich 1800 Mk.) 
und angeſichts der Tatſache, daß die bekl. Ehegatten ſich 
nicht einmal einen ſtändigen Dienſtboten halten, keinesfalls 
die Rede ſein. 

Urteil des I. Zivilſenats v. 3. Febr. 1911 U. 796/1910. 


32. 


1. Zur Auslegung der Art. 202, 204 A586. 
2. Amtspflichtverletzung eines (dörflichen) Ortsvorſtehers 
durch Mitwirkung bei Errichtung eines ungiltigen 
Teſtaments? 


Der am 21. April 1907 verſtorbene J. K. in G. hat 
am 19. April 1907 in feiner Wohnung ein Teſtament er: 
richtet, das der Bekl., der Schultheiß der Gemeinde G., ge— 
ſchrieben hat. Der Schluß des Teſtaments lautet: „Dieſe 
meine letzte Willenserklärung wurde am heutigen Tag, den 
19. April 1907, hier in G. in meiner Wohnung durch 
Schultheiß K. von hier auf meinen Wunſch niedergeſchrieben 
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und von mir eigenhändig unterzeichnet. J. K. Die Aecht⸗ 
heit vorſtehender Unterſchrift des J. K. beglaubige ich hiemit 
(Datum) Schultheiß und Ratſchreiber K.“ 

Mit der Behauptung, der ſchwer erkrankte Erblaſſer 
habe den Bekln. am 19. April 1907 rufen laſſen, um vor 
ihm ein Not⸗Teſtament i. S. des §S 2249 BGB. zu errich⸗ 
ten, Bekl. habe aber die Einhaltung der geſetzlichen Form 
eines ſolchen Teſtaments verabſäumt, ſo daß (was nicht be⸗ 
ſtritten iſt) das Teſtament nichtig ſei, hiedurch ſei Klin. um 
2000 Mk. geſchädigt, hat Klin. die (auf 8 839 BGB. ge⸗ 
ſtützte) Klage auf Bezahlung von 2000 Mk. erhoben. Die 
Klage iſt abgewieſen worden, nachdem zunächſt durch Zwi⸗ 
ſchenurteil der Einwand des Bekln. zurückgewieſen worden 
war, die Klage ſei gegen die Gemeinde G. zu richten. 

In den 

Gründen 
des Zwiſchenurteils iſt ausgeführt: 

Nach Art. 202, 204 AG BGB. trifft den Beteiligten 
gegenüber die im BGB. beſtimmte Verantwortlichkeit an 
Stelle des Beamten den Staat oder die Gemeinde, wenn 
ein Beamter des Staats oder der Gemeinde „in Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt“ (vorſätzlich oder 
fahrläſſig) die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amts⸗ 
pflicht verletzt. Dieſer Wortlaut des Geſetzes läßt klar er⸗ 
kennen, daß die Haftung des Staats oder der Gemeinde nicht 
in allen Fällen an die Stelle der Haftung des Beamten 
tritt, in denen der Beamte, vorſätzlich oder fahrläſſig die 
ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt 
($ 839 BGB.), — oder auch nur in allen Fällen, in denen 
der Beamte in Ausübung ſeiner Amtsbefugniſſe ſeine 
Amtspflicht in der bezeichneten Weiſe verletzt: denn hätte 
letzteres beſtimmt werden wollen, ſo wäre das Einfachſte 
und Nächſtliegende geweſen, in Art. 202 und 204 AGBGB. 
und Art. 77 EGBGB den in Betracht kommenden Schaden 
als einen von dem Beamten „in Ausübung ſeiner Amtsbe⸗ 
fugniſſe“ (etwa mit dem Zuſatz: „ſoweit nicht die 88 31, 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 3. 19 
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89 BGB. in Betracht kommen“ zugefügten zu bezeichnen. 
Dementſprechend ſagt auch die Begründung zu Art. 181 
EAG BGB. (= 202 des Geſetzes): „Auch betrifft der Entwurf 
gemäß Art. 77 EGBGB. nur die Schädigung durch Pflicht⸗ 
verletzung in Ausübung der öffentlichen Gewalt, 
ſo daß z. B. die Tätigkeit eines Bezirksnotars in Ausübung 
des Amts eines öffentlichen Notars ſo wenig hierunter fällt, 
als der Staat für eine Pflichtwidrigkeit des öffentlichen No⸗ 
tars verantwortlich zu machen iſt.“ Man mag nun in man⸗ 
chen Fällen zweifeln, ob ſie zu denjenigen gehören, in denen 
der Beamte „in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt“ gehandelt hat; man mag annehmen, daß, wenn 
auch „Ausübung der öffentlichen Gewalt“ gleich „Ausübung 
eines Hoheitsrechts“ iſt ), die Ausübung eines Hoheitsrechts 
— neben der Ausübung eines (ſtaatlichen oder gemeindlichen) 
Zwangsrechts — auch Akte des ſtaatlichen Schutzes, 
der ſtaatlichen Fürſorge umfaßt, daß die Tätigkeit des Ge⸗ 
meinderats als Schätzungsbehörde ſich als Ausübung der 
öffentlichen Gewalt darſtellt, die „öffentliche Gewalt“ gleich— 
bedeutend mit „Amtsgewalt“ ijt?); keinenfalls fällt eine bloße 
Beurkundungs tätigkeit, wie fie im Fall des § 2249 
BGB. in Frage ſteht, unter die „Ausübung der öffentlichen 
Gewalt“, der „Amtsgewalt“; der Ortsvorſteher tritt 
hier an Stelle des Richters oder Notars, „vor“ dem regel: 
mäßig ein Teſtament zu errichten iſt, es kommt daher bei 
ihm ſo wenig als im Fall des § 2231 Ziff. 1 BGB. beim 
Richter oder Notar, die Ausübung eines Hoheitsrechts des 
Staats oder der Gemeinde in Betracht 3), fondern feine 
Stellung als die einer mit öffentlichem Glauben (publica 
fides) bekleideten Perſon, ſeine Fähigkeit zur Aufnahme 
öffentlicher Urkunden. Es trifft in ſolchen Fällen auch der 
Zweck der Beſtimmung der Art. 202, 204 nicht zu, der da⸗ 


1) Vgl. RG. 56 nr. 22 S. 86 unten, 89 oben; 68 nr. 68 S. 285 
unten. 

2) Württ. Zeitſchr. f. Rechtspflege und Verwaltung Bd. 4 S. 65. 

3) Vgl. hiezu RG. 68 nr. 68 a. E. 
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rin liegt, daß einerſeits dem Publikum ausreichender Erſatz 
gewährleiſtet wird, wenn es durch Handlungen von (Ber: 
waltungs⸗) Beamten geſchädigt wird, die leicht in die Lage 
kommen, raſch und unter Umſtänden mit Eingriff in Privat⸗ 
rechte handeln zu müſſen, andererſeits ein ſolcher Beamter 
ſich nicht durch die Rückſicht auf drohende Erſatzanſprüche 
von raſchem, tatkräftigem und durchgreifendem Handeln ab— 
halten laſſen ſoll. 

Dafür, daß auch der württembergiſche Geſetzgeber davon 
ausgegangen iſt, ein Fall der in Rede ſtehenden Art ſtehe 
nicht unter der Beſtimmung der Art. 202, 204 (was freilich 
nicht entſcheidend iſt, ſchon deshalb nicht, weil es ſich um 
Auslegung eines reichs geſetzlichen Begriffs — Art. 77 
EGBGB — handelt) ſpricht neben der ſchon oben angeführ⸗ 
ten Geſetzesbegründung auch § 32 Eing. und Ziff. 6 der 
württ. Not.⸗Ordnung. Daß der Bericht der Kommiſſion der 
Kammer der Standesherrn zu den erwähnten Geſetzesartikeln 
auf einem andern Boden ſteht (wie Bekl. meint) geht aus 
dem von ihm für ſeine Anſicht angeführten Beiſpiel (Ueber⸗ 
ſchreitung des Züchtigungsrechts durch einen Lehrer) nicht 
hervor, wäre übrigens auch angeſichts der gegen die Mei— 
nung des Belln. ſprechenden Gründe ohne Belang. 

In den 

Gründen 
des Endurteils iſt ſodann ausgeführt: 

Die Beweisaufnahme hat mit voller Sicherheit ergeben, 
daß es ſich bei dem von RA. Dr. E. am 19. April 1907 
überſandten Teſtamentsentwurf um den Entwurf eines eig en⸗ 
händigen Teſtaments (i. S. des § 2231 Ziff. 2 BGB.) 
des K. gehandelt hat. Aus dem durchaus glaubwürdigen 
Zeugnis des Pfarrers L. ergibt ſich ſodann, daß der Bekl. 
nur zu dem Zweck herbeigeholt wurde, damit der Teſtaments⸗ 
entwurf ſicher in die Hände des K. gelange und dieſer ſein 
Teſtament ohne Störung durch die Klin. errichten könne. 
An die Errichtung eines Dorf⸗ oder Not⸗Teſtaments i. S. 
des § 2249 BGB. hat, wie insbeſondere auch aus den 

19 * 
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Angaben der L. G. mit voller Deutlichkeit erhellt, niemand 
gedacht, weder K., noch deſſen Töchter und Schwiegerſöhne, 
noch der Bekl. oder Pfarrer L. Die Vorausſetzungen für 
Errichtung eines Notteſtaments waren auch — wie die An⸗ 
gaben der L. G. erſehen laſſen — nicht vorhanden. Auch 
um Errichtung eines Teſtaments i. S. des § 2231 Ziff. 1 
BGB. (wobei irrtümlich angenommen worden wäre, der 
Schultheiß könne den Notar oder Richter vertreten) hat es 
ſich nicht gehandelt, ſondern — wie ſchon bemerkt — ledig⸗ 
lich um die Errichtung eines eigenhändigen (ſog. holographi⸗ 
ſchen) Teſtaments durch K. 

Der Bekl. hat nun, wie die Beweisaufnahme klar er⸗ 
geben hat und die Faſſung des Teſtaments nebſt Beglaubi⸗ 
gungsvermerk beweiſt, zu dieſer Teſtamentserrichtung in der 
Weiſe mitgewirkt, daß er (auf weſſen Veranlaſſung? läßt 
ſich nicht ſicher feſtſtellen, iſt aber ohne Bedeutung) den 
Teſtamentsentwurf, den K. nicht mehr ſelbſt abzuſchreiben 
im Stand war, mit den hienach gebotenen Aenderungen ab- 
geſchrieben, dem K. vorgeleſen und ſodann deſſen Unterſchrift 
unter dieſem letzten Willen beglaubigt hat. Mit dieſem Vor⸗ 
gehen des Bekln. waren alle Beteiligten augenſcheinlich ein⸗ 
verſtanden; ſie waren dabei ohne Zweifel der (irrigen) Mei⸗ 
nung, auf dieſe Weiſe könne ein gültiges eigenhändiges Teſta⸗ 
ment errichtet werden. Dieſer Meinung war offenbar — 
ebenſo wie Pfarrer L. — auch der Bekl., die Sache liegt 
alſo nicht etwa ſo, daß Bekl. ſich bewußt geweſen wäre, ein 
in dieſer Form errichtetes Teſtament ſei kein gültiges eigen⸗ 
händiges Teſtament; eine Behauptung in dieſer Richtung 
hat auch die Klin. nicht aufgeſtellt; die Frage ſcheidet alſo 
aus, ob ein Ortsvorſteher in einem derartigen Fall die ihm 
gegenüber den Beteiligten obliegende Amtspflicht verletzt, 
wenn er bei einer Teſtamentserrichtung in der von ihm ver⸗ 
langten Weiſe mitwirkt, ohne die Beteiligten darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß — wie ihm bewußt — ein derartig errichtetes 
Teſtament ungültig iſt. 

Eine Amtspflichtverletzung des Belln. i. S. des § 839 
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BGB. könnte nach dem Ausgeführten nur darin gefunden 
werden, daß ihm das von ihm zu fordernde Wiſſen ge⸗ 
fehlt habe, nämlich die Kenntnis davon, in welcher Weiſe 
allein ein gültiges eigenhändiges Teſtament i. S. des § 2231 
Ziff. 2 BGB. errichtet werden kann ). Allein wolle man 
eine derartige Kenntnis vom Ortsvorſteher einer kleinen 
Landgemeinde verlangen, ſo läge darin eine Ueberſpannung 
der an deſſen Fähigkeiten und Wiſſen zu ſtellenden Anfor⸗ 
derungen. Ein ſolcher Ortsvorſteher muß wiſſen, daß er 
unter Umſtänden berufen iſt, bei Errichtung eines Teſtaments 
i. S. des §S 2249 BGB. mitzuwirken, und er muß wiſſen, 
in welcher Form ein ſolches Teſtament zu errichten iſt; er 
muß vielleicht auch wiſſen, daß, wenn ein Teſtament i. S. 
des § 2231 Ziff. 1 BGB. errichtet werden ſoll, er (vom 
Notfall des $ 2249 BGB. abgeſehen) nicht an Stelle des 
Notars oder Richters treten darf. Aber da die Errichtung 
eigenhändiger Teſtamente in keiner Weiſe in ſeinen Amts⸗ 
pflichtenkreis fällt, kann ihm nicht zugemutet werden, daß er 
weiß, in welcher Weiſe ein ſolches Teſtament errichtet wer⸗ 
den muß, daß insbeſondere der eigenhändigen Niederſchrift 
des ganzen Teſtaments es nicht gleichſteht, wenn ein Dritter 
das Teſtament ſchreibt und der Erblaſſer es unterzeichnet 
und die Aechtheit von deſſen Unterſchrift beglaubigt wird. 
Eine Kenntnis der wichtigſten Grundſätze des bürgerlichen 
Rechts, insbeſondere des Erbrechts und ſpeziell des Teſta⸗ 
mentsrechts läßt ſich nicht allgemein von jedem Ortsvorſteher 
verlangen oder bei ihm vorausſetzen: nur ſoweit ſeine Amts⸗ 
pflichten ihn mit dieſen Rechtsſätzen in Berührung bringen, 
muß er ſie kennen; in betreff der Form des eigenhändigen 
Teſtaments fehlt es aber an dieſer Vorausſetzung. 

Es kann daher darin, daß der Bekl. bei der von K. 
beabſichtigten und allein zur Sprache gebrachten Abfaſſung 


1) Darüber, daß unter Umſtänden auch Mangel an Kenntniſſen 
zivilrechtlich zur Fahrläſſigkeit angerechnet werden kann vgl. z. B. M. 
Rümelin, Das Verſchulden im Straf: und Zivilrecht S. 36 ff. 
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eines eigenhändigen Teſtaments ſo wie geſchehen mitgewirkt 
hat (wobei dann freilich ein ungültiges Teſtament zu Stand 
kam), eine Amtspflichtverletzung i. S. des $ 839 BGB. 
nicht gefunden werden. 

Damit iſt aber der Klage die Grundlage entzogen. 


, °F 21. Februar 
Urteil des III. Zivilſenats vom I. April 1911 i. S. 


Karcher gegen Kircher. 


33. 


Zur Anslegung des $ 839 BGB. (Heweislaſt bei 
Körperverletzung durch einen Polizeibeamten, Bert 
eines ſolchen zum Waffengebrauch) und der Art. 202 ff. 


AGG. 
In den den Sachverhalt ergebenden 
Gründen 


eines Berufungsurteils iſt ausgeführt: 

Die Beſtimmung der Art. 202 Abſ. 1, 204 des württ. 
AGBGB. bezwecken die Uebertragung der den Beamten nach 
BGB. § 839 einem Dritten gegenüber treffenden Verant⸗ 
wortlichkeit auf den Staat bezw. die Gemeinde, jedoch nur 
inſoweit, als die Schädigung in Ausübung der dem Beamten 
anvertrauten öffentlichen Gewalt begangen iſt (vgl. EGBGB. 
Art. 77 und Mot. zu Art. 181 AGBGB.). Der von dem 
Klr. gegen die beklagte Gemeinde erhobene Schadenserſatz— 
anſpruch iſt ſomit dann begründet, wenn der Polizeidiener 
S., der zweifellos ein Beamter der beklagten Gemeinde iſt, 
in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt vor⸗ 
ſätzlich oder fahrläſſig die ihm gegenüber dem Kläger obge- 
legene Amtspflicht verletzt hat. 

Zweifellos war S. am 12. September 1909 bei ſeinem 
Zuſammentreffen mit dem Klr. in ſeiner Tätigkeit als Be⸗ 
amter der Ortspolizei begriffen. Wenn er hiebei den Alt. 
am Körper verletzt hat, fo hat er in Ausübung der ihm an⸗ 
vertrauten öffentlichen Gewalt gehandelt. Es kann nicht ge⸗ 
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ſagt werden, daß ein Beamter, wenn er ſeine Amtsbefugniſſe 
überſchreitet, inſoweit außerhalb der ihm anvertrauten öffent⸗ 
lichen Gewalt handle und deshalb die in den Art. 202 Ab⸗ 
ſatz 1, 204 AG BGB. beſtimmte Haftung des Staats bezw. 
der Gemeinde ausſcheide, ſo daß dem Verletzten nur der 
Beamte ſelbſt hafte. In ſolchem Falle wäre, wenn dieſe 
Auffaſſung zuträfe, auch die Vorſchrift des 8 839 BGB. 
unanwendbar. Es fallen aber unter die Beſtimmung des 
§ 839 nicht bloß ſchuldhafte Unterlaſſungen, ſondern auch 
ſchuldhafte poſitive Handlungen und hier auch ſolche, die 
eine Ueberſchreitung der dem Beamten durch ſein Amt ge— 
zogenen Grenzen bilden ). Es iſt daher auch für die Vor- 
ſchriften der Art. 202 Abſ. 1, 204 AG BGB., zumal da in 
Art. 202 Abſ. 1 ausdrücklich die nach dem BGB. begründete 
Haftung übertragen wird, davon auszugehen, daß auch ſchuld— 
hafte Ueberſchreitungen der Amtsbefugnis als in Ausübung 
der dem Beamten anvertrauten öffentlichen Gewalt erfolgt 
anzuſehen ſind. | 

Fehlt es hiernach bei der Zufügung der von dem Klr. 
erlittenen Körperverletzung nicht an einem Handeln des S. 
in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt, ſo 
fragt ſich weiter, ob S. hiebei die ihm gegenüber dem Klr. 
obliegende Amtspflicht ſchuldhaft verletzt hat. Der Inhalt 
und der Umfang der Amtspflicht eines Beamten beurteilen 
ſich nach öffentlichem Recht und vorliegend, da es ſich um 
einen württ. Beamten (und zwar um einen Gemeindebeamten) 
handelt, nach Landesrecht. Zu den Amtsobliegenheiten des 
S. als Beamten der Ortspolizei gehörte die Wahrung der 
öffentlichen Ordnung und insbeſondere der Schutz von Sachen 
und Perſonen. Der Schutz von Dritten gehörigen Sachen 
und der Schutz von Perſonen fällt zweifellos unter die dem 
Beamten einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, 
ſo daß eine ſchuldhafte Verletzung dieſer Schutzpflicht den in 
§ 839 Abſ. 1 Satz 1 bezeichneten Erſatzanſpruch zur Ent: 
ſtehung bringt. 

) Vgl. hiezu RG. 71 S. 60. 
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Da eine ſchuldhafte Verletzung der Amtspflicht nach 
8 839 erforderlich iſt, fo begründet nicht ſchon der Umſtand 
für ſich allein, daß ein Polizeibeamter während ſeiner Amts⸗ 
ausübung einem Dritten vorſätzlich eine Körperverletzung zu⸗ 
gefügt hat, den dort beſtimmten Erſatzanſpruch. Eine vor⸗ 
ſätzliche Körperverletzung verſtößt dann nicht gegen die Amts⸗ 
pflicht, wenn der Polizeibeamte kraft ſeiner Inſtruktion oder 
aus ſonſtigen Gründen zu derſelben befugt war. Vorſchriften 
über den Waffengebrauch der Gemeindepolizeibeamten ſind 
in Württemberg nicht vorhanden; auch der Entwurf über 
den Waffengebrauch der Landjäger iſt nicht Geſetz geworden. 
Damit iſt aber nicht geſagt, daß infolge Fehlens ſolcher Vor⸗ 
ſchriften im Falle Waffengebrauchs ſeitens eines Polizeibe⸗ 
amten die Berechtigung hiezu denſelben Grundſätzen zu be⸗ 
urteilen ſei, welchen die Beurteilung der Rechtswidrigkeit 
einer von einem Nichtbeamten einem Dritten zugefügten Kör⸗ 
perverletzung unterſteht. Wie zum Weſen der Sicherheits⸗ 
polizei eine Beſchränkung der Freiheit des einzelnen im In⸗ 
tereſſe der Allgemeinheit gehört, ſo muß auch einem zur Auf— 
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung berufenen Polizeibe⸗ 
amten nicht nur im Falle der Notwehr, ſondern auch zwecks 
Durchführung ſeiner Anordnungen gegebenenfalls der Waf— 
fengebrauch zuſtehen. Ein berechtigter Waffengebrauch kann 
den Tatbeſtand einer vorſätzlichen Körperverletzung erfüllen; 
er begründet aber keine Erſatzpflicht, da ſolchenfalls die Ver⸗ 
letzung einer Amtspflicht nicht vorliegt. Es genügt alſo vor⸗ 
liegend zur Anwendung des § 839 nicht die Feſtſtellung 
einer vorſätzlichen Körperverletzung, ſondern es muß noch 
weiter feſtgeſtellt werden, daß dieſe vorſätzliche Körperver⸗ 
letzung eine Verletzung der Amtspflicht darſtellt. Die Vor⸗ 
ausſetzungen der in § 839 beſtimmten Erſatzpflicht hat der 
Kir. darzutun. Hienach hat vorliegend der Klr. ſeiner Be 
weispflicht nicht ſchon durch den Nachweis einer vorſätzlichen 
Körperverletzung genügt, ſondern er hat außerdem noch dar 
zutun, daß ihm dieſe Körperverletzung unter Verletzung der 
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Amtspflicht zugefügt worden ſei ). Dieſen Nachweis, näm⸗ 
lich daß S. ohne genügenden Grund von ſeinem Seitenge⸗ 
wehr Gebrauch gemacht habe, hat der Kläger nicht erbracht. 

Wenn auch nach den eigenen Angaben des S. in der 
Anzeigeſache gegen den Klr. wegen Beleidigung und Wider⸗ 
ſtands wie nach der ganzen Sachlage feſtzuſtellen iſt, daß 
S. dem Klr. vorſätzlich mit gezogenem Seitengewehr einen 
Hieb verſetzt und hierdurch den Klr. am Körper verletzt hat, 
ſo iſt doch von dem Klr. nicht dargetan und nicht erwieſen 
und auch nicht erweislich, daß hierdurch S. ſchuldhaft ſeine 
Amtspflicht verletzt habe. 

Der Klr. ſagt ſelbſt, daß er den S., mit dem er ſchon 
von früher her auf geſpanntem Fuß geſtanden ſei, an dem 
fraglichen Abend durch Aeußerungen in Beziehungen auf 
ſein Amt als Polizeidiener abſichtlich gereizt, ſich ihm bis 
auf einen halben bis einen Schritt mit den Händen in den 
Taſchen genähert und ſich trotz deſſen wiederholter Auffor⸗ 
derung, von ihm wegzugehen ſonſt mache er von ſeinem 
Seitengewehr Gebrauch, nicht entfernt habe. Er gibt als 
möglich zu, vorher zu S. geſagt zu haben, die Mark (Strafe), 
die er habe zahlen müſſen, ſchlage er ihm noch heute Abend 
am Ranzen herunter. Zwar beſtreitet er, dem S. mit ge⸗ 
ballter Fauſt vor dem Geſicht herumgefuchtelt zu haben; 
nach den Ausſagen des Zeugen K. iſt dies aber jedenfalls 
bald nach Beginn des Wortwechſels der Fall geweſen. Daß 
der Klr. in dem Augenblick, als S. ſein Seitengewehr zog, 
ein Meſſer oder ein ſonſtiges blinkendes Inſtrument in der 
Hand gehabt hat, wie die Beklagte und S. behaupten, iſt 
von dem Klr. nicht widerlegt und nach der ganzen Sachlage 
auch nicht zu widerlegen. Ob der Klr. wie er behauptet, in 
einem früheren Stadium des Wortwechſels hinter dem Po— 
lizeidiener zurückgeblieben iſt, um den Streit aufzugeben, und 
ob er nur dadurch zu deſſen Fortſetzung veranlaßt wurde, 
daß ihm der Polizeidiener wiederum Schimpfworte zurief, 


) Vgl. hiezu RG. in JW. v. 06 S. 745 Nr. 15. 
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iſt für die Frage der Berechtigung zum Waffengebrauch un⸗ 
erheblich. Denn der Klr. ſagt ſelbſt, daß er, bevor S. von 
ſeinem Seitengewehr Gebrauch machte, ganz nahe an ihn 
herangetreten ſei und ſich trotz deſſen wiederholter, unter 
Androhung des Waffengebrauchs gemachter Aufforderung 
nicht entfernt habe. Auch iſt für den erſten Teil des Wort⸗ 
wechſels von K. bezeugt, daß der Klr. mit geballter Fauſt 
dem Polizeidiener vor dem Geſicht herumgefuchtelt hat. Es 
kann alſo dem Klr. nicht geglaubt werden, daß das Wieder⸗ 
herantreten an den Polizeidiener lediglich zwecks Wiederauf⸗ 
nahme des Wort jtreites, den er auch aus der Entfernung 
hätte führen können, geſchehen ſei. 

Bei dieſer Sachlage kann die dem Kir. obliegende Be: 
hauptungspflicht, daß S. ohne genügenden Grund von ſeinem 
Seitengewehr Gebrauch gemacht habe, nicht als erfüllt an⸗ 
geſehen werden. Ganz abgeſehen von der Frage der Not— 
wehr iſt ein Polizeibeamter zu dem Gebrauch ſeiner Waffe 
als befugt zu erachten, wenn ein Dritter in feindſeliger Ab⸗ 
ſicht ganz nahe an ihn herantritt und trotz ſeiner wieder⸗ 
holten unter Androhung des Waffengebrauchs gemachten 
Aufforderung ſich nicht entfernt. In ſolchem Falle braucht 
ſich der Polizeibeamte nicht etwa mit der Ankündigung der 
Feſtnahme oder mit einem anderen Mittel zu begnügen. 
Vielmehr war zwecks Erzwingung ſeiner befugter Weiſe dem 
Klr. erteilten Weiſung, ſich zu entfernen, der Waffengebrauch 
nach deſſen vorheriger erfolgloſer Androhung im Intereſſe 
der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und des amt- 
lichen Anſehens ein angemeſſenes Mittel. 

Daß der unter den gedachten Umſtänden von dem Po— 
lizeidiener gemachten Waffengebrauch über die durch die 
Sachlage gebotene Grenze hinausgegangen ſei, kann nicht 
gejagt werden. Nach der Behauptung des Klrs. hat ihm 
S. mit ſeinem Seitengewehr nicht mehr als einen Streich 
verſetzt, der den Klr. am Kopf und insbeſondere am rechten 
Auge getroffen hat. Daß S. gerade den Kopf des Klrs. 
und insbeſondere deſſen Auge treffen wollte, behauptet der 
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Klr. nicht und es iſt dies auch nicht anzunehmen. Vielmehr 
iſt nach Lage der Sache, zumal es, wie nach den Zeugen: 
ausſagen I. nit. feſtſteht, dunkle Nacht war, anzunehmen, 
daß S. den Streich, ohne nach einem beſtimmten Körperteil 
des Klrs. zu zielen, im allgemeinen nach dem Klr. geführt 
hat. Daß der Streich nicht mit großer Gewalt geführt 
wurde, ergibt ſich aus dem Befund des Sachverſtändigen, 
wonach der Klr. infolge des Streichs außer der Verletzung 
des rechten Auges „eine leichte und nicht tiefe Hautverletzung 
an der rechten Schläfe“ davontrug. 

Dem Ausgeführten zufolge iſt abgeſehen von allem an⸗ 
derem der Klaganſpruch mangels des zu ſeiner Begründung 
erforderlichen Nachweiſes einer ſchuldhaften Verletzung der 
Amtspflicht nicht gerechtfertigt. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 24. Jan. 1911 in Sachen 

Moritz gegen Gemeinde Lauffen. 


34. 


Was iſt unter „Kenntnis der Perſon des Erſatzpflich⸗ 
tigen“ (§ 852 B6B,) zu verſtehen? 


Eine Anzahl der bei dem Einſturz des Gaſthauſes zum 
Hirſch in Nagold am 5. April 1906 verletzten Perſonen 
haben am 16. Nov. 1909 gegen die Stadtgemeinde Nagold 
Klage auf Schadenserſatz erhoben mit der Begründung: Stadt⸗ 
ſchultheiß B. und Ortsbaumeiſter L. von Nagold haben fahr: 
läſſig die ihnen in ihrer Eigenſchaft als ſtädtiſchen Beamten 
der Allgemeinheit gegenüber obliegenden Amtspflichten ver— 
letzt und dadurch den den Kln. erwachſenen und erwachſen⸗ 
den Schaden verſchuldet, deſſen Erſatz die Klr. auf keine 
andere Weiſe erlangen können als durch Inanſpruchnahme 
der Bekln., die die eh hiefür an Stelle der 
Beamten treffe 

Die Klage iſt auf Grund der Einrede der Verjährung 
abgewieſen worden. In den 
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Gründen 
des Berufungsurteils iſt geſagt: 

I. Bei Erörterung der zunächſt allein zur Entſcheidung 
ſtehenden Frage, ob die — auf $ 839 BGB. in Verbindung 
mit Art. 202, 204 AG BGB. geſtützten — Anſprüche der 
Klr. nach $ 852 BGB. verjährt find, iſt zu prüfen, was in 
der genannten Geſetzesbeſtimmung unter der „Perſon des 
Erſatzpflichtigen“ und unter „Kenntnis“ (von dieſer Perſon) 
verſtanden iſt. 

II. Die Klr. vertreten die Anſicht: ſolange ſie nicht ge⸗ 
wußt haben, daß (was ſie erſt neuerdings erfahren haben 
wollen) die beklagte Stadtgemeinde die Verantwortlichkeit 
für die angeblichen Amtspflichtverletzungen ihres Stadtſchult⸗ 
heißen und Stadtbaumeiſters (gegenüber den Beteiligten) 
trifft, ſie keine Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflichtigen 
gehabt haben. Dieſer am Wort klebenden, gegen Sinn und 
Zweck des Geſetzes verſtoßenden Auslegung iſt nicht beizu⸗ 
ſtimmen. Die kurze Verjährung des 8 852 BGB. „beginnt 
erſt mit Beſeitigung des Hinderniſſes, das der praktiſchen 
Geltendmachung des Anſpruchs entgegenſteht“ 1). Hat der 
Verletzte Kenntnis davon, daß ein Beamter durch Verletzung 
ſeiner Amtspflicht den Schaden verſchuldet hat, ſo ſteht ſeiner 
Schadenerſatzklage kein in einer Unkenntnis betreffs der Per⸗ 
ſon des Schädigers liegendes Hindernis entgegen; unter 
„Kenntnis der Perſon des Erſatzpflichtigen“ iſt nach dem 
Sinn und Zweck des Geſetzes, dem deſſen Wortlaut nicht 
entgegenſteht, Kenntnis der Perſon deſſen zu verſtehen, der 
den Schaden ſchuldhaft herbeigeführt und daher nach der 
Regel des Rechts für ihn einzuſtehen hat, und in den Fällen, 
in denen jemand neben dem (erſatzpflichtigen) Täter oder 
ohne daß ein ſolcher vorhanden iſt, zu haften hat (wie z. B. 
in den Fällen der §§ 831, 832 vergl. mit § 840 Abi. 2, 
§ 833 BGB.), die Kenntnis der Perſon dieſes Haftpflich⸗ 
tigen. Iſt aber ausnahmsweiſe die an ſich nach dem Recht 


1) S. Crome, Syſtem Bd. 2 8 340 Ziff. 1 a bei Note 5 (S. 1086). 
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des BGB. den Täter treffende Haftung im Verhältnis zum 
Beſchädigten einem Dritten — dem Staat oder der Ge- 
meinde — auferlegt, ſo iſt mit der Kenntnis der Perſon des 
Täters, des Schuldigen, dem Beſchädigten diejenige Kennt⸗ 
nis in betreff des Erſatzpflichtigen gegeben, die es ihm er⸗ 
möglicht, zur Klage auf Schadenserſatz zu ſchreiten, und 
mehr verlangt das Geſetz nicht, wenn es die 3 jährige Ver⸗ 
jährung des S$ 852 BGB. von der Kenntnis „der Perſon 
des Erſatzpflichtigen“ an laufen läßt; das Geſetz hat bei 
dieſem Ausdruck eben den regelmäßigen Fall im Auge, da 
der Täter, der ſchuldhaft gehandelt hat, auch erſatzpflichtig 
iſt, es wollte damit nicht für die Ausnahmsfälle, in denen 
dem Beſchädigten gegenüber an Stelle des ſchuldigen Täters 
ein Dritter haftet, Kenntnis des betreffenden Rechts- 
ſatzes als Vorausſetzung für den Beginn der Verjährung 
bezeichnen 1). Uebrigens bleibt ja auch in den Fällen der 
Art. 202, 204 AG BGB. der betreffende Beamte (dem Staat 
und der Gemeinde gegenüber) erſatzpflichtig. 

Hatten alſo die Klr. vor dem 16. Nov. 1906 Kenntnis 
davon, daß L. und B. den Schaden (mit-) verſchuldet hatten, 
ſo hatten ſie ſchon damals Kenntnis „von der Perſon des 
Erſatzpflichtigen“. 

III. Darüber beſteht kein Streit oder Zweifel, daß die 
Klr. lang vor dem 16. Nov. 1906 erfahren haben, daß für 
die angeblich pflichtwidrigen Unterlaſſungen und Anord⸗ 
nungen, worauf die Klage geſtützt wird, Stadtſchultheiß B. 
und Stadtbaumeiſter L. als Ortspolizeibeamte verantwortlich 
ſind. Es liegt alſo nicht der Fall vor, wo die Tat bekannt, 
aber der Täter unbekannt iſt. Auch das kann einem Zweifel 
nicht unterliegen, daß die Klr. lang vor dem 16. Nov. 1906 
das Weſentliche des Tatſächlichen erfahren haben, worauf 
ſie jetzt ihre Klage ſtützen: daß bei der Hebung vom 5. April 
1906 der Zugang zum Hirſch und deſſen nächſte Umgebung 
nicht abgeſperrt war, das Haus während der Hebung nicht 


1) Vgl. RG. 67 nr. 39 S. 145. 


300 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


geräumt war, daß dem Stadtbaumeiſter vorgeworfen wurde, 
er habe bei der Vorbereitung und Beaufſichtigung der He— 
bung ſeine Pflicht nicht erfüllt, all das war ohne Frage den 
(damals ſämtlich in Nagold befindlichen) Klın. wenige Tage 
nach dem Einſturz bekannt; denn dieſe Dinge wurden da— 
mals in der kleinen Stadt angeſichts der Größe des Unglücks 
ſelbſtverſtändlich allgemein mündlich und in den Zeitungen 
erörtert und blieben am wenigſten den Verletzten und deren 
Angehörigen unbekannt, die das lebhafteſte Intereſſe daran 
hatten, zu wiſſen, gegen wen ſie Anſprüche auf Erſatz, ihres 
Schadens erheben könnten. Die Klr. haben denn auch nicht 
behauptet, daß ihnen weſentliche Tatumſtände, 
ein weſentlicher Teil des der Klage zu Grund liegenden ob— 
jektiven Tatbeſtands, erſt nach dem 15. Nov. 1906 bekannt 
geworden ſei. 

IV. Die Klr. haben alſo ſchon vor dem 16. Nov. 1906 
gewußt, welche ſtädtiſche Beamte etwa eine Mitſchuld an 
dem Einſturz des Hirſchs treffen könne, fie haben die Vor— 
würfe — jedenfalls im allgemeinen — gekannt, die dieſen 
Beamten in bezug auf ihr einſchlägiges Verhalten gemacht 
wurden, und fie haben im weſentlichen die Tatumſtände ge⸗ 
kannt, auf die ihre jetzige Klage geſtützt wird, wenn ihnen 
auch die einzelnen Verfehlungen, die ſich vom techniſchen 
Standpunkt aus etwa dem Stadtbaumeiſter L. zur Laſt legen 
laſſen, nicht bekannt waren. 

Es kann ſich nun fragen, ob eine „Kenntnis der 
Perſon des Erſatzpflichtigen“ nicht ſchon dann vorliegt, wenn 
feſtſteht, daß, falls überhaupt ein Erſatzpflichtiger vor- 
handen iſt, es dieſe Perſon iſt. Jedenfalls aber iſt jene 
Kenntnis nicht erſt dann gegeben, wenn feſtſteht, ſicher 
iſt, daß die fragliche Perſon auch wirklich erſatzpflich— 
tig (ſchuldig) iſt. Denn das ſteht im Grund immer erſt 
dann feſt, wenn die Erſatzpflicht durch ein rechtskräftiges 
Urteil bejaht iſt: vergl. §S 14 Ziff. 1 AG3PO., jedenfalls 
in überaus vielen Fällen, namentlich ſolchen, in denen es 
ſich um Fahrläſſigkeitsdelikte handelt, wird ſich erſt im Lauf 
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des Rechtsſtreits mit einiger Sicherheit überſehen laſſen, ob 
der Bekl. in der Tat erſatzpflichtig iſt. Wollte man alſo die 
3 jährige Verjährung des $ 852 BGB. erſt mit dem Zeit⸗ 
punkt beginnen laſſen, in dem die Erſatzpflicht der in 
Betracht kommenden Perſon feſtſteht, ſo würde dieſe kurze 
Verjährung entgegen dem Sinn und Zweck des Geſetzes für 
die große Mehrzahl der Fälle ausgeſchaltet. Man kann daher 
unter der „Kenntnis der Perſon des Erſatzpflichtigen“ eine 
weitergehende Kenntnis nicht verſtehen, als die Kenntnis da⸗ 
von, wie der einſchlägige Sachverhalt im allgemeinen iſt (die 
Einzelheiten laſſen ſich außerhalb des Prozeſſes für den Ver⸗ 
letzten ſehr häufig nicht feſtſtellen, weil dazu die Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen uſw. notwendig iſt). Die 
Unkenntnis davon oder der Zweifel darüber, ob das vor— 
liegende tatſächliche Material ausreicht, um eine Erſatzpflicht 
(Schuld, Fahrläſſigkeit) der in Betracht kommenden Perſon 
zu begründen, alſo die Unſicherh eit darüber, wie dieſe Rechts⸗ 
frage zu entſcheiden iſt, ſchließt die „Kenntnis der Perſon 
des Erſatzpflichtigen“ nicht aus ). N 
V. Die Klr. haben nun nach ihrer eigenen Darſtellung 
nach dem 15. Nov. 1906 — neben der Kenntnis der Ein⸗ 
zelheiten der insbeſondere vom techniſchen Standpunkte 
aus etwa gegen die in Rede ſtehenden Beamten zu erheben⸗ 
den Vorwürfe — nur die Ueberzeugung erlangt, daß das 
ihnen im weſentlichen ſchon vorher bekannte tatſächliche Ma⸗ 
terial wahrſcheinlich ausreiche, um eine Erſatzpflicht (Schuld) 
jener Beamten (bezw. der anſtatt ihrer verantwortlichen Bekln.) 
zu begründen. Aber die „Kenntnis der Perſon der Erſatz⸗ 
pflichtigen“ haben ſie nach dem in Ziff. IV Ausgeführten 
nicht erſt mit dieſer Ueberzeugung erlangt, ſondern mit der 
Kenntnis, die ihnen nach dem im Eingang der Ziff. IV Ge— 
ſagten ſchon vor dem 16. Nov. 1906 beiwohnte. Dabei iſt 
zu bemerken, daß, ſoweit der 10 jährige Klr. R. R. in Be⸗ 
tracht kommt, die Kenntnis ſeiner Mutter und geſetzlichen 


y Vgl. die in RſprOLG. 18 nr. 5 K 5 S. 107 angeführten Entſch. 
des RG. 
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Vertreterin, der Klin. Ziff. 1, maßgebend iſt — ſei es ge⸗ 
mäß § 206 oder in entſprechender Anwendung des § 166 
BGB.; mit der Kenntnis dieſer Klin. verhält es ſich aber 
nicht anders als mit der aller übrigen Klr. 

VI. Auf Grund des § 839 BGB. kann ein Beamter 
(oder der an ſeine Stelle tretende Staat bezw. die Gemeinde) 
nur dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Verletzte 
nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag. Es be⸗ 
ſteht unter den Parteien kein Streit darüber, daß die letztere 
Vorausſetzung für die Klr. zutrifft. Das Gericht hat auch 
keinen Zweifel, daß, zumal angeſichts der Höhe der in Be⸗ 
tracht kommenden Summen, dieſe Vorausſetzung von Anfang 
an gegeben war, wie denn auch die Klr. eine abweichende 
Behauptung in dieſer Richtung nicht aufgeſtellt haben. In 
ihrer ſchriftlichen Klage haben die Klr. hervorgehoben, ſie 
können auf andere Weiſe als mittels Klage gegen die Bekln. 
Erſatz ihres Schadens nicht erlangen, weil der Unternehmer 
der Hebung, R., vollſtändig vermögenslos geſtorben ſei. Da⸗ 
raus ergibt ſich, daß die Klr. — und mit Recht — nie da⸗ 
ran gedacht haben, es könnte (außer den Beamten der Bekln. 
bezw. der letzteren) noch eine andere Perſon als E. R. als 
erſatzpflichtig in Betracht kommen. Sie waren ſich alſo von 
vornherein — jedenfalls lang vor dem 16. Nov. 1906 — 
d a rüber klar, daß als erſatzpflichtig ihnen gegenüber nur 
E. R. und die Beamten B. und L. der Bekln. (oder die 
Bekl.) in Betracht kommen. 

Das Berufungsgericht hat nun die volle Ueberzeugung, 
daß die ſämtlichen Bekln. ſchon vor dem 16. Nov. 1906 ge⸗ 
wußt haben, daß ſie von E. R. Erſatz ihres Schadens nicht 
zu erlangen vermögen: 286 ZPO. (was weiter ausgeführt 
wird). 

Urteil des III. Zivilſenats v. 6. Dez. 1910 in Sachen 

Rauſer und Genoſſen gegen Nagold. 


A. in Civilſachen. 303 
35. 


Liegenſchaftserwerb durch die tote Hand. 


Der Evangel. Kirchengemeinderat in S. hat bei dem 
Grundbuchamt U. beantragt, bei dem im Eigentum der Ev. 
Kirchengemeinde S. ſtehende Grundſtück (Pfarrhaus) in Ab⸗ 
teilung II einen Nießbrauch der Evang. Landeskirche Würt- 
tembergs „für die Zwecke der Evang. Stadtpfarrſtelle in S.“ 
einzutragen. Das Grundbuchamt hat dem Antragſteller „zur 
Nachbringung der Genehmigung der Kreisregierung U. zum 
Erwerb des dinglichen Rechts durch die Evang. Landeskirche“ 
gemäß Art. 140 AGBGB. eine Friſt geſetzt. 

Die Beſchwerde hiegegen iſt in allen Inſtanzen, zuletzt 
von dem OLG. zurückgewieſen worden. 

| Gründe. 

Die beantragte Eintragung bezweckt, die Nutzungen des 
der Evang. Kirchengemeinde S. gehörigen Grundſtücks, auf 
welchem dieſe mit Mitteln, die ihr von der Evang. Landes⸗ 
kirche zur Verfügung geſtellt wurden, ein Pfarrhaus er⸗ 
richtet hat, dem jeweiligen Inhaber der evang. Stadtpfarr⸗ 
ſtelle S. als Beſoldungsteil zu ſichern. Wenn zur Errei⸗ 
chung dieſes öffentlich-rechtlichen Zwecks nunmehr nach der 
unzweifelhaften Abſicht des Antragſtellers zu Gunſten der 
Evang. Landeskirche ein privatrechtlicher Nieß⸗ 
brauch an dem Grundſtück eingetragen werden ſoll, jo iſt 
hiegegen vom Standpunkt des Privatrechts aus an ſich nichts 
zu erinnern. Allein dazu iſt, da die Evang. Landeskirche, 
welche das Recht erwerben ſoll, eine religiöſe Zwecke verfol⸗ 
gende juriſtiſche Perſon iſt, nach Art. 140 AGBGB. die 
Genehmigung der Kreisregierung erforderlich, ſofern der 
Wert des Rechts 5000 Mk. überſteigt. Die Anſicht, daß 
dieſe Genehmigung entbehrlich ſei, weil das Grundſtück be⸗ 
reits im Eigentum der toten Hand (der Evang. Kirchenge— 
meinde S.) ſtehend, nicht erſt durch die Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs dem freien Verkehr entzogen werde, iſt nicht zutref- 
fend. Das Geſetz macht keinen Unterſchied nach der Perſon 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 3. 20 
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des Veräußerers, ſondern verlangt, von hier nicht zutreffen⸗ 
den Ausnahmen abgeſehen, für jeden Erwerb eines Grund> 
ſtücks oder Rechts an einem ſolchen durch die tote Hand, 
falls die angegebene Wertsgrenze überſchritten wird, zur Gül⸗ 
tigkeit des Erwerbsakts die Genehmigung der Kreisregierung. 
Die Vorſchrift verfolgt den Zweck, der Anhäufung von Liegen- 
ſchaften und Liegenſchaftsrechten in der toten Hand und der 
dadurch zu beſorgenden Beeinträchtigung des freien Grund— 
ſtücksverkehrs im volkswirtſchaftlichen und fiskaliſchen In⸗ 
tereſſe entgegen zu wirken. Es kann nun aber nicht zweifel⸗ 
haft ſein, daß durch die Beſtellung eines Nießbrauchs an 
einem der toten Hand gehörigen Grundſtück zugunſten einer 
anderen juriſtiſchen Perſon dieſer Art die Rückkehr des 
Grundſtücks in den freien Verkehr weſentlich erſchwert wird, 
ſofern hiezu nicht mehr die Veräußerung des Grundſtücks 
durch den Eigentümer in profane Hände genügt, ſondern 
noch weiter die Aufgabe des Nießbrauchs durch den Nieß— 
brauchsberechtigten erforderlich iſt. Aus weſentlich gleichen 
Erwägungen iſt auch bei der Beratung des Geſetzes in der 
Kommiſſion der Abgeordnetenkammer ein Eventualantrag des 
Berichterſtatters zugunſten einer Ausnahmebeſtimmung für 
den Fall, daß das Grundſtück von einer toten Hand an die 
andere veräußert werde, abgelehnt worden ). 

Wenn ſich in den Akten Aeußerungen dahin finden, daß 
es ſich vorliegend überhaupt nicht um die Neubeſtellung eines 
dinglichen Rechts, ſondern nur um die „Nachtragung“ eines 
ſolchen, d. h. um die Berichtigung des Grundbuchs durch 
Eintragung eines ſchon beſtehenden Rechts handle, ſo iſt dies 
nicht zutreffend. Es mag ſein, daß die Kirchengemeinde S. aus 
einem anläßlich der Errichtung ihres Pfarrhauſes getroffenen 
Abkommen oder aus einem anderen Rechtsgrund ſchon bis— 
her die Verpflichtung hatte, die Nutzungen des fraglichen 
Grundſtücks dem jeweiligen Inhaber der Stadtpfarrſtelle als 
Beſoldungsteil zu überlaſſen. Allein davon, daß ſchon bis— 


1) Nieder, Das Württ AGBGB I S. 322. 
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her ein privatrechtlicher Nießbrauch an dem Grundſtück für 
die Evang. Landeskirche beſtanden hätte und daß es ſich des⸗ 
halb jetzt nur um die Berichtigung des Grundbuchs nach 
§ 894 BGB. handle, kann nach Lage der Dinge entfernt 
nicht die Rede ſein. 

(Es wird ſodann ausgeführt, daß der den Betrag von 
5000 Mk. überſteigende Wert des Nutzungsrechts dargetan, eine 
Genehmigung der Kreisregierung zum Erwerb des fraglichen 
Nießbrauchs aber bis jetzt nicht erfolgt ſei. Sodann heißt es:) 
Das Grundbuchamt darf zwar die Eintragung nicht von dem 
Nachweis der dinglichen Einigung abhängig machen. Aber unzu⸗ 
läſſige Eintragungen hat es abzulehnen. Und unzuläſſig iſt eine 
Eintragung jedenfalls dann, wenn aus Rechtsgründen zu er⸗ 
ſehen iſt, daß das einzutragende Recht nicht zur Entſtehung 
gelangen kann. Dies würde hier zutreffen, wenn etwa der 
Evang. Landeskirche die Vermögensfähigkeit auf dem Gebiete 
des Privatrechts fehlen oder wenn ſie wenigſtens kein Wil⸗ 
lensorgan beſitzen ſollte, das für fie privatrechtliche Erwerbs⸗ 
handlungen vornehmen kann. Letzterenfalls ſtände ſoviel feſt, 
daß die zum Erwerb des einzutragenden Nießbrauchs er: 
forderliche Einigung i. S. von $ 873 BGB. nicht ſtattge⸗ 
funden hat und auch künftig nicht ſtattfinden kann. Der er⸗ 
kennende Senat iſt indes nach eingehender Prüfung zu der 
Anſicht gelangt, daß die Evang. Landeskirche Württembergs 
als Körperſchaft des öffentlichen Rechts nicht nur die Fähig⸗ 
keit beſitzt, Privatrechte zu erwerben, ſondern daß ſie auch 
in dem Evang. Konſiſtorium ein Organ hat, das berechtigt 
iſt, für ſie Erwerbshandlungen wenn nicht allgemein ſo doch 
jedenfalls bezüglich ſolcher Privatrechte vorzunehmen, die zu 
einem der für die Landeskirche gebildeten Fonds gehören. 
Da der einzutragende Nießbrauch augenſcheinlich der von 
dem Konſiſtorium verwalteten kirchlichen Beſoldungskaſſe zu⸗ 
gehört und für ihre Zwecke erworben werden ſoll, ſo ſtehen 
der beantragten Eintragung von den hier erörterten Geſichts— 
punkten aus keine Bedenken entgegen. 

Beſchluß des I. Zivilſenats vom 30. Dez. 1910 Reg. 

f. freiw. Ger. Nr. 51/1910. 
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36. 


Berhältnis der Anfechtungs⸗ zur Scheidungsklage. — 

Anfechtung der Ehe wegen Irrtums und Betrugs. 

Beſcholtenheit als perſünliche Eigenſchaft i. 5. des 
§ 1333 BGB. 


Gründe: 

Es iſt der Wahl des Klrs. überlaſſen, ob er in erſter 
Linie die Anfechtung der Ehe oder die Scheidung derſelben 
betreiben will. Er iſt daher durch das angefochtene Urteil 
beſchwert, da nur ſeinem eventuell geltend gemachten Schei⸗ 
dungsbegehren und nicht der in erſter Linie erhobenen An⸗ 
fechtungsklage entſprochen iſt. Seine Anſchlußberufung iſt 
demzufolge zuläſſig, ſie iſt auch begründet. 

Nach § 1333 BGB. kann ein Ehegatte die Ehe wegen 
Irrtums anfechten, wenn er ſich bei der Eheſchließung über 
ſolche perſönliche Eigenſchaften des anderen Gatten geirrt 
hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger 
Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung der 
Ehe abgehalten haben würden. Eine Eigenſchaft iſt eine 
perſönliche, wenn ſie einer Perſon und zwar nicht bloß als 
ein außer ihr Liegendes, mehr oder weniger Vorübergehen⸗ 
des und Zufälliges, ſondern dergeſtalt weſentlich zukommt, 
daß ſie als Ausfluß und Betätigung ihres eigentlichen Weſens, 
als ein weſentlicher Beſtandteil ihrer Perſönlichkeit erſcheint ). 
Danach haben für den §S 1333 BGB. die Strafen des Vaters 
und der Mutter der Bekln. auszuſcheiden. Dagegen können 
von einem Ehegatten ſelbſt vor der Ehe begangene ſtrafbare 
Handlungen und die hiewegen erfolgte Beſtrafung desſelben 
als perſönliche Eigenſchaften erſcheinen, welche für den an— 
deren Gatten ein Anfechtungsrecht begründen; und zwar iſt 
das auch dann möglich, wenn ſich aus ihnen ein dieſem 
Gatten innewohnender Hang zu ſolchem Treiben nicht ab— 
leiten läßt. Es iſt deshalb nicht von ausſchlaggebender Be: 


) RG. 52, 310. 
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deutung, ob die Bekln. nur ein mal Strafe erlitten, ſpäter 
aber ſich in nicht zu beanſtandender Weiſe geführt hat. Denn 
auch eine einmalige Straftat und die ihr folgende Beſtra⸗ 
fung erſcheint dann als eine perſönliche Eigenſchaft, wenn 
ſie ſich als ein der Perſon anhaftender Makel darſtellt, aus 
dem ſich eine Beſcholtenheit ergibt; auch der ſittliche Ruf 
einer Perſon, ihr guter Leumund oder der Mangel eines 
ſolchen find weſentliche Eigenſchaften der Perſönlichkeit. 

Es liegt nahe, einen ſolchen Makel der Bekln. und eine 
Beſcholtenheit derſelben anzunehmen. Sie hat als 15jähriges 
Mädchen mit verſchiedenen Kindern zum Teil in vielfachen 
Wiederholungen unzüchtige Handlungen begangen und hie⸗ 
wegen eine mehrmonatige Gefängnisſtrafe erſtanden. Im 
Alter von 15 Jahren kann von einem Mädchen erwartet 
werden, daß ſie weiß, was Sitte und Anſtand erfordert, und 
daß ſie ihre Gelüſte einigermaßen zu bezähmen vermag. Ein 
ſo gröblicher Verſtoß gegen Sitte und Anſtand, wie er der 
Bekln. zur Laſt fällt, iſt geeignet, ſie in den Augen der an⸗ 
ſtändigen Leute als eine ſittlich minderwertige Perſon er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. Die Erinnerung an ihre Straftat iſt auch 
in ihrer Heimat keineswegs erloſchen. . . Immerhin iſt 
die Straftat und ihre Beſtrafung faſt 10 Jahre vor der 
Eheſchließung zurückgelegen und die Tat iſt unter Umſtänden 
begangen, die ſie in milderem Lichte erſcheinen laſſen: die 
Bekl. hat ſich gerade in den Entwicklungsjahren befunden, 
ſie hat der guten Erziehung und der Beaufſichtigung ent- 
behrt und iſt unter dem ſchlechten Beiſpiel des Vaters ge— 
ſtanden. Nimmt man hinzu, daß in der Zwiſchenzeit über 
die Führung der Bekln. Nachteiliges nicht bekannt geworden 
iſt, ſo muß man Bedenken tragen, anzunehmen, daß die Bekl. 
noch zur Zeit der Eheſchließung wegen ihrer früheren Straf— 
tat beſcholten geweſen ſei. Es erſcheint deshalb zweifelhaft, 
ob dem Klr. ein Recht zur Anfechtung der Ehe auf Grund des 
§ 1333 BGB. zuerkannt werden kann. 

Nach § 1334 BGB. kann ein Ehegatte die Ehe an— 
fechten, wenn er zu ihrer Eingehung durch argliſtige Täu— 
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ſchung über ſolche Umſtände beſtimmt worden iſt, die ihn 
bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung 
des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten 
haben würden. Die Täuſchung braucht ſich hienach nicht auf 
eine perſönliche Eigenſchaft des anderen Ehegatten zu be⸗ 
ziehen. Es kommen deshalb hier ſowohl die eigene Straf: 
tat und Beſtrafung der Bekln., auch ſoweit ſie eine Beſchol⸗ 
tenheit nicht herbeigeführt hat, als auch die Strafen ihrer 
Eltern in Betracht. 

(Es wird ausgeführt, daß der Klr. bei Kenntnis der ihm 
abſichtlich verſchwiegenen Vorbeſtrafungen der Ehefrau und 
ihres Vaters die Ehe nicht geſchloſſen haben würde.) 

Urteil des I. Zivilſenats vom 31. März 1911. U. 

887/1910. 


37. 


Herpflichtung des Miterben, bezüglich ſeines Erb⸗ 
ſchaftsanſpruchs auf eine Schuld gegen den Nachlaß 
ſich verweilen zu laſſen. 


Gründe: 

Im vorliegenden Rechtsſtreit handelt es ſich um die 
Frage, ob der Miterbe L. Sch. — alſo auch an ſeiner Stelle 
der Klr. als Rechtsnachfolger des L. Sch. ) — es ſich ge 
fallen laſſen muß, für ſeinen Anſpruch als Miterbe auf eine 
zum Nachlaß gehörende Forderung gegen ihn ſelbſt verwieſen 
zu werden. Das BGB. hat — entgegen dem Preußiſchen 
Allgemeinen Landrecht I, 16 § 491 — eine ausdrückliche 
Beſtimmung dieſes Inhalts nicht getroffen. Nach § 2042 
Abſ. 2 BGB. finden auf die Erbauseinanderſetzung die für 
die Auseinanderſetzung einer Gemeinſchaft gegebenen Bor: 
ſchriften des 8 749 Abſ. 2, 3 und der §§ 750— 758 An: 
wendung. Nach § 756 BGB. kann ein Teilhaber, der gegen 
einen anderen Teilhaber eine Forderung hat, die ſich auf 


1) Beklagt war die Schweſter des L. Sch. als Miterbin. 
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die Gemeinſchaft gründet, bei der Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft die Berichtigung ſeiner Forderung aus dem auf den 
Schuldner entfallenden Teil des gemeinſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtandes verlangen. Die Motive zum BGB. Bd. 2 S. 886 
beſagen: während nach außen die Bruchteile über das Recht 
der Teilhaber entſcheiden müſſen, erfordere im Verhältnis 
der Teilhaber zu einander die Gerechtigkeit, daß die geſamten 
obligatoriſchen Beziehungen, welche in der Gemeinſchaft ihren 
Grund haben, bei der Teilung mitberückſichtigt werden und 
daß ein jeder Teilhaber nicht mehr erhalte, als ihm unter 
Mitberückſichtigung der obligatoriſchen Anſprüche aus der 
Gemeinſchaft gebühre. Welche Forderungen als auf die Ge⸗ 
meinſchaft gegründet anzuſehen ſind, iſt im Geſetz nicht näher 
angegeben und in der Literatur und Rechtſprechung ſtrittig ). 
Die eine Anſicht geht dahin, es falle herunter jede Schuld 
eines Miterben gegenüber dem Erblaſſer, auch wenn ſie ſchon 
zu einer Zeit entſtanden ſei, in welcher von einer Erbenge⸗ 
meinſchaft noch keine Rede ſein konnte. Nach der anderen 
Anſicht können Schulden, die bereits vor dem Erbanfall 
zwiſchen Erblaſſer und Miterben beſtanden, nicht zu den auf 
die Erbengemeinſchaft ſich gründenden Forderungen gerechnet 
werden. 

Es iſt im vorliegenden Fall nicht notwendig, zu dieſem 
Widerſtreit der Meinungen Stellung zu nehmen. Denn je⸗ 
denfalls kann nach den beſonderen Verhältniſſen des gegen⸗ 
wärtigen Falls kein Zweifel beſtehen, daß der zum 
Nachlaß gehörige Anſpruch gegen L. Sch. eine For⸗ 
derung iſt, die ſich auf die Gemeinſchaft der Erben 
gründet. Es iſt unbeſtritten, daß ſich der Miterbe L. 
Sch. zu Lebzeiten ſeines Vaters, G. F. Sch., einen lau⸗ 
fenden Kredit von 4000 Mk. beim Darlehenskaſſenverein K. 
unter Verbürgung ſeines Vaters als Selbſtzähler hatte er⸗ 
öffnen laſſen, daß die Schuld des L. Sch. an den Darlehens⸗ 
kaſſenverein am 11. Juni 1910 etwa 6500 Mk. betrug und 

1) Vgl. z. B. Müller im Recht Jahrgang 1905 S. 581, DIZ. 
1905 S. 946, Recht 1908 S. 305 Nr. 1824. 
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daß der Darlehenskaſſenverein mit Schreiben vom 11. Juni 
1910 erklärt hat, daß er den Nachlaß des G. F. Sch. in 
vollem Umfang der vom Erblaſſer geleiſteten Bürgſchaft mit 
4000 Mk. nebſt 5% Zinſen hieraus ſeit 1. Januar 1910 in 
Anſpruch nehme. Bei der Teilungsverhandlung vom 20. Juli 
1910 wurde nun mit Zuſtimmung der beiden Miterben und 
des Klrs. der Anſpruch des Darlehenskaſſenvereins im Be⸗ 
trag von 4109 Mk. 59 Pfg. unter die Nachlaßſchulden auf⸗ 
genommen und die Verpflichtung des Nachlaſſes zur Zahlung 
der Schuld anerkannt, auf der anderen Seite wurde eine 
Regreßforderung gegen L. Sch. in Höhe von 4109 Mk. 
59 Pf. unter die Aktiven des Nachlaſſes eingeſtellt. Dadurch 
haben die Beteiligten in unzweideutiger Weiſe eine Einigung 
dahin zum Ausdruck gebracht, es ſolle für die Nachlaßaus⸗ 
einanderſetzung jo angeſehen werden, als ob die Bürgſchafts⸗ 
ſchuld von 4109 Mk. 59 Pf. von dem Nachlaß bezahlt wor⸗ 
den und für den letzteren auf Grund dieſer Zahlung eine 
Regreßforderung gegen L. Sch. in gleicher Höhe zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt ſei. Es kann nicht angenommen werden, 
daß die Beteiligten etwa haben unterſtellen wollen, die Zah⸗ 
lung der Bürgſchaftsſchuld ſei ſchon vor dem Erbanfall er⸗ 
folgt, denn der Darlehenskaſſenverein hat ſeinen Anſpruch 
erſt am 11. Juni 1910, alſo lange nach dem Erbanfall, gel: 
tend gemacht. Die Regreßforderung des Nachlaſſes gegen 
L. Sch., die erſt durch die während des Beſtehens der Erben- 
gemeinſchaft erfolgte Zahlung der Bürgſchaftsſchuld entſtan⸗ 
den iſt, beruht nun aber zweifellos auf der Erbengemein- 
ſchaft. Denn das Schuldverhältnis, in das der Miterbe L. 
Sch. gegenüber der Erbengemeinſchaft gelangt iſt, iſt durch 
die während des Beſtehens der Gemeinſchaft geſchehene und 
als ſeitens der Gemeinſchaft erfolgt zu behandelnde Befrie— 
digung des Bürgſchaftsgläubigers hergeſtellt worden. 

Der vorliegende Fall unterſcheidet ſich weſentlich von 
demjenigen, welcher in dem in den Württ. Jahrb. Bd. 18 
S. 199 veröffentlichten Urteil zur Entſcheidung ſtand. Denn 
dort handelte es ſich um einen Anſpruch, der ſchon vor dem 
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Tod des Erblaſſers und vor dem Eintritt der Erbengemein⸗ 
ſchaft begründet worden war. 

Iſt aber, wie ausgeführt, die Nachlaßforderung gegen 
den Miterben L. Sch. eine Forderung, die ſich auf die Erben⸗ 
gemeinſchaft gründet, fo kann die Bekl. gemäß $ 756 BGB. 
bei der Nachlaßauseinanderſetzung die Berichtigung der Nach⸗ 
laßforderung aus dem auf den ſchuldneriſchen Miterben ent⸗ 
fallenden Teil des Nachlaſſes verlangen und den ſchuldne⸗ 
riſchen Miterben ſohin auf ſeine Schuld gegen den Nachlaß 
verweiſen. 

Urteil des II. Zivilſenats v. 23. Febr. 1911 in Sachen 

Knödler gegen Kopp. U. 838/1910. 


38. 


Erſatz der Koſten der Für ſorgeerziehung (8$ 1610, 
1611 B6B., Art. 19, Abf. 2 des Fürſorgeerziehungs⸗ 
geſetzes). 


In den den Sachverhalt ergebenden 
Gründen 
eines Berufungsurteils iſt u. a. geſagt: Nach Art. 19 Ab⸗ 
29. Dez. 1899 
11. Nov. 1905 
kann der Landarmenverband Erſatz ſeiner notwendigen Aus⸗ 
lagen von demjenigen verlangen, dem nach den Vorſchriften 
des BGB. die Unterhaltspflicht gegenüber dem Zögling 
während der Zeit der Fürſorgeerziehung obliegt. Daraus, 
daß in Art. 135 Abſ. 2 EGBGBt beſtimmt iſt: die Landes⸗ 
geſetze können die Entſcheidung darüber, ob der Fürſorge⸗ 
zögling in einer Familie oder in einer Anſtalt unterzubringen 
iſt, einer Verwaltungs behörde übertragen, wenn die 
Unterbringung auf öffentliche Koſten zu erfolgen hat, und 
daß Württemberg (ſ. Art. 9 a. a. O.) von dieſem Vorbe— 
halt Gebrauch gemacht hat, folgt nicht, daß Erſatz der Koſten 
der Unterbringung vom Unterhaltspflichtigen nicht verlangt 
werden kann, wenn (wie im gegenwärtigen Fall) die Unter— 


ſatz 2 des württ. Fürſorgeerziehungsgeſ. vom 
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bringung auf Anordnung einer Verwaltungsbehörde erfolgt 
iſt; vielmehr könnte es ſich höchſtens fragen, ob der Unter⸗ 
haltspflichtige die fragliche Anordnung als von einer im ge⸗ 
gebenen Fall nicht zuſtändigen Behörde ausgehend anfechten 
könnte (was Bekl. nicht getan hat); übrigens wird die an⸗ 
geführte Vorausſetzung des Art. 135 Abſ. 2 ſchon dann als 
gegeben anzuſehen fein, wenn nur zunäch ft die Koſten vom 
Staat oder einer Gemeinde uſw. zu tragen ſind, vorbehält⸗ 
lich eines Rückgriffs auf den Unterhaltspflichtigen ). 

Der Anſicht der J. K., die Bekl. habe dem O. K. ge⸗ 
mäß § 1611 Abſ. 1 BGB. nur den notdürftigen Unterhalt 
zu gewähren und dazu ſeien die Koſten der Anſtaltsverpfle⸗ 
gung nicht zu rechnen, vermag der Senat nicht beizutreten. 

1. Auch der notdürftige Lebensunterhalt umfaßt 
„den geſamten Lebensbedarf, bei einer der Erziehung be- 
dürftigen Perſon auch die Koſten der Erziehung und der 
Vorbildung zu einem Beruf“: § 1610 Abſ. 2 BGB. ). Er 
unterſcheidet ſich vom ſtan des gemäßen Unterhalt nur 
in Anſehung des Maßes der zur Befriedigung der Lebens⸗ 
bedürfniſſe zu gewährenden Mittel, die bei ihm auf das un⸗ 
bedingt Notwendige zu beſchränken ſind. Wenn nun O. K. 
auch durch eigenes ſittliches Verſchulden der Fürſorgeerzie⸗ 
hung bedürftig geworden ſein ſollte, fo gehen doch die hie⸗ 
durch entſtandenen oder entſtehenden Koſten keineswegs über 
das unbedingt Notwendige hinaus; denn die erſte Pflicht 
des Erziehungsberechtigten und -pflichtigen iſt, ſittliche Ver⸗ 
wahrloſung des zu Erziehenden zu verhindern und für Be]: 
ſerung des etwa ſchon Verwahrloſten zu ſorgen. Wenn das 
— wie im vorliegenden Fall feſtſteht — bei Belaſſung des 
Kinds im Elternhaus nicht zu erreichen iſt, ſo muß das 
Kind anderweit — ſei es in einer Familie ſei es in einer 
Anſtalt — untergebracht werden und die hiedurch entſtehen⸗ 


1) S. Komm. zum BGB. von Staudinger (3./4. Aufl.) Anm. II 
C, b, a. E.; Planck (3. Aufl.) Anm. 4 je zu Art. 135 EG.; Kiene, 
Die Zwangserziehung S. 97—98. 

2) Standinger a. a. O. Anm. Za zu § 1610; JW. 1907 S. 711. 
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den Koſten gehören zum notdürftigen Unterhalt, fofern fie 
nicht das Maß der für eine derartige Unterbringung und 
Erziehung notwendigen Auſwendungen überſteigen (was etwa 
zuträfe, wenn O. K. in einer für Angehörige des Mittel⸗ 
ſtands beſtimmte, eine höhere Ausbildung bezweckenden An⸗ 
ſtalt untergebracht wäre, in der ein entſprechend höheres 
Koſtgeld zu bezahlen iſt, was aber bei ſeiner Unterbringung 
auf dem Schönbühl keineswegs zutrifft). Die Anſicht !) die 
Unterhaltspflicht erſtrecke ſich nicht auf die Koſten einer An⸗ 
ſtaltserziehung, kann ſonach für einen Fall wie den gegen⸗ 
wärtigen nicht als richtig anerkannt werden ). 

Es läßt ſich aber auch nicht ſagen, O. K. ſei durch ſein 
eigenes ſittliches Verſchulden unterhaltsbedürftig geworden, 
— wenigſtens nicht in dem Sinn, daß er es nur oder doch 
weſentlich durch ſein Verſchulden geworden iſt. Das 
Amtsgericht iſt nach den Gründen des die Fürſorgeerziehung 
anordnenden Beſchluſſes — mit Recht — davon ausge⸗ 
gangen, daß der 17 jährige junge Menſch infolge der 
ſchlechten Erziehung durch die Bekl. der Ge⸗ 
fahr völliger ſittlicher Verwahrloſung anheimgefallen ſei; 
rechtlich trifft ja freilich die Bekl. keine Mitſchuld an der 
von O. K. begangenen ſtrafbaren Handlung, aber ihre mo- 
raliſche Schuld iſt auch in dieſer Beziehung weit größer 
als die des jungen Menſchen und in einem ſolchen Fall 
kann das Geſetz nicht gewillt ſein, den Unterhaltspflichtigen, 
der durch ſein Verſchulden die ſittliche Verwahrloſung des 
Unterhaltsberechtigten (im Zweifel mindeſtens mit-) herbei⸗ 
geführt hat, zu entlaſten, ſofern davon auszugehen iſt, daß 
bei geeigneter, pflichtmäßiger Einwirkung des Erziehungsbe⸗ 
rechtigten der zu Erziehende nicht auf ſchlimme Wege ge— 
kommen wäre. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 21. Februar 1911 in 

Sachen Landarmenbehörde für den e 

gegen Karcher. 

9 S. Kiene a. a. O. S. 97 oben. 
) Vgl. auch Rſpr. 16 S. 245 (Kammergericht). 
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Liegt eine unzulüſſige Alagändernng vor, wenn im 

Lauf des Rechtsſtreits der Klüger den auf Bezahlung 

an ihn und den Pfandglünbiger, der die eingeklagte 

Forderung hat pfünden laſſen und ſich zur Einziehung 

überweiſen laſſen, gerichteten Klagantrag dahin ab⸗ 

ündert, daß (nur) an den Pfandgläunbiger gezahlt wer⸗ 
den ſoll? 


Die Frage wurde verneint aus folgenden 
Gründen: 

Da die im Streit befindlichen Forderungen des Klrs. 
jedenfalls zur Zeit der Erlaſſung des ger. 
Urteils — ſoweit ſie damals überhaupt (noch) zu Recht 
beſtanden — in vollem Umfang dem Pfändungsgläu⸗ 
biger H. zur Einziehung überwieſen waren, war 
ſchon damals der Antrag des Klrs. auf Hinterlegung des 
geforderten Betrags zu ſeinen und des H. Gunſten un⸗ 
begründet. Mit Recht hat deshalb der Klr. im Berufungs- 
verfahren an dieſem Antrag nicht mehr feſtgehalten. Die 
Frage, ob ſein Uebergang zu dem Antrag auf Zahlung an 
den Pfändungsgläubiger H. eine Klagänderung enthalte (wie 
der Bekl. rügt), hängt aufs engſte zuſammen mit der wer 
teren Frage, ob die Pfändung einer Forderung und event. 
die Ueberweiſung der Forderung zur Einziehung überhaupt 
die Aktivlegitimation des gepfändeten Gläubigers d. h. ſein 
Befugnis, die Forderung klagweiſe geltend zu machen, be— 
rührt. Daß nun die bloße Pfändung der Forderung das 
Gläubigerrecht des urſprünglichen Gläubigers und ſeine Be— 
fugnis, die Forderung (mit dem Antrag auf Hinterlegung 
zu ſeinem und des Pfandgläubigers Gunſten) klagweiſe gel— 
tend zu machen, nicht aufhebt, ergibt ſich unmittelbar aus 
§ 804 ZPO. in Verbindung mit § 1281 BGB. Aber auch 
die Ueberweiſung der gepfändeten Forderung zur Einziehung 
hebt das Gläubigerrecht des gepfändeten Gläubigers nicht 
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auf ). Der Ueberweiſungsgläubiger wird zwar durch die 
Ueberweiſung ermächtigt, den überwieſenen Anſpruch ſelbſt 
klageweiſe geltend zu machen; aber dadurch wird dem ge- 
pfändeten Gläubiger (was allerdings von anderer Seite?) 
beſtritten wird) nicht das Recht genommen, auch ſeinerſeits 
auf Zahlung an den Pfän dungsgläubiger 
zu klagen ). Insbeſondere findet — wie das RG. ebenfalls 
ſchon ausgeſprochen hat) — im Fall einer während 
des Prozeſſes wirkſam werdenden Forderungsüberwei⸗ 
fung die Vorſchrift des $ 265 ZPO. entſprechende Anwen⸗ 
dung: der klagende Gläubiger verliert durch die Ueberwei— 
ſung nicht ſeine Legitimation zur Sache; er muß nur mit 
Rückſicht auf die durch den Pfändungs⸗ und Ueberweiſungs⸗ 
beſchluß angeordnete Beſchränkung ſeines Verfügungsrechts 
ſeinen Antrag ändern, ſofern er nicht mehr Zahlung an 
ſich ſelbſt, ſondern nur noch Zahlung an den Pfändungs⸗ 
gläubiger verlangen kann. Dieſe Aenderung des Antrags 
aber ſtellt, da der Klagegrund unverändert bleibt, keine Klag⸗ 
änderung dar, fie erſcheint vielmehr nach § 268 Ziff. 2 ZPO. 
als zuläſſig. 

Teilurteil des III. Zivilſenats vom 31. Dez. 1910 in 

Sachen Kögler gegen Kögler. 


40. 


Bedentung des Ausſpruchs in einem Urteil über den 
Grund des Anſpruchs, daß ein Schaden in beſtimmter 
Richtung entſtanden ſei. 


Bekl. hat durch Anfertigung eines Plakats für die Firma 
H., das für Klin. im Muſterregiſter eingetragen war, und 
von dem die Klin. 50000 Stück für die Firma H. herge⸗ 


1 Vgl. RG. 63 S. 218 nebſt den dort angeführten weiteren Ent⸗ 
ſcheidungen. 

2) Z. B. von Gaupp⸗ Stein. 

3) Vgl. RG. 49 S. 203/204. 

4) RG. 20 S. 420. 
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ſtellt hatte, das Muſterſchutzrecht der Klin. verletzt. Klin. hat 
deshalb einen Schadenserſatzanſpruch gegen die Bekl. erhoben. 
Dieſer Anſpruch iſt dem Grund nach für gerechtfertigt er— 
klärt worden. In den Gründen des einſchlägigen, rechts⸗ 
kräftig gewordenen Zwiſchenurteils iſt geſagt: „Der in 
1. Linie geltend gemachte Schadenserſatzanſpruch geht dahin, 
daß die Bekl. die Klin. wegen entgangenen Gewinnes aus 
einem Auftrag auf Lieferung von 50000 Stück Plakaten zu 
entſchädigen habe. Dieſer Anſpruch beſteht dem Grunde 
nach zu Recht. Denn der zu erſetzende Schaden umfaßt den 
entgangenen Gewinn. Als entgangen gilt der Gewinn, der 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge oder nach den be— 
ſonderen Umſtänden — mit Wahrſcheinlichkeit erwartet wer⸗ 
den konnte. Die Bekln. behaupten nun zwar, die Firma H. 
würde das Plakat nicht mehr bei der Klin. beſtellt haben, 
da ſie mit der Ausführung durch die Klin. ſehr unzufrieden 
geweſen ſei, aber wenn auch die Inhaber der Firma H. als 
Zeugen dies beſtätigen würden, ſo wäre damit nicht darge— 
tan, daß in Wirklichkeit ein Auftrag auf Herſtellung und 
Lieferung einer Neuauflage in obiger Höhe — wie ihn die 
Firma H. der verklagten Firma erteilt hat — der Klin. 
nicht zugefallen wäre. Denn wenn das Urheberrecht an dem 
Muſter der Klin. nicht zuſtand, ſo war die Firma H., falls 
ſie weiterer Plakate bedurfte, und nicht mit allerlei Schwie⸗ 
rigkeiten, ohne ſichere Ausſicht etwas Beſſeres zu bekommen 
und mit mutmaßlich größeren Koſten ein ganz neues Plakat 
anſchaffen wollte, genötigt, die neue Auflage des alten Pla- 
kats bei der Klin. zu beziehen. Es iſt daher anzunehmen, 
daß ſie auch wirklich die neue Auflage — und zwar in 
obigem Umfang — bei der Klin. beſtellt haben würde“. 

Im Verfahren über den Betrag des Anſpruchs hat 
darauf Bekl. wiederholt unter Beweisantritt geltend gemacht: 
die Firma H. hätte keinenfalls der Klin. den Auftrag ge— 
geben, eine zweite Auflage des Plakats für ſie anzufertigen. 

Dieſen Einwand hat das Berufungsgericht für zuläſſig 
erachtet aus folgenden 


A. in Civilſachen. 317 


Gründen: 

Um einen Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach feſt— 
ſtellen zu können, genügt es ſchon, wenn für die Exiſtenz 
eines Schadens hohe Wahrſcheinlichkeit ſpricht, abſolute Ge⸗ 
wißheit iſt nicht erforderlich ). 

Es iſt weiter anerkannt, daß „die rechtskräftige Verur⸗ 
teilung einer Partei in dem auf den Grund des Schadens— 
erſatzanſpruchs beſchränkt gebliebenen Rechtsſtreit nicht un⸗ 
bedingt zu einer Verurteilung im Nachprozeß über die Höhe 
führen muß“ ). Die Klage kann vielmehr in dieſem Nach— 
verfahren gleichwohl abgewieſen werden, wenn „dem Klr. 
die Liquidation ſeines Schadens nicht gelingt“. Mit dieſer 
Folge iſt praktiſch unvereinbar eine der Rechtskraft 
fähige Feſtſtellung im Verfahren über den Grund des 
Anſpruchs, daß ein Schaden entſtanden ſei. Denn als der 
normale Fall iſt zu unterſtellen, daß, wenn ein Schaden vor— 
handen, auch deſſen Liquidation möglich iſt. Dies führt 
weiterhin zu der Annahme, daß das Zwiſchenurteil über den 
Grund des Anſpruchs in der Tat nur ein bedingtes ſein d. 
h. nur aussprechen kann und will: wenn — wie anzu: 
nehmen (oder mindeſtens nicht ausgeſchloſſen) ſei — ein 
Schaden entſtanden ſei, ſo ſei Klr. berechtigt, Erſatz hiefür 
zu beanſpruchen. Dieſem Standpunkt entſprechend hat z. B. 
ſchon das Oberſte Landesgericht für Bayern ausgeſprochen: 
zur Erlaſſung eines Urteils im Sinn des §S 304 ZPO. ſei 
keineswegs abſolute Gewißheit der Tatſache erforderlich, daß 
ein Schaden entſtanden ſei, ſondern es dürfe nur nicht feit- 
ſtehen, daß ein Schaden überhaupt nicht entſtanden ſei ). 
Daraus ergibt ſich die unbeſchränkte Möglichkeit für 
Bekl., im Verfahren über den Betrag nachzuweiſen, 
daß dem Klr. gar kein Schaden entſtanden ſei. Praktiſch 
hat alſo die Bejahung des Grundes des Anſpruchs im Ver— 
fahren über den Grund eines Anſpruchs nur den Erfolg, 

1) Seuff A. 52 Nr. 265. 


2) Seuff A. 50 Nr. 214. 
3) Seuff A. 61 N. 142. 
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daß im Nachverfahren der Bekl. den Beweis zu führen hat, 
es fehle an jedem Schaden. Dies trifft auch hier zu, denn 
unter normalen Umſtänden wäre davon auszugehen, daß 
Klin. die Herſtellung der zweiten Auflage übertragen erhalten 
hätte. Daneben bleibt die Liquidation der Höhe des 
Schadens immer noch Sache des Klrs. — Dieſer Auffaſſung 
ſteht nicht entgegen das Urteil des RG., Bd. 63, 195 ff. 
Denn dieſes betont nur und ſtellt aus, daß ſich über die 
einzelnen Schadensbeſtandteile das Zwiſchenurteil voll⸗ 
ſtändig ausſchweige, während doch zu erörtern ge— 
weſen wäre, ob anzunehmen ſei, daß in allen behaupteten 
Richtungen ein Schaden entſtanden ſei. 

Auch die Entſcheidung des RG. in Blätter für RA., 
Bd. 65 S. 50 gibt die Möglichkeit zu, daß im Nachverfahren 
dem Kr. der Beweis eines Schadens mißlinge. Da⸗ 
nach war der Bekln. der Nachweis offen zu halten, daß 
Klägerin den Auftrag zur Herſtellung der zweiten Auf⸗ 
lage keinenfalls erhalten hätte, denn in dieſem Fall 
wäre der Klägerin auch kein Gewinn entgangen. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 31. Dezember 1910 in 

Sachen Eckſtein und Stähle gegen Schömbs. 
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B. in Strafſachen. 


18. 


a. Kann der Grundbeſttzer ſein Weiderecht auch durch 
Dritte ansüben laſſen? 

b. Bie Rechtsgültigkeit eines die Genehmigung zum 

Einzelweiden vorſchreibenden Gemeinderatsbeſchluſſes. 


Nach Art. 1. des Weidegeſetzes kann die Benützung des 
Grundeigentums durch die Weide nie beſchränkt werden und 
ſind alle Kulturbeſchränkungsbefugniſſe privater oder öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Natur außer Wirkung geſetzt; in den Abſ. 3 
bis 5 ſind die dem Eigentümer oder Inhaber eines Grund— 
ſtücks im Verhältnis zum Weiderecht zuſtehenden Benützungs— 
arten und Befugniſſe im einzelnen jedoch nicht abſchließend 
aufgeführt und ſpeziell in Abſ. 3 iſt ausgeſprochen, daß er 
durch das Weiderecht nicht gehindert ſei, dem Grundſtück 
eine beliebige Beſtimmung zu geben und auch „in der ge— 
ſchloſſenen Zeit ſeine Wieſen abzuweiden, letzteres nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen des Art. 31“. In letzterem Artikel 
iſt unter der Ueberſchrift „Maßregeln zum Schutz gegen 
Weideſchaden“ das im Art. 1 als Ausfluß des freien Eigen⸗ 
tums dem Grundeigentümer zugeſprochene Beweiden der 
eigenen Grundſtücke hinſichtlich der Ausübung eingeſchränkt 
durch die Vorſchrift, daß wer fein Vieh auf ſeinen nicht um⸗ 
friedigten Grundſtücken zur Weide treibt, dies nicht anders 
als unter Aufſicht eines Hirten und unter Beobachtung 
der über das Einzelnhüten erlaſſenen Polizeivorſchriften tun 
dürfe, und es iſt als Sache des Gemeinderats erklärt, auf 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 3. 21 
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Anrufen anderer beteiligter Güterbeſitzer jene Vorſchriften 
für den einzelnen Fall beſonders feſtzuſetzen und nötigenfalls 
das Einzelnhüten zu verbieten, wogegen den Beteiligten das 
Beſchwerderecht ohne aufſchiebende Wirkung zuſteht. In den 
Art. 13—23 find Beſtimmungen über „gemeinſchaftliche und 
Gemeindeweiden“ gegeben, nach Art. 22 können die Ge⸗ 
meinderäte über die Ausübung der Gemeindeweide beſondere 
Vorſchriften erlaſſen, ſpeziell darüber, mit welchen Viehgat⸗ 
tungen, zu welchen Zeiten, auf welchen Feldern und in wel⸗ 
cher Reihenfolge geweidet werden ſoll, jedoch dürfen durch 
ſolche Gemeinderatsbeſchlüſſe die den Grundeigentümern durch 
das Geſetz eingeräumten Rechte bezüglich der freien Wahl 
der Kultur und der vollen Benützung ihres Grundeigentums 
in keiner Weiſe beeinträchtigt werden. 

Auf Markung G. ſteht der Stadtgemeinde das Weide— 
recht zu, die es ihrerſeits durch Verpachtung an Schafhalter 
ausübt. Durch Gemeinderatsbeſchluß vom 3. Oktober 1871 
iſt die früher beſtandene Frühjahrſchafweide wegen der Schä- 
digungen für Grund- und Baumbeſitzer bis auf weiteres 
verſuchsweiſe abgeſchafft und iſt ſeither das Gemeindeweide⸗ 
recht nur als Winterweide und zwar mit Beſchränkung auf 
die Zeit vom 11. November bis 31. Dezember ausgeübt 
worden; die ganze übrige Zeit war ſonach als ſog. geſchloſ— 
jene Zeit mit der nach Art. 1 für den Grundeigentümer ge- 
gebenen Berechtigung des Abweidens ſeiner Wieſen inner⸗ 
halb dieſer Zeit anzuſehen. Durch Beſchluß des Gemeinde— 
rats vom 14. April 1897 iſt folgende Vorſchrift erlaſſen 
und bekannt gemacht worden: 

Das Beweiden fremder Grundſtücke iſt auf der Mar⸗ 
kung G. nur dann erlaubt, wenn der Eigentümer der 
fremden Grundſtücke die Ausübung der Weide auf den- 
ſelben zuvor ausdrücklich ſchriftlich genehmigt und wenn 
außerdem der Gemeinderat dieſes Weiden e ausdrück⸗ 
lich ebenfalls genehmigt hat. 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat der Angekl. am 
30. März und 9. April 1909 mit ſeinen Schafen auf frem⸗ 
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den, ihm nicht gehörigen Wieſen der Markung G. je mit Er⸗ 
laubnis der Wieſenbeſitzer geweidet, jedoch ohne daß er eine 
Genehmigung des Gemeinderats G. zum Beweiden der Grund— 
ſtücke hatte. Daß nach dem ihm bekannten Gemeinderats⸗ 
beſchluß vom 14. April 1897 eine ſolche Genehmigung vor⸗ 
geſchrieben war, hat der Angekl. gewußt, und er hat, wie 
vom Vorrichter feſtgeſtellt wurde, in beiden Fällen abſichtlich 
gegen dieſe Vorſchrift gehandelt. Die hiewegen in den Vor⸗ 
inſtanzen ausgeſprochene Verurteilung aus Art. 84 Z. 3 
und Art. 31 Weidegeſetzes erſcheint begründet. In der 
erſteren Beſtimmung iſt mit Strafe bedroht, wer gegen die 
ſonſtigen (abgeſehen von Ziff. 1 und 2) im Weidegeſetz ent- 
haltenen oder nach Maßgabe desſelben erlaſſenen Vorſchriften 
oder einzelnen Anordnungen (Art. 25 — 28, 30, 31, 33—35) ſich 
verfehlt. f 
Zunächſt iſt mit dem Berufungsgericht davon auszu⸗ 
gehen, daß der Grundeigentümer das ihm nach Art. 1 Ab⸗ 
ſatz 3 WGeſ. zuſtehende Recht, in der geſchloſſenen Zeit — 
und in dieſe fällt das unter Strafe geſtellte Abweiden — 
ſeine Wieſen abzuweiden, auch durch einen Dritten 
ausüben laſſen kann. Dies iſt durch die Geſetzesmate— 
rialien außer Zweifel geſtellt und der Wortlaut der zit. Vor⸗ 
ſchrift ſpricht nicht dagegen. Während in den Motiven zum 
Geſetzentwurf ausgeſprochen war, daß der Eigentümer eines 
Grundſtücks dieſes durch Beweiden mit ſein em eigenen 
Vieh benützen dürfe (Abg.⸗K. 1868/70 I. Beil. Bd. Beil. 28 
S. 93) und im Kommiſſionsbericht der II. Kammer hiezu 
keine gegenteilige Bemerkung ſich findet (a. a. O. Beil. 69 
S. 507, 1870/72 I. Beil. Bd. Beil. 47 S. 129) iſt bei der 
Beratung in der II. Kammer ohne Widerſpruch aus der all— 
gemeinen Faſſung des Entwurfs gefolgert worden, daß trotz 
der gegenteiligen Annahme der Motive der Eigentümer ſein 
Grundſtück nicht nur ſelbſt, ſondern auch durch einen Dritten 
in ſeinem Auftrag beweiden laſſen könne und ein zur Ver: 
meidung des letzteren ſpeziell geſtellter Antrag die Worte „mit 
ſeinem eigenen Vieh“ einzuſchalten, iſt bei der Abſtimmung 
21 * 
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ausdrücklich abgelehnt worden (Verh. AbgK. 1870/72 III. 
Prot. Bd. S. 1166 ff.). Die I. Kammer iſt dieſer Auffaſſung 
beigetreten, Vh. J K. Beil Bd. II Beil 296 S. 451. 
Weiterhin iſt zutreffend angenommen worden, daß der 
krit iſche Gemeind eratsbeſchluß vom 14. April 1897 auf Grund 
des Art. 31 WGeſ. rechtsgültig erlaſſen worden 
iſt. Allerdings iſt derſelbe in den einleitenden Worten auf 
Art. 22 WGeſ. geſtützt worden, was offenſichtlich nach dem 
ganzen Inhalt ſowie nach dem ausgeſprochenen Zweck des 
Beſchluſſes irrtümlich iſt und auf einem Verſehen beruht. 
Denn der Art. 22 trifft Beſtimmungen lediglich für die Aus— 
übung der Gemeindeweide, wie ſein Inhalt und die Ueber⸗ 
ſchrift des Abſchnitts II, in den er eingereiht iſt, klar kund⸗ 
gibt. Der Gemeinderatsbeſchluß aber regelt unzweifelhaft 
nicht die Ausübung der Gemeindeweide, ſondern das dem 
einzelnen Grundſtückseigentümer während der geſchloſſenen 
Zeit nach Art. 1 auf ſeinem Grundeigentum zuſtehende 
Weiderecht oder Einzelweiden, das nur nach Maßgabe des 
Art. 31 erfolgen darf und nach dieſem Artikel unter Beob— 
achtung der über das Einzelnhüten auf Anrufen beteiligter 
Güterbeſitzer vom Gemeinderat erlaſſenen Polizeivorſchriften 
geſchehen muß. Denn der Beſchluß handelt vom Beweiden 
fremder Grundſtücke, alſo vom ſog. Einzelweiden das in 
Art. 31 geregelt iſt, und macht dies zunächſt von der Er— 
laubnis der Eigentümer der fremden Grundſtücke abhängig; 
er iſt ferner, wie aus ſeiner Begründung hervorgeht und auf 
Grund der Zeugenangaben des Ratſchreibers feſtgeſtellt wurde, 
wegen vorausgegangener Klagen von Grundſtückseigentümern 
ſpeziell auch über den Angekl. ſowie wegen der aus ſolchem 
Beweiden fremder Grundſtücke erwachſener Anſtände und 
Schädigungen Dritter erlaſſen worden. Ebenſolche Schub: 
beſtimmungen gegen einen Mißbrauch des in Art. 1 dem 
einzelnen eingeräumten Weiderechts zum Schutz der Inter⸗ 
eſſen der übrigen Grundbeſitzer und der ihnen gebührenden 
Sicherſtellung von Beſchädigungen zu treffen und eine für 
Dritte ſchädliche Ausübung der im Einzelgrundeigentum lie— 
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genden Weidebefugnis tunlichſt hintanzuhalten, iſt aber dem 
Gemeinderat in Art. 31 unter den daſelbſt angeführten 
näheren Vorausſetzungen vorbehalten. 

Die Berufung auf einen nicht zutreffenden Geſetzes⸗ 
artikel macht nun für ſich allein den Gemeinderatsbeſchluß 
nicht rechtsungültig, ſofern, wie angeführt der tatſächliche In⸗ 
halt und Zweck des Beſchluſſes durch eine andere Geſetzes⸗ 
beſtimmung getragen wird und dies trifft vorliegend nach 
obigem zu: der Art. 31 bildet in Wirklichkeit die geſetzliche 
Grundlage des Gemeinderatsbeſchluſſes vom 14. April 1897 
nach der im Beſchluß ſelbſt zum Ausdruck gekommenen Ab- 
ſicht der verfügenden Gemeindebehörde. Die entſcheidende 
Frage iſt nur die, ob der Beſchluß ſich innerhalb des 
Rahmens des im Art. 31 der Gemeindebehörde einge: 
räumten polizeilichen Verordnungsrechts hält. Nach Abſ. 2 
darf das Einzelnhüten auf nicht umfriedigten Grundſtücken 
nur nach den darüber erlaſſenen Polizeivorſchriften erfolgen 
und für den Erlaß ſolcher kommen nach den Geſetzesmate⸗ 
rialien insbeſondere die Ortsbehörden in Betracht. Im Ab- 
ſatz 4 iſt es als Sache des Gemeinderats erklärt „auf An⸗ 
rufen anderer beteiligter Güterbeſitzer die Polizeivorſchriften 
über das Einzelnhüten für den einzelnen Fall beſonders feſt— 
zuſetzen und nötigenfalls das Einzelnhüten zu verbieten.“ 
Nach den Geſetzesmaterialien (vgl. a. a. O.) hat der Ge: 
meinderat im einzelnen Fall nach Art. 31 bei Streitigkeiten 
über die Zuläſſigkeit zu kognoszieren und Vorſchriften im 
Intereſſe des Schutzes der übrigen Güterſtücke gegen Weide⸗ 
ſchaden zu erlaſſen; mit Rückſicht auf die Vielgeſtaltigkeit 
der Weideverhältniſſe in verſchiedenen Gegenden des Landes 
mußte von feſten ins einzelne gehenden Normen im Geſetz 
abgeſehen und die Regelung im einzelnen mehr den Orts— 
behörden anheimgegeben werden. Von Intereſſe iſt auch, 
daß ein Zuſatz der Abgeordnetenkammer, wonach der Ge— 
meinderat auch wenn er von keiner Seite angerufen werde, 
„vom Amtswegen“ für den einzelnen Fall die erforderlichen 
Vorſchriften beſonders feſtſetzen ſolle, von der I. Kammer 
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wieder geſtrichen wurde in der Erwägung, daß es ſoweit 
allgemein ſicherheitspolizeiliche Geſichtspunkte zur Sprache 
kommen, es keines beſonderen Geſetzes bedürfe, um den Ge— 
meinderat zum Einſchreiten zu ermächtigen und daß man im 
übrigen in einer mit den ökonomiſchen Verhältniſſen der 
Güterbeſitzer ſo eng zuſammenhängenden Sache doch nicht 
gar ſo ſehr die Einmiſchung der Polizei werde herausfordern 
wollen, zumal das Intereſſe der Gemeinde hinſichtlich ihrer 
Weide da und dort mit dem Recht der Güterbeſitzer in Kon⸗ 
flikt kommen möchte. Dieſem Beſchluß iſt die Abgeordneten⸗ 
kammer dann beigetreten; ebenſo iſt für das Verbot des Einzeln⸗ 
hütens das allgemeine Wort „nötigenfalls“ beigefügt worden 
an Stelle der früher beſchloſſenen Faſſung „da wo die Grund— 
ſtücke in kleine Parzellen vermischt durcheinanderliegen und Be- 
ſchädigungen der benachbarten Grundſtücke vorgekommen ſind“. 

Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte und dem Wortlaut der 
fraglichen Geſetzesbeſtimmung in Abſ. 4 iſt zu entnehmen, 
daß eben für den einzelnen Fall und nicht generell für alle Fälle 
und auf die Dauer eine beſondere Feſtſetzung der geeigneten 
polizeilichen Vorſchriften auf Anrufen beteiligter Güterbeſitzer 
und eventuell das Verbot des Einzelnhütens durch den Ge: 
meinderat erfolgen darf, ſoweit nicht ſchon allgemeine poli- 
zeiliche Geſichtspunkte den Gemeinderat hiezu ermächtigen. 

Was der hier maßgebende Gemeinderatsbeſchluß vom 
14. April 1897 vorſchreibt und deſſen Nichtbefolgung den 
Gegenſtand der Anklage bildet, muß als innerhalb der Grenzen 
des gemeinderätlichen Verordnungsrechts nach Art. 31 ge: 
legen angeſehen werden. Denn einmal erſcheint eine Anord- 
nung allgemeiner Art wie die im fraglichen Gemeinderats— 
beſchluß enthaltene, wonach zum Beweiden fremder Grund— 
ſtücke gemeinderätliche Zuſtimmung verlangt wird, durch die 
Beſtimmung des Abſ. 2 keinenfalls ausgeſchloſſen und ſodann 
kann dieſer Anordnung nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
auch unter dem Geſichtspunkt der Beſtimmung des Abſ. 4 
die Rechtsgültigkeit nicht abgeſprochen werden. Denn der 
kritiſche Gemeinderatsbeſchluß iſt, wie feſtſteht, durch voraus— 
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gegangene, wegen Schädigungen gegen das Einzelnweiden 
u. a. auch des Angekl., erhobene Beſchwerden veranlaßt, alſo 
auf Anrufen beteiligter Güterbeſitzer erlaſſen worden und 
zwar ausdrücklich zum Schutz gegen Weideſchäden zugunſten 
des Grundſtückseigentümer, ſomit als eine Maßnahme im 
Sinn des Art. 31 und was er inhaltlich vorſchreibt, ermög⸗ 
licht und ſichert gerade die Vollziehung des dem Gemeinde— 
rat in Abſ. 4 Art. 31 für den einzelnen Fall eingeräumten 
Verordnungsrechts. Denn nachdem der Gemeinderat wegen 
der bei ihm angebrachten Beſchwerden berechtigt war, poli- 
zeiliche Vorſchriften für das Einzelnweiden für jeden ein⸗ 
zelnen Fall beſonders feſtzuſetzen und nötigenfalls dasſelbe 
ganz zu verbieten, mußte er auch als befugt erachtet werden, 
für jeden weiteren Einzelfall ſo wie geſchehen vorzuſchreiben, 
daß ſeine Genehmigung jedesmal einzuholen ſei. Denn eben 
hiedurch wurde er erſt in die Lage verſetzt, die nach den im 
Einzelfall in Betracht kommenden örtlichen und perſönlichen 
Verhältniſſen geeigneten Maßnahmen zu treffen, alſo ent⸗ 
weder das beabſichtigte Einzelnweiden ohne ſolche Spezial⸗ 
vorſchriften zu genehmigen oder ſolche für den konkreten Ein⸗ 
zelfall beſonders feſtzuſetzen oder das Einzelnweiden zur 
Vermeidung von Schaden und Gefahr für dieſen Fall ganz 
zu verbieten. Hiebei darf nicht überſehen werden, daß über⸗ 
haupt nur für die an ſich ſeltenen Fälle des Beweidens 
fremder Grundſtücke die Vorſchrift gegeben wurde und 
nicht etwa auch für den Regelfall des Art. 1 Abſ. 3, näm⸗ 
lich das Beweiden durch den Eigentümer oder Beſitzer der 
Grundſtücke mit ſeinem eigenen Vieh. 

Urteil des Strafſenats v. 27. Juni 1910 in der Straf⸗ 

ſache gegen F. V. in J. wegen Zuwiderhandlung gegen 

das Weidegeſetz vom 26. März 1873. 


19. 


Zur Anslegung des § 17 der Zienſtanweiſung für 
Hebammen. 


Die Angekl. iſt geprüfte Hebamme und war als ſolche 
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bei der am 10. Juni 1909 erfolgten Entbindung der Kauf⸗ 
mannsehefrau E. H. in B. ſowie während des Wochenbettes 
derſelben bis zu deren in der Nacht vom 27./ 28. Juni ein⸗ 
getretenen Tode tätig. Wegen fahrläſſiger Tötung angeklagt, 
wurde ſie von der Strafkammer wegen Uebertretung im Sinn 
des Art. 32 Ziff. 5 Pol StG. in Verbindung mit § 17 der 
Dienſtanweiſung für die Hebammen des Königreichs Würt- 
temberg zur Haftſtrafe von 12 Tagen verurteilt, wogegen ſie 
Reviſion einlegte; dieſe wurde verworfen. Aus den 
Gründen: 

Nach § 17 der erwähnten Dienſtanweiſung gehört zu 
den Obliegenheiten der Hebamme, das Befinden der Wöch- 
nerin und des Kindes in den erſten Wochen nach der Ent: 
bindung zu überwachen und erſtere über das zu beobachtende 
Verfahren zu belehren .. Die Hebamme hat die Wöch— 
nerin „in den erſten Tagen nach der Entbindung ſo oft als 
die Umſtände es erfordern, in der Regel wenigſtens z wei⸗ 
mal täglich zu beſuchen und bei derſelben 
täglich zweimal den Thermometer zu legen, 
es wäre denn, daß die allzugroße Entfernung der Wohn: 
ſitze hierin eine weitere Beſchränkung rechtfertigen oder die 
Hebamme ausdrücklich dieſer Beſuche enthoben würde, in 
welch letzterem Fall ſie ſich nur noch inſoweit von dem Be— 
finden der Wöchnerin perſönlich zu überzeugen hat, als er⸗ 
forderlich iſt, um die Folgen der Geburt für die Mutter in 
den erſten 8 Tagen nach der Entbindung in die Geburts- 
tabellen eintragen zu können“. Die Dienſtanweiſung iſt vom 
K. Miniſterium des Innern durch Erlaß vom 4. Juli 1900 
genehmigt und nach der Schlußbeſtimmung § 25 ſind Zu— 
widerhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Dienſtanwei— 
ſung ſoweit nicht Verfehlungen gegen das StGB. oder andere 
geſetzliche Beſtimmungen vorliegen, auf Grund des Art. 32 
Ziff. 5 Pol StG. vom 27. Dez. 1871 mit Haft bis zu 14 
Tagen oder an Geld bis zu 60 Mk. ſtrafbar. Der hier als 
geſetzliche Unterlage der Strafbeſtimmung angeführte Art. 32 
Ziff. 5 bedroht mit der erwähnten Strafe, wer vorſätzlich 
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unbefugt, außer den im StGB. und im PolStG. beſonders 
bezeichneten Fällen den von den Polizeibehörden zu Ber: 
hütung von Gefahren für Leben und Geſundheit von Men⸗ 
ſchen erlaſſenen Anordnungen zuwiderhandelt. Nach Art. 51 
Pol StG. können, wo dieſes Geſetz auf Polizeiverordnungen, 
polizeiliche Vorſchriften oder Anordnungen Bezug nimmt 
oder ſolche vorausſetzt, dieſe durch K. Verordnung oder Mi⸗ 
nifterialverfügung für den Bereich des Landes erlaſſen wer⸗ 
den. Daß zu jenen unter dem Strafſchutz des Art. 32 Z. 5 
Pol StG. ſtehenden polizeilichen Anordnungen auch die 
Dienſtanweiſung für die Hebammen gehört, iſt in der Recht⸗ 
ſprechung anerkannt und von der Reviſion auch nicht bean— 
ſtandet. 

Im angefochtenen Urteil iſt feſtgeſtellt, daß die Angekl. 
an einem der erſten Tage nach der Entbindung ein einziges 
Mal die Temperatur der Wöchnerin mittels Thermometers 
gemeſſen hat und dann bis zum 24. Juni nicht mehr, an 
welchem Tag der Arzt wegen eingetretenen Schüttelfroſts 
der Wöchnerin von deren Ehemann gerufen worden iſt. Das 
Vorbringen der Angeklagten, ſie habe anfangs täglich we— 
nigſtens einmal gemeſſen, wurde als widerlegt erachtet, und 
daß ſie am 21. Juni, als ſie erſtmals vom Eintritt eines 
Schüttelfroſts hörte, die Temperatur nicht gemeſſen hat, 
wurde von ihr eingeräumt. Nach Annahme der Strafkammer 
hat die Angekl. ihrer Pflicht und Dienſtanweiſung als He— 
bamme bewußt zuwider es unterlaſſen, bei der Wöchnerin 
in den erſten Tagen nach der Entbindung täglich zweimal 
den Thermometer zu legen — was erforderlich war um ein 
etwaiges Fieber, insbeſondere Kindbettfieber feſtſtellen zu 
können. 

Mit Recht weiſt die Reviſion darauf hin, daß die an— 
geführte Vorſchrift der Temperaturmeſſung keine abſolute 
Vorſchrift, ſondern nur eine Regelvorſchrift iſt, alſo generell 
Ausnahmen von der Regel zuläßt; die Worte „ſo oft als 
die Umſtände es erfordern“ und „in der Regel wenigſtens 
zweimal“ laſſen in dieſer Richtung keinen Zweifel, wie auch 
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im Nachſatz ausdrücklich von zwei Ausnahmefällen die Rede 
iſt. Nun hat die Strafkammer allerdings nur das Nichtzu⸗ 
treffen dieſer beiden Ausnahmen — allzugroße Entfernung und 
Entbindung von den Beſuchen — ſpeziell feſtgeſtellt und eine 
ausdrückliche Feſtſtellung bezüglich der beiden anderen Ein⸗ 
ſchränkungen in der Kontrollvorſchrift („ſo oft die Umſtände 
es erfordern“, „in der Regel mindeſtens“) unterlaſſen. Allein 
hiebei iſt ein Doppeltes zu beachten: einmal ſind in der An⸗ 
weiſung des § 17 die erwähnten beiden Einſchränkungen 
nach dem Wortlaut zunächſt auf die Vorſchrift des täglich 
zweimaligen Beſuchs bezogen und bei der angereihten Vor— 
ſchrift heißt es direkt „und bei derſelben (Wöchnerin) täglich 
zweimal den Thermometer zu legen“, wobei indes ſelbſtver⸗ 
ſtändlich davon auszugehen iſt, daß das Thermometerlegen 
nur in Verbindung und bei Anlaß des Beſuchs erfolgt. 
Sodann iſt feſtgeſtellt, daß die Angekl. tatſächlich in den 
erſten 9 Tagen nach der Entbindung, nämlich vom 10. bis 
19. Juni täglich zweimal, hernach täglich einmal zur Wöch— 
nerin kam. 

Der angeführte Wortlaut und der natürliche Zuſammen⸗ 
hang der beiden Kontrollvorſchriften führt entgegen der Auf— 
faſſung der Reviſion zu der Auslegung, daß der Beſuch, ſo 
oft es die Umſtände erfordern und in der Regel täglich 
zweimal wenigſtens zu geſchehen hat und daß, wenn der 
Beſuch dementſprechend erfolgt, der Thermometer täglich 
zweimal zu legen iſt. Denn bei der letzteren Vorſchrift ſind 
die Worte „in der Regel wenigſtens“ weggelaſſen und die 
erſtere Beſchränkung „ſo oft es die Umſtände erfordern“, 
gilt zunächſt für die primäre Beſuchsvorſchrift und ſie gilt 
dann wie auch die im Nachſatz zugelaſſenen zwei Ausnahme— 
fälle erkennen laſſen, für die ganze Vorſchrift mit der Wir— 
kung, daß wenn immer der durch die Umſtände 
erforderte zweimalige Beſuch gemacht wird, 
auch die zweimalige Temperaturmeſſung zu 
erfolgen hat. Dieſe Auffaſſung wird auch durch die Vor— 
ſchriften des Hebammenlehrbuchs S 136 geſtützt, wonach die 
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Hebamme die Entbundene die erſten 8 Tage zweimal, ſpäter 
nur einmal täglich zu beſuchen hat, „bei jedem Beſuch“ ſich 
nach dem Befinden der Wöchnerin und des Kindes zu er: 
kundigen und durch eigene Anſchauung ſich zu überzeugen, 
Haut und Puls zu befühlen und um ſich zu überzeugen, ob 
Fieber vorhanden iſt, „zu dieſem Zweck den Thermometer 
zu legen hat“. Dieſe Vorſchrift trägt freilich nur den Cha⸗ 
rakter einer Inſtruktion, nicht einer ſtrafrechtlichen Norm 
gleich der des § 17 der Dienſtanweiſung, aber ſie iſt von 
Bedeutung für die Auslegung der letzteren und weiſt darauf 
hin, daß wie dies übrigens auch aus der Natur der Sache 
ſich ergibt, der Hauptzweck jedes den Umſtänden entſprechend 
einmal gemachten Wöchnerinbeſuches auf ſeiten der Hebamme 
gerade in der Temperaturmeſſung liegt bezw. eben durch 
dieſe erreicht wird. 

Nachdem nun der zweimalige Tagesbeſuch der Angekl. 
für die Zeit der erſten 9 Tage des Wochenbetts bei der 
Wöchnerin feſtgeſtellt war, bedurfte es nach der erwähnten 
Auslegung nicht abſolut notwendig einer beſonderen Feſt⸗ 
ſtellung dahin, daß im gegebenen Fall die Umſtände es eben— 
ſo auch zur Pflicht machten, die Temperatur täglich zu meſſen. 
Eben weil und nachdem der Beſuch ſeitens der Hebamme 
täglich zweimal erfolgte, hatte auch gemäß § 17 der Dienſt⸗ 
anweiſung das Thermometerlegen bei der Wöchnerin täglich 
zweimal zu geſchehen. Die Verſäumung dieſer Obliegenheit 
ſtellt eine ſtrafbare Zuwiderhandlung auf Grund des § 25 
daſelbſt vgl. mit Art. 32 Ziff. 5 Pol StG. nach der objek— 
tiven Seite dar. 

Das erforderliche ſubjektive Tatbeſtandsmerkmal 
des „vorſätzlichen“ Handelns (vgl. Eingangsworte des Art. 
32 und deſſen Schlußabſatz) iſt gegeben wenn im Gegenſatz 
zur Annahme eines nur fahrläſſigen Verhaltens der Täter 
mit dem Bewußtſein und Willen der Zuwiderhandlung gegen 
die fragliche Dienſtvorſchrift gehandelt, vorliegend in Kennt— 
nis der im geſetzlichen Tatbeſtand vorausgeſetzten Tatum— 
ſtände die vorgeſchriebene Obliegenheit verſäumt hat. Dieſes 
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ſubjektive Erfordernis darf durch die getroffene Feſtſtellung, 
Angekl. hätte ihrer Dienſtanweiſung zufolge in den erſten 
Tagen zweimal täglich die Temperatur der Wöchnerin mit: 
tels Thermometers meſſen ſollen und ſie habe bewußt dieſer 
Dienſtanweiſung zuwider die vorgeſchriebene Meſſung unter⸗ 
laſſen, als ausreichend gedeckt angeſehen werden. 

Urteil des Strafſenats vom 7. März 1910 in der Straf⸗ 

ſache gegen Hebamme J. Sch. in B. 


20. 
Aahrungsmittelfülſchung und Betrug. 


Der Angeklagte befaßte ſich neben dem Betrieb einer 
Fabrik künſtlicher Mineralwaſſer auch mit dem Verkauf von 
naturreinen Quellprodukten, ſpeziell Gerolſteiner und Tei— 
nacher Waſſer. Er hat dem Zeugen V., der echtes Teinacher 
Waſſer beſtellt hatte, 25 Flaſchen geſchickt, die ſämtlich nach 
der Feſtſtellung des Vorrichters künſtlich hergeſtelltes Waſſer, 
nämlich Brunnenwaſſer unter Zuſatz von Salz, Soda und 
Kohlenſäure enthielten; er wurde wegen Vergehens der Nah: 
rungsmittelfälſchung in einer Handlung zuſammentreffend 
mit einem Vergehen des Betrugs zu Strafe verurteilt. Auf 
ſeine, lediglich gegen die Verurteilung wegen Betrugs ge— 
richtete Reviſion wurde das Urteil aufgehoben. Aus den 

Gründen: 

Soweit die Reviſion den Mangel einer Vermögens— 
beſchädigung darin ſieht, daß V. die 25 Flaſchen dem 
Beſteller zur Verfügung geſtellt, alſo nicht abgenommen und 
auch nicht bezahlt habe, geht ſie rechtlich fehl. Der Zeuge 
V. war auf Grund ſeiner feſten Beſtellung, welcher der Preis 
der früheren Lieferungen — die Flaſche zu 10 Pfg. — zu— 
grunde lag, nach Empfang der Ware zu deren Bezahlung 
verpflichtet und ſein Vermögen war mit dem Anſpruch des 
Angeklagten auf Zahlung des Kaufpreiſes, alſo mit einer 
Schuldverbindlichkeit belaſtet, welcher der entſprechende Ge— 
genwert nach der ausdrücklichen, hier nicht anfechtbaren Feſt— 
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ſtellung des Vorrichters nicht gegenüberſtand. Der Zeuge 
hatte ſtatt der beſtellten Ware — echtes Teinacher Waſſer 
— ein geringwertiges Kunſtprodukt erhalten und als Er— 
füllung des Kaufvertrags angenommen. An der hiemit ge⸗ 
gebenen Vermögensſchädigung d. h. ungünſtigeren Geſtaltung 
der Vermögenslage wird dadurch an ſich nichts geändert, 
daß der Zeuge nachträglich nach erlangter Kenntnis 
von der Waſſerfälſchung die Zahlung verweigerte und die 
gelieferten Flaſchen dem Angekln. zur Verfügung ſtellte. Bei 
Entſcheidung der Frage ob ein Warenempfänger durch die 
nicht vertragsmäßige Leiſtung des Verkäufers an ſeinem 
Vermögen geſchädigt wurde, kommt es darauf an, welchen 
Wert die Sache, welche hätte geliefert werden ſollen, und 
welchen Wert die tatſächlich gelieferte Sache für den Emp⸗ 
fänger hatte, es iſt entſcheidend der Wert des vom Ge⸗ 
täuſchten vor der Täuſchung erworbenen Vermögensrechts 
gegenüber dem Wert derjenigen Leiſtung, welche der Täu⸗ 
ſchende gibt und der Getäuſchte als Erfüllung infolge des 
in ihm erregten Irrtums annimmt. Hier iſt die Lieferung 
und Annahme eines dem Kaufpreis nicht entſprechenden 
Kunſtprodukts an Stelle des beſtellten echten Mineralwaſſers 
feſtgeſtellt und aus dem weiteren Inhalt der Urteilsgründe 
ergibt ſich, daß der Zeuge, nachdem er Verdacht geſchöpft 
hatte, drei Flaſchen zur chemiſchen Unterſuchung einem Sach— 
verſtändigen überbracht hat. Das Ergebnis dieſer, wie zu 
unterſtellen, mit Auslagen verbundenen und im Endergebnis 
jedenfalls zunächſt noch unſicheren Begutachtung eines Sach— 
verſtändigen bildete erſt die Grundlage für die ſpätere Zurück⸗ 
gabe der Ware und Zahlungsweigerung des Käufers und 
hat lediglich die Wirkung der ſchon zuvor eingetretenen Ver— 
mögensbeſchädigung nachträglich beſeitigt, wodurch die ſtraf— 
rechtliche Bedeutung des Tatbeſtandserforderniſſes der Ber: 
mögensſchädigung nicht aufgehoben wird. Hieran ändert 
aus demſelben Grund auch die von der Reviſion betonte 
Tatſache nichts, daß der Angekl. auf die Reklamation des 
Zeugen erklärt hat, er ſei zum Umtauſch oder zur Rücknahme 
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der Sendung ohne Entſchädigung bereit. 

Die weitere Rüge der Reviſion dahingehend, der Angefl. 
habe keinen Vorteil durch den Verkauf des künſtlich 
hergeſtellten Waſſers — die Flaſche zu 10 Pfg. — als 
echten Teinacher Waſſers gehabt, da jedes künſtlich herge⸗ 
ſtellte Mineralwaſſer im Kleinverkauf mindeſtens 10 Pfg. 
die Flaſche koſte, ſcheitert zunächſt an der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung des Vorrichters, daß die Herſtellung ſolch künſtlichen 
Waſſers den Angekln. erheblich weniger koſtete als der Be⸗ 
zug echten Waſſers. Dagegen erſcheint das Tatbeſtands— 
merkmal der auf Erreichung eines rechtswidrigen 
Vermögensvorteils gerichteten Abſicht nicht 
zweifelsfrei feſtgeſtellt, ſofern nur geſagt iſt, der Angekl. habe 
bei der Lieferung verfälſchten Waſſers auch einen Vorteil 
gehabt und hienach ſchon das bloße Bewußtſein, daß er 
einen Vorteil dabei habe, in Betracht käme, welches Bewußt⸗ 
ſein aber zum Tatbeſtand des $ 263 StGB. nicht genügt. 
Hier bedurfte es einer ausdrücklichen Feſtſtellung der er⸗ 
wähnten Abſicht und dieſe wird auch nicht durch die allge- 
meine Schlußfeſtſtellung, er habe ſich eines Betrugs ſchuldig 
gemacht ſofern er in der Abſicht ſich einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen, das Vermögen eines anderen 
durch Irrtumserregung beſchädigte, ohne weiteres erſetzt. 
Weiterhin ermangelt die nach der ſubjektiven Seite erforder⸗ 
liche Feſtſtellung, daß er ſich der Rechtswidrigkeit des von 
ihm erſtrebten Vermögensvorteils bewußt war und dieſe 
Feſtſtellung liegt nicht etwa in der Ausführung, der An⸗ 
geklagte habe gewußt und gewollt, daß V. ſtatt echten Tei⸗ 
nacher Waſſers ein geringerwertiges Kunſtprodukt erhielt und 
zunächſt als Erfüllung annahm, ſofern hiemit nur das Wiſſen 
und Wollen der Vermögensſchädigung als Folge der Täu— 
ſchungshandlung zum Ausdruck gebracht und das nach dieſer 
Richtung erforderliche ſubjektive Tatbeſtandsmerkmal feſtge⸗ 
ſtellt iſt. Auch war eine ausdrückliche Feſtſtellung jenes Be⸗ 
wußtſeins bei dem Leugnen des Angekln. geboten, zumal wie 
die Reviſion behauptet, für künſtlich hergeſtelltes Mineral⸗ 
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waſſer wie ſolches in den Drogerien unter dem Namen der 
nachgeahmten Quelle überall im Handel erhältlich ſei, beim 
Verkauf der gleiche Preis von 10 Pfg. für die Flaſche ge⸗ 
fordert und bezahlt werde. Allerdings kann die auf rechts 
widrigen Vermögensvorteil gerichtete Abſicht ſchon dann vor⸗ 
liegen, wenn Angekl. durch ſeine betrügliche Handlung auch 
nur jenen Gewinn erreichen wollte, den er bei reellem Handel 
hätte beanſpruchen können. Aber daß ſich Angekl. deſſen 
auch bewußt war, iſt hiemit nicht von ſelbſt gegeben. 
Endlich ergeben ſich für eine richtige Anwendung der 
Strafvorſchrift des § 263 auf den feſtgeſtellten Sachverhalt 
erhebliche Bedenken daraus, daß ohne jede nähere Darlegung 
von „Irrtumserregung mittels Vorſpiegelung fal⸗ 
ſcher Tatſachen“ und zwar auch nur in der Schluß— 
feſtſtellung die Rede iſt und daß unmittelbar zuvor aus⸗ 
drücklich von Verſchweigung des Umſtandes der Nach⸗ 
ahmung bezw. künſtlichen Herſtellung des Waſſers geſprochen 
wird. Hier legt ſich der Verdacht einer Verwechſlung, min: 
deſtens einer nicht genügenden Auseinanderhaltung der dem 
Strafrecht angehörigen Begriffe „Vorſpiegelung falſcher“ und 
„Unterdrückung wahrer Tatſachen“ nahe. Wohl kann ſchon 
in der Lieferung einer andern als der vertragsmäßig be— 
ſtellten preiswerten Ware die Vorſpiegelung falſcher Tat: 
ſachen geſehen werden, aber das angefochtene Urteil läßt 
auch hinſichtlich des Beſtellungsaktes nähere Angaben ver⸗ 
miſſen, und anderſeits iſt vom Geſetzgeber das Verſchweigen 
im Sinn des § 10 des Nahrungsmittelgeſetzes nicht ſchon 
als ein Mittel zur Erregung des Irrtums im Sinn des $ 263 
StGB. angeſehen, vielmehr im erſteren Geſetz für das nach 
dem StGB. nicht als ein „Unterdrücken“ einer wahren Tat⸗ 
ſache angeſehene Verſchweigen eine Sonderbeſtimmung und 
Sonderſtrafe eingeführt worden, aber nicht eine allgemeine 
Rechtspflicht zur Wahrheitsangabe bezüglich ſolcher Verfäl⸗ 
ſchung, deren Nichterfüllung dann ohne weiteres als Unter⸗ 
drückung wahrer Tatſachen im Sinn des $ 263 StGB. zu 
erachten wäre, RG. Entſch. Bd. 29 S. 39. Auch der zwi⸗ 
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ſchen Irrtumserregung und Vermögensſchädigung erforder⸗ 
liche urſächliche Zuſammenhang im Sinn des 
§ 263 StGB. entbehrt einer ausdrücklichen, jedenfalls zwei⸗ 
felsfreien Feſtſtellung und er kann bei dem vollſtändigen 
Leugnen des Angekln. nicht als von ſelbſt gegeben und durch 
die anderweiten Beweisannahmen des Vorrichters ergänzt 
unterſtellt werden. 

Urteil des Strafſenats vom 8. November 1909 in der 
Strafſache gegen K. K. in R. wegen Nahrungsmittelfälſchung 
u. a. V. 


21. 


Der Schutz des § 193 HGB. bei einer Orts vorſteher⸗ 
wahl. 


Bei der in L. vorgenommenen Stadtſchultheißenwahl 
ſtanden ſich als Bewerber der Privatkläger und Sch. gegen: 
über. Die Angeklagten, die beide gemeindewahlberechtigte 
Bürger von L. find, waren Parteigänger von Sch., der An- 
geklagte Kr. war Vorſtand ſeines Wahlkomitees, der Angekl. 
Ki. war Austräger von Wahlzetteln für ihn und von dem 
Wahlkomitee noch ausdrücklich beauftragt, auch mündlich für 
ſeine Wahl zu werben. Beide Angekl. haben gegen den 
Privatkläger beleidigende Angriffe, beſtehend in Vorwürfen 
hinſichtlich ſeiner dienſtlichen Vergangenheit bezw. feiner po: 
litiſchen Stellungnahme bei früheren Bewerbungen um Orts— 
vorſteherſtellen, gerichtet, der Angekl. Ki. in mündlichen Aeuße⸗ 
rungen zu Wählern, der Angekl. Kr. in drei von ihm ver: 
faßten Kundgebungen in der Preſſe und zwar in einem am 
Morgen des Wahltages ausgegebenen Flugblatt ſowie in 
zwei in der L’.er Zeitung zuvor erſchienenen Artikeln. Das 
angefochtene Urteil hat feſtgeſtellt, es ſeien beide Angekl. von 
der Wahrheit der von ihnen gegen den Privatkläger erho— 
benen Vorwürfe überzeugt geweſen, und es iſt nach § 193 
StGB. zu der Freiſprechung der beiden Angekln. gelangt, 
da ihre Aeußerungen zu dem Zwecke geſchehen ſeien, die 
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Wähler der Stadt L. von dem Privatkläger abzuwenden und 
der Partei der Angekln. zuzuführen, und da weder aus der 
Form ihrer Aeußerungen noch aus den ſie begleitenden Um⸗ 
ſtänden die Abſicht der Beleidigung zu entnehmen ſei. Dieſe 
Ausführungen, mit denen die Freiſprechung der Angelln. 
genügend gerechtfertigt iſt, laſſen einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. 

Die Anwendbarkeit des 8 193 StGB. aus dem Geſichts⸗ 
punkt der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen iſt nach feſt⸗ 
ſtehender Rechtſprechung — zu vergl. insbeſondere RG. Bd. 
36 S. 422 — davon abhängig, daß die in Frage ſtehende 
Aeußerung ſich auf eine Angelegenheit bezieht, die den Täter 
wegen ſeines beſonderen Verhältniſſes zu ihr nahe angeht, 
daß das Intereſſe, auf das ſich die Aeußerung bezieht, nicht 
gegen Recht und gute Sitten verſtö ßt, ſowie daß er für dieſes 
Intereſſe mit ſeiner Aeußerung eintreten wollte. In letzterer 
Beziehung hat ſich das angefochtene Urteil dahin ausge⸗ 
ſprochen, daß beide Angekl. in Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen gehandelt haben. Dieſe Ausdrucksweiſe iſt un⸗ 
genau und entſpricht jedenfalls nicht dem Wortlaut des § 193 
StGB., nach dem Zuſammenhang der Gründe iſt aber außer 
Zweifel, daß hiemit geſagt werden wollte, es haben die bei⸗ 
den Angekln. zur Wahrnehmung d. h. zum Zwecke der 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gehandelt. 

Die Angekln. haben mit ihren Aeußerungen bezweckt, 
die Wahl des Sch. zum Stadtſchultheißen von L. herbeizu⸗ 
führen; es bedarf keiner weiteren Begründung, daß alſo für 
ſie ein Zweck maßgebend geweſen iſt, der weder gegen das 
Recht noch gegen die gute Sitte verſtößt. Es hat ſich aber 
auch endlich, was von der Reviſion mit Unrecht beſtritten 
wird, bei dieſer Wahl und der derſelben vorausgegangenen 
Wahlbewegung für beide Angekln. um eine Angelegenheit 
gehandelt, die ſie vermöge ihres beſonderen Verhältniſſes zu 
ihr, nämlich ihrer Angehörigkeit zu der Stadtgemeinde L., 
nahe angegangen hat. Dies ergibt ſich aus der Stellung 
des Ortsvorſtehers gegenüber ſeiner Gemeinde und deren 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 3. 22 


336 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Angehörigen. Die allgemeinen Pflichten der Ortsvorſteher 
waren früher im Verwaltungsedikt vom 30. Juni 1821 ge⸗ 
ſetzlich geregelt; dasſelbe beſtimmte in §8 14, dem Ortsvor⸗ 
ſteher liege es u. a. ob, „für Aufrechterhaltung der Geſetze, 
der Religion und guter Sitten zu ſorgen, der Armen und 
Notleidenden ſich anzunehmen, Hilfsbedürftige zu beraten, 
gegen Unrecht und Gewalt zu ſchützen, das Wohl der Ge— 
meinde und ihrer einzelnen Glieder nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen zu fördern“. An Stelle des Verwaltungsedikts iſt 
nunmehr die Gemeindeordnung vom 28. Juli 1906 (RegBl. 
S. 323) getreten, die im 8 63 bezw. § 71 entſprechende Be⸗ 
ſtimmungen enthält. In der Begründung zu dem Entwurfe 
dieſes Geſetzes iſt erläuternd bemerkt, „der Entwurf belaſſe 
es in allen Beziehungen beim beſtehenden Rechte, ohne jedoch 
die in $ 14 des Verwaltungsedikts enthaltene, das innige 
Verhältnis des Ortsvorſtehers zu den Gemeindegenoſſen in 
ſchwungvollen Worten ſchildernde, dabei aber der juriſtiſchen 
Präziſion entbehrende und hinſichtlich ihrer Faſſung mit der 
neuzeitlichen Geſetzesſprache nicht mehr im Einklang ſtehende, 
eingehende Aufzählung der Obliegenheiten zu wiederholen.“ 

Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1901 bis 

1903 Beil. Bd. V. 104. 

In dem Kommiſſionsbericht der Kammer der Abgeord— 
neten iſt ſodann geſagt, „durch die Aufnahme der (im Ent⸗ 
wurfe nicht enthaltenen) Stelle „„hat ſich der Gemeindean— 
gehörigen anzunehmen““ ſei das nobile officium des Orts⸗ 
vorſtehers feſtgelegt, da wo die Gemeindeangehörigen geſetzes⸗ 
kundigen Rat und vermittelnde Tätigkeit des Orts vorſtehers 
erbitten, ihnen ſolchen, ſoweit dies ohne Beeinträchtigung 
von Gemeindeintereſſen möglich ſei, zu gewähren.“ 

Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1901 bis 

1904 Beil. Bd. IX. 532. 

Der Ortsvorſteher ſoll alſo auch nach dem geltenden 
Rechte in einem innigen Verhältnis zu ſeinen Gemeindege— 
noſſen ſtehen, er ſoll der Vertrauensmann nicht nur der Ge— 
meinde, ſondern auch jedes einzelnen der Gemeindeangehö— 
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rigen und im gegebenen Fall ihr Berater und Vermittler 
ſein. Die Wahl des Ortsvorſtehers iſt daher für Gemeinde⸗ 
angehörige nicht nur eine Angelegenheit des allgemeinen po⸗ 
litiſchen Intereſſes, auf das der 8 193 StGB. keine An⸗ 
wendung findet — zu vgl. RG. Bd. 41 S. 285 —, es iſt 
vielmehr eine Angelegenheit, die jeden einzelnen Gemeinde⸗ 
genoſſen vermöge ſeiner Zugehörigkeit zu ſeiner Gemeinde 
und im Gegenſatz zu denjenigen Perſonen, die derſelben nicht 
angehören, perſönlich berühet und nahe angeht. Mit Recht 
hat daher die Strafkammer angenommen, daß für die Ange- 
klagten die von ihnen erſtrebte Wahl des Sch. ein berech⸗ 
tigtes Intereſſe im Sinne des $ 193 StGB. darſtellt. 
Eine Beſtrafung der Angeln. wegen Beleidigung könnte 
daher nur erfolgen, wenn das Vorhandenſein einer ſolchen 
entweder aus der Form der Aeußerung der Angekln. oder 
aus den Umſtänden, unter denen die Aeußerungen geſchehen 
ſind, hervorginge. Beides hat das angefochtene Urteil ver⸗ 
neint, das erſtere aus tatſächlichen, im Reviſionsverfahren 
nicht anfechtbaren Gründen, das letztere ohne Angabe von 
ſolchen mit der Bemerkung, daß aus den Umſtänden in 
keinem der beiden Fälle d. h. bei keinem der beiden Angekln. 
eine Abſicht der Beleidigung zu entnehmen ſei. Das ange⸗ 
fochtene Urteil läßt hienach allerdings nicht mit Beſtimmt⸗ 
heit erſehen, nach welchen Richtungen hin hiebei die Straf⸗ 
kammer die Sachlage geprüft und ob ſie bei ihrer Entſchei⸗ 
dung den in $ 193 StGB. aufgeſtellten Rechtsbegriff der 
„Umſtände, unter denen die Aeußerungen geſchahen“, in 
richtiger Weiſe zur Anwendung gebracht hat. Da indeſſen 
beſondere, die Aeußerungen der Angekln. begleitende Um⸗ 
ſtände, die auf ihre Beleidigungsabſicht hinweiſen würden, 
in der Tat nicht vorliegen, ſo kann von dieſem Mangel mit 
Grund abgeſehen werden und es muß auch in dieſer Be⸗ 
ziehung die von der Strafkammer ausgeſprochene Freiſpre⸗ 
chung der Angekln. als ausreichend begründet erſcheinen. 
Die Reviſion macht zwar geltend, es entſpreche nicht den 
guten Sitten, wenn unmittelbar vor der Wahl gegen den 
22 * 
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Privatkläger Vorwürfe und Beſchuldigungen erhoben worden 
ſeien, in der ausgeſprochenen Abſicht, dieſem hiedurch die 
Möglichkeit abzuſchneiden, ſie zu entkräften und ſich gegen 
ſie zu verteidigen, und gerade aus dieſem Umſtande gehe das 
Vorhandenſein einer Beleidigung, die Beleidigungsabſicht der 
Angekln. hervor. Dieſer Anſchauung kann nicht beigepflichtet 
werden. Zunächſt iſt wohl der von der Reviſion gezogene 
Schluß auf die erwähnte Abſicht der Angekln. tatſächlich 
nicht richtig; vielmehr iſt gerad® umgekehrt aus dem Zeit⸗ 
punkt, in dem die Vorwürfe und Beſchuldigungen gegen den 
Privatkläger erhoben worden ſind, auf die Abſicht und das 
Beſtreben der Angekln. zu ſchließen, in beſonders wirkſamer, 
und Erfolg verſprechender Weiſe ihre, wie ausgeführt worden 
als berechtigt anzuſehenden Intereſſen wahrzunehmen und 
ihren Zweck, die Wahl des Sch. herbeizuführen. Der von 
der Reviſion behauptete Verſtoß gegen die guten Sitten mag 
im übrigen zugegeben werden. Ein ſolcher Verſtoß, begangen 
bei der Art und Weiſe der Intereſſenwahrnehmung kann 
aber, vorausgeſetzt, daß das wahrgenommene Intereſſe ſelbſt 
nicht gegen die guten Sitten verſtößt, den Ausſchluß des 
8 193 StGB. nicht begründen. Der Schutz des § 193 
StGB. iſt vielmehr erſt dann verwirkt, wenn aus den be⸗— 
gleitenden Umſtänden das Vorhandenſein einer Beleidigung 
hervorgeht, d. h. wenn eine auf Beleidigung gerichtete Ab- 
ſicht im Gegenſatz zu dem ſonſt genügenden Bewußtſein einer 
Beleidigung vorliegt. 

Die Reviſion macht ferner geltend, die Strafkammer 
habe den Angefln. guten Glauben zugebilligt, fie habe aber 
eine Feſtſtellung darüber unterlaſſen, daß die Angekln. zu⸗ 
verläſſige Erkundigungen über den Privatkläger eingezogen 
haben, bevor ſeine Amtstätigkeit von ihnen verdächtigt wor⸗ 
den ſei. Auch dieſer Angriff kann keinen Erfolg haben; er 
richtet ſich gegen die Art und Weiſe, wie die Strafkammer 
zu der Feſtſtellung des guten Glaubens der Angekln. gelangt 
iſt, er behauptet damit eine Verletzung des 8 260 StPO. 
und iſt unzuläſſig, da nach $ 380 daſelbſt die Reviſion wegen 
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Verletzung einer Rechtsnorm über das Verfahren gegen die 
in der Berufungsinſtanz erlaſſenen Urteile der Landgerichte 
nur auf Verletzung der Vorſchrift des §S 398 StPO. geſtützt 
werden kann. 
Urteil des Strafſenats vom 5. Juli 1909 in der Privat⸗ 
klageſache H. gegen Kr. und Ki. in L. wegen Beleidigung. 


22. 


1. Tadelndes Urteil über gewerbliche Leiſtungen im 
Sinn des 8 193 HIGB. 
2. Form und begleitende Umſtände der AenBerung. 


Der Angeklagte iſt wegen Beleidigung zu Strafe ver⸗ 
urteilt worden, weil er wiederholt über die Ortshebamme, 
welche bei ſeiner Frau bei und nach der Entbindung tätig 
geweſen war, in abfälliger und beleidigender Weiſe geſpro⸗ 
chen hatte. Auf ſeine Reviſion wurde das Urteil aufgehoben. 
Aus den 

Gründen: 

Der Angeklagte hat zu ſeinem Schutze geltend gemacht, 
daß er die Prklin. nicht habe beleidigen wollen und daß 
er im Sinne des § 193 daſelbſt ſtraflos ſei, weil er ledig: 
lich ein tadelndes Urteil über die gewerblichen 
Leiſtungen der Prklin. abgegeben und mit feinen Aeuße⸗ 
rungen nur den Zweck verfolgt habe, die Bewohner von O. 
in deren eigenem Intereſſe von den mangelhaften Leiſtungen 
der Prklin. als Hebamme zu unterrichten und fie vor ihr zu 
warnen. Die Strafkammer hat verneint, daß in den Aeuße⸗ 
rungen des Angekl. ein ſolches tadelndes Urteil zu erblicken 
ſei, und ſich über das Vorhandenſein der übrigen Alter⸗ 
nativen des § 193 nicht ausgeſprochen, hat vielmehr die 
Rechtswidrigkeit der Tat des Angekln. eventuell damit 
begründet, daß jedenfalls aus der Form der Aeußerungen 
und aus den begleitenden Umſtänden nach dem Schlußſatz 
des 8 193 auf die dem Angekln. innewohnende Beleidigungs⸗ 
abſicht zu ſchließen ſei. Der Anſicht der Strafkammer, daß 
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die Aeußerungen kein Urteil enthalten, iſt nicht beizuſtim⸗ 
men. Die Strafkammer verneint dies deshalb, weil der 
Angekl. nicht bloß den Ergebniſſen einer abſtrakten Schluß⸗ 
folgerung Ausdruck verliehen oder lediglich ſeine Meinung 
als das Ergebnis ſubjektiver Anſchauung und Prüfung ge: 
äußert, ſondern eine konkrete Tatſache behauptet habe. Allein 
die Aeußerungen des Angekln. laſſen unzweifelhaft erkennen, 
daß der Angekl. an der Tätigkeit der Prklin. Kritik üben 
wollte, und zwar dahin, daß ſie eine fahrläſſig pflichtwidrige 
ſei; dadurch daß er ſeine Kritik mit tatſächlichen Behaup⸗ 
tungen begründete, daß er anführte, in welchen tatſächlichen 
Punkten er die fahrläſſige Pflichtwidrigkeit erblicke, verlieren 
feine Aeußerungen nicht den Charakter eines Urteils. Straf: 
frei iſt nun aber im Sinn des § 193 nur die an den gewerb⸗ 
lichen Leiſtungen geübte Kritik, nicht auch diejenige 
Kritik, welche überhaupt an der Perſon des Gegners ge: 
übt wird. 

Jur. Woch. 1896 S. 474; Entſch. d. Bayr. Ob. Land. 

IV ©. 298. 

Sofern der Angekl. der Prklin. den Vorwurf fahrläſ⸗ 
ſiger Pflichtwidrigkeit machte, hat er ein Urteil über die ge⸗ 
werbliche Leiſtung derſelben, nämlich über die der Frau des 
Angekl. gewidmeten Hebammendienſte ausgeſprochen. Der 
Angekl. hat nun aber, übrigens lediglich dem Zeugen E. 
gegenüber, die Bemerkung beigefügt, daß er ſchon vor dem 
Beginn der Tätigkeit der Prklin. bei feiner Frau einen 
ſchlechten Eindruck von erſterer bekommen habe. Ueber die 
tatſächliche Frage, ob der Angekl. mit dieſem Teil ſeiner 
Aeußerung gleichfalls nur, wie die Reviſion meint, eine 
weitere Begründung für die Kritik der geſamten Leiſtung der 
Prklin. geben oder ob er damit allgemein über die Perſön— 
lichkeit derſelben ein Urteil abgeben wollte, hat ſich die Straf: 
kammer nicht ausdrücklich ausgeſprochen, wenn auch die Be- 
merkung am Schluſſe des Urteils für das letztere ſpricht. 

Mit Abſicht hat ſodann die Strafkammer eine nähere 
Erörterung darüber unterlaſſen, ob dem Angekl. aus den 
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ſonſtigen Gründen des § 193 ein Recht zu den fraglichen 
Aeußerungen zukam, ob er insbeſondere dieſelben zur Wahr: 
nehmung berechtigter Intereſſen getan habe, weil er über den 
Zuſtand und den Krankheitsgrund ſeiner Frau gefragt wor⸗ 
den war, und weil er, wie er behauptet, ſich für befugt halten 
durfte, die Intereſſen ſeiner Ortsbewohner durch Warnung 
vor der Prklin. zu wahren. Das angefochtene Urteil, wel⸗ 
ches hienach die Möglichkeit offen läßt, daß der Angekl. aus 
einem der Gründe des § 193 ein Recht zu den inkriminierten 
Vorwürfen gehabt habe, kann daher nur in dem Falle auf: 
rechterhalten werden, wenn die tatſächliche Feſtſtellung, daß 
der Angekl. bei ſeinen Aeußerungen die Abſicht der Beleidi⸗ 
gung gehabt habe, auf einer rechtlich einwandfreien Grund-. 
lage ruht. Die Strafkammer hat in ihrer eventuellen Aus⸗ 
führung dieſe Abſicht gemäß dem Schlußſatze des § 193 
aus der Form der Aeußerungen und den ſie begleitenden 
Umſtänden abgeleitet. Sie hat dies näher damit begründet, 
daß der Angekl., wenn es ihm lediglich um die Warnung 
der Ortsgenoſſen und um die Kritik der Leiſtungen der 
Prklin. zu tun geweſen wäre, ſich anders verhalten hätte: er 
hätte nicht den Weg privater Mitteilung an die Zeugin G. 
und der Mitteilung im öffentlichen Wirtſchaftslokal an E. 
gewählt, nicht den Bezicht mehrfach ausgeſprochen, auch nicht 
mit der Staatsanwaltſchaft gedroht; insbeſondere aber hätte 
er die Bemerkung über den Eindruck unterlaſſen, den die 
Prklin. ſchon beim Zugehen auf ſein Haus auf ihn gemacht 
habe. In dieſen Erörterungen find die Aeußerungen gegen: 
über der G. und E. nicht auseinandergehalten, es iſt auch 
nicht dargelegt, in welchen Punkten die verletzende Form und 
die verletzenden Umſtände zu erblicken ſind. 

Soweit erſichtlich, findet die Strafkammer hinſichtlich 
der gegenüber der G. gefallenen Aeußerungen die ehrver— 
letzende Form in der Wiederholung der Aeußerung und in 
die Drohung mit der Staatsanwaltſchaft. Dies iſt inſofern 
rechtsirrtümlich, als es ſich hier in Wahrheit um den In⸗ 
halt der Aeußerung handelt; wenigſtens iſt nicht erſichtlich, 
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inwiefern darin, daß der Angekl. auf die wiederholte Frage 
der G. jedesmal die gleiche Antwort gab, eine über den In⸗ 
halt hinausgreifende ehrverletzende Form gelegen fein ſolle; 
anders läge es unter Umſtänden dann, wenn in demſelben 
Geſpräch derſelbe Ausdruck wiederholt worden wäre. Der 
Kern der angeblichen Drohung mit der Staatsanwaltſchaft 
iſt lediglich der tatſächliche Vorwurf ſtrafbarer Pflichtwidrig⸗ 
keit. In der privaten Mitteilung an die G. ſollen, wie es 
ſcheint, begleitende Umſtände erblickt werden; es iſt aber 
nicht einzuſehen, wie aus der privaten Aeußerung auf eine 
private Anfrage unter Anweſenden auf die Abſicht der Be⸗ 
leidigung geſchloſſen werden ſolle, vielmehr beſteht der Ver⸗ 
dacht, daß dieſer Erwägungsgrund lediglich dazu dienen ſollte, 
den Zweck berechtigter Intereſſenwahrung (der behaupteten 
Warnung der Ortsgenoſſen) auszuſchließen. 

Lediglich für die Aeußerung gegenüber E. kommt der 
letzte als entſcheidend bezeichnete Punkt (die Bemerkung über 
den ſchlechten Eindruck, den die Prklin. ſchon beim Zugehen 
auf das Haus gemacht habe) in Betracht. Wenn aber nach 
den obigen Ausführungen zweifelhaft iſt, ob hierein nur eine 
Vervollſtändigung des Urteils über die Leiſtungen der Prklin. 
zu erblicken iſt, ſo bleibt auch hier der Verdacht, ob nicht 
Inhalt und Form der Aeußerung verwechſelt worden ſind. 
Sonſt ſteht zu dieſer Aeußerung nur noch der Ort derſelben 
— im Wirtshaus gegenüber einem zufällig anweſenden Gaſte 
— in Frage; wäre aber der Angekl. infolge der Frage des 
E. berechtigt geweſen, über die Erkrankung ſeiner Frau und 
deren Gründe Auskunft zu geben, ſo kannte er dies nur an 
Ort und Stelle der an ihn gerichteten Frage tun und es iſt 
nicht erſichtlich, inwiefern bei ſolcher Sachlage der Ort der 
Aeußerung als begleitender Umſtand auf die Beleidigungs⸗ 
abſicht ſollte ſchließen laſſen. Auch bleibt nach dem Inhalt 
des Urteils das Bedenken übrig, ob die Strafkammer auf 
dieſen Umſtand allein die Feſtſtellung der Beleidigungsabſicht 
gegründet hätte. 

In dem ſpäteren Urteil hat das Berufungsgericht in 
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den verſchiedenen Aeußerungen des Angekln. ein durch $ 193 
St GB. geſchütztes tadelndes Urteil über die gewerblichen 
Leiſtungen der Hebamme geſehen und angenommen, daß 
Angekl. an der Tätigkeit der Hebamme dahin Kritik üben 
wollte, daß jene eine fahrläſſig pflichtwidrige, die fieberige 
Erkrankung der Eheſrau verſchuldende war; dadurch daß er 
ſeine Kritik mit tatſächlichen Behauptungen begründete, daß 
er ausführte, in welchen tatſächlichen Punkten er die fahr⸗ 
läſſige Pflichtwidrigkeit erblicke, verlieren ſeine Aeußerungen 
nicht den Charakter eines Urteils über die gewerbliche Lei⸗ 
ſtung der Prklin; auch aus Form und begleitenden Um⸗ 
ſtänden der Aeußerungen wurde inſoweit nicht auf eine Be- 
leidigungsabſicht des Angekln. geſchloſſen. Dagegen wurde 
in der weiteren Aeußerung desſelben „ſchon wo er die He— 
bamme zum Haus habe herlaufen ſehen, habe er genug ge— 
habt, ſo laufe man in kein Haus hinein wie die“ nicht mehr 
eine Vervollſtändigung des Urteils über die Leiſtungen der 
Prklin., ſondern eine Kritik ihrer Perſon, eine bewußte 
ehrenrührige Kundgebung der Mißachtung gegen die Perſön⸗ 
lichkeit der Prklin. im Sinn des § 185 StGB. geſehen. Die 
gegen dieſen Schuldigſpruch eingelegte Reviſion wurde ver: 
worfen und ausgeführt, daß der § 193 in Fall 1 nur ſolchen 
Aeußerungen Schutz gewähre, die ſich mit dem von der Per: 
ſon des Urhebers oder des Dienſteleiſtenden losgelöſten Er— 
gebnis ſeiner Tätigkeit, mit der Art und Weiſe der letzteren, 
mit den Leiſtungen als ſolchen beſchäftigen, nicht aber ſolchen 
Aeußerungen, die den Urheber der Tätigkeit, den Dienjte- 
leiſtenden perſönlich angreifen, eine gegen deſſen Perſon ge⸗ 
richtete Mißachtung zum Ausdruck bringen, welche nicht eine 
Kritik des Geleiſteten, ſondern einen Angriff auf die Perſon 
des Leiſtenden enthalten. 

Urteil des Strafſenats vom 13. Dezember 1909 und 

18. April 1910 in der Privatklageſache B. gegen K. in 

O. wegen Beleidigung. 
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23. 
Zum Begriff der Beleidigung. 


Aufgehoben wurde ein Berufungsurteil, in welchem die 
Aeußerung „den N. haben wir wegen Meineids angezeigt“ 
aus §8 192, 185 StGB. beſtraft worden war mit der Be⸗ 
gründung, daß zwar die Anzeige wahr ſei und nicht habe 
geſagt werden wollen, der N. habe einen Meineid geſchworen, 
das Vorhandenſein der Beleidigung aber aus den begleiten⸗ 
den Umſtänden hervorgehe, da der Angekl. nach dieſen nur 
den Zweck verfolgte, den N. in ein ſchlechtes Licht zu ſtellen. 
Aus den 

Gründen: 

Rechtliche Bedenken muß erregen, wenn das Urteil da⸗ 
rin eine Beleidigung und zumal die vorliegend nach § 192 
StGB. erforderliche Beleidigungsabſicht erblickt, daß der 
Angekl. den Prklr. in ſchlechtes Licht habe ſtellen wollen. 
Der Rechtsbegriff der Beleidigung erfordert eine gegen die 
Ehre eines andern gerichtete Kundgebung, das durch die 
85 185—187 StGB. geſchützte Rechtsgut iſt die Ehre (vol. 
auch Vorentwurf zu einem deutſchen StGB. 1909 S. 701), 
eine Beleidigung iſt alſo nur dann gegeben, wenn dieſe an⸗ 
gegriffen und verletzt wird. Mit der Feſtſtellung, eine 
Aeußerung habe bezweckt, einen anderen in ein ſchlechtes 
Licht zu ſtellen, iſt aber nicht notwendig zugleich ein Angriff 
auf deſſen Ehre feſtgeſtellt, und kann daher dieſe Feſtſtellung 
für die Annahme eines Vergehens der Beleidigung nicht als 
ausreichend erachtet werden. Das Gleiche muß für die 
weitere Ausführung des Vorrichters gelten, in der aus dem 
feindſeligen Verhältnis zwiſchen dem Prklr. und deſſen 
früheren Prinzipal (dem jetzigen des Angekl.) die Beleidi⸗ 
gungsabſicht des Angekln. gefolgert wird. Denn hier iſt tat⸗ 
ſächlich nur feſtgeſtellt, der Angekl. habe im Aerger über das 
Mißlingen des beim Zeugen K. verſuchten Geſchäfts ſeiner 
üblen Laune die Zügel ſchießen laſſen, und den Prklr. in 
den Augen des Zeugen K. herabſetzen wollen. Auch hier 
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fehlt es an einer näheren Darlegung, daß die Aeußerung 

des Angekln. gegen die Ehre des Prklrs. gerichtet war. 
Urteil des Strafſenats vom 7. Februar 1910 in der 
Privatklageſache E. M. gegen W. G. wegen Belei⸗ 
digung. 


24. 


Die Kechtsgültigkeit einer auf den Straßenverkehr 
vor Berkanfsläden bezüglichen ortspolizeilichen Vor⸗ 


ſchrift. 


Aus den | 
Gründen: 

Vom Stadtſchultheißenamt U. ift mit Zuſtimmung des 
Gemeinderats nachfolgende vom K. Oberamt für vollziehbar 
erklärte und und im Amtsblatt veröffentlichte Vorſchrift als 
§ 7 Abſ. 2 der Straßenpolizeiverordnung erlaſſen worden: 
„Das Anlocken von Kunden durch Anhalten und Anreden 
Vorübergehender vor der Ladentüre oder vom Fenſter aus 
auf dem Gehweg oder der Fahrbahn vor den Gejchäfts- 
räumen oder in deren Nähe iſt verboten.“ Wegen Verfehlung 
hiegeg en in Verbindung mit S 366 Ziff. 10 StGB. find die 
beiden Angeklagten N. und K. auf Grund der Feſtſtellung 
geſtraft worden, daß N. einen die Auslagen im Schaufenſter 
ſeines Ladens beſichtigenden Bauern unter der Ladentüre 
angeredet und gefragt hat ob er nicht einen Anzug brauche 
und daß er ein andermal wieder unter der Ladentüre zu 
zwei vor dem Laden ſtehenden Bauersleuten geſagt hat, 
„bitte, wollen Sie ſich etwas Neues herausſuchen“ ſowie daß 
K. in ähnlicher Weiſe von der Ladentüre aus zu zwei vor 
ſeinem Schaufenſter ſtehenden Geſellen äußerte, ob ſie nicht 
vielleicht etwas anſehen wollen. 

Von der Reviſion wird die Rechtsgültigkeit der zur An⸗ 
wendung gebrachten ortspolizeilichen Vorſchrift beanſtandet, 
da ſie offenſichtlich einzig dazu beſtimmt ſei, aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen eine beſtimmte Art der Konkurrenztätigkeit 
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zur Verhinderung unlauteren Wettbewerbs zu unterbinden 
und nicht zur Aufrechterhaltung der Bequemlichkeit auf den 
öffentlichen Wegen diene, ſomit weil der geſetzlichen Grund⸗ 
lage entbehrend vom Stadtſchultheißenamt nicht habe erlaſſen 
werden dürfen. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten 
werden. Der § 366 Ziff. 10 StGB. erteilt die Befugnis 
zur Erlaſſung von Polizeiverordnungen zur Erhaltung der 
Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf 
den öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen. Daß nun 
die fragliche Vorſchrift den ihr von der Reviſion unterſtellten 
Zweck verfolgt habe, läßt ſich ihrem Wortlaut in keiner 
Weiſe entnehmen und die Stellung der Vorſchrift in der 
Straßenpolizeiverordnung zeigt im Gegenteil klar, daß es 
ſich nicht um ein Verbot zur Verhinderung unlauteren Wett⸗ 
bewerbs, ſondern um Straßenſchutz handelt. Dieſelbe be- 
findet ſich nämlich im Abſchnitt I betr. Vorſchriften über die 
Benützung der Straßen zu Privatzwecken, §S 1—4 behandeln 
die Belegung der Straßen mit Gegenſtänden, § 5 die Be- 
nutzung vorhandener Aufzugsvorrichtungen, $ 6 die Be⸗ 
nutzung des Straßenplatzes bei Bauten, 8 7 Abſ. 1 die 
Aufſtellung von Perſonen auf Straßen und Plätzen zum 
Zweck des Feilhaltens von Waren, das nur mit polizeilicher 
Erlaubnis geſtattet ſein ſoll, S 8 das Auslegen und Aus⸗ 
hängen von Betten, § 9 die äußere Form der Geſchäfts⸗ 
räume gegen die Straßen und das Aushängen der Waren. 
Wenn in dieſen Zuſammenhang die fragliche Vorſchrift ge⸗ 
ſtellt wurde, ſo iſt daraus mit Sicherheit zu entnehmen, daß 
ſie aus Rückſichten des Straßenverkehrs, nicht aber zur Ver⸗ 
hütung unlauteren Wettbewerbs erlaſſen worden iſt. Offen⸗ 
ſichtlich iſt endlich, daß die Vorſchrift der Beläſtigung des 
Publikums durch die Verkäufer vorbeugen will und daß ſie 
deshalb eine zur Erhaltung der Bequemlichkeit auf den 
Straßen erlaſſene Vorſchrift darſtellt, alſo auf der Blantett- 
norm des § 366 Ziff. 10 StGB. beruht. 

Daß aber die Angeklagten durch ihr Verhalten ſich 
gegen dieſe Vorſchrift verfehlt haben, daß insbeſondere die 
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angeredeten Perſonen, wenn ſie auch einen Augenblick vor 

dem Laden ſtehen geblieben ſind, als Vorübergehende 

im Sinn der Polizeivorſchrift anzuſehen ſind, bedarf keiner 

näheren Darlegung, iſt auch von der Reviſion nicht bean⸗ 

ſtandet worden. 1 
Urteil des Strafſenats vom 6. Juni 1910 in der Straf⸗ 
ſache gegen J. K. und K. N. in U. wegen Uebertretung 
im Sinn des $ 366 Ziff. 10 StGB. 


25. 


Zum Begriff der Schlügerei und des Berſchuldens im 
Sinn des § 367 Ziff. 10 HGB. 


Der Angekl. D., deſſen Familie mit der des Neben⸗ 
klägers R. verfeindet war, hat der Ehefrau R., die ihn an⸗ 
geblich beſchimpft hatte, Streiche ins Geſicht verſetzt und es 
ſchloß ſich hieran eine Rauferei mit Prügelei zwiſchen beiden 
Familien, an der ſich einerſeits der Angekl. mit Frau und 
Tochter, andererſeits die R.ſchen Eheleute beteiligten; dem 
davon ſpringenden R. lief Angekl. mit einem großen Prügel 
nach und führte mehrere Streiche nach ihm; daß er ihn hie⸗ 
bei getroffen, iſt nicht feſtgeſtellt. Die Reviſion des hiewegen 
aus 8 367 Ziff. 10 StGB. Verurteilten iſt verworfen wor⸗ 
den. Aus den 

Gründen: 

Die tatſächlichen Feſtſtellungen der Strafkammer recht⸗ 
fertigen die Annahme, daß der Angekl. die angeführte Tätig⸗ 
keit dem R. gegenüber bei einer Schlägerei, in die er nicht 
ohne ſein Verſchulden hineingezogen wurde, entfaltet habe. 
Eine Schlägerei d. h. ein in Tätlichkeiten ausgearteter 
Streit lag ohne allen Zweifel inſolange vor als die zwei 
Glieder der Familie R. und die drei der Familie D. ſich 
gegenüberſtanden. Unmittelbar an dieſe Tätlichkeiten ſchloß 
ſich aber das Davonſpringen des Nebenklägers und deſſen 
Verfolgung durch den mit dem Prügel zuſchlagenden Angekl. 
an. Bei dieſer Sachlage ſteht nichts im Wege auch dieſen 
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letzteren Auftritt als einen Teil der Schlägerei aufzufaſſen, 
die damals zwiſchen den beiden Familien ſtattfand. Das 
Zuſchlagen ſeitens des Angekln. auf den davon ſpringenden 
Nebenkläger fällt umſomehr in den Rahmen dieſer Schlägerei 
als entgegen der Auffaſſung der Reviſion auch eine nur 
zwiſchen zwei Perſonen ſich abſpielende Tätlichkeit, eine 
Schlägerei im Sinn des § 367 Ziff. 10 StGB. darſtellen kann 
(Goltd. Arch. Bd. 48 S. 305) und die Feſtſtellung, daß die 
geführten Streiche den Körper des Gegners getroffen haben, 
zum Tatbeſtand dieſer Uebertretung nicht erforderlich iſt. 

Daß der Angekl. nicht ohne ſein Verſchulden in die 
Schlägerei hineingezogen worden iſt, ergibt ſich aus der Feſt⸗ 
ſtellung des Vorrichters, daß er es war, der durch die gegen 
die Ehefrau R. geführten Streiche die Tätlichkeiten eröffnet 
hat. Ob die R. den Angekl. zuvor beſchimpft hat oder nicht, 
iſt für die hier erörterte Frage bedeutungslos. Die Straf— 
kammer geht ohne Rechtsirrtum davon aus, daß der Angekl. 
wenn er beſchimpfende Aeußerungen der Frau R. ohne wei⸗ 
teres mit Streichen in deren Geſicht erwiderte, nicht ohne 
ſein Verſchulden in die dadurch veranlaßte Schlägerei hinein⸗ 
gezogen worden iſt. Auch die Gefährlichkeit des Werkzeugs, 
deſſen ſich der Angekl. zu den Streichen gegen den Neben⸗ 
kläger bedient hat, iſt in objektiver und ſubjektiver Beziehung 
im angefochtenen Urteil ausreichend begründet. 

Urteil des Strafſenats vom 20. Juni 1910 in der 

Strafſache gegen F. D. in G. wegen Körperverletzung. 


26. 
Unbefugtes Begehen fremder Wieſen zwecks Fiſchens. 


Aus den Gründen: 

Nach Art. 11 Satz 1 des württ. Geſetzes über die 
Fiſcherei vom 27. November 1865 ſteht dem Fiſchereiberech⸗ 
tigten, inſoweit es herkömmlich und für die Ausübung des 
Fiſchereirechts erforderlich iſt, die Befugnis zu, die Ufer 
zu begehen. Durch dieſe landesgeſetzliche Vorſchrift, 
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welche durch Art. 69 des EG. zum BGB. gedeckt wird und 
daher auch nach der Einführung des BGB. in Kraft ge⸗ 
blieben iſt, wird dem Fiſchereiberechtigten eine ſog. Notſer⸗ 
vitut an den die Ufer eines Fluſſes bildenden Grundſtücken 
eingeräumt, und es ergibt ſich ſchon aus der rechtlichen Na⸗ 
tur dieſer Befugnis, daß die genannte Vorſchrift nicht in 
ausdehnender Weiſe ausgelegt werden darf, und daß ein 
weitgehender Eingriff in die an den Ufergrundſtücken befteh- 
enden Eigentumsrechte nicht geſtattet werden kann. Dieſer 
Gedanke iſt auch bei der Entſtehung des genannten Geſetzes 
mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht worden. Der 
dem Art. 11 des Geſetzes entſprechende Art. 10 des Ent⸗ 
wurfs enthielt den Vorſchlag, dem Fiſchereiberechtigten, in⸗ 
ſoweit dies zur Ausübung des Fiſchereirechts erforderlich 
ſei, das Begehen der Flußufer zu geſtatten; bei der Bera- 
tung dieſer Beſtimmung hat ſich jedoch das Beſtreben gezeigt, 
die mit dieſer Befugnis verbundene Beläſtigung der Grund— 
beſitzer auf ein möglichſt geringes Maß zurückzuführen, auch 
das Recht des Fiſchers zur Begehung der Ufer in verſchie⸗ 
dener Weiſe einzuſchränken und dem Grundbeſitzer die Mög⸗ 
lichkeit der völligen Beſeitigung dieſer Laſt einzuräumen. 
Dieſes Beſtreben hat die Beſtimmungen zu Tage gefördert, 
daß auch das Begehen der Ufer nur inſoweit als es her- 
kömmlich ſei, geſtattet, und daß dem Fiſchereiberechtigten das 
Betreten eingefriedigter Grundſtücke ohne Erlaubnis des 
Eigentümers nicht geſtattet ſein ſolle. Durch dieſe Beſtim⸗ 
mungen wollte das Recht des Fiſchereiberechtigten zum Be: 
treten der an das Fiſchwaſſer ſtoßenden Grundſtücke mög⸗ 
lichſt eingeengt und auf das bisher herkömliche Begehen der 
offenen Ufer beſchränkt werden, wie denn auch in der Kam⸗ 
mer der Abgeordneten ein Antrag, der dahin ging: „Die 
Fiſcher haben die Felder, deren Begehung ihnen bei dem 
Fiſchen herkömmlich zuſteht, möglichſt zu ſchonen“, abgelehnt 
wurde, (vgl. Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 
1862/64 I. Beilage Band 2 Abt. 2 S. 1724 ff. und II. Pro⸗ 
tokollband S. 1292 ff., auch württ. J. XI. S. 97 ff.). Aus 
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den Beſtimmungen des Fiſchereigeſetzes kann daher der An⸗ 
gekl. die Befugnis, über die Wieſe des K. zu gehen, um auf 
dieſem Wege an ſeinen Krautacker und damit an das Ufer 
der Enz zu gelangen, nicht ableiten, während die Heranzie⸗ 
hung der auf einer ganz anderen Grundlage beruhenden 
Beſtimmungen des Jagdrechts nicht angängig iſt. 

In der Berufungsinſtanz hat der Angekl. weiter geltend 
gemacht, die an dem betreffenden Teile der Enz Fiſcherei⸗ 
berechtigten haben durch unvordenkliche Verjäh⸗ 
rung das Recht erworben, über die an die Enz angrenzen⸗ 
den Grundſtücke an ihr Waſſer zu gehen. Damit ſcheint 
der Angekl. ein zugunſten der Fiſchereiberechtigten begründetes 
allgemeines Wegerecht behaupten zu wollen. Unter wel⸗ 
chen Vorausſetzungen nach dem früheren württ. Recht durch 
unvordenkliche Verjährung eine Wegegerechtigkeit erworben 
werden konnte, darf dahingeſtellt bleiben; denn um eine 
Grunddienſtbarkeit, bei welcher allein eine Beſitzzuſammen⸗ 
rechnung in Frage kommen könnte, kann es ſich ſchon aus 
dem Grunde nicht handeln, weil es an einem herrſchenden 
Grundſtück fehlt. Von dem Erwerb einer perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeit durch unvordenkliche Verjährung kann aber um des⸗ 
willen gar nicht die Rede ſein, weil der Angekl. erſt ſeit 
dem Jahr 1908 fiſchereiberechtigt iſt, für ihn würde daher 
nur eine beſchränkte, perſönliche Dienſtbarkeit im Sinne des 
§ 1090 BGB. in Frage kommen, die Begründung einer 
ſolchen Dienſtbarkeit wird aber von dem Angekl. nicht be⸗ 
hauptet. 

Endlich hat dieſer noch vorgebracht, es ſtehe ihm für 
den Zugang zu dem Fiſchwaſſer ein Notwegrecht 
entſprechend der Vorſchrift des 8 917 BGB. gerade über 
die Wieſe des K. zu. Auf das württ. Fiſchereigeſetz kann 
der Angekl. nach dem oben Ausgeführten einen derartigen 
Anſpruch nicht ſtützen, da ihm dort lediglich das Recht zur 
Begehung der Ufer eingeräumt iſt. Da ſonſtige württ. Ge— 
ſetze nicht inbetracht kommen und da das BGB. andere ſog. 
Notſervituten als den Notweg im Sinne des 8 917 nicht 


B. in Strafſachen. 351 


kennt, ſo kann für den Anſpruch des Angekl. nur dieſe Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung in Frage kommen. Nach § 917 BGB. 
kann der Eigentümer eines Grundſtücks, dem die zur ord⸗ 
nungsmäßigen Benützung notwendige Verbindung mit einem 
öffentlichen Wege fehlt, von den Nachbarn verlangen, daß 
fie bis zur Hebung des Mangels die Benützung ihrer Grund— 
ſtücke zur Herſtellung der erforderlichen Verbindung dulden. 
Die Pflicht zur Einräumung eines Notwegs iſt im BGB. 
als geſetzliche Eigentumsbeſchränkung der anliegenden Grund⸗ 
ſtücke gedacht, ſie entſteht daher kraft Geſetzes, ſobald ihre 
Vorausſetzungen vorliegen, und der Wegebedürftige den Not⸗ 
weg anſpricht; von der Entrichtung der im Abſ. 2 des 8 917 
vorgeſehenen Geldrente iſt daher die Ausübung des Notweg⸗ 
rechts an ſich unabhängig (vgl. Staudinger Anm. 5 d zu 
8 917). Aber die Vorausſetzungen des Anſpruchs auf einen 
Notweg ſind im vorliegenden Fall um deswillen nicht gege⸗ 
ben, weil dieſer Anſpruch nur dem Eigentümer eines 
wegebedürftigen Grundſtücks zuſteht, und der Angekl. 
nicht als Eigentümer eines ſolchen Grundſtücks ſondern als 
Fiſchereiberechtigter einen Notweg in Anſpruch nehmen will. 
Eine ausdehnende Auslegung dieſer Beſtimmung dahin, daß 
ein Fiſchereiberechtigter dem Eigentümer eines Grundſtücks 
gleichzuachten ſei, findet im Geſetz keine Grundlage und wird 
dadurch ausgeſchloſſen, daß durch den § 917 eine geſetzliche 
Eigentumsbeſchränkung der angrenzenden Grundſtücke zu⸗ 
gunſten eines anderen Grundſtücks feſtgeſetzt wird. 

Mit Recht hat daher die Strafkammer angenommen, daß 
der Angekl. nicht befugt geweſen ſei, in der angegebenen 
Weiſe über die Wieſe des K. zu gehen. Die weitere An 
nahme der Strafkammer, der Angekl. ſei ſich deſſen bewußt 
geweſen, daß er möglicherweiſe nicht befugt ſei, über die 
Wieſe des K. zu gehen, und daß er auf die Gefahr hin, un⸗ 
befugt zu handeln, dies am 18. Juli 1909 getan habe, ent⸗ 
hält eine tatſächliche Feſtſtellung, welche der Nachprüfung 
durch das Reviſionsgericht entzogen iſt. Damit hat aber 
die Strafkammer auch das Bewußtſein von dem Mangel 
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des Rechts zur Begehung der Wieſe in genügender Weiſe 
feſtgeſtellt, da bei dem Erfordernis der Kenntnis der Tat⸗ 
umſtände ein eventueller Dolus für ausreichend erachtet wer⸗ 
den muß. 
Urteil des Strafſenats vom 24. Januar 1910 in der 
Strafſache gegen A. H. in Pf. wegen Uebertretung des 
S 368 Z. 9 StGB. 
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II. 
Abhandlung. 


Die RAfarrhansbanlaſt für nen errichtete evangeliſche 
Kirchenſtellen in Altwürttemberg. 


Von Rechtsanwalt Dr. Gößler in Stuttgart. 
J. 


In einem in den Jahrbüchern der Württembergiſchen 
Rechtspflege Bd. 22 S. 98 ff. abgedruckten Urteil vom 5. Mai 
1909 hat ſich der Kgl. Verwaltungsgerichtshof mit folgendem 
Fall befaßt: Einer Kirchengemeinde iſt, da eine geeignete 
Mietwohnung für den Inhaber einer neu errichteten dritten 
Stadtpfarrſtelle nicht vorhanden und von der Staatsfinanz⸗ 
verwaltung die Verpflichtung zur Beſchaffung einer Amts⸗ 
wohnung ausdrücklich beſtritten war, die Auflage gemacht 
worden, eine Amtswohnung für dieſe Stadtpfarrſtelle zu be⸗ 
ſchaffen. Auf die Rechtsbeſchwerde der Kirchengemeinde, 
welche ausführte, daß die Baulaſt des Pfarrgebäudes nicht 
die Kirchengemeinde, ſondern den Staat als Inhaber des 
allgemeinen Kirchenguts treffe, hat der Kgl. Verwaltungsge⸗ 
richtshof die angefochtene Verwaltungsverfügung aufgehoben 
und in den Gründen bemerkt: nach dem zur Zeit geltenden 
Recht liege die Beſtreitung der örtlichen kirchlichen Bedürf⸗ 
niſſe, darunter die Baulaſt von Pfarrhäuſern für neu er⸗ 
richtete Pfarrſtellen, der Kirchengemeinde ob, ſoweit nicht die 
Verpflichtung eines Dritten feſtſtehe; ob die von der Kirchen⸗ 
gemeinde behauptete Verpflichtung eines Dritten, nämlich des 
Staats, beſtehe, ſei nicht vom Verwaltungsrichter, ſondern 
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vom Zivilrichter zu entſcheiden, weil die Verpflichtung des 
Staats nur noch als eine privatrechtliche in Betracht kommen 
könne; vor Austrag dieſes Streits könne der Kirchengemeinde 
die Baulaſt nicht ohne weiteres angeſonnen werden. 

Unter Berufung auf dieſes Urteil des Kgl. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs hat die Regierung nach den Ausführungen der 
Denkſchrift über die Vereinfachung der Staatsverwaltung 
hinſichtlich der Frage der Deckung des Wohnungsaufwands 
für neue Kirchenſtellen ihren früheren Standpunkt verlaſſen. 
In der Denkſchrift iſt bemerkt: „Bezüglich der Frage, ob 
die Deckung des Wohnungsaufwands für neue Kirchenſtellen 
eine ſtiftungsmäßige Aufgabe des altwürttembergiſchen Kir⸗ 
chenguts geweſen iſt, die auf Grund des Generalreſkripts 
vom 2. Januar 1806, betreffend die Vereinigung des Kir⸗ 
chenguts mit dem Staatskammergut auf den Staat als Teil 
der ſtaatlichen Aufgaben übergegangen wäre, oder ob die 
Deckung dieſes Aufwands, vorbehältlich der Unterſtützung 
durch den Staat, Sache der kirchlichen Gemeinde iſt, hat ſeit 
den erſten Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts zwiſchen 
den beteiligten Behörden eine Meinungsverſchiedenheit be⸗ 
ſtanden, die zu einer grundſätzlich verſchiedenen Behandlung 
des Pfarrhausbauaufwands und der Mietzinsentſchädigungen 
für neue evangeliſche Kirchenſtellen geführt hat. Während 
ſich der Staat an dem Pfarrhausbauaufwand für neue Kir— 
chenſtellen grundſätzlich nur durch Beiträge an bedürftige 
Gemeinden beteiligt hat, ſind die Mietzinsentſchädigungen 
für neue evangeliſche Kirchenſtellen ohne Scheidung zwiſchen 
bedürftigen und nicht bedürftigen Gemeinden von der Staats⸗ 
kaſſe im vollen Betrag übernommen worden; dieſe Uebung 
iſt in neuerer Zeit auch auf neue katholiſche Kirchenſtellen 
übertragen worden. Die Unzuträglichkeiten, die mit dieſer 
verſchiedenen Behandlungsweiſe verbunden ſind, laſſen eine 
einheitliche Löſung der Frage nach der Deckung des Woh— 
nungsaufwands für neue Kirchenſtellen geboten erſcheinen. 
Dieſe Löſung iſt durch ein Urteil des Verwaltungsgerichts— 
hofs vom 5. Mai 1909 ermöglicht, in dem ausgeſprochen iſt, 
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nach dem zur Zeit geltenden Recht liege die Beſtreitung der 
örtlichen kirchlichen Bedürfniſſe, „darunter die Baulaſt von 
Pfarrhäuſern für neuerrichtete Pfarrſtellen“, der Kirchenge⸗ 
meinde ob, ſoweit nicht eine privatrechtliche Verpflichtung 
eines Dritten feſtſtehe. Dieſe Regelung erſcheint auch fach: 
lich begründet, da eine Beteiligung der Gemeinden an der 
Erweiterung ihrer Paſtorationseinrichtungen durchaus ange⸗ 
meſſen iſt und dieſe Beteiligung am beſten durch Tragung des 
Wohnungsaufwands erfolgt; dementſprechend beſteht auch in 
allen größeren deutſchen Staaten der zum Teil geſetzlich fejt- 
gelegte Grundſatz, daß die Amtswohnung oder Mietzinsent⸗ 
ſchädigung für neue Kirchenſtellen von den Gemeinden zu be⸗ 
ſchaffen iſt. Hienach iſt unbeſchadet der Fortreichung der zur 
Zeit von der Staatskaſſe geleiſteten Mietzinsentſchädigung en 
in Ausſicht genommen, die Beteiligung des Staats an dem 
Aufwand für Mietzinsentſchädigungen neuer Kirchenſtellen, 
ſoweit nicht etwa in einem einzelnen Fall eine privatrecht- 
liche Verpflichtung des Staats zur Uebernahme der Ent⸗ 
ſchädigung nachgewieſen werden follte, auf die Leiſtung von 
Beiträgen an bedürftige Gemeinden zu beſchränken.“ 

An dieſe Ausführungen der Denkſchrift hat ſich eine 
lebhafte Erörterung angeknüpft. Es dürfte daher gerecht— 
fertigt ſein, die Frage, wem nach württembergiſchem Staats- 
kirchenrecht die Baulaſt von Pfarrhäuſern für neu errichtete 
Kirchenſtellen obliegt, und zwar unter Beſchränkung auf Alt⸗ 
württemberg, näher zu unterſuchen. 

Nach kanoniſchem Recht ſind dieſelben Grundſätze der 
Baupflicht, welche von den Kirchen gelten, auch auf die 
Häuſer der Pfarrer anwendbar; in erſter Linie iſt das Lo— 
kalkirchenvermögen, in zweiter Linie find die Nutznießer von 
kirchlichem Vermögen, in dritter Linie die Parochianen bau— 
laſtpflichtig. Vgl. Permaneder, Handbuch des Kirchenrechts, 
4. Aufl. 8 515; Walter, Lehrbuch des Kirchenrechts, 12. Aufl. 
§ 272; Reinhardt, Kirchliche Baulaſt, S. 87 ff.; Württ. 
Archiv Bd. II S. 75; Lang, Sachenrecht, 2. Aufl., Bd. II 
§S 145. Zur Errichtung eines neuen Kirchenamts iſt außer 


356 Abhandlung. 


der Uebertragung der geiftlichen Verrichtungen durch die 
kirchliche Gewalt die Stiftung der Pfründe erforderlich. Die 
Stiftung einer Pfründe zur Dotation eines Kirchenamts kann 
nach kanoniſchem Recht von der Kirche ſelbſt, dem Staat, 
einer ſonſtigen öffentlichen Korporation oder einer Privat⸗ 
perſon vorgenommen werden. Wird die Errichtung einer 
neuen Pfarrei nötig, wird z. B. wegen Zunahme der Be⸗ 
völkerung neben einem alten Kirchenamt die Errichtung eines 
neuen erforderlich und findet keine freiwillige Stiftung einer 
Pfründe ftatt, jo kann nach kanoniſchem Recht von der kirch⸗ 
lichen Behörde in Ermangelung beſonderer Fonds ein Teil 
des Einkommens der alten Pfründe an die neue Pfarrei 
überwieſen werden. Permaneder a. a. O. 88 234 und 235; 
Walter SS 218 — 219, 88 259 und 259; Wieſe, Handbuch 
des Kirchenrechts, Bd. II SS 197, 201; Hinſchius, Syſtem 
des katholiſchen Kirchenrechts Bd. II § 103 S. 90, § 106 
S. 401 ff. Die alte Pfründe wird salva congrua auch zu 
den Koſten einer Erweiterung oder eines Neubaues in An⸗ 
ſpruch genommen, weil fie ihre Einkünfte aus dem Kirchen⸗ 
vermögen bezieht und durch die Verwendung dieſes Teils 
des Kirchenvermögens zu Zwecken der Pfründe die Unzu⸗ 
länglichkeit des übrigen Kirchenvermögens veranlaßt wird. 
Vgl. Lang im ziviliſtiſchen Archiv Bd. 26 S. 315. Reicht der 
dem neuen Kirchenamt überwieſene Teil des Einkommens 
der alten Pfründe nicht aus, ſo werden die der neuen Pfarrei 
zugeteilten Parochianen zu verhältnismäßigen Beiträgen aus 
Gemeindemitteln angehalten. Vgl. Permaneder a. a. O. 
§ 235 S. 393; Hinſchius a. a. O. S. 390. Zwar iſt nach 
den gemeinrechtlichen Beſtimmungen über die Kirchen: und 
Pfarrhaus⸗Baulaſt davon auszugehen, daß diejenigen, welche 
aus einem beſonderen Rechtsgrunde zu den Kirchenbaulaſten 
beizutragen haben, im Zweifelsfalle für die Befriedigung 
neu erwachſender kirchlicher Bedürfniſſe nicht zu ſorgen haben, 
weil ſich das Maß und der Umfang der übernommenen Laſt 
ohne Rückſicht auf das innere Bedürfnis der Kirche nur aus 
dem beſonderen Rechtstitel ergibt; es ſind daher im Zweifels⸗ 
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falle die Nutznießer von Einkünften und Früchten einer Kirche 
nur hinſichtlich derjenigen Kirche, deren Vermögen auf ſie 
übergegangen iſt, baulaſtpflichtig. Ganz anders aber verhält 
es ſich mit der Baulaſtpflicht des Ortskirchenvermögens ſelbſt 
einſchließlich desjenigen Teils, welcher dem Inhaber einer 
Pfründe als Einkommen zugewieſen iſt, und der Baulaſt⸗ 
pflicht der Parochianen; das Ortskirchenvermögen und bei 
deſſen Unvermögen die Parochianen haben für Erreichung 
aller kirchlichen Bedürfniſſe, je nach dem wechſelnden Um⸗ 
fang derſelben, einzutreten; beide müſſen, da ſonſt dem kirch⸗ 
lichen Bedürfnis überhaupt nicht genügt werden könnte, auch 
für die Befriedigung der neu erwachſenden kirchlichen Be⸗ 
dürfniſſe aufkommen. Vgl. die Entſcheidung des Oberlan⸗ 
desgerichts Wolfenbüttel in Seufferts Archiv Bd. 31 Nr. 254 
und beſonders die Entſcheidungen des Reichsgerichts vom 
6. Februar 1900 und 3. Juni 1911 in Seufferts Archiv 
Bd. 55 Nr. 212, Juriſtiſche Wochenſchrift 1911 S. 233 f.; 
Lang im ziviliſtiſchen Archiv Bd. 26 S. 308 ff.; Permaneder⸗ 
Riedle, Die kirchliche Baulaſt, Erläuterung 100 S. 119. 
Hienach iſt nach kanoniſchem Recht das zur Pfarrdotation 
dienende Ortskirchenvermögen, wenn es ſich um Errichtung 
einer neuen Pfarrei und Erbauung eines neuen Pfarrhauſes 
zufolge Vermehrung der kirchlichen Bedürfniſſe handelt, in 
erſter Linie in Ermanglung beſonderer Fonds zur Beſtrei⸗ 
tung des erforderlichen Aufwands unbeſchadet des zum not⸗ 
wendigen Unterhalt des Inhabers der alten Pfarrei erfor⸗ 
derlichen Betrags verpflichtet. 

Nach der herrſchenden, auch vom Reichsgericht konſtant 
vertretenen Anſicht, vgl. Württ. Archiv Bd. II S. 284 ff., 
Bd. 7 S. 285 f., Seufferts Archiv Bd. 4 S. 127, Reichs⸗ 
gericht in Jur. Wochenſchrift 1900 S. 276 f., gelten die im 
concilium Tridentinum über die Baulaſt aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze, weil ſie ſich nur auf die vorhandenen rechtlichen Zu⸗ 
ſtände gründeten, auch als rechtliche Grundſätze des gemeinen 
proteſtantiſchen Kirchenrechts und kommen daher zur Anwen⸗ 
dung, ſoweit ſie nicht etwa partikulargeſetzlich oder durch 
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partikulares Herkommen eine Abänderung erfahren haben. 

Bei Einführung der Reformation wurden in einigen 
proteftantifchen Ländern und Reichsſtädten gemeine Kirchen: 
kaſten der Landeskirche errichtet und hiezu ſowohl die Güter 
der aufgehobenen Klöſter und Stifte, als auch örtliches Kir⸗ 
chenvermögen insbeſondere das Vermögen der Pfründen ver⸗ 
wendet. In den meiſten proteſtantiſchen Ländern, z. B. in 
Preußen, wurden die Pfründen erhalten bezw. wie andere 
örtliche Kirchengüter, den einzelnen Ortskirchengemeinden zur 
Verwaltung und ſtiftungsmäßigen Verwendung überlaſſen. 
Vgl. Gaupp, das beſtehende Recht der evangeliſchen Kirche, 
Bd. II $ 623; Richter⸗Dove, Kirchenrecht, 8. Aufl. § 312. 

Für die Frage, ob und inwieweit die Kirchen- und Pfarr⸗ 
hausbaulaſten, welche bis dahin auf dem zum Kirchenkaſten 
geſchlagenen Kirchengut geruht hatten, auf den allgemeinen 
Kirchenkaſten übergingen, ſind die bei Errichtung der Landes⸗ 
kirchenkaſten erlaſſenen Ordnungen maßgebend. Die Grund⸗ 
ſätze des tridentiniſchen Konzils über die Baulaſtpflichten der 
Beſitzer von Kirchengut finden auf dieſe Einziehung evange⸗ 
liſchen Kirchenguts keine Anwendung. Auch in Württemberg 
iſt ein allgemeines Landeskirchenvermögen, das evangeliſche 
Kirchengut, geſchaffen worden und zwar nicht nur aus dem 
Vermögen der aufgehobenen Stifte und Klöſter, ſondern auch 
aus Ortskirchenvermögen im weiteren Sinn, nämlich den 
Pfarrdotationen. Vgl. Eiſenlohr in Reyſcher, Sammlung 
der württembergiſchen Geſetze Bd. 9 S. 105 ff.; Riecke, Das 
evangeliſche Kirchengut des vormaligen Herzogtums Würt⸗ 
temberg S. 9 f. Unberührt in ihrem bisherigen Beſtand 
blieben nur die örtlichen Stiftungen für Kirche und Arme, 
insbeſondere der „Heilig“ oder die Fabrik, alſo dasjenige 
örtliche Kirchengut, welches von Alters her nicht zur Unter⸗ 
haltung der Geiſtlichen beſtimmt war, im Gegenſatz zu den 
Pfarrpfründen, die teils eine ſelbſtändige, teils eine mit dem 
Fabrikgut vereinigte Stiftung waren. Das Kirchengut wurde 
im Herzogtum Württemberg als beſonderes Vermögen ge— 
trennt verwaltet, hatte einen beſonderen ſtiftungsmäßigen 
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Zweck, die Erfüllung dieſes Zwecks ſtand unter dem Schutze 
der Verfaſſung. 

Die Stiftung des allgemeinen Kirchenguts beruht auf 
der großen Kirchenordnung von 1559 und den Landtagsab⸗ 
ſchieden von 1565 und 1566. Die Einhaltung der Beſtim⸗ 
mungen der Kirchenordnung über die Verwendung des Kir⸗ 
chenguts wurde dann gleichmäßig in einer Reihe ſpäterer 
Landtagsabſchiede und Landesgrundgeſetze, wie namentlich in 

dem Teſtament Herzogs Eberhard III. von 1664, den Re⸗ 

ligionsreverſalien vom 17. Dezember 1733, dem Erbvergleich 
vom 27. Februar 1770 ausgeſprochen. Die Art und Weiſe 
der Verwendung des Kirchenvermögens iſt vermöge der Ge⸗ 
ſetzgebungsgewalt der Landesherren durch deren Verfügungen 
ausſchließlich geregelt; dieſe Verfügungen hatten, wie Sar⸗ 
wey im württ. Archiv Bd. 15 S. 90 Anm. 124, das öf⸗ 
fentliche Recht 8 23 S. 343 Anm. 5 ausführt, „eine das 
frühere Verhältnis des einverleibten Vermögens vollkommen 
novierende Wirkung.“ Für die Verhältniſſe des evangeliſchen 
Kirchenguts folgt daraus, daß darüber, von wem in Zukunft 
die einzelnen Anſprüche für kirchliche Zwecke befriedigt wer⸗ 
den ſollen, und wie ſich in dieſe Befriedigung das allgemeine 
Kirchengut und das Ortskirchenvermögen zu teilen haben, 
nicht mehr die Grundſätze des tridentiniſchen Konzils, ſon⸗ 
dern die bei Errichtung des Kirchenguts getroffenen landes⸗ 
herrlichen Verfügungen entſcheiden. Dieſe auf der ſtaats⸗ 
hoheitlichen und der damit verbundenen Episkopalgewalt der 
Landesherren beruhenden Verfügungen ſind, ſoweit ſie nicht 
aufgehoben ſind, noch heute ein Teil des geltenden öffent— 
lichen Rechts. Vgl. Württ. Archiv Bd. II S. 20 ff., Bd. 
XIV ©. 12 ff. 

Die große Kirchenordnung von 1559 beſtimmt über die 
Verwendung des Kirchenguts zur Beſoldung der Geiſtlichen 
und Beſchaffung ihrer Amtswohnungen folgendes: 

Bl. 4: Darzu ein offenbare, lautere und unterſchiedliche 
Anzeig thäten, wohin der Kirchen unſeres Fürſtenthums Güter 
angewendt, und alſo erläutert würde, daß Wir derſelben zu 
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Unſerem eigenen Privatnutzen gar nicht begehrten oder ge- 
brauchten, ſondern allein zur Erhaltung der Kir⸗ 
chen diener, Schulmeiſter, Erziehung junger Studioſen 
zum Miniſterio, Erbauung der Kirchendiener⸗ 
Behauſungen, und anderer Gebäude, ſo von Alters 
her der Kirche angehangen, Beſoldung derjenigen, 
fo der Kirchen zu Not durft und Nutzen in 
derſelben Dienſten gebraucht, Handreichung und 
Steuer der Armen, und auch allem andern der 
Kirchen Anliegen, wie ſich das zuträgt und 
jederzeit zutragen mag, kommen und verwenden 
laſſen. 

Bl. 152: Demnach ſo ordnen, wöllen und befehlen auch 
wir, wo in unſeres Fürſtentume Städten, Flecken 
und Dörfern von Alters her eigene geſtiftete Pfarren, Pre⸗ 
dicaturen, Diaconaten und Subdiaconaten geweſen und er⸗ 
halten worden, daß dieſelben fürohin noch alſo unabhängig 
bleiben. 

Bl. 178: Neben dieſem, als von den Pfarrge⸗ 
fällen die Pfarrherr von Alters ſelbſt ihre 
Häuſer unterhalten und Cotruibution geben, 
aber gemeiniglich ihnen den Kirchendienern ungelegen geweſen, 
die Pfarr⸗, Predicatur⸗ und Diaconat⸗Häuſer, wie von Alter, 
im Bau und Beſſerung zu halten, daneben auch allerhand 
Mängel halben, die Miniſtri der Pfarrgüter, und unſere 
Gefäll, nicht allweg zu gutem Nutzen richten könnten, ſo 
haben wir demnach, wie hernach unter ſeinem Kapitel folgen 
ſoll, die Verordnung getan, daß den Pfarren, Predi⸗ 
caturen, Diaconaten und Subdiaconaten, 
gewiſſe notdürftige beſtändige Competenz 
an Geld und Früchten geſchöpft und in einem 
beſonderen Buch bei unſerem Kirchenrat aufzeichnen laſſen, 
welche den Kirchendienern zu ihren Behau⸗ 
fungen, ohne deren Koſten, Jahrs durch 
unſere dazu Verordnete und Beſtellte 
gereicht und geliefert würden, auf daß ſie 
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ohne Müh, Unwillen auch die Jahr, ſo Mißgewächs vor⸗ 
handen, da noch von den Früchten, zuvorderſt auch dem 
Geld, ſich wohl ausbringen, und alſo ihren Studien und 
Kirchenamt allein obzuliegen, der Häuſer, Gebäuen 
(außerhalb Fenſter, Ofen und Schloßwerk) und der Kon⸗ 
tribution ober und entledigt ſein und damit 
nichts zu tun haben. 

Bl. 414 f.: Damit nun den Kirchendienern 

ihre hievor geordnete Unterhaltung 
*? gewißlichen und ohne Fehlen 
gefolgen ..... desgleichen die Behauſungen 
und andere der Kirche zugehörige, notwen⸗ 
dige und ſchuldige Gebäu vollführt, und auch 
alle diejenigen Perſonen und Diener, hierunter gebraucht, 
beioldet ..... „ auch allen und jeden andern 
gegenwärtigen und künftigen der Kirchen 
Notdurften deſt baß und wie man ſchuldig 
geholfen werden mög, dazu dieſes alles in Beden⸗ 
kung, daß ſie der Kirchen für ein Corpus eingeleibt und zu⸗ 
gehörig, von den Kirchen zugehörigen Gefällen, hergenommen 
und verricht werden ſoll und muß, und aber weder bei den 
Pfarren noch Schulen die von Alters geſtiftet Gefäll ſo 
weit reichen und ſich erſtrecken, daß dieſelben damit zu con⸗ 
tentieren, zu geſchweigen ichzigs oder ſo viel bevor, von wel⸗ 
chem unſer angericht Pädagogium und Stipendium, als die 
seminaria, die Behauſungen, andere Gebäu, 
die gemeine Diener, auch allerlei Notdurft 
und Anliegen der Kirchen davon zuerhalten 
und hinaus zu bringen, . ... demnach und damit 
hierunter an uns, was zu Notwendigkeit der Kir⸗ 
chen dienlich und fürderſam, auch kein Man⸗ 
geloder Saum nus erſcheine, ſondern ſoviel 
immer möglich, der Kirchen Anliegen ge⸗ 
wandt, ſo haben Wir geordnet und befohlen, und meinen 
es nochmals ernſtlich, daß der Pfarrhern, Predicaturen, Dia⸗ 
conaten, Subdiaconaten, desgleichen Unſerer erledigten Stift⸗ 


362 Abhandlung. 


und Frauenklöſter und dann auch aller und jeder Prebenden, 
Caploneien und Frühmeßpfründen, in die Kirchen Unſer 
Oberkeit und Schirms⸗Zugehörigen geſtifft, ſo jetzo vacirn 
und noch ferners vacirn und erledigt werden, ſamt der Ru⸗ 
ralcapitel dotierte und zugehörige Gefäll und Einkommen zu 
einem gemeinen Kirchenkaſten .. .. zuſammen eingezogen 
werden ſoll. Denn dieweil obbemeldter Stiftungen, Gefäll 
und Einkommen zu der Kirch ergeben, ſoll dasſelb billich 
der Kirchen und derſelben chriſtenlichen Miniſterien, an⸗ 
hangenden und zugehörigen andern notwendigen Sachen und 
derſelbigen Nothfehl zu Steur, Hilff und Gutem kommen. 

Bl. 416: Vor und obgemeldte angenommene Verwalter 
zu Einziehung der Pfarren, Stiften, Frauenklöſter, Präben⸗ 
ten, Caploneien, Frühmeſſen, Pfründen und Ruralcapitel, 
Gefäll und Einkommen, ſollen alsdann den Kir⸗ 
chendienern . . . . ihre geordneten Kompe⸗ 
tenzen . . . reichen, auch andere Beſoldungen, 
Ausgaben mit den Gebäuen und ſonſten in all: 
weg, als vorlaut . . . . verrichten. 

Bl. 422: Der Direktor und politiſchen Kirchenräte ſollen 
auch jederzeit Verordnung tun, damit die Pfarr- und Pfründ⸗ 
häuſer der Notdurft nach in weſentlichen Bauen gehalten, 
und ſo vonnöten Grund und Hauptbäu zu tun, dieſelben 
auf vorgehende Beratſchlagung der verſtändigen Werkleut, 
der Gelegenheit nach, von dem gemeinen Kirchenkaſten, wo— 
fern dieſelben von Alters ihme angehangen, vollführen laſſen. 
Da aber dieſelben Gebäu an ſchleißendem oder Hauptgebäuen 
andere ſchuldig wären, gleichfalls bei denſelben verſchaffen. 

Nach den angeführten Beſtimmungen diente das allge— 
meine Kirchengut vor allem zur Beſoldung von Geiſtlichen 
und Beſchaffung ihrer Amtswohnungen und zwar zur Be— 
friedigung des ganzen diesbezüglichen Bedürfniſſes der evan— 
geliſchen Landeskirche, mochte es ſich um die damaligen oder 
um künftig neu errichtete Kirchenſtellen handeln. Alle da— 
maligen Pfarrſtellen ſollten nach der Anordnung der großen 
Kirchenordnung auch in Zukunft fortbeſtehen. Daß die Be— 
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dürfniſſe der Kirche in Zukunft aber die Errichtung neuer 
Kirchenſtellen erheiſchen würden, war klar vorauszuſehen. 
Gerade um dieſem geſamten, damaligen und künftigen Be⸗ 
dürfnis beſſer dienen zu können, iſt das Vermögen aller 
einzelnen Pfarrgüter und Pfründen zuſammen mit den 
übrigen geiſtlichen Gütern vereinigt worden. Beſonders 
deutlich iſt dies in Bl. 414 geſagt: Bezeichnend iſt ſchon die 
Ueberſchrift „Wie und wovon die Pfarrherr, Prediger, Dia⸗ 
kon, Subdiakon, Stipendiaten, Pädagogium, Schulen und 
anderes, ſo der Kirchen inkorporirt, erhalten werden ſollen.“ 
Im Text wird dann zunächſt feſtgeſtellt, daß es Aufgabe 
des Kirchenkaſtens ſei, den Kirchendienern ihre Unterhaltung 
richtig zu verabfolgen, die Behauſungen und andere der 
Kirche zugehörigen notwendigen und ſchuldigen Baulichkeiten 
zu vollführen; weiter iſt geſagt, daß hiezu und zu den andern 
dort erwähnten Zwecken die Gefälle der Pfarreien und 
Schulen nicht hinreichen, endlich iſt beſtimmt, daß zu dieſem 
Behufe, damit die Bedürfniſſe der Kirche niemals mangel- 
haft oder ſäumig befriedigt, ſondern ſoviel immer möglich 
die Anliegen der Kirche erfüllt werden, das geſamte in Bl. 
415 bezeichnete Kirchenvermögen zu einem gemeinen Kirchen⸗ 
kaſten zuſammengezogen werde. Die Laſt der Beſoldung der 
Geiſtlichen und der Unterhaltung der Pfarrhäuſer iſt hienach 
in vollem Umfang uneingeſchränkt zufolge Einverlei⸗ 
bung der Pfarrdotationen auf das Kirchengut übernommen 
worden. Die Geiſtlichen, welche in Zukunft nicht mehr direkt 
Einkünfte aus kirchlichem Vermögen beziehen, ſondern vom 
allgemeinen Kirchengut, das jetzt dieſe Einkünfte bezieht, 
ihren Gehalt bekommen, ſollten in Zukunft „der Häuſer und 
Gebäude entledigt fein”. Aber auch die Gemeinde hatte hie⸗ 
für nicht aufzukommen. Das der Gemeinde verbliebene, in 
örtlichen Stiftungen für Kirche und Arme beſtehende Orts⸗ 
kirchenvermögen hatte lediglich für die Beſtreitung der Kult⸗ 
bedürfniſſe und den Kirchenbauaufwand einzutreten. Die 
Kirchenbaulaſt iſt vom Kirchengut weg, obwohl in ihm das 
Vermögen von Klöſtern mit einverleibten Pfarreien war, an 


364 Abhandlung. 


die Gemeinde verwieſen worden. Vgl. Württ. Archiv Bd. 7 
S. 330, Bd. 15 S. 51, Bd. 21 S. 338. Ein Gutachten 
des vormaligen Oberjuſtizkollegiums vom 17. April 1816 
ſpricht fih (vgl. Sarwey, Monatsſchrift Bd. III S. 129) 
dahin aus: „In Altwürttemberg haftete die Baulaſt der 
Pfarrhäuſer bei Nichtpatronatspfarreien und Kirchen ſtets 
auf dem Kirchengut, weil dieſes der Komplex aller Pfarrein⸗ 
künfte und Zehnten war, nie auf den Gemeinden, bei Kir⸗ 
chen hingegen waren ſtets die Gemeinden, nicht das Kirchen⸗ 
gut, das nur freiwillige Beiträge als Liebesgaben entrichtete, 
zur Ergänzung der Inſuffizienz der piorum corporum ver⸗ 
bunden.“ In dieſer Weiſe wurden die Verpflichtungen des 
allgemeinen Kirchenvermögens der Geſamtkirche und des Lo— 
kalkirchenvermögens der einzelnen Gemeinden gegeneinander 
abgegrenzt. Durch dieſe Abgrenzung ſollte für die Zukunft 
die Möglichkeit der vollen Befriedigung des kirchlichen Be: 
dürfniſſes geſchaffen werden. Eine Verpflichtung der Paro⸗ 
chianen oder der Gemeinde zur Leiſtung von Beſoldung und 
Amtswohnung an Geiſtliche beſtehender oder neu errichteter 
Kirchenſtellen iſt in der großen Kirchenordnung auch nicht ein⸗ 
mal ſubſidiär aufgeſtellt worden, ebenſowenig ſind darüber 
Vorſchriften gegeben, inwieweit etwa neben dem Kirchengut 
die Gemeinden einzutreten haben. Dies hätte aber unbe⸗ 
dingt geſchehen müſſen, wenn das Kirchengut nur Beiträge 
an die Gemeinden hätte geben und die Kirchenordnung dieſen 
Gemeinden die Beſoldungslaſt ganz oder zum Teil hätte auf— 
erlegen wollen. Vielmehr iſt die ganze Beſoldungslaſt mit 
den lokalen Pfarrdotationen aufs vereinigte Kirchengut über⸗ 
nommen worden; die anderweitigen Beſtimmungen des ge— 
meinen Kirchenrechts ſind alſo für Württemberg durch die 
große Kirchenordnung abgeändert worden. Wie oben aus— 
geführt wurde, entſprach es übrigens ſchon den Rechtsgrund: 
ſätzen des gemeinen Kirchenrechts, daß die Laſt zur Beſol⸗ 
dung der Geiſtlichen und zur Erbauung von Pfarrhäuſern, 
ſoweit fie auf den Pfarrdotationen ruhte, auch die Verpflich— 
tung zur Befriedigung der neu erwachſenden kirchlichen Be— 
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dürfniſſe in ſich begriff. Die große Kirchenordnung hat 
dieſen Rechtsgrundſatz aber auch ausdrücklich anerkannt. 
Nach Bl. 4 ſollte das allgemeine Kirchengut „zu allem andern 
der Kirche Anliegen, wie ſich das zuträgt und jederzeit zu⸗ 
tragen mag“, verwendet werden; nach Bl. 414 ſollte mit 
dem Kirchengut „allen und jeden gegenwärtigen und künf⸗ 
tigen der Kirche Nothdurfften“ geholfen werden, „allerlei 
Notdurft und Anliegen der Kirche“, „was zu Notwendigkeit 
der Kirche dienlich und fürderſam“, ſollte aus dem Kirchen⸗ 
gut befriedigt werden. Auf die örtliche Herkunft der ein⸗ 
zelnen kirchlichen Einkünfte und Vermögensbeſtandteile ſollte 
es nach deren Vereinigung zum allgemeinen Kirchenkaſten 
nicht mehr ankommen; vielmehr ſollte das vereinigte Kirchen⸗ 
vermögen einheitlich zur Befriedigung der gegenwärtigen und 
zukünftigen Bedürfniſſe der Kirche, für welche das Kirchen⸗ 
gut die Fürſorge übernommen hatte, dienen. Hiemit ſteht 
die oben erwähnte Beſtimmung Bl. 422 der großen Kirchen⸗ 
ordnung, wenn ſie von Pfarr- und Pfründhäuſern, wofern 
dieſelben von Alters dem Kirchenkaſten angehangen, redet, 
nicht im Widerſpruch. Hier iſt offenſichtlich nur von be- 
ſtehenden Pfarr- und Pfarrhäuſern die Rede, alſo der 
Fall von Neuerrichtung von Pfarr- und Pfründhäuſern gar 
nicht geregelt; es wurde angeordnet, in welcher Weiſe der 
Kirchenkaſten mit der ihm ſelbſt als Beſitzer der eingezogenen 
Pfründe obliegenden Reparatur oder Wiederherſtellung be⸗ 
ſtehender Pfarr⸗ und Pfründhäuſer, wofern dieſelben von 
Alters dem Kirchenkaſten angehangen, alſo der eigentlichen 
Pfarrhäuſer und ſonſtiger von Alters her zur Pfarrei ge— 
hörigen Nebengebäude (ſiehe Bl. 4: andere Gebäu, ſo von 
Alters der Kirche angehangen) verfahren ſolle und was er 
bei Baulaſt Dritter, insbeſondere z. B. der Patrone, tun ſolle. 

Das allgemeine Kirchengut konnte die Laſt zur Dotie⸗ 
rung neu zu errichtender Kirchenſtellen umſo eher übernehmen, 
weil ihm trotz ſeines Beſitzes von Kloſtergut und des im 
Kloſtergut ſteckenden Guts inkorporierter Pfarreien die Kir⸗ 
chenbaulaſt abgenommen war, und weil zufolge Einführung 
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der Reformation weniger Kirchenanſtalten, mithin auch we⸗ 
niger Kirchenſtellen nötig waren, insbeſondere die Capla⸗ 
neien und Frühmeßpfründen wegfielen und darum die Ein⸗ 
künfte aus dem Kirchenvermögen die Bedürfniſſe der neuen 
Landeskirche beträchtlich überſtiegen (vgl. Gaupp, Das be⸗ 
ſtehende Recht der evangeliſchen Kirche Bd. II $ 623). Nach 
der großen Kirchenordnung und insbeſondere dem Landtags- 
abſchied von 1565 (vgl. Eiſenlohr bei Reyſcher, Sammlung 
der württ. Geſetze Bd. 9 S. 110) durfte das allgemeine 
Kirchengut zu fremdartigen Zwecken nicht verwendet und nur 
die Ueberſchüſſe desſelben über die Kirchenbedürfniſſe ſollten 
zum Beſten des Landes, namentlich zur Tilgung der Landes⸗ 
ſchulden Verwendung finden. 

Der in Altwürttemberg beſtehende Rechtszuſtand unter⸗ 
ſcheidet ſich alſo weſentlich von demjenigen anderer Länder, 
wie z. B. Preußens, in welchen eine Einverleibung der 
Güter der Pfarrſtellen und Pfründen in ein allgemeines 
Staatskirchengut nicht ſtattfand, vielmehr dieſe Pfarrdota- 
tionen der Gemeinde, welcher darum auch die Pfarrbejol- 
dungslaſt auferlegt wurde, zur Verwaltung und ſtiftungsge⸗ 
mäßen Verwendung belafſen wurden. Bei dieſer Verſchie⸗ 
denheit der rechtlichen und tatſächlichen Verhältniſſe iſt es 
daher auch nicht angängig, wenn, wie es in der Denkſchrift 
über die Vereinfachung der Staatsverwaltung geſchieht, zur 
Rechtfertigung der Heranziehung der Gemeinden zur Deckung 
des Wohnungsaufwands bei Neuerrichtung von Pfarrſtellen 
auf die Beiſpiele anderer deutſchen Staaten Bezug genom— 
men wird. 

(Forſetzung im nächſten Heft.) 
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In der 5./6 Auflage des Staud inge r'ſchen Kommentars zum 
BGB. iſt der zweite Band nunmehr vollendet; die Schlußlieferung be: 
handelt insbeſondere die für die Praxis ſo ungemein wichtige Materie 
der „unerlaubten Handlungen“ äußerſt eingehend und gründlich, wie 
3. B. in dem RG. Kommentar nach deſſen ganzer Anlage nicht möglich 
war — auf 165 Seiten (gegen 145 S. der 3./ 4. Auflage); wie vielfach 
im einzelnen verbeſſert worden ift, darüber vgl. z. B. Anm. 2 a zu 
§ 852 in der jetzigen und der früheren Ausgabe. Vom 5. Band (Erb⸗ 
recht) iſt die zweite Lieferung — bis § 2218 reichend —, vom 6. Band 
(EG.) die erſte Lieferung, bis Art. 118 reichend erſchienen. 

Von der „Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich. Erläutert 
von F. Stein. Zehnte Auflage des von L. Gaupp begründeten 
Kommentars“ (Tübingen, Mohr) liegen die beiden erſten Lieferungen, 
bis § 252 reichend, vor. Einer Empfehlung bedarf dieſes Werk nicht, 
das ja insbeſondere von württ. Praktikern faſt ausſchließlich benützt wird 
und deſſen die neueſten Abänderungen der ZPO. eingehend behandelnde 
Neubearbeitung in allen Kanzlei- und Arbeitszimmern unentbehrlich ſein 
wird. Das Erſcheinen der den erſten Band beſchließenden dritten Lie⸗ 
ferung ſteht bevor. 

Von dem andere Ziele als der Gaupp-Steinſche Kommentar 
verfolgenden Zivilprozeßkommentar von Skonietzki und Gelpke (oben 
S. 125, 253) iſt die den erſten Band mit $ 510 c zum Abſchluß bringende 
7. Lieferung erſchienen, aus der beſonders die eingehende Behandlung 
des neu geregelten Amtsgerichtsverfahrens hervorzuheben iſt. 

Als erſter Band einer Sammlung „Verwaltungsrechtliche Geſetze 
Württembergs“ iſt im Verlag von Mohr, Tübingen eine Textausgabe 
der „Gemeindeordnung“ mit Anmerkungen von Privatdozent Dr. jur. 
E. Ruck in Tübingen (Preis: geb. 5 M. 60 Pf.), ein handlicher, gut 
ausgeſtatteter, mit Regiſter verſehener, auch die Vollzugsverfügung ent⸗ 
haltender Band, der ſich den im gleichen Verlag erſchienenen Arbeiten 
von Beling: „Württ. Straf⸗ und Prozeßgeſetzgebung“ und Fleiner: 
„Staatsrechtliche Geſetze Württembergs“ nach Zweck und Inhalt an⸗ 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIII. 3. 24 
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ſchließt, alſo dem akademiſchen Unterricht wie der Praxis dienen will und 
zu dienen geeignet iſt. 

Von der zweiten Auflage des Wörterbuchs des deutſchen Staats⸗ 
und Verwaltungsrechts (oben S. 125) iſt der erſte Band nunmehr ſchon 
vollſtändig erſchienen. Er ſchließt mit dem Artikel „Fürſorgeerziehung“ 
(S. 862—68). Die letzte Lieferung enthält u. a. unter dem Stichwort 
„Frau“ eine intereſſante „Skizze“ über die Stellung der Frau im öffent⸗ 
lichen Recht, ferner S. 816—841 eine eingehende und inſtruktive Dar- 
flelung des Forſtweſens; aus den früheren Lieferungen mögen hervor: 
gehoben werden die ausführlichen, ein reiches Material verwertenden 
Artikel „Anſiedlungen (Poſen und Weſtpreußen)“ S. 130 —39, „Arbeiter, 
gewerbliche“ (Arbeiterſchutz, Arbeitsvertrag und Arbeiterverſicherung, wo⸗ 
bei der Entwurf der Reichsverſ. Ordnung erwähnt und ein dieſe behan⸗ 
delnder Nachtrag in Ausſicht geſtellt iſt) S. 149— 185; „Beamte“ (in 
12 58 S. 358 — 370). Ueberall ift in knapper Faſſung ein reicher Stoff 
verarbeitet und auf die einſchlägigen Geſetze und die Literatur hinge⸗ 
wieſen. Auch der Richter wird mannigfach in Fällen, in denen ſtaats⸗ 
und verwaltungsrechtliche Fragen hereinſpielen, Gelegenheit haben, ſich 
aus dieſem Werk zu orientieren. 

Von Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen, B. Strafrecht und 
Strafprozeß iſt der 5. Band erſchienen, die bis 1. Oktober 1910 ver⸗ 
öffentlichte Rechtſprechung mit einer Reihe nicht publizierter Entſcheidun⸗ 
gen des Reichsgerichts enthaltend. Der an Umfang nicht unbedeutend 
gewachſene neue Jahrgang iſt gleich den bisherigen Jahrgängen als gutes 
Hilfsbuch zu ſchneller Orientierung über die jeweils einſchlägige Judika⸗ 
tur und Literatur für den Praktiker ſehr nützlich. 
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(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


A. 


Amtskörperſchaftsbeamte. Den Be⸗ 
amten der Amtskörperſchaften 
und Gemeinden ſteht bei ſofor⸗ 
tiger Entlaſſung wegen grober 
Dienſtverfehlung keine Beſchwer⸗ 

e an den Verwaltungsge⸗ 
richtshof zu 233. 

Anfechtung von Rechtshandlun⸗ 
gen. Verhältnis der §§ 134, 
135 BGB. (betr. verbotene und 
unſittliche Geſchäfte) zu dem 
Geſetz betr. A. v. R. außerhalb 
des Konkurſes 1. 

— A. der Ehe wegen Irrtums 
und Betrugs. Verhältnis der 
Anfechtungs⸗ und Scheidungs⸗ 
klage 306. 

Anfechtungsrecht des Konkursver⸗ 
walters. Iſt das A. d. K. „ein 
die Veräußerung hinderndes 
Recht eines Dritten am Ge: 
genſtand der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung“? 148. 

Anzeige. Zur Auslegung des $ 501 
StPO. Was iſt unter A. zu 
verſtehen? 49. 

Ausſtattungspflicht des überleben⸗ 
den Ehegatten aus dem ſeiner 
Nutznießung unterſtehenden hin⸗ 
terfälligen Vermögen 40. 

Ausſtreuungen, falſche, durch 
welche die Obrigkeit in Bewe⸗ 
gung geſetzt wird 193 

Automobillenker. Fahrläſſige Kör⸗ 
perverletzung durch einen A. 52. 


B. 


Beamte. Haftung des Staats 
für das Verſchulden eines Be⸗ 
amten bei der Beaufſichtigung 
von Sprengarbeiten in einem 
öffentlichen Fluſſe 137. 

— Haftung des Staats und der 
Gemeinden für ihre Beamten. 
Zur Auslegung der Art. 202, 
204 AG BGB. 286. 

— En Auslegung des $ 839 
BGB. (Beweislaſt bei Körper: 

verletzung durch einen Polizei⸗ 
beamten, Recht eines ſolchen 
zum Waffengebrauch) und der 
Art. 202 ff. AGB GB. 292. 

Beleidigung. Läßt der Schlußſatz 
des § 193 StGB. nur eine Be⸗ 
ſtrafung aus § 185 zu? 178. 

— Sit 8193 StGB. ſtets ausge⸗ 
ſchloſſen bei Mitverfolgung 
eines weiteren Zwecks der 
Kundgebung? 197. 

— Der Schutz des § 193 StGB. 
bei einer Ortsvorſteherwahl 334. 

— 1. Tadelndes Urteil über ge⸗ 
werbliche Leiſtungen im Sinn 
des § 193 StGB. 2. Form und 
begleitende Umſtände der Aeuße⸗ 
rung 339. 

— Zum Begriff der B. 344. 

Beſcholtenheit als perſönliche 
Eigenſchaft i. S. des § 1333 
BGB. 306. 

Betrug. Anfechtung der Ehe we: 
gen B. 306. 


870 
Betrug. Nahrungsmittelfälſchung 
und B. 330. 
Bierlieferungsverträge. Verſtößt 
ein Vertrag gegen die guten 
Sitten, durch den ſich ein Bier⸗ 
brauer verpflichtet, Kunden an⸗ 
derer Brauereien nicht oder 
doch nur gegen einen hohen 
„Abtrag“ anzunehmen? 130. 
Bild. Rahmen als ſelbſtändiger 
Beſtandteil des Bilds 191. 


E. 


Eheſachen. Verhältnis der An⸗ 
fechtungs⸗ und Scheidungsklage. 
— Anfechtung der Ehe wegen 
Irrtums und Betrugs. — Be⸗ 
ſcholtenheit als perſönliche 
8 55 i. S. des § 1333 
BGB. 306. 


Eigentumsübertragung. Verpflich- 
tung zur E. an einem Grund⸗ 
ſtück durch gerichtlich oder no⸗ 
tariell beurkundeten Vertrag. 
Zur Auslegung des $ 313 
BGB. 133 


Eigentumsvorbehalt. Klage auf 
igentumsverſchaffung an der 
Kaufſache durch Beſeitigung 
eines auf ihr zugunſten eines 
Dritten ruhenden E. 13. 

Einkommenſteuergeſetz. Der „be⸗ 
ſoͤndere Verpflichtungsgrund “ 
im Sinn des Art. 9 Ziff. 1 4 
des E. 79. 

Einzelweiden. Die Rechtsgültig⸗ 
keit eines die Genehmigung zum 
E. vorſchreibenden Gemeinde⸗ 
ratsbeſchluſſes 319. 

Eiſenbahn⸗Wagenklaſſe. Inwie⸗ 
fern iſt die Benützung einer 
höhern E.⸗W. als der bezahlten 
kriminell ſtrafbar? 180. 

Eventualteilung. Die E. in ihrer 
Bedeutung für die Umſatzſteuer⸗ 
pflicht 73. 


F. 
Fiſchen. Unbefugtes Begehen frem⸗ 
der Wieſen zwecks Fiſchens 348. 
Forititrafgefeg. Zur Aufhebung 
des Art. 13 des württ. F. vom 
2. Sept. 1879 durch Art. II des 
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. vom 19. Februar 1902 
2 


Fürſorgeerziehung. Erſatz der 
Koſten der F. (§8 1610, 1611 
BGB., Art. 19 Abſ. 2 des F.⸗ 
Geſetzes) 311. 


G. 


Gebäudeſteuer. Steuerfreiheit 
eines zu öffentlichen Zwecken 
dienenden Gebäudes, das dem 
Eigentümer keinen ökonomiſchen 
Nutzen abwirft 238. 

Gemeindebeamte. Den Beamten 
der Amtskörperſchaften und Ge⸗ 
meinden ſteht bei ſofortiger 
Entlaſſung wegen grober Dienſt⸗ 

all ung keine Beſchwerde an 

= erwaltungsgerichtshof zu 

Geſamtſchuldner. Zuläſſigkeit 
eines andern als des hälftigen 
Verteilungsmaßſtabs nach 8 426 
Abſ. 1 BGB. 21. 

Geſchäftsherr, Haftung für An⸗ 
geſtellte. Benützung eines Fahr⸗ 
rads durch einen Ausläufer 
als „Verrichtung“, zu der er 
von dem G. „beſtellt“ iſt (S 831 
BGB.) 18. 

Geſchäftsfirma. Haftung eines 
Beklagten als Mitſchuldner des 
Mitbeklagten, der unter Dul⸗ 
dung des erſteren die Namen 
beider Beklagten als Firma 
im e gebraucht 

at 


hat 258. 

Geſellſchaftsvertrag. Was gehört 
zu einem G. ? 133. 

Geſtohlene und verlorene Sachen, 
Eigentumserwerb. Ein Bei⸗ 
trag zur Auslegung des $ 935 
BGB. 121 


Gewerbepolizeiliches Verfahren. 
Im G. V. nach § 21 der Ge⸗ 
werbeordnung darf die Kreis⸗ 
regierung ohne mündliche Ver⸗ 
handlung entſcheiden, wenn eine 
ſolche vor dem Bezirksrat ſtatt⸗ 
gefunden hat 89. 

Gewerbeſteuer. Beginn der Steu⸗ 
erpflicht für einen Gewerbebe⸗ 
trieb im Fall des bloßen Unter⸗ 
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nehmerwechſels 220. 

Gewerbeſteuer. Die Uebernahme 
beſtehender Geſchäfte iſt im Fall 
ihrer gleichzeitigen Angliede⸗ 
rung an ein Dan, für 
die Gewerbebeſteuerung nicht 
als Beginn neuer Gewerbe, 
ſondern nur als Peränderung 
des a zu 
behandeln 224. 

Großhandel. Zur Auslegung des 
Begriffs G. 200. 


H. 
Hebammen. Zur Auslegung des 
5 Dr Dienſtanweiſung für 
2 


Heimarbeiterin. Wann iſt die 
Erfindung oder das Verfahren 
einer H. als Geſchäfts⸗ oder Be⸗ 
triebsgeheimnis des Geſchäfts⸗ 
herrn anzuſehen? 188. 

Hypothek. Bedeutung und recht⸗ 
liche Wirkung der Beſtimmung 
bei Liegenſchaftskäufen, daß die 
H. in Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis übernommen werde 261. 


J. 
Jagdbare Tiere. Gehört das 
Eichhörnchen zu den j. T.? 46. 
Irrtum. Anfechtung der Ehe we⸗ 
gen J. 306. 


Kanalbeiträge. Die Vorausſetzun⸗ 
en der Verpflichtung zur Lei⸗ 
fung ſtädtiſcher K. 64 
Kauf. Klage auf Eigentumsver⸗ 
[peltung an der Kaufſache durch 
eſeitigung eines auf ihr zu⸗ 
gunften eines Dritten ruhenden 
igentumsvorbehalts 13. 
Kauf a ammenhang. Zur Frage 
des K. 7. 


Kirchengemeindegeſetz vom 22. Juli 
1906. Zuläſſigkeit der verwal⸗ 
tungsgerichtlichen Klage und 
mehrfacher Wohnſitz nach Art. 
70 Abſ. 1 bezw. Art. 5 Abſ. 
2 des evangeliſchen K. 127. 

Klagänderung. Begrenzung des 
Rechts des Gerichts, die Klage 
von einem rechtlichen Geſichts⸗ 
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punkt aus, den der Kläger nicht 
geltend gemacht hat, für be⸗ 
gründet zu erklären 151. 

— Liegt eine unzuläſſige Kl. vor, 
wenn im Lauf des Rechtsſtreits 
der Kläger den auf Bezahlung 
an ihn und den Pfandgläubi⸗ 
ger, der die eingeklagte Forde⸗ 
rung hat pfänden laſſen und 
ſich zur Einziehung überweiſen 
laſſen, gerichteten Klagantrag 
dahin abändert, daß (nur) an 
den Pfandgläubiger gezahlt 
werden ſoll? 314. 

Körperverletzung durch einen Po⸗ 
lizeibeamten 292. 

Kah ge Zur Auslegung 
der Miniſterialverfügung vom 
13. Juli 1906 betr. dem Ver⸗ 
kehr mit K. 55. 

Krankenunterſtützung. Zum Be⸗ 
griff der ordnungsmäßigen Ein⸗ 
weiſung in ein Krankenhaus als 
Vorausſetzung der K. 98. 

— Einfluß eines Wechſels in der 
Kaſſenmitgliedſchaft auf die Un⸗ 
terſtützungspflicht 102. 

Krankenverſicherungsgeſetz. Zum 
Begriffe der Fahrläſſigkeit im 
Sinne des § 50 des K. 70. 

— Erwerbsloſigkeit als Voraus⸗ 
ſetzung für die Fortdauer des 
Unterſtützungsanſpruchs nach 
§ 28 des KG. 208. 


L. 


Landtagsabgeordneter. Inwiefern 
ſteht dem L. der Schutz des 
§ 193 StGB. zu? 160. 

Landwirtſchafts⸗Unfallverſiche⸗ 
rungsgeſetz. Zu § 151 ($ 140 
Gew VG.) 142. 

Literariſche Anzeigen. 

Beling, Württ. Straf: und Pro⸗ 
zeßgeſetzgebung 367. 

Fleiner, Staatsrechtliche Ge⸗ 
ſetze Württembergs 367. 

O. Hanke und Dr. Kröhner, 
Das Sonderrecht des Viehkaufs. 

Hegler, das Gemeindegerichts⸗ 
verfahren in Baden und Würt⸗ 
temberg 126. 

Jako b y, H. RA. Dr., Das Bau⸗ 
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forderungsgeſetz mit Ein- 
leitung und Anmerkungen 253. 
Dr. jur. E. Ruck in Tübingen, 
Verwaltungsrechtliche 
5 Württembergs. 
ordnung der Gemeinde: 
nung mit Anmerkungen 


Rümelin, M „ Schadenserſatz 
ohne Verſchulden 254. 

Skonietzky, Krämer und 
Gelpcke, Zivilprozeßordnung 
und 375 tsverfaſſungsgeſeß 
125. 253. 367. 

Staudin gers Kommentar zum 
BGB., 3. und 4. Bd. 5./6. 
258. 367. 

Stein, ar d zeß or d⸗ 
nun ür das deutſche 
Reich. Erläutert von L. 

Zehnte Auflage 

des von L. Gaupp be⸗ 

F Kommentars 


Stengel⸗Fleiſchmann, 
Wörterbuch des deutſchen 
Staats⸗ 8 e 
2. Aufl. 125. 368. 

Veiel, Diet trafrechtliche Bedeu: 
tung der Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzgebung 126. 

Warneyers RO. 253. 

Warneyers Jahrbuch der 
Entſcheidungen. B. Straf⸗ 
recht > e 
5. Band 3 


M. 


Maklervertrag. Hur 8 
des § 654 BGB. 

Miterben. Verpflichtung des M., 
bezüglich ſeines Erbſchaftsan⸗ 
ſpruchs auf eine Schuld gegen 
den Nachlaß ſich verweiſen zu 
laſſen 308. 

Muſterſchutz und Warenzeichen 277. 


N. 


Nahrungsmittelfälſchung und Be— 
trug 330. 

„Nebenabrede“ im Sinn des Art. 1 
und 2 des Liegenſchaftsgeſetzes 
vom 23. Juni 1853. 26. 


Aufl. 
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Notwehr. Zum Begriff der Selbſt⸗ 
hilfe und der N. In bloß paſ⸗ 
ſivem Verhalten oder in Nicht⸗ 
leiſtung einer Tags! 
liegt fein Angriff 1 


O. 


Oeffentliche Bekanntmachung einer 
Verurteilung. Die Publikations- 
befugnis des § 200 StGB. 
iſt als Strafe und nicht als 
bloße een aufzu⸗ 
faſſen 58. 

Ortsvorſteher. Amtspflichtverlet⸗ 
zung eines (dörflichen) Orts⸗ 
vorſtehers durch Mitwirkung bei 
Errichtung eines ungültigen 
Teſtaments? 286. 

Ortsvorſteherwahl. Zur Anfech⸗ 
tung einer O. mit der Rechts⸗ 

beſchwerde bedarf es des Nach⸗ 
weiſes eines verletzten Wagen 
rechts 235. N 


P. 


Pfarrhausbaulaſt. Die Pf. für 
neu errichtete evangeliſche Kir⸗ 
chenſtellen in Württemberg 353. 

Polizeibeamte. Beweislaſt bei 
Körperverletzung durch einen 
Polizeibeamten, Recht eines ſol⸗ 
chen zum Waffengebrauch 292. 

Polizei en Der Tatbe⸗ 
ſtand des Art. 7 Ziff. 1 Pol⸗ 
StG. (In i der 
Obrigkeit durch falſche Aus⸗ 
ſtreuungen) 193. 

Prozeßkoſten. Koſtenpflicht bei 
Erledigung der Hauptſache 14. 

— Koſtenpflicht bei Erledigung 
der Hauptſache nach Einreichung 

| 2 vor Zuſtellung der Klage 


R. 


Rahmen als ſelbſtändiger Beſtand⸗ 
teil des Bilds 191. 

„Rechtsträger“. Rechtswirkſam⸗ 
keit der Beſtellung eines „Rechts⸗ 
trägers“ eines nicht rechtsfähi⸗ 
gen Vereins 255. 


Reichserbſchaftsſteuer. Unzuläſ⸗ 
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ſigkeit der Rechtsbeſchwerde auf 
dem Gebiete der R. 220. 

Rekursbeſchwerde. Die Rechtfer⸗ 
tigung der R. nach $ 20 der 
Gewerbeordnung 87. 


S. 


Schadensanſpruch. Bedeutung des 
Ausſpruchs in einem Urteil 
über den Grund des Anſpruchs, 
daß ein Schaden in beſtimmter 
Richtung entſtanden ſei 315. 

Schadenserſatz. Was iſt unter 
„Kenntnis der Perſon des Er⸗ 
ſatzpflichtigen“ (§ 852 BGB.) 
zu verſtehen? 297. 

Schlachthausverein. Bedeutung 
eines gemeinderätlichen Be⸗ 
ſchluſſes, wodurch die Weige⸗ 
rung eines Schlachthausvereins, 
einen Metzger in den Verein 
aufzunehmen, für unbegründet 
erklärt wird 37. 

Schlachtvieh⸗ und Fleiſchſchau⸗Ge⸗ 
bühren. Die Berechtigung der 
Gemeinden zur Erhebung von 
Sch.⸗ und F.⸗G. 92. 

Schlägerei. Zum Begriff der 
Schl. und des Verſchuldens im 
8 des $ 367 Ziff. 10 StGB. 

47. 


Schweinehaltung. Verbot der 
Schw. aus geſundheitspolizei⸗ 
lichen Gründen 244. 

Selbſthilfe. Zum Begriff der S. 
und der Notwehr 155. 

Statutariſche Nutznießung an 
einem Pflichtteil? 139. 

Steuerdelikt. Die Umwandlung 
einer Geldſtrafe wegen Steuer⸗ 
delikts 191. 

Strafantrag. Beſchwerde des 
Verletzten und Antrag auf ge⸗ 
richtliche Entſcheidung gegen 
einen den Strafantrag ableh⸗ 
nenden Beſcheid der Staatsan⸗ 
waltſchaft. Zur Auslegung des 
& 170 StPO. 48. 

Straßenverkehr. Die Rechtsgül⸗ 
tigkeit einer auf den St. vor 
Verkaufsläden bezüglichen orts⸗ 
polizeilichen Vorſchrift 345. 
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T. 


Tiere. Eiſenbahnfrachtvertrag in 
Bezug auf T. (§ 459 Ziff. 5 
GB.) 281. 


Tierhalter. Beſteht der Erſatzan⸗ 
ſpruch des T. auf volle Schad⸗ 
loshaltung gegenüber dem aus 
unerlaubter Handlung Mitver⸗ 
pflichteten nach § 840 Abſ. 3 
BGB. auch in dem Fall, wenn 
der T. dem Verletzten gegenüber 
noch aus einem andern Rechts⸗ 
grund als dem Tierſchaden haf⸗ 

tet? 20. 

Tote Hand. Liegenſchaftserwerb 
durch die t. H. 303. 


u. 


Unfallsrente. Herabſetzung einer 
U. zufolge Verehelichung der 
Rentenempfängerin? 283. 

Unfallverſicherungsgeſetz. In wel⸗ 
chem Zeitpunkt geht der Rechts⸗ 
anſpruch des Verletzten gegen 
den Dritten auf die Berufsge⸗ 
noſſenſchaft über? Gew VG. 
8 140 Landwu VG. $ 151. Gef: 
UVG. § 26. 112. 

Ungerechtfertigte Bereicherung. 
3 aus u. B., wenn ein 
zu Straßenbauzwecken an eine 
Gemeinde unentgeltlich abge⸗ 
tretenes Grundſtück in der Folge 
nicht zum Straßenbau verwen⸗ 
det wird? Wem ſteht der An⸗ 
ſpruch zu, falls das die abge⸗ 
tretene Fläche umrahmende 
Grundſtück ſpäter den Beſitzer 
gewechſelt hat? 26. 

— Anſpruch aus u. B., wenn 
eine Stadtgemeinde ein Grund⸗ 
ſtück zu Straßenbauzwecken ver⸗ 
kauft und verwendet hat, zu⸗ 
folge ſpäterer Aenderung des 
Stadtbauplans aber die Par⸗ 
zelle als Bauſtelle verwendbar 
und dadurch ihr Wert bedeu⸗ 
tend erhöht wird ? 33. 

Unlauterer Wettbewerb, begangen 
mit Bezug auf preisgekrönte 
Entwürfe von Beamten 274. 

— U. W. durch die unwahre An⸗ 
kündigung, ein dem Verkauf 
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ausgeſetzter Gegenſtand genieße 


Muſterſchutz 277. 
Unmöglichkeit der Erfüllung eines 

zweiſeitigen Vertrags zufolge 

Konkurseröffnung, Schadener⸗ 


ſatzforderung wegen U. d. E. 268. 


Unterſtützungswohnſitzgeſetz. 
Ruhen des Friſtenlaufs nach 
§ 14 des U. 212. 

Unzüchtige Handlungen, öffentli⸗ 
ches Aergernis 58. 


V. 


Verein, eingetragener, Austritt. 
Zur Auslegung des § 39 BGB. 
127. 


— Rechtswirkſamkeit der Beſtel⸗ 
lung eines „Rechtsträgers“ eines 
nicht rechtsfähigen Vereins 255. 

Verkaufsläden. Die Rechtsgül⸗ 
tigkeit eine auf den Straßen⸗ 
verkehr vor V. bezüglichen orts⸗ 
polizeilichen Vorſchrift 345. 

Verkehrshinderung. Zum Tatbe⸗ 
ſtand einer Uebertretung des 
§ 366 Ziff. 9 StGB. 174. 

Verſicherungsvertrag — Verſäu⸗ 
mung der Anzeige- und Klage⸗ 
erhebungsfriſt — Entſchuldi⸗ 
gungsbeweis? 145. 271. 

Viehhändler. 1. Die Rechtsgül⸗ 
tigkeit der Miniſterialverfügung 
vom 16. Juli 1906 betr. die 
Führung von Ein⸗ und Ver⸗ 
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kaufsverzeichniſſen der V. 2. Was 

bedeuten die Worte: „bei Aus⸗ 

übung des Gewerbes“ ? 168. 
Vollmacht. Umfang einer V. 3. 


W. 


Wanderlager im Sinne des Wan⸗ 
dergewerbeſteuergeſetzes kann 
309 das Feilbieten des Inven⸗ 
tars eines im Güterhandel er⸗ 
worbenen Bauernguts ſein 242. 

Warenzeichen u. diert 277. 

eee orausſetzun⸗ 
gen für den Anſatz von W. 106. 

eo ept einer Ehefrau. Gül⸗ 
tigkeit des W. e. E., das fie 
auf einem nach der Heirat ver⸗ 
fallenden Wechſel vor der Heirat 
in der Weiſe abgegeben hat, 
daß ſie ihren ehelichen Namen 
auf den Wechſel ſetzte? 43. 

Weg. Merkmale eines öffentli⸗ 
chen W. 67. 

Weiderecht. a. Kann der Grund⸗ 
beſitzer ſein W. auch durch 
Dritte ausüben laſſen? b. Die 
Rechtsgültigkeit eines die Ge⸗ 
nehmigung zum Einzelweiden 
vorſchreibenden Gemeinderats⸗ 
beſchluſſes 31. 

Wieſen. Unbefugtes Begehen frem⸗ 
der Wieſen zwecks Fiſchens 348. 

Wohnſitz. Erforderniſſe des ſteuer⸗ 
lichen W. 84. 
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